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Islam in Deutschland
hat nicht nur ein Gesicht: die Frau mit Kopftuch vor einem Bild der Boxerin Fikriye Selen, die hier in Kreuzberg für ein Haarwaschmittel
wirbt. Foto: dpa-Fotoreport
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ist längst zu einer festen Größe geworden: 
vor allem durch die Zuwanderung von „Gast-
arbeitern“ aus der Türkei, einschließlich deren
Familien, aber auch durch Asylsuchende, Stu-
dierende und Hochschulabsolventen aus allen
Teilen der islamischen Welt. Ein beachtlicher Teil
ist bereits in Deutschland geboren, nicht wenige
sind deutsche Staatsbürger. Die meisten leben
hier wie andere Menschen auch, fühlen sich
zugehörig.
Dennoch: Das Bild Deutschlands hat sich ver-
ändert, wie jeder feststellen kann, der durch 
die Einkaufsstraßen flaniert, Parkanlagen auf-
sucht, im Supermarkt einkauft. Vereinzelt sind
bereits Moscheen und Minarette sichtbar, wenn
auch zumeist an den Rand geschoben, in die
Gewerbegebiete. Mehr noch: Es gibt ganze
Stadtviertel, in denen Menschen islamischen
Glaubens, zumeist türkischer Abstammung,
konzentriert wohnen, am bekanntesten ist
Berlin-Kreuzberg. Frauen und Mädchen in tra-
ditionell islamischer Kleidung, insbesondere mit
Kopftuch, begegnen uns überall. Wenn auch
mit deutlichem Abstand: Der Islam ist nach den
christlichen Kirchen zur zweitstärksten Religion
in Deutschland geworden.
Diese sichtbaren Veränderungen im Alltag
haben in Deutschland zu Verunsicherungen
geführt. Identitätsfragen werden gestellt,
Fragen auch nach Absonderung und nach
Integration. In manchen Straßen fühlen sich
Deutsche gelegentlich nicht mehr zu Hause.
Ängste werden spürbar, manchmal deutlich
artikuliert, leider auch gelegentlich geschürt.
Eine deutliche Zuspitzung haben die bislang
eher verdeckten Ängste erfahren durch die
Anschläge vom 11. September 2001 auf das
World Trade Center und das Pentagon: Waren
es doch islamistische Terroristen, die diese
Verbrechen begangen haben, unter Berufung
auf ihre Religion.
Seitdem – und das ist durchaus ein positives 
Zeichen – ist das Interesse für den Islam bei uns
so hoch wie nie zuvor. Endlich! Wir müssen
feststellen, wie wenig wir über die Religion des
Islam wissen, über seine Lehren und seine
Entwicklung, seine verschiedenen Richtungen,
die Organisationsformen, die sich deutlich von
den christlichen Kirchen unterscheiden, speziell
auch über die Gruppen und Gruppierungen bei
uns, von denen wir nur selten wissen, wie sie
einzustufen, wie zu bewerten sind. Fragen
stellen sich, wie die verschiedenen Ausprägun-
gen des Islam mit der Werteordnung unseres

Grundgesetzes vereinbar sind, inwieweit der
Islam die für uns unabdingbare Toleranz kennt
und in welchem Ausmaß Islam und Demokratie
vereinbar sind.
Von hoher symbolischer Bedeutung hat sich das
Tragen von Kopftüchern durch Frauen und
Mädchen erwiesen. Haben wir es hier mit einem
Indiz zu tun für eine spezielle Auffassung von
der Rolle der Frau, die sich nicht mit den
Grundwerten unserer Verfassung verträgt? Ist
es ein Identitätsmerkmal für bestimmte Grup-
pen mit besonders ausgeprägter religiöser
Bindung oder ein Zeichen von Diskriminierung
auf Grund des Geschlechts? Mit welchen prak-
tischen Konsequenzen: darüber hinwegsehen,
tolerieren oder deutlich Grenzen ziehen, im
Namen des Grundgesetzes?
Für die Politik und das Alltagshandeln von
Verwaltung stellen sich zudem eine Fülle
praktischer Fragen und Rechtsprobleme, die
mehr sind als rein rechtliche Fragen, für die
vielmehr der Rat von Experten erforderlich ist,
die sowohl mit dem Islam als auch dem Recht
vertraut sind. Das betrifft die Teilnahme von
Mädchen am Sportunterricht genauso wie das
Tragen von Kopftüchern in der Schule, den
islamischen Religionsunterricht, aber auch das
Schlachten von Tieren.
Die Bundesrepublik Deutschland kennt keine
Staatsreligion, auch wenn das Grundgesetz
sowie die Länderverfassungen sich in ihren
Präambeln ausdrücklich auf Gott berufen, von
den Verfassungsvätern und Verfassungsmüt-
tern den Zeitumständen entsprechend sicher-
lich im christlichen Sinne verstanden. Genauso
wenig jedoch definiert sich die Bundesrepublik
Deutschland als laizistischer Staat, mit strikter
Trennung von Kirche und Staat. Das Verhältnis
beider ist als Partnerschaft konzipiert, mit
vielfältigen Formen der Kooperation und der
daraus folgenden Rechtsbeziehungen. Ein Er-
gebnis dessen ist auch, dass Religionsunterricht
ordentliches Schulfach ist, gemeinsam von
Kirche und Staat getragen. Eine Beschränkung
auf die christlichen Religionen gibt es dabei
nicht. Einem islamischen Religionsunterricht
steht bislang allerdings im Wege, dass es auf
islamischer Seite keine Organisationsstrukturen
gibt, die den christlichen vergleichbar und mit
den staatlichen Strukturen kompatibel wären,
bislang jedenfalls.
Integration ist keine Einbahnstraße: Der Hilfe,
dem verständnisvollen Entgegenkommen muss
die Integrationsbereitschaft entsprechen. Diese
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fängt beim Erlernen der deutschen Sprache an.
Entsprechende Angebote müssen gemacht
werden, nicht nur, aber auch von Staats wegen,
auch von der politischen Bildung, und diese
Angebote dürfen nicht als unverbindlich gelten.
Nach den Anschlägen des 11. September 2001
stehen die Beziehungen zwischen den Religio-
nen unter dem Schreckgespenst des Terroris-
mus. Mancher mag da an den „Kampf der
Kulturen“ denken, der im Grunde als Krieg der
Religionen erscheint. Daran ist allenfalls richtig,
dass Religionen mehr sind als unterschiedliche
Dogmensammlungen, nämlich Kulturen, die
das gesamte Leben der Menschen bestimmen,
auch wenn sie längst formal die Mitgliedschaft
aufgekündigt haben. Nicht übersehen werden
darf, dass Religionen in unterschiedlichen
Kulturbereichen eine völlig andersartige Ent-
wicklung durchgemacht haben, mit oft sehr
unterschiedlichen historischen Erfahrungen,
manchmal auch zeitversetzt: Man denke nur 
an die einschneidende Erfahrung der Aufklä-

rung in Westeuropa. Unterschiedliche Kulturen
mögen aufeinander prallen, vielleicht dabei
auch Reibungen erzeugen. Doch ein Kampf ist
nicht zwangsläufig. Vielmehr muss alles getan
werden, ihn zu vermeiden. Es geht um frucht-
bare Begegnung, nicht um Kampf und Sieg.
Natürlich gibt es islamistisch motivierten Extre-
mismus, ja offensichtlich auch Terrorismus, der
sich auf den Koran beruft. Doch er weist nur
eine geringe Anzahl von Anhängern auf. Er
muss bekämpft werden – wie jede andere
Gruppe auch, die sich offensiv gegen die
Grundordnung unserer Verfassung wendet.
Wichtig ist dabei selbstverständlich, Ursachen
und Denkmuster zu verstehen, um helfend
einschreiten zu können. Doch wenn es sein
muss, ist die Härte des Gesetzes gefragt. Denn
auch wenn sich Deutschland verändert: die
Grundprinzipien unserer Verfassung erheben
dauerhaften Anspruch.

Hans-Georg Wehling
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Anders als die christlichen Kirchen verfügt
der Islam über keine feste Organisations-
struktur mit klar definierten Glaubensin-
halten, fester Mitgliedschaft und oberster
Autorität. Vielmehr ist der Islam in die
verschiedendsten Richtungen gespalten,
von denen die Sunniten und Schiiten die
bedeutendsten sind, auch in Deutschland.
In der – ungewohnten – Diaspora aller-
dings ergeben sich andere Notwendigkei-
ten, wenn man Moscheen und theologi-
sche Zentren unterhalten will und wenn
es um die Einführung islamischen Reli-
gionsunterrichts geht. Red.

Der Kanon der „fünf Säulen“, 
auf denen der Islam ruht

Wer ist ein Muslim? Wer sich selber dafür
hält, würde auf diese Frage wohl mit dem
Glaubensbekenntnis antworten: 
„Ich bezeuge, dass es keine Gottheit gibt
außer Gott, und dass Mohammed der
Gesandte Gottes ist”. 
Der erste Teil dieser zweigliedrigen For-
mel, das Bekenntnis zum absoluten Mo-
notheismus, verbindet den Islam mit den
anderen monotheistischen Religionen,
während der zweite Teil das Besondere
des Islam ausmacht: Mohammed ist der
Gesandte Gottes, ein Prophet, dessen Ver-
kündigung – im Koran niedergelegt –
daher als göttliche Offenbarung gilt. Ein
Muslim ist also jemand, der den Koran als
Äußerung des göttlichen Willens aner-
kennt und befolgt. Hinzuzufügen ist
noch, dass die Muslime im allgemeinen
die koranische Offenbarung als die letzte
und endgültige ansehen: nach Moham-
med wird es bis zum Jüngsten Gericht kei-
nen Propheten mehr geben; er ist das
„Siegel der Propheten” – Bekräftigung
und Abschluss der Offenbarungen, die
Gott der Menschheit durch frühere Pro-
pheten wie Abraham, Moses oder Jesus
hat zuteil werden lassen.
Die Anerkennung des Korans als göttliche
Offenbarung schließt den Glauben an
bestimmte, darin verkündete Glaubens-
wahrheiten ein, vor allem den an die Auf-

erstehung und das Jüngste Gericht mit
darauffolgender Strafe und Belohnung;
ferner die Befolgung bestimmter Riten,
für die im Koran der Grund gelegt ist: das
fünfmalige tägliche Ritualgebet, das Fas-
ten im Monat Ramadân, die Wallfahrt
nach Mekka und das Zahlen einer Almo-
sensteuer, einer Art Solidaritätsbeitrag zu-
gunsten armer und sozial schwacher Glau-
bensbrüder und -schwestern; zusammen
mit dem Glaubensbekenntnis bilden diese
Ritualpflichten den Kanon der „fünf Säu-
len”, auf denen der Islam ruht.

Die Wallfahrt nach Mekka 
als Demonstration der
Zusammengehörigkeit

Das Zeremoniell der Wallfahrt (Haddsch) in
Mekka, das jeder Muslim nach Möglichkeit
einmal im Leben absolvieren soll, demon-
striert auf höchst eindrucksvolle Weise das
Zusammengehörigkeitsgefühl aller Musli-
me: Pilger aus aller Welt, Angehörige ganz
verschiedener Völker, Sprecher verschiede-
ner Sprachen vollziehen hier, in das gleiche
weiße Pilgergewand gekleidet, dasselbe
Ritual. Nirgendwo sonst kommt auch der
egalitäre Anspruch des Islams deutlicher
zum Ausdruck: alle Gläubigen sind vor Gott
gleich. Auch beim Gebet (salât) wird die
Idee der Einheit und Einigkeit aller Musli-
me sichtbar: wo immer auf der Welt ein
Muslim in einem fremden Land eine Mo-

schee betritt, weiß er sich zu Hause und
wird sich richtig verhalten. Die Muslime
sind „die Leute mit der Gebetsrichtung”
(ahl al-qibla) – nämlich nach Mekka.

Seit Anbeginn keine Einheit, 
weder religiös noch politisch

Dennoch ist es allgemein bekannt und
allen Muslimen schmerzlich bewusst, dass
der Islam schon seit den Anfängen seiner
Geschichte keine Einheit mehr ist – weder
eine religiöse noch eine politische. Seinen
Niederschlag hat dieses Bewusstsein in
einem Ausspruch gefunden, der als Pro-
phezeiung des Propheten Mohammed
selber an seine Anhänger überliefert wird:
„Die Juden sind in 71 Richtungen gegan-
gen, die Christen in 72, ihr werdet in 73
Richtungen gehen.”
Die Spaltungen, die die islamische Ge-
samtgemeinde (umma) schon im ersten
Jahrhundert nach Mohammeds Tod in blu-
tige innerislamische Kriege stürzte – das
dafür verwendete Wort fitna bedeutet
„Prüfung” –, hatten indes weniger reli-
giös-theologische als vielmehr politische
Ursachen. Die Umma war nicht nur als reli-
giöse Gemeinschaft, sondern auch als poli-
tisches Gemeinwesen gegründet worden,
das zudem nach dem Tod des Propheten
rasch zu expandieren begann und imperi-
ale Züge annahm. Da die Nachfolge- und
Machtkämpfe innerhalb dieses neuen ara-
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Nicht nur Sunniten und Schiiten

Was ist Islam und wer ist Muslim?
Die Glaubensrichtungen des Islam

Von Heinz Halm 

Der Koran
das heilige Buch des Islam. Zweifel sind allerdings angebracht, ob der von der jungen Frau
so hochgehaltene Koran das Kopftuch verlangt. Die beiden Koranverse, die zur Begrün-
dung herangezogen werden, schreiben zwar eine züchtige Verhüllung vor, nicht jedoch
das Kopftuch. Auch zu Lebzeiten des Propheten gab es keine einheitliche Regelung:
während sich die Frauen aus Medina verschleierten, war dies in Mekka nicht der Fall.
Die Bildtexte dieses Heftes verfasste Dorothee Kallenberg-Laade. Foto: dpa-Fotoreport
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bischen Imperiums von einer religiös ge-
färbten Propaganda begleitet waren,
führten die Parteikonflikte zu Spaltungen,
die sich auch in religiöser Opposition ge-
gen die jeweils herrschende Richtung
niederschlugen. „Die religiös-politischen
Oppositionsparteien im alten Islam” hat
daher der Orientalist Julius Wellhausensei-
nen Klassiker von 1901 genannt, in dem die
Entstehung der ältesten Hauptrichtungen,
der Kharidschiten, Schiiten und Sunniten,
analysiert wird.

Weniger dogmatische Unterschiede
als Anerkennung verschiedener
Autoritäten

Der übliche arabische Terminus für solche
voneinander abweichenden Richtungen
des Islam ist madhhab, „Weg” oder „Me-
thode”. Eine Wiedergabe im Deutschen
durch „Bekenntnis” ist problematisch;
meistens handelt es sich nicht um Unter-
schiede des religiösen Dogmas, wie bei den
christlichen Glaubensbekenntnissen, son-
dern um die Anerkennung unterschied-
licher Autoritäten: Wer ist legitimiert, die
Umma politisch zu führen? Und wer ist im
Konfliktfall befugt zu entscheiden, was is-
lamisch ist oder nicht?
Es ist also die Frage nach der legitimen
Autorität im Islam, die die Umma von
Anfang an gespalten hat. Da der Prophet
keinen Nachfolger designiert hat (wie die
große Mehrheit der Muslime meint) und
da das direkt von Gott inspirierte Pro-
phetentum mit dem Tod des „Siegels der
Propheten” endete (wie ebenfalls die
Mehrheit meint), stellte sich die Frage,
wer denn befähigt und berechtigt sei, die
Nachfolge des Propheten anzutreten und
als sein „Stellvertreter” (khalîfa; Kalif) die
Gläubigen zu lenken.

Die „Kharidschiten“

Eine Antwort darauf war die der Kharid-
schiten (etwa: „Dissidenten”), die erst-
mals schon im 7. Jahrhundert im Irak auf-
traten; ihr Grundsatz, dass der beste und
frömmste Muslim – ohne Ansehen der
Herkunft – durch Wahl an die Spitze der
Gemeinde zu stellen und im Falle des Ver-
sagens wieder abzusetzen sei, hat sich
allerdings nicht durchsetzen können; das
Kharidschitentum, zeitweilig so etwas wie
die Nationalreligion der nordafrikani-
schen Berber, konnte sich nur an wenigen
marginalen Stellen im Maghreb – etwa
auf der tunesischen Insel Dscherba – oder
in Oman behaupten.

Warten auf den „Mahdi“: 
die Schiiten

Anders die Schiiten, die Anhänger der
Schia („Partei”), die auf die Frage der
höchsten Autorität im Islam ihre eigene
Antwort gefunden haben. Für sie war der
vom Propheten selbst designierte, einzige
rechtmäßige Nachfolger des Propheten
sein Vetter und Schwiegersohn Ali, der
aber nach dem Tode Mohammeds zu-
nächst nicht zum Zuge kam, dann nur kurz
(656–661) als vierter Kalif regierte; nach
seiner Ermordung wurden seine Söhne 
al-Hassan und al-Hussain, die leiblichen

Enkel des Propheten, gänzlich von der
Macht verdrängt. Für die Schiiten aber
gelten nur diese leiblichen Nachkommen
des Propheten als die wahren Oberhäup-
ter (Imame) der islamischen Gesamtge-
meinde. Die Schiiten verehren eine Reihe
von zwölf direkten Prophetennachkom-
men als Imame, deren erster Ali ist, wäh-
rend der letzte, der wie der Prophet
Mohammed geheißen habe, schon vor
dem Jahr 874 als kleines Kind versteckt
worden und nie wieder aufgetaucht sein
soll; nach schiitischem Glauben weilt er
seitdem in der „Abwesenheit” (ghaiba),
aus der er eines Tages glorreich zurück-
kehren wird, um dem wahren, ursprüng-
lichen Islam (im schiitischen Sinne) zum
Sieg zu verhelfen. Dieser verborgene

zwölfte Imam ist der erwartete Mahdi, der
„Rechtgeleitete”, dessen Kommen die
Schiiten herbeisehnen. Solange er auf sich
warten lässt, nehmen die islamischen
Religionsgelehrten (die ulamâ; Singular
âlim) die irdischen Belange der Muslime
wahr; in Iran haben einige der höchsten
schiitischen Autoritäten, der Ayatollahs,
zusammen mit den niedrigen Geistlichen,
den Mollas, in der Revolution von 1979
eine führende Rolle übernommen und
bestimmen seitdem dort das politische
Geschehen.

Eine Leidensgemeinschaft

Neben dem Glauben an die zwölf Imame
und die bevorstehende Wiederkehr des

Schiiten im Iran
Da Mohammed keinen Nachfolger bestimmt hatte, spalteten sich seine Anhänger
bereits im ersten Jahrhundert nach dem Tod des Propheten in verschiedene Richtungen
auf. Die größte Gruppe der Muslime stellen die Sunniten dar, die neun Zehntel der Mus-
lime umfassen. Die Sunniten kennen kein allgemein anerkanntes Oberhaupt; neben
dem Koran besitzen die durch Religionsgelehrte auszulegenden überlieferten Worte und
Taten des Propheten, die Sunna, die höchste Autorität. Für die Schiiten gelten nur die
leiblichen Abkommen Mohammeds als legitime Oberhäupter der islamischen Gesamt-
gemeinde. Nachdem der letzte leibliche Nachkomme des Propheten verschwunden war,
nehmen bei den Schiiten bis zu dessen erwarteter Wiederkehr die islamischen Religions-
gelehrten die irdischen Belange der Muslime wahr. Im Iran haben einige der Ayatollahs,
der höchsten schiitischen Autoritäten, in der Revolution 1979 eine führende Rolle über-
nommen und bestimmen dort seitdem das politische Geschehen. Beobachter hatten den
deutlichen Wahlsieg des vor allem von der Jugend und den Frauen gewählten Moham-
med Chatami, hier vor einem Porträt des verstorbenen Ayatollah Khomeni, im Mai 1997
als Protest gegen die Einschränkungen gewertet, die den Iranern im Namen des Islam
auferlegt worden waren. Foto: dpa-Fotoreport
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verborgenen Zwölften Imams ist der 
schiitische Islam wesentlich gekennzeich-
net durch eine starke Passionsbereit-
schaft. Die Schia war immer eine Min-
derheit, oft Verfolgungen ausgesetzt; 
ihre Imame, von der rechtmäßigen Herr-
schaft ausgeschlossen, inhaftiert und
deportiert, gelten als Märtyrer; ihrer
Leidensgeschichte wird in elegischen
Dichtungen, Prozessionen mit Selbst-
geißelungen und in theatralischen Pas-
sionsspielen gedacht; Trauergefühle und
die Bereitschaft zum Selbstopfer kenn-
zeichnen die besonderen Riten und Feste
der Schiiten.
Obwohl die Schia im Irak entstanden ist
und dort ihre meisten Heiligtümer hat –
die Schreine der Imame in Nadschaf und
Kerbelâ am Euphrat und in Kâzimiyya 
(bei Bagdad) und Samarra am Tigris –, 
ist das Kernland der Schia seit dem 
16. Jahrhundert der Iran; starke schiitische
Minderheiten gibt es ferner im Südliba-
non und im Irak, in den Emiraten am Golf,
in Afghanistan, Pakistan und Indien. In
Deutschland ist die Moschee in Hamburg
das Zentrum schiitischer Aktivitäten. Man
schätzt, dass etwa ein Zehntel der mehr als
eine Milliarde zählenden Muslime auf der
Erde Schiiten sind.

Die Weisungen der Ayatollas 
gelten als fehlbar und somit 
als revidierbar

Das Oberhaupt der (Zwölfer-)Schiiten, der
verborgene zwölfte Imam – nach schii-
tischer Auffassung der rechtmäßige Nach-
folger Mohammeds und daher Oberhaupt
aller Muslime – ist also nicht gegenwärtig;
stellvertretend für ihn leitet das Kollektiv
der Religionsgelehrten – die Mollas und
Ayatollahs – die Gemeinde. Die höchsten
Autoritäten unter diesen, die Groß-Aya-
tollahs, deren Zahl schwankt, konkurrie-
ren miteinander und können in recht-
lichen und kultischen Fragen durchaus
unterschiedliche Lehrmeinungen vertre-
ten, wenn auch nur innerhalb eines durch
Konsens der Schiiten vorgegebenen Rah-
mens; nur gelegentlich erlangt einer
unter ihnen die alleinige Anerkennung 
als höchste „Autorität der Nachahmung”
(Mardscha’ al-taqlîd). Die Zwölfer-Schiiten
haben also kein dauerndes anwesendes
Oberhaupt; die Weisungen der Ayatollahs
gelten als fehlbar und damit revidier-
bar. Zwar hat das iranische Revolutions-
regime mehrfach versucht, dem 1979 neu-
geschaffenen Amt des Revolutions”füh-
rers” (rahbar) die höchste und alleinige
Lehrautorität zuzuerkennen, doch sind
diese Versuche fehlgeschlagen; wie eh
und je wird die höchste religiöse Autorität
der Zwölfer-Schiiten auf mehrere Perso-
nen verteilt.

Die Sondergruppe der Ismailiten

Die Zwölfer sind die bei weitem größte
Gruppe unter den Schiiten. Unter den
zahlreichen kleineren sind die Ismailiten
die bedeutendste und bekannteste; sie ist
in Pakistan und im Nordwesten Indiens, 
im Jemen und Syrien sowie in ganz Ost-
afrika verbreitet. Die Ismailiten erwarten
keinen Verborgenen Imam, sondern

haben an ihrer Spitze eine ununterbro-
chene Reihe von Imamen, die aus der
Nachkommenschaft Mohammeds zu
stammen beanspruchen; der derzeitige
49. Imam ist der Agha Khan (Karîm Âghâ
Khân IV.). Als inspirierter Nachfolger des
Propheten genießt der Imam Anerken-
nung als geistlicher Führer seiner weltwei-
ten Gemeinde, die eine geschlossene
Struktur besitzt (offizieller Name: The Shia
Imami Ismaili Muslims). Mit einer wissen-
schaftliche Institution (The Institute of
Ismaili Studies) in London und einer Reihe
gemeinnütziger Stiftungen ist die sehr
wohlhabende Gemeinde in der ganzen
Welt aktiv.
Weniger bekannt ist der andere Zweig der
Ismailiten, die ebenfalls in Indien behei-
matete Gemeinde der Bohras oder Boho-
ras (offiziell: Dawoodi Bohras), die wie-
derum keine leibhaftigen Imame an ihrer
Spitze haben, sondern an eine ununter-
brochene Reihe von verborgenen Imamen
glauben, deren Namen und Aufenthalts-
ort niemand kennt; an der Spitze der
Gemeinde steht der irdische Stellvertreter
des derzeit verborgenen Imams, der
„Absolute Missionar” (dâ’î mutlaq), der in
Surat bei Bombay beheimatete Sayyidna
Mohammed Burhânunddîn.
Auch diese Gruppe hat ihr europäisches
Zentrum in England; sie unterhält ein 
Gemeindezentrum mit einer großen 
Moschee in Northolt im Nordwesten von
London.
Im Unterschied zu der losen Struktur und
dezentralen Leitung der Zwölferschiiten
haben diese kleineren Gruppen also 
eine feste Gemeindestruktur mit einer
hierarchischen Spitze mit eindeutiger Lei-
tungsfunktion.

Die Sunniten als Hauptgruppe um-
fassen rund neun Zehntel der Muslime

Gegenüber den schiitischen Minderheiten
setzt sich der main stream des Islam, dem
rund neun Zehntel der Muslime auf der
Erde folgen, als „sunnitisch” ab. Das arabi-
sche Wort sunna bedeutet „Herkommen”
oder „Brauch”; gemeint sind damit die
vom Propheten Mohammed überlieferten
Lebensformen, ausdrücklichen Anord-
nungen oder Verbote, die sich in tausen-
den seiner überlieferten Aussprüche und
Handlungen niedergeschlagen haben;
diese sind für den Muslim vorbildlich und
verbindlich. Im 8. und 9. Jahrhundert
gesammelt und gesichtet, bilden diese
Überlieferungen (hadîth) als Ganzes die
Sunna; auf ihnen und dem Koran beruht
die religiös fundierte Rechtsordnung des
Islam, die scharî’a – ein Begriff, unter dem
man die gesamte von Gott gewollte und
geoffenbarte Lebensordnung der Musli-
me auf der Erde versteht.
Politisch war der sunnitische Islam im
Mittelalter dadurch charakterisiert, dass
er die faktischen Inhaber der politischen
Gewalt als rechtmäßige Nachfolger (Ka-
lifen) des Propheten anerkannte:
zunächst die vier unmittelbaren Nachfol-
ger in Medina (632–661), dann die Dynas-
tie der Umayyaden in Damaskus (660–750)
und die Abbasiden in Bagdad (749–1258).
Dabei war die Qualifikation zum Kalifat
die Zugehörigkeit zum Stamm des Pro-
pheten, den Quraisch von Mekka. Die
Ermordung des letzten Kalifen von Bag-
dad durch die heidnischen Mongolen
1258 beseitigte zwar den Titelträger, tat
aber der Kontinuität der Sunna keinen
Abbruch, denn längst war an die Stelle des

Mausoleum des Agha Khan
Die Ismailiten sind eine in Pakistan, im Nordwesten Indiens, im Jemen, in Syrien und Ost-
afrika verbreitete Untergruppe der Schiiten. Die Ismailiten erwarten nicht die Rückkehr
eines verschwundenen Imams, sondern werden von einer ununterbrochenen Reihe von
Imamen geführt, die ihre Abstammung auf den Propheten zurückführen. Agha Khan III,
Vorgänger des derzeitigen geistlichen Oberhauptes der Ismailiten, wurde nach seinem
Tod im Jahre 1957 in diesem prächtigen Grabmal bei Assuan bestattet. Neben ihm ruht
seine vierte Ehefrau, die auch in Deutschland bekannte Begum om Habibeh.

Foto: dpa-Fotoreport

Bär
Urhebe
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Kalifen eine andere Autorität getreten,
die als kollektiver Hüter der Scharî’a fun-
gierte: die Religionsgelehrten (al-ulamâ).

Kennzeichnend für die Sunniten ist,
dass sie kein allgemein anerkanntes
Oberhaupt haben

Es ist ein wesentliches Kennzeichen des
sunnitischen Islam, dass er ein allgemein
anerkanntes Oberhaupt, eine höchste
Lehrautorität weder hat noch benötigt.
Höchste Autorität ist neben dem Koran
die in den Prophetenworten und -taten
überlieferte Sunna, die in sechs umfang-
reichen Standardsammlungen aus dem 
9. Jahrhundert fixiert ist. Freilich bedarf es
eines Berufsstandes, der in der Auslegung
des Korans und in der Handhabung der
Sunna geübt ist, dies sind in der ganzen
islamischen Welt die ulamâ (Singular:
âlim), die Gelehrten, die ein sehr langwie-
riges, stark juristisch geprägtes Studium
absolviert haben. Sie können als Prediger,
Richter und geistliche Lehrer fungieren;
ihre wichtigste Funktion aber ist die des
Gutachters (muftî), der – auf Anfrage oder
aus eigenem Antrieb – zu irgendeiner die
Scharî’a berührenden Frage ein Gutach-
ten (fatwâ) abgeben kann. Die im Alltags-
leben der Muslime allgegenwärtige fatwâ
gibt Antwort auf die Frage, was islamisch
ist und was nicht. Dabei muss der Gutach-
ter (muftî) auf jeden Fall durch ein abge-
schlossenes Studium des religiösen Rechts
qualifiziert sein.

Fatwas sind Menschenwerk und
können so unterschiedlich ausfallen

Es liegt in der Natur der Sache, dass 
Fatwas sehr unterschiedlich ausfallen, ja
dass sie einander widersprechen können.
Sie sind eben Menschenwerk und wer-
den auch als solches beurteilt; es gibt
traditionelle wie moderne, konservative
wie fortschrittliche Antworten auf die
Fragen, die sich dem Muslim stellen
(etwa: Geburtenregelung, Organtrans-
plantation, Gentechnik; aber auch Fra-
gen zur Ernährung, zur Hygiene, zum
Verhalten in der Diaspora). Ob eine
Fatwa befolgt wird, hängt von der Auto-
rität ab, die sie ausspricht; nicht jeder,
der eine Fatwa abgibt, findet auch Ge-
folgschaft. In manchen islamischen Län-
dern ist die Funktion des Muftî institu-
tionalisiert; so hat etwa Ägypten einen
höchsten Muftî der Republik. Daneben
gibt es weltweit beachtete Fatwas vom
Leitungsgremium der renommierten Az-
har-Universität in Kairo unter der Füh-
rung des Scheich al-Azhar (der zu Zeit
mit dem Mufti der Republik identisch
ist).

Vier Schulen, die sich wechselseitig
als rechtgläubig anerkennen

Der sunnitische Islam ist also keineswegs
uniform. Die ständige Diskussion um den
rechten Weg bei der Anwendung der
göttlichen Offenbarung auf den Alltag
hat dazu geführt, dass sich unter den Reli-
gionsgelehrten schon seit dem 9. Jahrhun-
dert bestimmte lokale Richtungen heraus-
gebildet haben, die man als juristische

„Schulen” bezeichnen könnte (sie werden
– wie die „konfessionellen” Gruppen – als
madhhab, d. h. „Weg” oder „Methode”,
bezeichnet) und die sich – meist aufgrund
historisch-politischer Gegebenheiten – in
bestimmten Regionen der islamischen
Welt durchgesetzt haben. So ist die in
Medina entstandene Schule der Maliki-
ten, benannt nach dem 796 gestorbenen
Mâlik, in ganz Nordafrika vorherrschend;
die hanafitische Schule (Abû Hanîfa, gest.
767 in Bagdad) wurde zur bevorzugten
Rechtstradition der Turkvölker (Türkei
und Zentralasien), während die schafi’iti-
sche Richtung (Schâfi’î, gest. 820 in Ägyp-
ten) sich heute vor allem rund um den
Indischen Ozean konzentriert (Indone-
sien, Südostasien, Schwarzafrika); die
hanbalitische Schule (Ibn Hanbal, gest.
855) ist die Grundlage des streng konser-
vativen Rechtssystems in Saudi-Arabien.
Diese vier Schulen anerkennen einander
als rechtgläubig „sunnitisch”; dogmati-
sche Unterschiede spielen bei ihnen keine
Rolle; ihre Differenzen liegen hauptsäch-

lich auf dem Gebiet der Methodik der
Rechtsfindung. Während etwa die Schafi’-
iten in ihren Fatwas rationale Methoden
wie den Analogieschluss aufgrund von
ähnlich gelagerten Präzendenzfällen
zulassen oder das Prinzip des Allgemein-
wohls gelten lassen und die Hanafiten in
Fragen, die von Koran und Sunna nicht
eindeutig geregelt sind, der persönlichen
Entscheidung einen gewissen Spielraum
einräumen, wollen die strengen Hanbali-
ten die Grundlagen des Rechts strikt auf
den geoffenbarten Koran und die überlie-
ferte Sunna beschränkt sehen; sie sind die
eingentlichen „Fundamentalisten” des
Islam im ursprünglichen Sinn des Wortes.

Die konservative Erneuerungs-
bewegung in Saudi-Arabien

Die hanbalitische Rechtstradition ist die
Grundlage einer konservativen Erneue-
rungsbewegung, die im 18. Jahrhundert
in Arabien entstand und zum geistigen
Fundament der saudischen Monarchie

Die Moschee in Sindelfingen von innen
Träger ist der Türkisch Islamische Kulturverein Sindelfingen e. V. Durch die Öffnung von
Moscheen, z.B. Veranstaltungen der offenen Tür, bemühen sich Muslime zunehmend
darum, ihre Religion für Andersgläubige verständlicher und nachvollziehbarer zu
machen. Foto: Peter Federmann
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wurde: der Wahhabismus, benannt nach
seinem Gründer Ibn Abd el-Wahhâb
(1703–1792), will den Islam von allen
nichtislamischen Zutaten – etwa Gräber-
verehrung und Heiligenkult – reinigen.
Saudi-Arabien fördert Aktivitäten im wah-
habitischen Sinne weltweit durch Vertei-
lung von Koranen, Schulgründungen und
Unterstützung von Gemeinden und Ver-
bänden; in Deutschland wird der Dachver-
band Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land von Saudi-Arabien gesponsort.

Sufi-Orden mit 
mystischen Traditionen

Neben den traditionellen madhhab’s, die
den Gesetzesislam der Rechtsgelehrten,
der ulamâ, praktizieren, gibt es eine Reihe
von Sufi-Orden, die die mystischen Tradi-
tionen des Islam mit ihrer Betonung der
persönlichen Frömmigkeit und des indi-
viduellen Gotteserlebnisses verkörpern.
Die Bezeichnung Sûfî ist abgeleitet vom
arabischen Wort Sûf (Wolle) und spielt auf
die wollene Kutte des Asketen an; andere
Bezeichnungen sind das arabische faqîr
(Armer, Bettler) und das bedeutungs-
gleiche persische derwîsch. Die Sufis bil-
den ordensähnliche Gemeinschaften (tarî-
qa, wörtlich: „Pfad”), die unter der Lei-
tung von geistlichen Meistern stehen und
sich meist regelmäßig zu Exerzitien tref-
fen, bei denen das Gottgedenken oder
Gotterwähnen (dhikr) unter Einhaltung
bestimmter Rituale – rhythmischer Bewe-
gungen und Rezitation fester Formeln –
praktiziert wird. Solche Derwisch-Orden
sind die Nakşibendiye oder die modernen
türkischen Bewegungen der Nurcu und
der Süleymanlı. In die Nähe dieser Grup-
pen gehört auch die Religionsgemein-
schaft der türkischen Aleviten, einer (auch
in Deutschland) zahlenmäßig sehr starken
Religionsgemeinschaft mit eigenen Ritua-
len und Festen, die dadurch gekennzeich-
net ist, dass die Gebote und Verbote der
Scharî’a für sie eine untergeordnete Rolle
spielen.

Eine kirchenähnliche Struktur ist
dem Islam fremd

Der Islam kommt nicht nur ohne eine
höchste Lehrautorität aus, er hat auch
keine feste, institutionalisierte Organisa-
tionsform, keine kirchenähnliche Struktur
und damit auch keine feste Mitglied-
schaft. In vormoderner Zeit bildeten die
Organisationsform, in der sich der Islam
entfaltete, die islamischen Reiche, deren
Herrscher Muslime waren. Dieser Rahmen
fehlt seit dem Entstehen der modernen
Territorialstaaten mit ihren häufig säkula-
ren Verfassungen. Das ungebrochene
Fortbestehen des Islam ohne einen sol-
chen Rahmen und ohne kirchenähnliche
Organisationsform zeigt aber, dass es auch
ohne beides geht, zumindest dort, wo die
islamische Tradition seit Jahrhunderten
verwurzelt ist und die Muslime die Mehr-
heit der Bevölkerung stellen.

Politscher Islam in der deutschen
Diaspora

Anders stellt sich die Situation in der Dia-
spora dar. Wo die Muslime als Minderheit
in einer Gesellschaft leben, deren Normen
nicht vom Islam geprägt sind, gibt es
Schwierigkeiten. Die Muslime müssen sich
selbst organisieren, wenn sie Moscheen
unterhalten und Unterweisung im Islam
anbieten wollen; sie müssen Infrastruktu-
ren schaffen, wenn sie traditionelle
Lebensformen beibehalten wollen (was
freilich keineswegs alle wollen). Während
in den Herkunftsländern häufig eine
bestimmte Form des Islam vorherrscht und
als die selbstverständlich erscheint, wer-
den bei der Migration Muslime ganz
unterschiedlicher Herkunft zusammenge-
würfelt. Hinzu kommt die Aktivität von
bestimmten modernen Bewegungen des
politischen Islam, wie die arabischen Mus-
limbrüder oder die türkische nationalis-
tisch-religiöse Bewegung der Nationalen
Sicht (Milli Görüş), die den zweiten Dach-
verband, den Islamrat der Bundesrepublik

Deutschland dominiert und deren politi-
sches Ziel eine Machtübernahme in der
Türkei ist. 

Einheitsbewusstsein trotz
Zersplitterung und Konkurrenz

Da manche dieser Gruppen mit einem Aus-
schließlichkeitsanspruch auftreten und
um Anhänger werben, konkurrieren sie
stark miteinander und suchen Einfluss auf
die größeren Organisationen und Dach-
verbände zu gewinnen. Die Zersplitterung
ist dem gemeinsamen Ziel der Muslime, als
Religionsgemeinschaft anerkannt zu wer-
den, nicht gerade förderlich; die Existenz
von zwei Dachverbänden ist für die Unei-
nigkeit bezeichnend. Vor allem für die Ein-
führung eines islamischen Religionsunter-
richts an den öffentlichen Schulen ist die
Vielfalt des Islam bisher ein Hindernis
gewesen; bei der Formulierung von Lehr-
plänen, die für verschiedene islamische
Gruppen akzeptabel wären, tun die musli-
mischen Promotoren sich schwer, und die
zuständigen Kultusministerien der Länder
haben Mühe, unter den muslimischen
Organisationen einen Partner zu finden,
der als islamische Autorität und als Reprä-
sentant des Islam allgemein anerkannt
wäre und die vom Grundgesetz geforder-
te Gewähr der Dauer böte. Was die christ-
lichen Kirchen in Zuge der Konfessionali-
sierung schon vor Jahrhunderten haben
leisten müssen – eine eindeutige Defini-
tion ihrer jeweiligen Lehrinhalte, eine kör-
perschaftliche Geschlossenheit und eine
eindeutige Repräsentanz gegenüber dem
Staat –, dazu waren die Muslime bisher
nicht gezwungen, und das müssen sie nun
unter großen Anstrengungen nachholen.
Der angeblich monolithische Islam erweist
sich also bei näherer Betrachtung als ein
äußerst vielfältiges Phänomen. Über allen
Differenzen und Antagonismen darf man
jedoch das starke Einheitsbewusstsein, das
unter den Muslimen herrscht und sie von
den Nichtmuslimen deutlich abgrenzt,
nicht übersehen oder unterschätzen.

Ankündigung

50 Jahre Baden-Württemberg
Eine Publikation der Landeszentrale

Aus Anlass 50 Jahre Baden-Württemberg bringt die Landeszentrale für politische Bildung einen großforma-
tigen Jubiläumsband heraus mit dem Titel:

„Baden-Württemberg
Vielfalt und Stärke der Regionen“

Auf rund 400 Seiten werden die „Bewusstseinsregionen“ unseres Landes porträtiert: Kurpfalz – Badische
Kernlande - Ortenau – Breisgau und Markgräflerland – Schweizer Grenzland am Hochrhein – Württember-
gische Kernlande – Hohenlohe – Ostwürttemberg – Oberschwaben –Hohenzollern. Ein statistischer Anhang
über Baden-Württemberg heute rundet den Band ab. Rund 500 Bilder lassen das Land und seine Regionen
anschaulich und farbig werden. Die Landesregierung hat das Buch zum offiziellen Jubiläumsband des 
Landes erklärt.
Bei der Landeszentrale für politische Bildung ist der Band gegen eine Schutzgebühr zu erhalten, Vor-
merkungen sind ab sofort möglich. Das Buch kann nach Erscheinen Anfang 2002 auch regulär im Buchhan-
del erworben werden (DRW Verlag Weinbrenner Leinfelden-Echterdingen und Verlag G. Braun Karlsruhe).
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Islam – Grundinformationen
Von Wiebke Walther, Tübingen

Islam (arabisch) bedeutet: „Ergebung in den Willen Gottes“ (Allah). Wer sich zu ihm bekennt, ist ein Muslim / eine Muslima. Von
derselben arabischen Wurzel s-l-m ist auch das Wort „Friede“ abgeleitet: Salaam.

Allah heißt im Arabischen auch der Gott der Juden und der Gott der Christen.

Zahl der Muslims heute: Etwa 1,2 Milliarden Menschen, durch Bevölkerungswachstum und Übertritte ständig wachsend.

Verbreitungsgebiete des Islams: Über alle Erdteile. Die Kernländer des Islams liegen im Vorderen Orient, von Nordafrika 
über Ägypten, den Sudan, die gesamte arabische Halbinsel, Syrien, Libanon, Jordanien, Irak, Iran, Türkei, bis nach Mittelasien,
Pakistan, Afghanistan.

Muhammed: Stifter des Islams, lebte ca. 570–632, zunächst als Kaufmann in Mekka, später als religiös-politisches Oberhaupt
der städtischen Gemeinde in Medina.

Der Koran (arab.: „Rezitation, laute Lesung“): Heiliges Buch des Islams, für den Muslim das dem Propheten Muhammed durch
den Erzengel Gabriel in arabischer Sprache geoffenbarte Wort Gottes. Besteht aus 114 Suren („Kapiteln“), im wesentlichen
nach dem Prinzip der abnehmenden Länge geordnet. Da für den orthodoxen Muslim der Koran eigentlich unübersetzbar ist
und als das sprachliche Wunder Muhammeds gilt, wurde Arabisch zur Kultsprache aller Muslims und die arabische Schrift auch
die Schrift anderer Sprachen in den Verbreitungsgebieten des Islams, etwa für das Persische, das Türkische (bis 1926), das Kur-
dische, das Urdu, das Paschto.

Koranübersetzungen ins Deutsche: Von RUDI PARET, A. TH. KHOURY (vom islamischen Weltkongress gebilligt), MAX HENNING (jetzt
überarbeitet durch den deutschen Konvertiten MURAD HOFFMANN), neuerdings auch von der Achmadiyya-Mission und durch den
deutschen Konvertiten und Orientalisten AHMED VAN DENFFER. Dichterische Übersetzung durch FRIEDRICH RÜCKERT (unvollständig).

Die Hidschra (arab.: „Auswanderung“): Das Jahr 622, das Jahr der Auswanderung Muhammeds mit seinen frühen Anhängern
von Mekka nach Medina, wo er vom Verkünder einer Religion auch zum Leiter einer Gemeinde wurde. Beginn der islamischen
Zeitrechnung (nach Mondjahren).

Die Ka‘ba (arab.: „Würfel“): Zentrales Heiligtum des Islams in Mekka, bestehend aus einem würfelförmigen schwarzen Meteo-
riten, Ziel der Pilgerfahrt, die zu den fünf grundlegenden religiösen Pflichten jedes Muslims, den „Säulen des Islams“, zählt.

Der Hadîth: (arab.) eig. „Bericht“, auch „Neuigkeit“, meist mit „Tradition“ übersetzt: Berichte über das, was der Prophet des
Islams, Muhammed, in bestimmten Situationen gesagt, getan oder auch nur schweigend geduldet haben soll. Die sechs kano-
nischen Hadith-Sammlungen, aufgezeichnet im 3. islamischen Jahrhundert, bieten ergänzende Richtlinien für die Lebens-
führung des frommen Muslims und sind nach dem Koran die zweitwichtigste Quelle für das Islamische Recht.

Die Scharî’a: (arab.) eig. „Wasserplatz“: Das religiöse Recht des Islams. Wird durch vier Rechtsschulen vertreten, die Hanbaliten,
Hanafiten, Malikiten, Schafi’iten, die einzelne Satzungen zum Teil verschieden interpretieren. Die Rechtsschulen sind in unter-
schiedlichen Gegenden des Vorderen Orients unterschiedlich verbreitet.

Ahl adh-Dhimma oder Dhimmis, Angehörige einer „Schutzreligion“, d. h., Juden und Christen (als Besitzer einer „Heiligen
Schrift“), vgl. z.B. Sure 2:62. Juden und Christen hatten in innerkonfessionellen Streitigkeiten in den Ländern des Vorderen 
Orients ihre eigene Rechtssprechung.

Die Sunna: Der „Brauch“, die Lebensweise des Propheten Muhammed, wie sie von arabischen Historikern und in der Hadith-
Literatur überliefert wird. Sie gilt als Vorbild für den gläubigen Muslim bis in die Gegenwart.

Sunniten: Die Mehrheit der Muslims, ca. 85 bis 90%, die sich nach der Sunna des Propheten so nennt.

Schi’iten: Eigentlich die Schi’at Alî, „die Partei Alîs“, die Anhänger von Muhammeds Vetter und Schwiegersohn Alî, die in die-
sem und bestimmten seiner Nachkommen die rechtmäßigen Nachfolger Muhammeds sehen. Auch sie erkennen die Sunna des
Propheten an, hatten und haben aber andere Auslegungen von Koran und Sunna hinsichtlich der religiös-politischen
Machtausübung entwickelt. Sie teilten sich später in die „Fünfer-“, die „Siebener-“ und die „Zwölferschiiten“ (nach dem 5.,
dem 7. oder dem 12. Imam, d.h. potentiellen religiösen Führer unter den Nachkommen Alîs, den die jeweilige Gruppe als den
letzten, für sie wichtigen, anerkennt). Im Iran ist die Zwölfer-Schi‘a Staatsreligion. Über die Hälfte der Bevölkerung des Irak,
auch des Libanon ist heute schi‘itisch. Im Jemen ist die Fünferschi’a verbreitet. Die Schi´iten haben ihre eigene Rechtsschule, die
Dscha’fariyya.
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Seit ca. 610: Muhammed verkündet in Mekka die ersten Offenba-
rungen

622 Auswanderung Muhammeds und seiner mekkanischen
Anhänger/innen von Mekka nach Medina (Hidschra),
Beginn der islamischen Zeitrechnung nach Mondjahren

632 plötzlicher Tod Muhammeds
632–661 Zeit der ersten vier, der „rechtgeleiteten“, Kalifen
661–750 Kalifat der Umayyaden mit der Hauptstadt Damaskus
749–1258 Kalifat der Abbasiden mit der 762 gegründeten Hauptstadt

Bagdad
755–1031 Spanische Umayyadendynastie. Ab 929 nehmen die

Herrscher den Titel Kalif an.
751 Herstellung von Papier in Samarkand.
800 erste Papiermanufaktur in Bagdad.
813–33 Kalifat des al-Ma‘mun in Bagdad. Übersetzungen griechi-

scher Philosophen und Naturwissenschaftler. Kulturelle
und wissenschaftliche Blütezeit. Verselbständigungsten-
denzen in den Provinzen.

861–945 Niedergang der abbasidischen Zentralgewalt. Allmähliche
Lösung der Provinzen von der Zentralmacht. 

945 Besetzung des Irak durch die Buyiden. Kontrolle des Kali-
fats durch sie.

969 Die Fatimiden erobern, von Nordafrika kommend, Ägypten
und beherrschen den östlichen Mittelmerraum. Gründung
Kairos.

1055 Der Seldschukke Togrilbek besetzt Bagdad, beendet die
Herrschaft der Buyiden und wird vom Kalifen als „Sultan
des Ostens und des Westens“ anerkannt.

1096 Beginn des ersten Kreuzzugs zur Eroberung Jerusalems.
Seit 1118 Zerfall des Seldschukkenreichs in selbständige Teilstaaten.
1171 Beendigung der Fatimidenherrschaft in Ägypten durch den

Ayyubidensultan Saladdin
1193 Tod Saladdins in Jerusalem. Herrschaft der Ayyubiden über

Ägypten bis 1250, außerdem über Syrien, Palästina,
Libanon und  den Jemen 

1258 Der Mongole Hülagü erobert Bagdad. Ermordung des
Kalifen. Ende des Abbasidenreichs. 

1260 Die Mamluken unter Baibars besiegen die Mongolen bei
Ain Dschalut, nördlich von Jerusalem, und stoppen so den
Mongolensturm.

1265–71 Die mamlukische Offensive gegen die Kreuzritter setzt den
meisten fränkischen Besitztümern in Syrien und Palästina
ein Ende. 

1256–1353 Mongolendynastie der Ilkhane im Iran.
1289 Die Kreuzfahrer verlieren Tripolis an die Mamluken.
1291 Ende des Königreichs von Jerusalem.

Mamlukendynastien in Ägypten und Syrien, Berberdynas-
tien in Nordafrika und Spanien (bis 1492). Timuriden in Ost-
iran und Kleinasien, später, bis 1400, im Westiran und Irak.

Ab 1301 beginnende Eroberungen der Osmanen.
1354–57 Beginn der osmanischen Invasion des Balkans
1453 Eroberung Konstantinopels durch die Osmanen
1501–24 Schah Ismail errichtet die Safawidendynastie in Azerbaid-

schan, erobert Iran und Mesopotamien. Persien wird 
schi’itisch.

1517 die Osmanen erobern Ägypten. Ende des Mamlukenreichs.
Selim I nimmt den Schlüssel zur Ka‘ba in Empfang und legi-
timiert sich so zur Annahme des Titels Kalif.

1526–1858 Indien unter der Herrschaft der Moghulkaiser.
1794–1924 Herrschaft der Qadscharen im Iran.
1798–1801 Napoleon besetzt Ägypten. Erste direkte Konfrontation

eines arabischen Lands mit Vertretern einer westeuro-
päischen Kolonialmacht. Anstoß zu einer Neubesinnung. 

1804–49 Herrschaft Muhammed Alis als „Vizekönig“ in Ägypten
unter türkischer Oberhoheit, Stammvater der späteren
Dynastie der Khediven (bis 1914). 

1824 Einführung des Buchdrucks in Ägypten, im Irak 1869.
Beginnende Reformen in Administration, Militär, Bil-
dungswesen, Infrastruktur, zunächst in Ägypten. 

1876 Gründung der ägyptischen Tageszeitung al-Ahram („Die
Pyramiden“, nun als Symbol nationaler Größe, vorher nur
unverstandene Überreste vergangener, nicht zum Islam
gehöriger, heidnischer Reiche)) als erster großer arabischer
Zeitung durch libanesische christliche Emigranten.

Seit ca. 1870 Beginn eines nationalen Denkens, in das die vorislamische
Geschichte als konstituierend einbegriffen wird. Herausbil-
dung erster politischer Parteien.

1914 Die Türkei tritt auf seiten der Mittelmächte in den 
1. Weltkrieg ein und beginnt einen Vierfrontenkrieg.

1916–18 Revolte gegen das Osmanische Reich auf der Arabischen
Halbinsel.

1914–17 Der Iran wird von britischen und russischen Truppen in
Kämpfen gegen die Türkei besetzt.

1917 Deklaration des britischen Außenministers Belfour  über
die Errichtung einer „Nationalen Heimstatt“ der Juden in
Palästina.

Nach 1918 im arabischen Raum Gründung von Monarchien unter
britischem bzw. französischem Mandat, bzw. mit „Bünd-
nisverträgen“ mit den ehemaligen Kolonialmächten.

1919–22 Türkischer Unabhängigkeitskrieg gegen die Alliierten.
1923 Proklamation der Türkischen Republik mit Mustafa Kemal

als Präsidenten (Atatürk „Der Türkenvater“, gest. 1938).
1924 Abschaffung des Kalifats in der Türkei. Ende der Osmanen-

dynastie.
Innenpolitische Reformen, die starke Brüche mit der Tradi-
tion des Landes bedeuten: Nacheinander: Einführung des
Schweizer Zivilrechts; Ablösung der Scharî’a-Gerichtshöfe
durch Zivilgerichte; Ersetzung der arabischen Schrift durch
die Lateinschrift; Selbstdefinition als „laizistischer Staat“. 

1925 Ende der Qadscharendynastie im Iran. Der Iran wird unter
der Dynastie der Pahlavis (Offiziersfamilie) zum unabhän-
gigen Nationalstaat, der mit der Berufung auf die große
vorislamische Vergangenheit des Landes den Einfluss des
Islams zurückzudrängen sucht.

1947 Gründung des Staates Pakistan und der Indischen Union als
Nachfolgestaaten des Vizekönigtums Britisch-Indien.

1922–32 Endgültige Eroberung Libyens durch Italien.
1925 Ibn Saud erklärt sich zum „König des Hedschas“.
1932 Gründung des Königreichs Saudi-Arabien unter der Dy-

nastie der Al Saud. 1992 wurde hier der Koran zur Staats-
verfassung erklärt.

1945 Gründung der arabischen Liga (Ägypten, Syrien. Libanon,
Transjordanien, Irak, Saudi-Arabien, Jemen).

1948 Ende des britischen Palästina-Mandats. Die UN billigen die
Teilung des Landes und die Errichtung des Staates Israel.
Erster Arabisch-israelischer Krieg.

Seit 1946: Anerkennung der Unabhängigkeit arabischer Länder:
1946: Libanon, Syrien, Jordanien;
1951: Königreich Libyen;
1953: Ägypten wird zur Republik erklärt; mit Gamal Abd 

al-Nasser als Staatspräsident seit 1954;
1954: Tunesien;
1956: Königreich  Marokko;
1957: Tunesien wird Republik;
1958: Proklamation der Republik Irak unter dem Terror-

regime Abdalkarim Qassem;
1962: Proklamation der Unabhängigkeit Algeriens nach

erbittertem Befreiungskampf; Verfassung für Ma-
rokko;

1962: Sturz der jemenitischen Dynastie, Proklamation der
JAR;

1967: Proklamation der Volksrepublik Südjemen;
1969: Sturz der Monarchie in Libyen. Machtergreifung

durch Oberst Ghaddafi;
1977: Proklamation der Sozialistischen Libysch-Arabischen

Volksdjamahiriyya.
1956 Suezkrieg (Oktober-November)
1967 Dritter Israelisch-Arabischer Krieg (Juni-Krieg, Sechstage-

krieg).
1970 Tod Abd al-Nassers. Nachfolger als Staatspräsident wird

Anwar al-Sadat.
1971 Hafis al-Assad wird Staatspräsident in Syrien.
1973 Oktoberkrieg (vierter arabisch-israelischer Krieg).
1979 Iranische Revolution. Sturz der Schah-Regierung. Prokla-

mation der Islamischen Republik Iran. Staatspräsident wird
Ayatullah Khomeini. Außerkraftsetzung aller säkularen
Reformen der Schah-Regierung, z. B. auf dem Gebiet des
Familienrechts. Reinstitution der Scharî’a.

1979 Machtantritt Saddam Husseins im Irak. Säkularistische
Ba’th-Systeme, untereinander zerstritten, in Syrien und
dem Irak.

1980–88 Erster Golfkrieg (Iran-Irak).
1981 6. 10. 1981 Ermordung Anwar al-Sadats. Nachfolger wird

Husni Mubarak.
1987 Im Spätherbst Beginn der ersten Intifada in Palästina/

Israel
1989 3. 6. 1989 Tod Khomeinis. Zum Nachfolger als Präsident

wird Ali Rafsendschani gewählt. 
1990/91 Zweiter Golfkrieg (Irak-Kuweit).
1997 Wahl von Mohammed Khatami zum Staatspräsidenten des

Iran.
1999 Tod König Husseins von Jordanien. Nachfolger wird am 7. 2.

sein Sohn Abdallah.
2000 Tod von Präsident Hafis al-Assad am 10. 6. Zum Nachfolger wird

am 10. 7. sein Sohn Baschschar al-Assad gewählt (97,29%).
2000 Im Herbst Beginn der zweiten Intifada.

Historische Daten 



Eine islamische „Kirche“ gibt es nicht

Die Rolle von Imam und Organisation im Islam
Strukturen islamischer Organisationen im Vergleich zu kirchlichen Strukturen in Westeuropa

Von Peter Heine
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Eine kirchenähnliche Organisationsform
ist dem Islam von Haus aus fremd. Ver-
mittler zwischen Gott und dem Indivi-
duum benötigt er nicht, seine Lehre ist
einfach, feste Riten gibt es nicht, die Ver-
haltensvorschriften sind von jedermann
ohne Schwierigkeiten zu verstehen. Von
daher gibt es keine Priester im christlichen
Sinne und keine Hierarchie, die organisa-
torische Konsequenzen hätte. Eine Aus-
nahme stellen die Schiiten dar und vor
allem die zahlreichen mystischen Orden
und Bruderschaften mit ihrem Lehrer-
Schüler-Verhältnis. Unter Einfluss westli-
cher Modelle haben sich allerdings inter-
national tätige Organisationen gebildet,
im staatlichen Bereich und bei den islamis-
tisch eingestellten „Muslimbrüdern“. In
Deutschland wie in Westeuropa allge-
mein fehlen bislang islamische Struk-
turen, die den staatlichen Strukturen
kompatibel wären, wie das bei den christ-
lichen Kirchen der Fall ist. Red.

Die Übereinstimmung 
religiöser und staatlicher Strukturen 
im christlichen Europa

Die Organisation des Islams als der zweiten
großen Religionsgruppe1 in Deutschland
nach dem Christentum zeigt eine Vielzahl
interner und externe Probleme auf, die für
die Zukunft des Zusammenlebens von
Muslimen und Mehrheitsgesellschaft von
großer Bedeutung sind. Dies ist aber nicht
nur ein Phänomen, das den Islam in
Deutschland oder Europa betrifft, sondern
die islamische Welt in ihrer Gesamtheit
tangiert. Diese Probleme beruhen vor al-
lem auf den unterschiedlichen Auffassun-
gen des grundsätzlichen Verhältnisses von
Gott und Menschen im Christentum, das in
seiner europäischen Form und Geschichte
Kultur und Politik in Deutschland geprägt
hat, von den besonderen kulturellen und
politischen Bedingungen Europas, aber
auch durch eine lange gemeinsame Ge-
schichte beeinflusst wurde. 

Das europäische Christentum ist, unab-
hängig von seinen zahlreichen konfessio-
nellen Differenzen, durch eine deutliche
Hierarchisierung der Mitgliedschaft
gekennzeichnet. Christliche Gruppen, die
auf diese Formen der Hierarchisierung
verzichteten, wurden marginalisiert und
durch Verfolgungsmaßnahmen unter-
drückt. Diese christlichen Hierarchien sind
auf verschiedene Weisen theologisch
begründet und in entsprechende organi-
satorische Strukturen umgesetzt worden.
Diese hierarchischen Strukturen entspra-
chen und entsprechen den jeweiligen
staatlichen Organisationsformen. Dabei
spielt es in diesem Zusammenhang kaum
eine Rolle, ob die staatlichen Strukturen
die religiösen beeinflussten oder um-
gekehrt. Im Verlauf der europäischen
Geschichte sind so organisatorische Über-
einstimmungen zwischen den religiösen
und den staatlichen Strukturen entstan-
den, die auch durch die verschiedenen
Formen der Säkularisierung nicht grund-
sätzlich aufgehoben werden konnten. Als
Beispiel sei hier nur auf die Tatsache hin-
gewiesen, dass sich auch in einer überna-
tionalen Einrichtung wie der katholischen
Kirche nationale Bischofskonferenzen
entwickelt haben, die bei der territorialen
Veränderung von Staaten ihren jeweili-
gen Verantwortungsbereich verändern.
Trotz gelegentlicher Spannungen hat die
enge organisatorische Parallelität der bei-
den Strukturen eine Vielzahl von Vortei-
len, vor allem für die religiöse Seite. Bei
gemeinsamen Problemen oder Konflikten
sind Beilegungsmechanismen schon des-
halb gegeben, weil sich im religiösen wie
im staatlichen Bereich bürokratische
Strukturen ausgebildet haben, die auf
vergleichbare Weise funktionieren und
daher miteinander kompatibel sind.2

Da der Islam keine 
Vermittlungsinstanz braucht, ist 
ihm Hierarchisierung fremd

Der Islam kennt diese Form der Hierarchi-
sierung grundsätzlich nicht.3 Nach islami-
schem Verständnis ist der Mensch unmit-
telbar zu Gott. Die Beziehung zwischen
dem Schöpfer und seinen Geschöpfen
bedarf keiner Vermittlungsinstanz natür-
licher Art.4 Lediglich die Engel werden als
Vermittler der göttlichen Botschaft an die
Menschheit verstanden.5 Nach einer Auf-
fassung, die auch heute noch von vielen
Muslimen vertreten wird, reichen der
Koran, als das unerschaffene Wort Gottes
und das Vorbild des Propheten Muham-
mad aus, um dem Menschen den rechten
Weg zu weisen. Indem der Mensch sich
diese beiden Quellen zur Richtschnur sei-
nes Lebens macht, übernimmt er die Ver-

antwortung für sein Leben und sein Ver-
hältnis zu Gott. Sie kann ihm nicht durch
religiöse Funktionsträger wie Priester,
Zauberer, Wahrsager oder Schamanen
abgenommen werden. Die theologischen
Grundtatsachen des Islams sind so einfach,
dass ihre Kenntnis ohne aufwendige Stu-
dien und geistige Übungen von jedem
Muslim erlernt werden kann. Auch die Tat-
sache, dass der Islam keine besonders kom-
plex ausgebildeten Rituale kennt, führt
dazu, dass der einzelne Muslim ohne wei-
tere Schwierigkeiten in der Lage ist, die
formalen Voraussetzungen für die Erfül-
lung seiner religiösen Pflichten zu beherr-
schen. Es hat sich daher auch kein Lehramt
herausgebildet. Zu Recht spricht Harald
Motzki von einer „Abkoppelung des isla-
mischen Rechts von der Legislative“ und
von einer „Privatisierung des Rechts“.6

Die fehlende Hierarchisierung des Islams
hat eine Reihe von offensichtlichen Vortei-
len, die man vor allem unter den Stich-
punkten der Flexibilität und Mobilität ru-
brizieren könnte. Jeder Muslim und jede
Muslimin ist in der Lage, ihre Religion zu le-
ben und zu verbreiten ohne eine entspre-
chende Ausbildung. Sie müssen auch 
keinen Übergangsritus wie Weihe oder
Salbung absolvieren, um andere Men-
schen in den Islam einzuführen. Dies ist ei-
ner der Gründe, warum sich der Islam seit
dem Mittelalter in einer ständigen Expan-
sion befunden hat, deren Träger vor allem
Händler gewesen sind.7 Diese Ausbreitung
fand aber vor allem in den Regionen der
Welt erfolgreich statt, die durch politische
Strukturen gekennzeichnet waren von 
nur geringen Ausprägungen von Hierar-
chisierung. Dies gilt vor allem für die ver-
schiedenen akephalen Gesellschaften in
Schwarzafrika oder Süd- und Südostasien.8

Angesichts seines einfachen Dogmas und
seiner Flexibilität war der Islam auch in der
Lage, in den Kulturen, denen er sich außer-
halb der islamischen Kernländer gegen-
übersah, einen Teil der sozialen und reli-
giösen Vorstellungen und Praktiken in sich
aufzunehmen und zu ‚islamisieren‘. Dies
führte natürlich zu einem gewissen Maß
an Regionalisierung, also zum Entstehen
eines türkischen, bosnischen, senegale-
sischen, indischen oder indonesischen, ja
auch eines chinesischen Islams.9

Natürlich hat der Islam im Verlauf einer
mehr als 1400-jährigen theologischen und
sozio-politischen Entwicklung in der Dog-
matik wie in seinen organisatorischen
Strukturen Wandlungen vollzogen, die
neuen kulturellen, politischen oder öko-
nomischen Gegebenheiten Rechnung tru-
gen. Dieser Wandel hat sich bezüglich der
Organisationsformen jedoch nie zu dog-
matisch begründeten Notwendigkeiten
verfestigen können. 



Die Rolle des Imam kann im Prinzip
jeder übernehmen

Dies lässt sich an einer Reihe von Beispielen
verdeutlichen. Zu den bedeutenden Glau-
benspflichten der Muslime gehört das 
tägliche Pflichtgebet (Salât), das jeder
Gläubige in festgelegten Zeiträumen im
Zustand ritueller Reinheit vollziehen muss.
Es handelt sich dabei um zunächst ein Indi-
vidualgebet, dessen Form genau festgelegt
ist. Vorgeschrieben ist der Ablauf der ein-
zelnen formelhaften Gebetsteile und die
Einnahme bestimmter Körperhaltungen.
Die islamische Tradition empfiehlt jedoch,
dass die Muslime dieses Gebet in Gemein-
schaft mit anderen Gläubigen durchführen
sollten. Als Gemeinschaftsgebet verpflich-

tend ist das Freitagsgebet, das am Freitag-
mittag in der Hauptmoschee einer muslimi-
schen Stadt praktiziert wird. An ihm sollten
alle Muslime der Stadt teilnehmen. Immer
wenn mehrere Muslime gemeinsam beten,
sollte das Gebet durch einen Vorbeter
(Imâm)geleitet werden. Dafür gibt es keine
dogmatischen Gründe. Die islamischen Tra-
ditionen weisen vielmehr darauf hin, dass
es die Funktion des Vorbeters ist, dafür zu
sorgen, dass die Gemeinschaft der Beten-
den das Ritual gleichzeitig, gleichmäßig
und in einer geordneten Form vollzieht.
Die Aufgabe des Vorbeters kann von jedem
Muslim übernommen werden, der dazu in
der Lage ist. Er muss dafür lediglich den Ab-
lauf des Gebets kennen und darf nicht über
körperliche Gebrechen verfügen, die den

korrekten Vollzug behindern oder unmög-
lich machen. Da die Gebetsformeln auf Ara-
bisch rezitiert werden müssen, muss der
Vorbeter sie in dieser Sprache auswendig
kennen, wobei auch auf die korrekte Aus-
sprache wert gelegt wird.10 Im Übrigen sind
aber keine Voraussetzung zur Ausführung
dieser rituellen Funktion notwendig.
Allerdings können Frauen die Funktion des
Imâm nur dann ausfüllen, wenn die Ge-
meinschaft der Betenden ausschließlich aus
weiblichen Personen besteht. Daher wech-
selt diese Aufgabe in vielen Moscheege-
meinden zwischen verschiedenen Perso-
nen und wird lediglich als Zeichen des
besonderen Respektes, den eine Beterge-
meinschaft einer bestimmten Person ent-
gegenbringt, gewertet.

Allerdings hat bei den Schiiten der
Imam eine andere Bedeutung

Im schiitischen Islam, dessen Anhänger ca.
18% der Weltmuslimbevölkerung ausma-
chen, spielt der Imam-Begriff dagegen eine
weitgehend andere Rolle. Natürlich wer-
den auch hier die Vorbeter beim Gemein-
schaftsgebet als Imam bezeichnet. Dieser
Titel wird aber auch für die ersten Führer
der schiitischen Gemeinde verwendet, die
aufgrund ihrer genealogischen Nähe zum
Propheten Muhammad über eine beson-
dere Fähigkeit der Auslegung des Korans
und der übrigen Quellen des islamischen
Rechts verfügen. Ohne die Führung durch
die Imame sind die Gläubigen nicht in der
Lage, ihr Leben nach dem Willen Gottes zu
führen. Das islamische Dogma wird im schi-
itischen Kontext daher um den Artikel der
Unabdingbarkeit der Leitung der Gläubi-
gen durch den Imam erweitert. Je nach der
Tradition glauben die verschiedenen schii-
tischen Konfessionen an eine Kette von
fünf, sieben oder zwölf Imamen. Die größ-
te der Gruppen ist die sogen. Zwölfer-Schia.
Die Schiiten erwarten die Rückkehr des 
in der Verborgenheit befindlichen Imam.
Diese Heilserwartung hat in der Regel 
einen quietistischen Charakter. Sie kann
aber unter speziellen Umständen in revo-
lutionäre  Aktionen  umschlagen.11

Eine gewisse Zurückhaltung des
Islam gegenüber dem Staat und
seinen Institutionen

Die kaum ausgebildeten formalen Struk-
turen des Islams mögen insofern überra-
schen, als ja die auch unter Muslimen weit
verbreitete Ansicht besteht, dass Islam
Religion und Staat zugleich seien oder
sein sollten. Auch die Tatsache, dass in isla-
mischen Staaten islamisches Recht zur
Anwendung kommen soll und teilweise
auch tatsächlich praktiziert wird, lässt
Widerspruch zu den vorausgehenden
Ausführungen erwarten. Andererseits ist
festzustellen, dass vor allem fromme Mus-
lime sich gegenüber den staatlichen Auto-
ritäten, denen sie sich gegenüber sahen,
immer sehr distanziert verhalten haben,
weil sie ihre Legitimität in Frage stellten.
So stellte denn das staatliche System in der
islamischen Welt zunächst kein Vorbild für
die entsprechenden religiösen Strukturen
dar. So wie die Beziehung zwischen Gott
und dem Menschen nach islamischem Ver-
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Der Imam
Nach islamischem Verständnis steht der Gläubige in einem direkten Verhältnis zu Gott
und bedarf keiner vermittelnden Instanz, wie etwa Priester oder Pfarrer in den christli-
chen Konfessionen. Wenn mehrere Muslime miteinander beten, sollte nach der Traditi-
on das Gebet von einem Vorbeter geleitet werden. Dem Imam obliegt dabei die Sorge
dafür, dass das Gebet gleichzeitig, gleichmäßig und in geordneter Form abläuft. Bei den
Schiiten werden neben Vorbetern auch die Führer der islamischen Gemeinde als Imame
bezeichnet, die ihre Abkunft vom Propheten herleiten. Ihnen wird wegen ihrer Abstam-
mung vom Propheten eine besondere Fähigkeit zur Auslegung des Koran und der son-
stigen Quellen des islamischen Rechts zuerkannt. Das Bild wurde aufgenommen beim
Freitagsgebet in der Moschee von Sindelfingen. Foto: Peter Federmann



ständnis ein persönliches Verhältnis ist,
haben Frühformen islamischer Organisa-
tionen stets von privaten Initiativen ihren
Ausgang genommen. Dies gilt beispiels-
weise für alle Formen traditioneller islami-
scher Wissenschaften und Erziehung. Die
Entwicklung von Korankommentierung,
der Sammlung von Prophetentraditionen,
den weiteren islamischen Rechtsquellen
etc. sind immer auf die Initiative einzelner
Muslime zurückzuführen.12

Dies gilt für die inhaltlichen Aspekte, aber
auch für die Organisation und Finanzie-
rung solcher wissenschaftlichen Unterneh-
mungen. Es kommt wohl auch nicht von
ungefähr, dass es vor allem private Geldge-
ber waren, die im Rahmen von „frommen
Stiftungen” (arab.: waqf, pl. auqâf)13 die
entsprechenden Einrichtungen islami-
schen Lernens unterstützten. Gewiss gab
es im islamischen Mittelalter auch Vertre-
ter der islamischen staatlichen Autoritä-
ten, die Schulen und Hochschulen finanzi-
ell unterstützten. Aus den entsprechenden
Quellen wird aber selten deutlich, ob diese
Form des Mäzenatentums einen staatli-
chen Hintergrund hatte oder auf das per-
sönliche Interesse eines staatlichen Funkti-
onsträgers zurückging. Die Einrichtungen
bleiben bis weit in die Neuzeit hinein von
staatlichem Einfluss weitgehend unab-
hängig und können nicht in eine nationale
oder auch übernationale Organisations-
struktur eingeordnet werden. Auch im Zu-
sammenhang mit der Errichtung und bau-
lichen Unterhaltung von Moscheen lässt
sich vergleichbares konstatieren. Natürlich
lassen Herrscher Moscheen errichten. Die
Trennung zwischen den entsprechenden
Privatpersonen und ihren Ämtern ist kaum
möglich. Gleichzeitig findet sich aber auch
eine Vielzahl von Muslimen, die kleine
oder größere Stätten islamischer Fröm-
migkeit bauen lassen und ihren Unterhalt,
samt dem dazugehörigen Personal, finan-
zieren. Dieses Nebeneinander von staatli-
cher und privater Förderung besteht bis
auf den heutigen Tag. 

Staatlicher Einfluss führte zu einem
„offiziellen“ Islam, gegen den sich
jedoch Widerstand bildete

In einem komplexen politischen Vorgang,
der hier nicht geschildert werden kann,
hatten die politischen Führungen der ver-
schiedenen islamischen Staaten seit den
Reformbemühungen des 19. Jahrhun-
derts die Kontrolle der „Frommen Stiftun-
gen“ übernommen und auf diese Weise
eine staatliche Struktur für religiöse An-
gelegenheiten geschaffen, die bis dahin
nicht vorhanden gewesen war.14 In eini-
gen Fällen entstanden eigene Ministerien
für religiöse Angelegenheiten, in anderen
wurden die entsprechenden Aufgaben
den jeweiligen Innenministerien oder
dem Amt des Ministerpräsidenten zuge-
ordnet. Diese Machtübernahme im reli-
giösen Bereich durch staatliche Stellen
wurde von den Vertretern der religiösen
Autoritäten natürlich nicht ohne Kritik
hingenommen. Es war ihnen in der Regel
aber nicht möglich, sich gegen diese Ent-
wicklung zu stemmen. Diese Religionsäm-
ter kontrollieren in vielen islamischen
Staaten Bereiche des islamischen Lebens,

die von staatlichen finanziellen Leistun-
gen abhängig sind. Dies gilt für die ver-
schiedenen Ausbildungsstätten des reli-
giösen Personals und für die Bereiche der
religiösen Praxis, die bis dahin von den
„frommen Stiftungen“ finanziert worden
waren. Hier sind vor allem große Mo-
scheen mit einem vielköpfigen Stab an
Vorbetern, Predigern, Ordnungskräften
und Personal für Unterhalt und Sauber-
keit zu nennen. Auch die Sachmittel für
den Unterhalt der Moscheen stammen aus
dem staatlichen Budget. 
Durch diese finanzielle Abhängigkeit ent-
wickelte sich eine mehr oder weniger deut-
liche staatliche Einflussnahme auf die reli-
giösen Inhalte des Unterrichts und der
Predigten bis hin zu einer Form von Zensur,
die sich auch auf religiöse Publikationen
beziehen kann.15 Konsequenz dieser Situa-
tion war, dass so etwas wie ein „offizieller“
Islam entstand. Je größer aber die Kritik
der Bevölkerung an staatlichen Entschei-
dungen wurde, die auch durch Vertreter
der „offiziellen“ Religion legitimiert wor-
den waren, um so stärker wurde der Auto-
ritätsverlust dieser Religionsvertreter. Ne-
ben dem „offiziellen“ Islam entstanden
Formen eines oppositionellen Islams, die
die verschiedensten Strukturen entwickelt
haben. Es ist ihnen bisher allerdings insge-
samt kaum gelungen, effektive Wider-
standspraktiken zu entwickeln. Natürlich
kann man die jüngsten Entwicklungen z.B.
in Algerien als einen Erfolg des „oppositio-
nellen“ Islams betrachten. Es hat sich aber
gezeigt, dass nach anfänglichen Erfolgen
die zentrifugalen Kräfte innerhalb des op-
positionellen religiösen Blocks zu stark wa-
ren, als dass sie eine schlagkräftige Alter-
native zum „staatlichen“ Islam hätten
bilden können. 

Islamische Mystik mit dem
Autoritätsverhältnis Lehrer–Schüler

Religiöse Organisationen entwickelten
sich im islamischen Kontext in einem
erstaunlichen Zusammenhang, dem der
Mystik. Seit dem frühen 8. Jahrhundert
war in der islamischen Welt aus asketische
Bewegungen heraus eine spezifisches
Mystik entstanden. Ziel der Mystiker
war die „Vereinigung mit Gott“, die unio
mystica. Um diese zu erreichen, war nach
der Auffassung der Mystiker ein Weg zu
beschreiten, der zahlreiche Risiken in sich
barg.16 Auf diesem Weg war nur voranzu-
kommen, wenn man sich einem Meister
anvertraute, der diesen Weg schon erfolg-
reich gegangen war. Aus dieser Situation
entwickelte sich jeweils ein natürliches
Autoritätsverhältnis zwischen Lehrer und
Schüler. Mit einem Anwachsen der Anhän-
ger der islamischen Mystik ergaben sich
dann zahlreiche derartige Beziehungen,
die schließlich in hierarchisch organisierte
Gemeinschaften mündeten, die in der
westlichen Literatur als „Bruderschaften“
oder „Orden“ bezeichnet werden. Der
arabische Name dieser Organisationen
Tarîqa (p. turuq) bezieht sich auf den Weg,
den die Mystiker auf ihrem Pfad der Gottes-
erkenntnis gehen müssen. Die Anhänger
rekrutierten sich aus allen sozialen Schich-
ten der islamischen Gesellschaften. Im
Gegensatz zu manchen anders lautenden

Feststellungen waren und sind auch Frau-
en Mitglieder dieser Gemeinschaften.17

Eine Fülle von Bruderschaften
breitet sich aus

Mit einer Popularisierung der mystischen
Vorstellungen im Islam kam es seit dem
islamischen Mittelalter zu einer ungeheu-
ren Ausbreitung dieser Orden, die mehr
und mehr an religiösem, aber auch politi-
schem und wirtschaftliche Einfluss 
gewannen. Manche Bruderschaften fan-
den lediglich eine regionale Anhänger-
schaft, in der die lokalen und regionalen
kulturellen Besonderheiten eine besonde-
re Rolle spielten, andere konnten sich
über Großräume der islamischen Welt ver-
breiten, wenn sie auch auf die spezifi-
schen Bedingungen der einzelnen Regio-
nen Rücksicht nehmen mussten.18 Dabei
sind es vor allem die älteren Gruppen, 
die eine überregionale Verbreitung
haben. Zu nennen sind hier vor allem die
Bruderschaften der Qâdiriyya oder die
Rifâ’iyya.19 Jüngere Gründungen haben
dagegen auf eine spezifische Kultur oder
Gesellschaft bezogene Bedeutung. So ist
die Bruderschaft der Tîjâniyya nahezu aus-
schließlich in Nord- und Westafrika ver-
breitet.20 Die Chistiyya dagegen ist eine
Bruderschaft, die auf den indischen Sub-
kontinent und die indische Diaspora
beschränkt ist.21 Die aus dieser Rücksicht
deutlich werdende Flexibilität der Organi-
sationen machte und macht ihre besonde-
re Stärke aus. Manche Bruderschaften las-
sen ihren Mitgliedern die Möglichkeit, zur
gleichen Zeit mehreren unterschiedlichen
Gemeinschaften anzugehören. Andere
können als exklusivistisch bezeichnet wer-
den. Sie untersagen ihren Angehörigen
den Kontakt zu anderen Bruderschaften.
Die Flexibilität der Bruderschaften kann
sich auch auf neue soziale Verhältnisse
und die aus diesen resultierenden Bedürf-
nisse der Mitglieder beziehen. So ent-
stand im Ägypten der 50er-Jahre des 
20. Jahrhunderts eine Mystikerorganisati-
on, die sich mit ihren Angeboten speziell
an die wachsende Zahl der Staatsange-
stellten der unteren und mittleren Ebene
wandte. Auch in ihrer Organisationsstruk-
tur glich sie sich den hoch bürokratischen
Verhältnissen des ägyptischen Staatsap-
parates an.22

Der Erfolg der Bruderschaften beruhte
zunächst auf der Tatsache, dass sie vor al-
lem die emotionalen Bedürfnisse ihrer Mit-
glieder im religiösen Bereich befriedigten,
wozu die islamische sunnitische Orthodo-
xie weniger in der Lage sein mag. Daneben
entwickelte sich aber auch ein intensives
Gefühl der Zusammengehörigkeit zwi-
schen den Mitgliedern der Bruderschaften,
das weit über den religiösen Bereich hin-
ausging. Die gemeinsamen religiösen Er-
fahrungen vermittelten den Anhängern
einen Eindruck von Vertrautheit, der sie
veranlasste, gemeinsame wirtschaftliche
Unternehmungen durchzuführen, Heirat-
sallianzen zu schmieden und sich in den Un-
sicherheiten des alltäglichen Lebens ge-
genseitig zu unterstützen. In komplexen
sozialen Situationen, in denen die ethni-
sche und/oder politische Identität einer
Gruppe in Gefahr geriet, haben Bruder-
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schaften erheblich zur Identitätssicherun-
gen beigetragen.23 Die Bruderschaften als
die einzigen effektiven Organisationen in
den islamischen Gesellschaften des 19.
Jahrhunderts trugen den Hauptwider-
stand gegen die Expansion der europäi-
schen Kolonialmächte in die islamische
Welt. Dies gilt für Nordafrika24 ebenso wie
für Westafrika25 oder Indonesien26. Nach
dem Sieg der jeweiligen Kolonialmächte
sahen sie sich häufig deren Werben um Zu-
sammenarbeit gegenüber, dem sie in den
seltensten Fällen widerstehen konnten. 
Ihnen wurde daher bei Einsetzen des anti-
kolonialen Kampfes, der vor allem von 
säkularisierten Nationalisten getragen wur-
de, der Vorwurf der Kollaboration gemacht.
Nach dem Ende der westlichen Kolonial-
herrschaft verloren sie daher häufig an ge-
sellschaftlichem Einfluss, wurden verboten
und von staatlichen Stellen aktiv be-
kämpft.27 Nach einer Schwächeperiode ha-
ben sich viele der Bruderschaften wieder er-
holt und eine wachsende Bedeutung auch
in der muslimischen Diaspora gewonnen.

Organisatorisch an 
westlichen Vorbildern orientiert: 
die „Muslimbrüder“

Die organisatorischen Strukturen der mys-
tischen Bruderschaften waren zunächst
Vorbild von reformerischen islamischen
Organisationen, die sich seit der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts in verschiede-
nen Teilen der islamischen Welt bildeten,
aus denen sich wiederum radikale musli-
mische Organisationen entwickelten, die
mit auch dem Schlagwort „fundamentali-
stisch“ bezeichnet werden. Die Organisa-
tion, die die größten politischen und sozia-
len Erfolge zu verzeichnen hatte, ist die der
„Muslimbrüder“ (Al-Ikhwân al-Muslimîn),
die 1928 von dem ägyptischen Lehrer Has-
san al-Bannâ gegründet worden war. Das
Ziel der Organisation war und ist es, der Sä-
kularisierung und Verwestlichung der isla-
mischen Gesellschaften paroli zu bieten.
Es gehört zu den Treppenwitzen der
nahöstlichen Ideologiegeschichte, dass al-
Bannâ seiner Organisation später eine
Form gab, die auf westliche Vorbilder
zurückgeht, die des Vereins oder der Ko-
operation, Institute, die in der islamischen
Rechtsgeschichte weitgehend unbekannt
sind. Die „Muslimbrüder“ sind einerseits
hierarchisch organisiert in eine Zentrale,
verschiedene Zentren, Unterabteilungen
und kleinere Einheiten, in denen sich die
Verwaltungsstrukturen zunächst Ägyp-
tens, dann der anderen islamischen, vor-
wiegend arabischen Staaten, in denen die
Gruppe aktiv war, abbildeten.28 Daneben
existieren verschiedene, in sich wiederum
hierarchisch aufgebaute funktionale Or-
ganisationen wie eine für Studenten, Ar-
beiter oder Frauen. Vor allem die Studen-
tenorganisationen sorgten für eine weite,
über die islamische Welt hinausgehende
Verbreitung der Ideologie der „Muslim-
brüder“, da solche Gruppen muslimischer
Studenten auch an Universitäten westli-
cher Länder entstanden. In den USA z. B.
wurden entsprechende Gruppen zu den
Geburtsstätten von muslimischen Organi-
sationen, die sich nach und nach landes-
weite Bedeutung verschaffen konnten.29

Da die „Muslimbrüder“ auf eine wechsel-
volle Geschichte von Verfolgungen und
Verboten zurückschauen können, wird es
nicht verwundern, dass sie auch Strukturen
entwickelt haben, die sich Verfolgungssi-
tuationen angepasst haben. So entstan-
den Zellen-Strukturen, in denen eine mög-
lichst intensive Abschottung der einzelnen
Kleingruppen betrieben wurde die ein
Überleben der Gesamtorganisationen si-
cherstellen sollte. Dieser geheime Apparat
hatte auch die Aufgabe, illegale Aktionen
durchzuführen.30 Trotz vieler Bemühun-
gen gelang es den „Muslimbrüdern“ nie,
eine zentral orchestrierte, überstaatliche
Struktur zu schaffen. Die Zuordnung zu
den sich jeweils unterscheidenden staatli-
chen Verwaltungsstrukturen ließ eine for-
male Einheitlichkeit nicht zu. Schon die Ei-
genbezeichnung von Organisationen, die
sich der Ideologie von Hassan al-Bannâver-
pflichtet fühlten, unterschieden sich von
Land zu Land.31 Hier liegt wohl der Grund
für die langfristig festzustellende politi-
sche Schwäche der Organisation. Es ist je-
doch davon auszugehen, dass sie sich als
außerordentlich effektiv arbeitende kari-
tative Organisation in einer Vielzahl von is-
lamischen Staaten endgültig etabliert hat,
bzw. dies in Zukunft tun wird.
Der geheime Apparat der „Muslimbrü-
der“ mag als Vorbild für die verschiede-
nen radikalen Muslimorganisationen der
letzten dreißig Jahre gedient haben, die
durch Attentate vor allem gegen staatli-
che Einrichtungen für internatioanle Auf-
merksamkeit gesorgt haben. Ebenso ist es
aber auch nicht auszuschließen, dass sie
ihre organisatorischen Vorbilder in westli-
chen Terrororganisationen unterschiedli-
cher ideologischer Herkunft gefunden
haben.32 Wie weit eine Vernetzung durch
moderne elektronische Medien hier auch
zu organisatorischen Veränderungen
führen wird, bleibt abzuwarten.

Panislamismus:
Anpassung an erfolgreiche westliche
Organisationsmodelle

Nicht nur islamisches Recht und theologi-
sche Dogmatik hatten sich dem Beginn des
19. Jahrhunderts der verstärkten Notwen-
digkeit gegenüber gesehen, auf einen
durch den Westen ausgelösten, sich be-
schleunigenden kulturellen und sozialen
Wandel zu reagieren. Auch die politischen
Eliten der islamischen Welt sahen sich einer
als überlegen empfundenen westlichen
Macht gegenüber, die ihnen – fälschlicher-
weise – als einheitlich und kompakt er-
schien. Es entstand der Eindruck, dass die
islamische Welt in eine Vielzahl von häufig
verfeindeten Staaten zersplittert sei.
Hierin wurde die besondere Schwäche der
islamischen Welt gesehen. Vor allem ge-
gen Ende des 19. Jahrhunderts hatte es un-
ter der Herrschaft des osmanischen Sultans
Abdul Hamid II. Bemühungen zu einer Ei-
nigung der islamischen Welt unter der
Führung des osmanischen Herrschers ge-
geben, der zu diesem Zweck seinen mit re-
ligiösen Vorstellungen verbundenen Titel
Khalif in den Vordergrund der öffentli-
chen Aufmerksamkeit gerückt hatte. Diese
Be-wegung ging unter der Überschrift
Panislamismus in die Darstellungen zur is-

lamischen Ideologiegeschichte ein.33 Das
Schlagwort von der „panislamischen Be-
wegung“ hatte in der westlichen Öffent-
lichkeit noch bis in die Mitte des 20. Jahr-
hunderts Reaktionen zur Folge, wie wir sie
heute bei der Erwähnung des „islamischen
Fundamentalismus“ feststellen können. 
Zu einer ernst zu nehmenden politischen
Kraft konnte sich dieser Panislamismus
aber nicht entwickeln. Nach der Auflö-
sung des Osmanischen Reiches und der
Abschaffung des Kalifats durch die türki-
sche Nationalversammlung in der Folge
der osmanischen Niederlage im Ersten
Weltkrieg entstand ein politisch-ideologi-
sches Vakuum, das bis dahin durch den
Kalifen in Istanbul gefüllt worden war.34

In der Folge gab es immer wieder ver-
gebliche Anläufe, eine einheitliche, für
die gesamte islamische Welt sprechende
Organisation zu etablieren. Grund für
diese Misserfolge war u. a. die Tatsache,
dass der überwiegende Teil der islami-
schen Staaten bis zum Beginn der 60er-
Jahre des 20. Jahrhunderts unter einer
unterschiedlich direkten, aber immer
deutlichen Bevormundung der großen
westlichen Kolonialmächte stand. 

Die „Liga der islamischen Welt“ 
als internationales Sprachrohr

Erst mit dem Erfolg der antikolonialen
Bewegung waren die Voraussetzungen
gegeben, eine Organisation aufzubauen,
die als Sprachrohr der islamischen Welt im
internationalen Rahmen dienen konnte.
Im Jahr 1962 wurde die Liga der islami-
schen Welt gegründet, die sich inzwischen
zur wichtigsten internationalen muslimi-
schen Organisation entwickeln konnte.
Schon in einer ihrer ersten Verlautbarun-
gen macht die Liga ihre Ziele deutlich. Zu
ihren Aufgaben gehört danach, „durch
Rechtsgutachten (Fatâwâ) und Rechtswis-
senschaft (Fiqh) die Basis für eine wahr-
haft islamische Herrschaft zu schaffen,
durch Mission (Da’wa) vor allem in Afrika
islamische Präsenz zu schaffen, durch
Publizistik eine internationale islamische
Öffentlichkeit zu schaffen und ‚feindliche‘
Ideologien zu bekämpfen, schließlich
durch eine organisierte Kontrolle die Inte-
grität der Pilgerfahrt zu wahren“.35 Im
gleichen Jahr veröffentlichte die Organi-
sation eine Grundsatzerklärung, die für
die weitere Politik der Liga bestimmend
geblieben ist. Der Text hat den folgenden
Wortlaut: 
„Preis sei Gott, dem Herrn der Welten, und
Segen und Frieden dem Gesandten Gottes,
seiner Familie und allen seinen Genossen.
Wir, die Mitglieder der Liga der islami-
schen Welt, verpflichten uns Gott – erha-
ben sei er – gegenüber dazu, dass wir die
uns von Gott auferlegte Pflicht erfüllen,
seine Botschaft zu lehren und sie in allen
Teilen der Welt verbreiten;
Dass wir von neuem unseren Glauben
bekräftigen, dass es keinen Frieden für die
Welt gibt außer durch die Grundsätze, die
der Islam verankert hat;
Dass wir die Nationen allgemein dazu auf-
rufen, auf dem Felde der Arbeit für das
Wohl und die Beglückung der Menschheit
miteinander zu wetteifern und die soziale
Gerechtigkeit zwischen ihren Individuen
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zu verwirklichen, sowie die beste mensch-
liche Gesellschaft zu schaffen;
Dass wir Gott als Zeugen dafür anrufen,
dass wir in keiner Sache Zwietracht säen,
über niemanden herrschen und über nie-
manden Hegemonie anstreben wollen;
Auf dem Weg zu diesen Zielen haben wir
beschlossen, folgendes anzustreben:
Wir werden unser Möglichstes dafür tun,
das Wort der Muslime zu einen und die
Faktoren der Spaltung, die die in der Welt
verstreuten muslimischen Gesellschaften
befallen haben, zu überwinden.
Wir werden alle Schwierigkeiten überwin-
den, die der Schaffung einer Liga der isla-
mischen Welt gegenüberstehen;
Wir werden jedem helfen, der nach dem
Wohl und der rechten Leitung ruft, und
ihn in der Durchführung seiner islami-
schen Aufgaben unterstützen;
Wir werden alles, was wir an geistigen,
materiellen und kulturellen Mitteln besit-
zen, aufbringen, um das zu verwirklichen,
wonach wir mit dieser Charta streben.
Wir haben beschlossen, dass wir unsere
Bemühungen vereinigen werden, um
diese Ziele auf einem friedlichen und posi-
tiven Wege zu erreichen;
Dass wir jedem djahilitischen Ruf36, sei er
alt oder neu, zurückweisen;
Dass wir erklären, dass es im Islam weder
Shu’ûbiyya37 noch Rassismus gibt.”38

Die Organisation, die darauf achtet, dass
in ihren Leistungsgremien Vertreter aus
den verschiedensten islamischen Staaten
vertreten sind, wird in starkem Maß von
saudischem Geld finanziert. Der saudische
Einfluss auf die Politik der Organisation
darf also nicht unterschätzt werden. Die
Liga der islamischen Welt kennt eine
ganze Reihe von Unterorganisationen.
Hier ist vor allem die Akademie für isla-
misches Recht zu nennen. Diese traf zu
ersten Konferenzen im Jahr 1984 zusam-
men und bemüht sich seitdem, zu den
unterschiedlichsten Fragen des modernen
Lebens eine einheitliche muslimische Posi-
tion zu erarbeiten. Dabei kann es um Fra-
gen der medizinischen Ethik genauso
gehen wie um die Akzeptanz von techno-
logischen Entwicklungen und ökonomi-
schen Praktiken.39 In der Regel treffen sich
die 110 Mitglieder der Akademie zu jähr-
lich stattfindenden Konferenzen, auf
denen die aktuellen Rechtsfragen disku-
tiert werden. Die Akademie hat allerdings
keine legislativen Kompetenzen in dem
Sinne, dass die von ihr herausgegebenen
Rechtsgutachten für alle Muslime ver-
bindlich wären. Die Äußerungen der Aka-
demie erhalten jedoch dadurch ein beson-
deres Gewicht, dass die Mitglieder der
Versammlung aus 46 islamischen Staaten
kommen und so ein gewisses Maß an Ein-
heitlichkeit der Entscheidungen für die
gesamte islamische Welt entstehen kann. 

Die „Organisation der 
islamischen Konferenz“ zur Wahrung
gemeinsamer Interessen

Während sich die Islamische Weltliga als
religiöse und kulturelle Organisation ver-
steht, fehlte aus der Sicht mancher Mus-
lime eine Organisation, in der die isla-
mischen Staaten ihre gemeinsamen Inter-
essen gegenüber anderen Zusammen-

schlüssen von Staaten einer Weltregion,
wie der Europäischen Union, oder
gemeinsamen ideologischen Vorstellun-
gen, wie dem Warschauer Pakt, formulier-
ten. Allerdings gibt es bekanntlich auch
keinen Zusammenschluss katholischer
oder buddhistischer Staaten. Insofern ist
die Gründung der Islamischen Konferenz-
organisation ein singulärer Vorgang
geblieben. Auslösendes Moment für die
Gründung dieser Organisation war der
Brand der al-Aqsâ-Moschee in Jerusalem
am 21. August 1969. Im Herbst dieses Jah-
res hatten die Könige von Marokko und
Saudi-Arabien zu einer ersten islamischen
Gipfelkonferenz geladen. Doch erst 1972
wurde auf einer Außenministerkonferenz
der islamischen Staaten in Djidda der
Beschluss, die Organisation der islami-

schen Konferenz (OIC) zu gründen, ge-
fasst. Mitglied der Organisation kann
jeder islamische Staat werden. Es wurde
allerdings vermieden zu definieren, was
ein islamischer Staat sei. So wurden nicht
nur Staaten wie Libanon oder Senegal,
sondern auch Mozambique und die Repu-
blik Surinam aufgenommen. Der Indi-
schen Union wurde dagegen die Mitglied-
schaft verwehrt, obwohl in Indien eine
zahlenmäßig große muslimische Minder-
heit lebt. Hier sei auf zwei für das Selbst-
verständnis der Organisation wichtige
Aussagen hingewiesen: 
„Die Überzeugung aller Muslime von den
ewigen Prinzipien von Freiheit, Gerechtig-
keit, menschlicher Würde, Brüderlichkeit,
Toleranz und Mitleid und ihr andauern-
der Kampf gegen Ungerechtigkeit und
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Aggression verstärkt ihren Willen, einen
gerechten Frieden und Einheit unter den
Völkern zu verwirklichen, um die Respek-
tierung der Menschenrechte zu sichern
und die Stärkung derjenigen interna-
tionalen Organisationen, die auf hu-
manistischen Prinzipien und der friedli-
chen Koexistenz zwischen den Völkern
beruhen, zu bewirken. So könnte ein
neues Zeitalter entstehen, in dem die
Beziehungen zwischen den Nationen von
Prinzipien und nicht von Macht bestimmt
werden und in dem alle Formen von
Unterdrückung, Ausbeutung, Vorherr-
schaft, Ungerechtigkeit, Kolonialismus
und Neo-Kolonialismus, wie auch alle 
Formen von Diskriminierung auf Grund
von Rasse, Farbe, Glauben oder Ge-
schlecht für immer von der Erde verbannt
sein werden.“ 
Weiter heißt es: 
„Es ist unsere Überzeugung, dass eine
Gemeinschaft von mehr als 1000 Millio-
nen (sic) Menschen, die sich aus verschie-
denen Rassen zusammensetzen und die
über den gesamten Globus verteilt über
außerordentliche Möglichkeiten verfü-
gen, gestärkt durch ihre spirituelle Macht
und unter Ausnutzung ihres gesamten
menschlichen und materiellen Potentials
eine herausragende Position in der Welt
erreichen und für sich die Möglichkeiten
für ihren Wohlstand sichern kann, um ein
besseres Gleichgewicht zum Nutzen der
gesamten Menschheit zu erreichen.“
Nach der Charta der OIC gibt es drei Gre-
mien in der Organisation: die Konferenz
der Staatsoberhäupter, die jährlich abzu-
haltende Konferenz der Außenminister
und das Generalsekretariat mit den ihm
angeschlossenen Einrichtungen. In der
Folge gab es nur wenige Treffen der
Staatsoberhäupter, aber regelmäßige
Außenministerkonferenzen. In der politi-
schen Praxis ist das Generalsekretariat die
effektivste Einrichtung der OIC. Seine Auf-
gabe ist die Koordinierung der politi-
schen, wirtschaftlichen, kulturellen und
sozialen Bereiche der Politik der Islami-
schen Konferenz. Die OIC hat einige
Unterorganisationen wie den Islamischen
Solidaritätsfonds oder die Islamische Ent-
wicklungsbank.40

Betrachtet man die beiden großen inter-
nationalen muslimischen Organisationen,
werden die Probleme, denen sich der
Islam unter organisatorischen Gesichts-
punkten gegenübersieht, noch einmal
deutlich. Die Islamische Weltliga kann mit
ihren verschiedenen Einrichtungen zwar
bis zu einem gewissen Grad prägend für
die muslimische Gemeinschaft wirken. Da
sie aber immer auf den Konsens der Mit-
wirkenden angewiesen ist, kommt es
nicht selten nur zu einer Entscheidung auf
der Basis eines kleinsten gemeinsamen
Nenners. Die Schwerfälligkeit der Organi-
sation ist ebenfalls eine Konsequenz die-
ses Konsensprinzips. Die Konferenz der
islamischen Staaten hat bisher nur in den
Fällen, in denen ein Mitgliedsstaat von
außen angegriffen wurde, in seinen
Bemühungen ein gewisses Maß an Erfolg
verzeichnen können. Bei Konflikten zwi-
schen Mitgliedsstaaten der Organisation
fand sich keine Möglichkeit, diese zu ver-
hindern oder auch nur zu begrenzen.

Effektive Organisationsformen 
für die europäischen Muslime fehlen
nach wie vor

Die spezifischen Organisationsformen des
Islams genügten und genügen teilweise
auch heute den Bedingungen, unter denen
Muslime in Staaten und Gesellschaften mit
einer muslimischen Bevölkerungsmehr-
heit leben. Kompliziert wird die Situation,
wenn sich die unstrukturierten Organisati-
onsformen hierarchischen, teilweise hoch
bürokratischen Strukturen gegenüberse-
hen, wie sie für das Verhältnis von Staat 
und Kirche in Deutschland bzw. Westeuro-
pa kennzeichnend sind. Eine Mehrheit von
Muslime in Deutschland ist mit der bisher
üblichen Organisationsform des „einge-
tragenen Vereins“ immer weniger zufrie-
den. Sie fordern eine Gleichbehandlung
mit den großen christlichen Religionsge-
meinschaften. Dies erscheint aber erst
dann möglich, wenn die hier lebenden
Muslime Strukturen entwickelt und für die
muslimische Mehrheit in Deutschland ak-
zeptabel gemacht haben, die mit den deut-
schen Verwaltungsstrukturen ausreichend
kompatibel sind.
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Der politische Islam der Gegenwart ver-
schreckt die westliche Welt: Ist der „heili-
ge Krieg“ gegen die westliche, christlich
geprägte Welt dem Islam innewohnend?
Was sagt der Koran? Welche historischen
Erfahrungen gibt es mit dem Islam? Ist der
Islam allenfalls zu ziviler Toleranz bereit,
nicht aber zu einer inhaltlichen, die die
Gleichberechtigung der Religionen ein-
schließt? Red.

Unter dem Eindruck des 
11. Septembers

Das Bild des Islams in der öffentlichen Mei-
nung europäischer Länder und vor allem
auch Nordamerikas ist durch zahlreiche,
teils jahrhundertealte Vorurteile geprägt.
Zu ihnen gehört das Schlagwort „Feuer
und Schwert“ und die Vorstellung, dass
der Islam durch Ausrufung des „Heiligen
Krieges“, des Dschihád verbreitet werden
soll. Und sicherlich denkt man auch an
muslimische Glaubenskämpfer (arab.
Mudschahidín), die mit dem Schwert in
der Hand Andersgläubige zur Annahme
des Islams zwingen. Im Fernsehen unserer
Tage sind häufig Bilder fanatisierter, oft
vermummter Demonstranten zu sehen,
die, in befremdlicher Nachbarschaft,
sowohl Waffen tragen als auch Spruch-
bänder religiösen Inhalts. „Gewalt“, „Ter-
ror“ und „Islam“ – das sind offenbar keine
Begriffe, keine Erfahrungen, die sich un-
bedingt ausschließen, ganz im Gegenteil.
Der 11. September 2001 mit seinen unaus-
löschlichen Schreckensbildern scheint das
auf schlimmste Weise zu bestätigen. Kann
man unter diesem Eindruck über „Islam
und Toleranz“ schreiben? 
Man muss es tun! Ja, man muss mit aller
Kraft nicht nur die schrecklichen Bilder der
allerjüngsten Ereignisse zu vertreiben
suchen, sondern auch die zahlreichen
älteren Vorurteile zunächst einmal beisei-
teschieben, um zurückzufinden zu beson-
nener historischer Betrachtung, die dem
ebenso komplexen wie komplizierten
Thema „Islam und Toleranz“ wenigstens
ansatzweise gerecht wird. Denn, um zwei
Dinge gleich vorweg zu sagen, zu Beginn
der Geschichte des Islam wurden keines-

wegs Bekehrungsfeldzüge mit „Feuer und
Schwert“ geführt, und hinter vielen der
heute so gerne gezeigten Bilder von „Ter-
ror und Islam“ stehen Bewegungen, die
sich zur Verfolgung bestimmter politi-
scher Ziele ganz bewusst der Religion
bedienen, um eine möglichst große Mas-
senwirkung zu erzielen. Und schließlich
liegen die Ursachen zahlreicher sozialer
und politischer Konflikte, als deren
Lösung der Islam angepriesen wird, nicht
zuletzt in dem, was man in zugegeben
pauschaler Weise das Erbe des Kolonialis-
mus nennen könnte. 

Der Absolutheitsanspruch einer
prophetischen Religion

Der Islam gehört, in all seiner historisch
bedingten Vielfalt, zum Typ der propheti-
schen Religionen, die mit dem Anspruch
ausschließlichen Wahrheitsbesitzes auf-
treten:
„Es gibt keine Gottheit außer Gott, und
Mohammed ist der Gesandte Gottes!“
Dieses Bekenntnis, auf arabisch Schaháda,
ist Bestandteil des Gebetsrufes, d. h. der
täglich fünfmal von den Minaretten ver-
kündeten Aufforderung zum Gebet.
Dabei unterstreicht der erste Teil des mus-
limischen Glaubensbekenntnisses den
strikten Monotheismus des Islams, so wie
er im Koran am eindrucksvollsten in Sure
112, dem „Bekenntnis zur Einheit“, zum
Ausdruck kommt: 

„Sprich: Gott – Er ist Einer, 
Gott – ewig-beständig Einer,
Hat nicht gezeugt und Ihn gezeugt 

hat keiner,
Und Ihm gleichet keiner.“ 

Die Kernaussage dieser Sure kann man 
als Abgrenzung in zweierlei Richtung 
verstehen, nämlich sowohl gegen den Viel-
götterglauben der vorislamischen heidni-
schen Religion als auch gegen die christ-
liche Trinität. Für beide Richtungen findet
man im Koran reichliches Belegmaterial. 
Der zweite Teil der Schaháda betont die
besondere Rolle, die dem Gesandten 
und Propheten Mohammed im Islam
zukommt. An zahlreichen Stellen im
Koran heißt es: „Gehorcht Gott und sei-
nem Gesandten!“ Dieser Gehorsam
gebührt auch den legitimen Nachfolgern
Mohammeds in der Leitung der muslimi-
schen Gemeinde, der sog. Umma. Und
wenn Mohammed in Sure 33,21 als „das
schöne Vorbild“ bezeichnet wird, dann
wird daraus erklärlich, warum die Lebens-
praxis des Propheten in der islamischen
Welt eine so überragende Rolle spielt. 
Der Absolutheitsanspruch des Islams
kommt vielleicht am besten in folgendem
Satz zum Ausdruck, der im Koran an drei
Stellen (Sure 9,33; Sure 48,28; Sure 61,9)
vorkommt, und der von den frühen musli-

mischen Herrschern als so wichtig erachtet
wurde, dass sie ihn auch auf Münzen prä-
gen ließen: 

„Er (d. h. Gott) ist es, der da sandte sei-
nen Abgesandten mit der Recht-
leitung und mit der Religion der Wahr-
heit, um ihr zum Siege zu verhelfen
gegen alles, was es an Religion(en
sonst) noch gibt.“

Den Muslimen wird in Sure 5,3 gleichsam
die Vollkommenheit des Islam bestätigt,
indem Gott spricht: 

„Heute habe ich euch eure Religion
vollständig gemacht und meine Gnade
an euch vollendet und bin zufrieden,
dass ihr den Islam als Religion habt.“

Ein ähnliches Gefühl von Selbstgewissheit,
ja vielleicht sogar Überlegenheit spricht
aus Sure 3,110, wo es über die Muslime
heißt:

„Ihr seid die beste Gemeinde (Umma),
die unter den Menschen hervorge-
bracht wurde; ihr gebietet das Rechte,
verbietet das Verwerfliche und glaubt
an Gott.“

„Schriftbesitzer“ und „Schrift-
verfälscher“ – Auseinandersetzung
mit Judentum und Christentum

Um Bedeutung und Tragweite der soeben
zitierten Koranstellen im Zusammenhang
des Themas „Toleranz“ richtig einschätzen
zu können, ist es freilich wichtig, sich vor
Augen zu führen, mit welchen Religionen
Mohammed in Berührung kam und wie er
das Verhältnis des Islam zu ihnen be-
stimmte. Dabei sind nun, neben der voris-
lamischen heidnischen Religion, vor allem
Judentum und Christentum von Bedeu-
tung. Nur für die Anhänger dieser beiden
Religionen gilt nämlich ursprünglich die
Bezeichnung „Schriftbesitzer“ (arab. Ahl
al-Kitáb, wörtlich: „Leute des Buches“),
die im Koran mehrfach vorkommt. Denn
nur sie verfügen über Offenbarungs-
bücher: Thora, Psalter und Evangelium;
diese drei werden zwar durch den Koran,
die von Gott an den Araber Mohammed
geoffenbarte Schrift, in ihren wesentli-
chen Inhalten „bestätigt“, in einzelnen
Aussagen jedoch auch wieder aufgeho-
ben. Die Letztgültigkeit des Korans wird
von den Muslimen mit der Theorie der sog.
„Schriftverfälschung“ begründet, die be-
sagt, dass Juden und Christen die im Him-
mel aufbewahrte Urschrift nicht in der rei-
nen, ursprünglichen Form bewahrt haben,
wie sie nun Mohammed, dem letzten 
Propheten bzw. dem „Siegel der Prophe-
ten“, wie er im Koran genannt wird (vgl.
Sure 33,40), durch Vermittlung des Engels
Gabriel offenbart worden ist. 
Für das Verhältnis zu den „Schriftbesit-
zern“ ist ein Koranvers von besonderer Be-
deutung geworden, und zwar Sure 9,29: 
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„Bekämpft diejenigen, die nicht an
Gott und an den Jüngsten Tag
glauben, die nicht das verbieten, was
Gott und sein Gesandter verboten
haben, und die nicht der rechten Reli-
gion anhangen unter denjenigen,
denen die Schrift gegeben wurde, bis
sie Tribut entrichten aus ihrer eigenen
Hand und sich dabei demütigen.“

Obwohl dieser Vers eine Reihe nicht uner-
heblicher interpretatorischer Schwierig-
keiten bietet, auf die hier nicht eingegan-
gen werden kann, stellte er in der Folge-
zeit für die islamische Jurisprudenz die
einschlägige Begründung für die religiöse
Duldung zunächst der Juden und der
Christen, dann aber auch anderer Religio-
nen im Rahmen der islamischen Rechts-
ordnung (arab. Scharî’a) dar. 

Qitál und Dschihád: 
Krieg um Gottes willen?

In den späten Suren des Korans, die mit
der Wirksamkeit Mohammeds in Medina
(622–632) in Zusammenhang stehen, ist
häufig vom Kampf die Rede. Neben der
vollkommen klaren arabischen Bezeich-
nung Qitál („Kampf“) begegnet dabei
auch die umschreibende Bezeichnung
Dschihád („Anstrengung“, oder genauer:
„Anstrengung auf dem Wege Gottes“
bzw. „Anstrengung um Gottes willen“;
arab. al-dschihád fi sabíl Alláh). So heißt es
z.B. in Sure 2,190: 

„Und bekämpft um Gottes willen die-
jenigen, die euch bekämpfen! Aber
geht dabei nicht zu weit ...!“

Oder in Sure 5,35: 
„Ihr Gläubigen ... führt um Gottes
willen Krieg!“

Die in diesen Zusammenhang gehörenden
Texte spiegeln, vereinfacht gesagt, zum ei-
nen die Auseinandersetzungen der jungen
medinensischen Gemeinde (Umma) mit
ihren alten heidnischen Widersachern in
Mekka wieder, zum andern aber auch inne-
re Konflikte mit Abtrünnigen und Wankel-
mütigen. Liest man einzig und allein den
Koran, ohne den Zusammenhang mit der
Lebensgeschichte Mohammeds zu ken-
nen, so bleiben manche Passagen unklar, ja
manche erscheinen von abstoßender Grau-
samkeit, wie z. B. Sure 43,4:

„Wenn ihr die Ungläubigen trefft, so
schlagt ihnen den Kopf ab (wörtlich:
so haut ihnen auf den Nacken)!“

oder Sure 9,73: 
„Prophet! Streite gegen die Ungläu-
bigen und Wankelmütigen und sei
gegen sie unnachgiebig!“

Viele klassische Korankommentare wei-
sen jedoch durchweg auf den zeitgenössi-
schen Bezug dieser Stellen hin, d. h. sie
betonen, dass solche Sätze nicht verall-
gemeinert verstanden werden dürfen 
als Aufforderungen, „die Ungläubigen“
generell zu bekämpfen. 

Eroberungen, nicht Bekehrungen

Die Darstellung der frühen Ausbreitung
des Islams in den ältesten erhaltenen
Quellen lässt noch ziemlich klar erkennen,
dass es sich bei den Eroberungszügen
gegen das byzantinische und das neuper-
sische Reich zunächst um weitgehend

unkoordinierte, d. h. nicht zentral gelenk-
te, primär auf die Gewinnung von Beute
ausgerichtete Aktionen handelte. Dane-
ben dienten sie natürlich auch der Aus-
breitung islamischer Herrschaft. Aber das
bedeutete zunächst nichts anderes als
Beherrschung von Territorien und der
darin wohnenden Menschen – ohne diese
unbedingt zum Islam „bekehren“ zu wol-
len. Denn der Islam war zunächst die Reli-
gion der arabischen Eroberer, behielt also
längere Zeit eine gewisse Exklusivität. Die
Unterworfenen, zum größten Teil Chris-
ten, also „Schriftbesitzer“, hatten Tribut
zu zahlen, und zwar in Form einer Kopf-
steuer, deren genaue Bemessung nicht
feststand. Diese Steuer war eine wichtige
Einnahmequelle für die neuen musli-
misch-arabischen Herren. 
Die Untertanen der ehemals byzantini-
schen Gebiete scheinen die arabischen Er-
oberer zunächst durchaus begrüßt zu ha-
ben. Das lag daran, dass in der Levante, in
Ägypten und an den Grenzen zu Arabien
Christen lebten, die sich nicht zu der Form
christlicher Rechtgläubigkeit, der Ortho-
doxie, bekannten, welche die byzantini-
schen Kaiser ab dem 4. Jahrhundert durch-
zusetzen versuchten, sondern anderen
Glaubensrichtungen zuneigten. Für die
arabischen Eroberer waren diese Unter-
schiede nicht von Bedeutung. Auch die
Steuer der neuen Herren war möglicher-
weise geringer als die der byzantinischen
Kaiser. Diese beiden Faktoren waren si-
cherlich von entscheidender Bedeutung
für die rasche arabisch-muslimische Erobe-
rung weiter byzantinischer Gebiete. 

Vertraglich geregelte Beziehungen
mit den unterworfenen Christen

Für das Zusammenleben von Christen und
Muslimen wurde, abgesehen von der
generellen Grundlage, wie sie in Sure 9,29
vorgezeichnet war, ein Vertragsformular
von besonderer Bedeutung, das auf den
zweiten Kalifen Omar (reg. 634–644)
zurückgeführt wird. In ihm unterschrei-
ben die Christen verschiedener, von den
Muslimen eroberter Städte (wie z.B. Jeru-
salem oder Damaskus) eine Reihe von Ver-
pflichtungen den Muslimen gegenüber.
Im einzelnen lautet dieser Text (in der
Übersetzung von G. E. von Grunebaum,
Der Islam im Mittelalter, S. 230f.): 

„Wir [d. h. die Christen] würden per-
sönlich und in demütigender Haltung
Kopfsteuer bezahlen; keinen Muslim
daran hindern, bei Tag oder Nacht in
unseren Kirchen abzusteigen, ihn dort
ehrenvoll drei Tage lang aufnehmen,
ihm Speise geben und ihm ihre Tore
öffnen; den Holzgong nur leicht
anschlagen und beim Kirchengesang
unsere Stimmen nicht erheben; ... wir
würden (ferner) keine Kirche, Kloster,
Einsiedelei oder Zelle bauen, noch
auch solche (religiösen Gebäude), die
verfallen sind, wieder herrichten; uns
nicht in einem (solchen Gebäude) ver-
sammeln, wofern es sich in einem mus-
limischen Viertel befindet noch auch
(überhaupt), wenn Muslime zugegen
sind; unsere Vielgötterei nicht zur
Schau tragen, nicht für sie Propaganda
machen; kein Kreuz (außen) an irgend-

einer unserer Kirchen aufrichten noch
auch an irgendeiner Straße oder
irgendeinem Marktplatz der Muslime;
den Koran weder lernen noch unseren
Kindern lehren; keinen unserer Ange-
hörigen an der Annahme des Islam
hindern, falls er (den Übertritt) be-
gehrt; … den Muslimen in Tracht, Er-
scheinung und Sätteln nicht ähneln …;
sie ehren und respektieren und uns vor
ihnen erheben, wenn wir mit ihnen
zusammentreffen; … unsere Häuser
nicht höher machen (als die ihren);
keinerlei Waffen und Schwerter
behalten und diese weder in einer
muslimischen Stadt noch auf Reisen
durch muslimisches Gebiet tragen; …
keinen Muslim schlagen; keinen
Sklaven an uns nehmen, der Eigentum
von Muslimen gewesen ist. Diese
Bedingungen erlegen wir uns selbst
und unseren Religionsgenossen auf;
wer sie verwirft, genießt keinen
Schutz (dhímma)“.

Christen und Juden 
als „Schutzbefohlene“

Durch die Unterzeichnung eines solchen
Schutzvertrages (arab. dhímma) wurden
die Christen – ebenso wie auch die Juden –
zu „Schutzbefohlenen“ (arab. dhímmi)
der islamischen Gemeinde, der Umma.
Aber auch die vormals persischen Unterta-
nen vermochten in den Genuss der dhím-
ma-Regelung zu gelangen. Denn die
Anhänger der Religion Zarathustras, die
„Magier“ (arab. madschús), konnten auf
eine Erwähnung im Koran verweisen
(Sure 22,17), wo sie neben Juden, Christen
und sog. „Sabiern“ genannt waren. Als
Sabier, die ursprünglich vielleicht eine
monotheistische Gruppierung in Arabien
darstellten, bezeichneten sich während
der islamischen Herrschaft mindestens
zwei verschiedene Gruppen, die dadurch
den Status einer erlaubten Religionsge-
meinschaft erlangen konnten: zum einen
waren dies die Sternanbeter der nordme-
sopotamischen Stadt Harran, und zum
anderen die Mandäer, eine uralte Täufer-
gruppe, die bis heute in den Sümpfen des
Südirak ansässig ist. Die muslimischen
Eroberer waren also in der Regel recht
weitherzig und gingen pragmatisch mit
der Verleihung des dhímma-Status um.
Für die Frühzeit des Islam ergab sich die
Notwendigkeit dazu schon daraus, dass
immer wieder ein Bedarf an bestimmten
Berufen (z.B. Ärzten) bestand, die haupt-
sächlich von Christen oder Juden aus-
geübt wurden. 

Getrennte Wohnviertel

Der zitierte Ausschnitt aus dem dhímma-
Vertrag zeigt deutlich die Tendenz, die
einzelnen religiösen (später waren es
auch ethnisch definierte) Gruppierungen ,
die erst allmählich auch zu Minoritäten
wurden, von der islamischen Gesellschaft
getrennt zu halten, zu separieren. In den
Städten gab es in der Regel getrennte
Wohnviertel für Muslime, Christen und
Juden – was natürlich nicht ausschloss,
dass man auf den Märkten zusammenkam
und miteinander Handel trieb. 
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Die dhímmis hatten ihre eigenen sozialen
und rechtlichen Organisationsformen.
Diese hatten solange Gültigkeit, wie nicht
ein Muslim in irgendeine Angelegenheit
involviert war. Dann war die islamische
Rechtsordnung, die Scharî’a, anzuwen-
den. Muslime konnten Nichtmusliminnen
heiraten, Christen und Juden jedoch keine
muslimischen Frauen. Die Kinder mussten
in jedem Fall muslimisch erzogen werden.
Schon aus diesen wenigen Andeutungen
wird deutlich, dass es für die Angehörigen
unterschiedlicher Religionen in der islami-
schen Gesellschaft im modernen Sinne
keine Gleichheit vor dem Gesetz gab.

Razzia, Dschihád, Da’wa:
Formen der Ausbreitung des Islam

Im Zusammenhang der Frage, wie tolerant
der Islam ist, ist vor allem zu klären, auf
welche Weise er sich ausgebreitet hat.
Viele heutige Muslime deuten den
berühmten Satz aus dem Koran: 
„Es gibt keinen Zwang in der Religion“
(arab. la ikráha fi d-din; Sure 2, 256) dahin-
gehend, dass der Islam gewaltsame
Bekehrungen stets abgelehnt habe und
weiterhin ablehne. Und sie verweisen da-
rauf, dass sich der Islam friedlich ausge-
breitet habe, da schon das arabische Wort
Islám in einem inneren Zusammenhang
mit dem Wort für Friede, Salám, stehe.
Auch wenn diese Etymologie aller Wahr-
scheinlichkeit nach nicht zutreffend ist,
sagt diese Deutung dennoch viel über den
erklärten Friedenswillen hier lebender
Muslime aus. Gleichwohl besteht die Not-
wendigkeit, das in der Geschichte des
Islam weitverbreitete Glaubenskämpfer-
tum zu erklären – ein Phänomen, das
durchaus seine Fortsetzung in heute agie-
renden militanten islamistischen Gruppen
findet, zumal diese sich explizit auf den
Koran berufen und sich islamische religiö-
se Symbolik in reichem Maße zunutze
machen.
Weiter oben wurde auf den unkoordinier-
ten Charakter der frühislamischen Erobe-
rungszüge hingewiesen. Um das noch bes-
ser zu verstehen, muss man sich das bedui-
nische Milieu Arabiens und die Situation
Mohammeds vor Augen führen, als er mit
einer nicht sehr großen Schar von Anhän-
gern im Jahr 622 in die primär von Oasen-
wirtschaft geprägte Ortschaft Medina ein-
zog. „Razzien“ (von arab. ghazawát), also
Beutezüge gegen andere Stämme, gegen
Karawanen oder auch gegen die sesshafte
Bevölkerung waren durchaus legale For-
men beduinischer Kriegführung. Moham-
meds Feldzüge gegen die Mekkaner
fügen sich in diesen Rahmen ein. Sie
gewannen aber zunehmend dadurch
einen neuen Charakter, dass deren Ziel
nun nicht nur die Erringung von Beute
war, sondern zugleich auch die Durchset-
zung von Mohammeds religiös legitimier-
ter Macht im gesamten Lebensraum der
arabischen Beduinen.
Diesen Bedeutungswandel in den Zielen
der Kriegführung deutet die Wortbildung
al-dschihád fi sabíl Alláh, also „kriegeri-
sche Bemühung um Gottes willen“ an. Mit
den kriegerischen Aktionen des Dschihád
wurden nämlich jetzt primär machtpoliti-
sche Zielsetzungen verfolgt, die allerdings

von religiösen Motiven insofern durch-
drungen waren, als mit der Anerkennung
Mohammeds als alleinigen Leiters der
Gemeinde, Umma, zugleich auch die
Anerkennung des Islam verbunden war.
Freilich war der Islam zu dieser Zeit kein
Glaubenssystem im voll ausgebildeten
Sinne, er implizierte zunächst vor allem
die Ablehnung der altarabischen heidni-
schen Lebensordnung. Erst im Lauf der
Zeit nahm die eigene islamische Lebens-
ordnung genauere Formen an; dabei ent-
stand eine eigene Religionsgelehrsamkeit,
die diese Lebensordnung systematisch zu
durchdringen und zu regulieren suchte. In
diesem Zusammenhang wurde auch der
Dschihád genau geregelt. 

Der Dschihád – in genau geregelten
rechtlichen Bahnen

Lange Zeit diskutierten islamische Rechts-
gelehrte (ulema) darüber, ob der Dschihád
in die Reihe der von jedem Individuum zu
erfüllenden Pflichten (wie Gebet, Fasten,
Almosen, Wallfahrt) mitaufzunehmen 
sei. Schließlich kam man zu der mehrheit-
lich akzeptierten Auffassung, dass der
Dschihád eine von der Gemeinschaft, aber
nicht von jedem einzelnen Gläubigen zu
erfüllende Pflicht sei. Er dürfe sich nur
gegen Nichtmuslime, also gegen Ungläu-
bige (darunter auch die Ahl al-kitáb), rich-
ten, denen aber vor der Eröffnung der
eigentlichen kriegerischen Handlungen
die Gelegenheit zur Unterwerfung (womit
nicht unbedingt die je individuelle Annah-
me des Islam gemeint war) gegeben wer-
den müsse. Überhaupt bedurfte es vor
dem Beginn des Dschihád eines offiziellen
Rechtsgutachtens (arab. Fatwa) durch den
ranghöchsten Rechtsgelehrten (Mufti).
Vor allem die osmanischen Türken haben

während ihrer Feldzüge in Europa seit
dem späten 14. Jahrhundert diese recht-
lich streng geregelte Form des Dschihád
praktiziert.
Gerade das Beispiel der türkischen Herr-
schaft in Südosteuropa zeigt jedoch, dass
Dschihád und religiöse Toleranz keine
Phänomene waren, die sich unbedingt
ausschließen mussten. Zwar führten die
Türken Dschihád gegen die Christen und
betrachteten sich seit dem 14. Jahrhun-
dert als die Glaubenskämpfer für den
orthodoxen sunnitischen Islam schlecht-
hin; gleichwohl aber waren sie bestrebt, in
ihrem Herrschaftsbereich den inneren
Frieden zwischen den verschiedenen reli-
giösen und ethnischen Gruppierungen
(türk. millét) zu wahren. So fanden seit
dem Ende des 15. Jahrhunderts tausende
von Juden, die vor der religiösen Unduld-
samkeit der katholischen Könige Spaniens
und Portugals fliehen mussten, im Osma-
nischen Reich eine neue Heimat. Und in
ähnlicher Weise fanden im 16. und 17.
Jahrhundert im damals osmanischen
Ungarn verschiedene protestantische
Gruppierungen vor der Gegenreformati-
on Zuflucht. Und die pragmatische Dul-
dung des religiösen Pluralismus seitens der
Türken zeigt sich auch darin, dass nur eine
Minderheit der Bevölkerung des Balkans
zum Islam übertrat. 

Wie missioniert eigentlich der Islam?

Damit ist es unausweichlich geworden, zu
beantworten, wie der Islam eigentlich mis-
sionierte und wie er im Laufe der Zeit zu
der gewaltigen Zahl von ca. 2 Milliarden
Anhängern gekommen ist.
Die heutige Ausbreitung des Islam steht
unter dem Stichwort Dá’wa, „Aufruf“ zum
Islam. Diese Form der Missionierung ist
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König-Fahad-Akademie im Siebengebirge
Muslime, die in westlichen Demokratien leben, genießen Religionsfreiheit und nutzen
diese mehrheitlich. Hierzulande stößt in der Bevölkerung die Toleranz gegenüber Mus-
limen auf Kritik, wenn deren Heimatländer Christen keine gerechten Lebensmöglich-
keiten bieten. Ein Beispiel für toleranten Umgang von Muslimen und Nichtmuslimen soll
die 1995 in Bonn eröffnete König- Fahad- Akademie bieten. In dieser Institution, deren
Bau vom saudischen König Fahad finanziert wurde, werden über 500 Schüler der Grund-,
Mittel- und Oberschule in Arabisch und nach saudiarabischem Lehrplan unterrichtet. Die
Kinder, darunter auch deutsche, kommen aus 27 Ländern, der Schulbesuch ist nicht an
die Zugehörigkeit zum Islam gebunden. Foto: dpa-Fotoreport
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jedoch relativ neu und unter dem Einfluss
der christlichen Mission entstanden; man
darf daher daraus nicht auf frühere Jahr-
hunderte schließen, wo die Verbreitung
des Islam auf ganz andere Weise vor sich
ging. Nachdem sich in den ersten beiden
Jahrhunderten des abbasidischen Kalifats
(d. h. ab 750; das Kalifat endete 1258 mit
der Einnahme Bagdads durch die Mongo-
len) der Islam von der ausschließlichen Bin-
dung an das Arabertum löste, war es vor
allem der Erfolg der islamischen Gesell-
schaftsordnung, der eine unwiderstehli-
che Anziehungskraft ausübte: Nur ein
Muslim war im Vollbesitz aller Rechte 
und aller Aufstiegsmöglichkeiten. Hinzu
kamen gewiss auch rein religiöse Fakto-
ren, wie z. B. die Zerstrittenheit der Chris-
ten untereinander in dogmatischen Fra-
gen und demgegenüber die relative
Unkompliziertheit des islamischen Glau-
bensbekenntnisses. All das führte allmäh-
lich dazu, dass sich die Mehrheit der Bevöl-
kerung in den muslimisch beherrschten
Territorien auch zum Islam bekannte. 

Toleranz innerhalb des Islam?

In der Außensicht erscheint der Islam häu-
fig als eine quasi monolithische Religion.
Nichts ist unzutreffender. Denn innerhalb
der zwei Hauptrichtungen des Islam, dem
Sunnitentum der Mehrheit (ca. 85–90%)
und dem Schiitentum der Minderheit (ca.
10–15%) gibt es wiederum eine Vielzahl
von Gruppierungen mit je eigenem Profil.
So lassen sich jeweils unterschiedliche Glau-
bensüberzeugungen bzw. deren prakti-
sche Umsetzung unterscheiden, ebenso
wie man den streng rechtlich orientierten,
orthodoxen Islam der Rechtsgelehrten
dem mehr innerlichen, stark von der Mys-
tik, dem Sufitum, geprägten Volksislam 
gegenüberstellen könnte. Alle diese Spiel-
arten des Islams lebten keineswegs kon-
fliktfrei nebeneinander. So gab es schon in
den ersten Jahrhunderten des Islams zahl-
reiche Beispiele für religiöse Intoleranz.
Der Kalif al-Ma’mún (reg. 813–833) ver-
suchte zum Beispiel das Dogma von der 
„Erschaffenheit des Korans“ gewaltsam
durchzusetzen und schuf eine Art von In-
quisition, ja Mystiker wie al-Halladsch
(858–922) oder Schihab ad-Din as-Suhra-
wardi (1154–91) wurden wegen ihrer an-
geblich ketzerischen Ansichten hingerich-
tet. Auch war der in Europa als tolerant
geltende Sultan Saladin (1138–93), be-
kanntgeworden durch Lessings „Nathan
der Weise“, in Wahrheit „ein fanatischer
Sunnit, bekämpfte die Schiiten hart und
war gegen besondere Exponenten des
Christentums von größter Unduldsamkeit“
(H. J. Kissling, Saladin, S. 84). 

Bei den Islamisten keine Toleranz

Das Aufkommen islamistischer Bewegun-
gen im 20. Jahrhundert hat der Frage in-
nerislamischer Toleranz eine neue Aktua-
lität verliehen. Der Ägypter Sayyid Qutb
(1906–66), der Theoretiker der Muslim-
brüder, scheute sich in mehreren seiner
Schriften nicht davor, die Hauptströmun-
gen des Islams seiner Zeit als „Heidentum“
zu bezeichnen und zum Dschihád gegen
solche – seiner Meinung nach – „heidni-

sche“ Muslime aufzurufen. In diesem
Sinne „aktualisierte“ er auch entsprechen-
de Koranverse, die zum Kampf gegen die
Ungläubigen aufrufen. Damit wurde Qutb
zum Wegbereiter für eine sehr bedenkli-
che Art der Auslegung des Korans. Sie ent-
fernte sich nämlich zunehmend von dem
durchaus historischen Koranverständnis
klassischer Korankommentare, welche 
z.B. die „Kampfverse“ im Zusammenhang
mit dem Leben Mohammeds interpretier-
ten. Qutb verallgemeinerte jedoch viele
Koranaussagen in unhistorischer Weise
und versuchte sie für politische Zwecke zu
instrumentalisieren. Unter dieser Voraus-
setzung kann es kaum noch Toleranz
geben.

Von inhaltlicher Toleranz 
noch weit entfernt

Gewiss hängt die Möglichkeit, im Rahmen
einer bestimmten Religion Toleranz zu
gewähren, nicht zuletzt vom Typ dieser
Religion ab. Von seiner prophetischen
Ausrichtung her und aufgrund der vielen,
den Kampf betonenden Aussagen des
Korans war es dem Islam gewiss nicht in
die Wiege gelegt, Toleranz zu praktizie-
ren. Unter pragmatischen Gesichtspunk-
ten sahen sich islamische Herrscher durch
die Jahrhunderte hindurch genötigt, for-
male Toleranz zu üben, d.h. andere Reli-
gionen anzuerkennen, wenn auch nicht
als dem Islam ebenbürtig. Das wäre inhalt-
liche Toleranz, welche freilich die Fähig-
keit voraussetzt, die eigene Religion in
ihrer historischen Bedingtheit zu begrei-
fen. Davon aber ist der Islam noch sehr
weit entfernt, wie es vor kurzem der Fall
des ägyptischen Wissenschaftlers Nasr
Hamid Abu Zaid gezeigt hat. 

Die Frage der Menschenrechte

Das Christentum hat erst nach jahrhunder-
telangen, schweren Kämpfen, und keines-
wegs freiwillig, zur Gewährung inhaltli-
cher religiöser Toleranz finden können,
d.h. zur Anerkennnung der Gleichwertig-
keit anderer Religionen. Der Islam tut sich
gerade in diesem Punkt heute wesentlich
schwerer. Aus mehreren Ländern (z.B. Su-
dan, Türkei) sind schwere Menschenrechts-
verletzungen bekannt, insofern Menschen
mit unlauteren Mitteln zur Annahme des Is-
lams gebracht werden. Und in Ländern wie
Afghanistan, Pakistan, Iran oder Saudi-
Arabien werden der dortigen Bevölke-
rung, vor allem den Frauen, im Namen des
Islams Lebensformen aufgezwungen, die

elementare Menschenrechte (z. B. die freie
Berufswahl) außer Kraft setzen. Nach wie
vor ist in allen islamischen Ländern eine
freie Religionswahl nicht möglich, da es
nicht zulässig ist, den Islam zugunsten einer
anderen Religion aufzugeben.

Religionsfreiheit – eine universelle
Forderung

Muslime, die in westlichen Demokratien le-
ben, können sich der ihnen hier gewährten
Religionsfreiheit erfreuen, und sie machen
davon auch durchweg Gebrauch. Aller-
dings stößt hierzulande die vom Gesetz ge-
forderte Toleranz gegenüber Muslimen
gerade in einem Punkt immer wieder auf
Kritik. Eine Reihe von muslimischen Län-
dern bieten nämlich Christen keine fairen
Lebensmöglichkeiten und diskriminieren
sie in kaum zu tolerierender Weise. Daher,
so eine immer wieder zu hörende Mei-
nung, dürfe man im Gegenzuge den hier
lebenden Muslimen nicht auch noch Tole-
ranz bieten! Aber es ist aus gutem Grunde
nicht im Sinne unserer Verfassung, die 
Gewährung von Religionsfreiheit an Be-
dingungen zu knüpfen – zumal an Bedin-
gungen gegenüber anderen Staaten. Al-
lerdings wäre viel gewonnen, wenn die
hier lebenden Muslime sich in größerem
Umfang dafür einsetzen würden, dass
auch in islamischen Ländern volle Religi-
onsfreiheit gewährt wird. Denn an der To-
leranzgewährung für Nichtmuslime in isla-
mischen Staaten wird sich letztendlich
entscheiden, inwieweit die Bevölkerung
unseres Staates bereit sein wird, die formell
bereits seit vielen Jahren gewährte Religi-
onsfreiheit für Muslime auch mit dem Her-
zen zu unterstützen. 
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Islamismus
Der Islam kann – wie 
andere Religionen auch –
politisch instrumentalisiert,
ja missbraucht werden. 
Ein Beispiel dafür stellen
die Muslimbrüder dar, die
auch vom deutschen Ver-
fassungsschutz als
extremistisch eingeschätzt
werden. Auch in islami-
schen Ländern wird ihnen
der Prozess gemacht, wie
1995 in Kairo.
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Woran lässt sich messen, ob sich Islam und
Demokratie vereinbaren lassen? An den
Worten und Verhaltensregeln des Pro-
pheten? An der politischen Wirklichkeit
islamischer Staaten heute? An den Aussa-
gen islamischer Politiker? Am Verhalten
muslimischer Mitmenschen bei uns hier in
Deutschland? Oder an den Parolen derer,
die den Islam als Waffe für ihre politischen
Zielsetzungen missbrauchen? Die Kern-
frage ist in jedem Einzelfall die nach reli-
giösen Absolutheitsansprüchen auch in
weltlichen Belangen. Denn sie sind in der
Tat nicht mit dem Konzept demokrati-
scher Herrschaft vereinbar. Der Islam aber
ist nicht mehr oder weniger demokratie-
fähig als andere Religionen. Deshalb müs-
sen Demokratien wie die Bundesrepublik
Deutschland bestrebt sein, pragmatische
Ausprägungen des Islam zuzulassen bzw.
zu fördern, dogmatischen Varianten je-
doch eine Absage zu erteilen. Red.

Islam und Demokratie: 
Äpfel und Birnen

Islam und Demokratie werden in west-
lichen Kulturkreisen meist als unversöhnli-
che Antipoden gesehen. Ein herausragen-
des Beispiel dafür bieten die ersten Reak-
tionen aus den USA auf die Anschläge auf
Pentagon und World Trade Center vom
September 2001: Von Angriffen auf die
„zivilisierte Welt“ und auf die freiheitlich-
demokratische Werteordnung war die
Rede, denen es in einem „Kreuzzug“
gegen das „Böse“, so der US-amerikani-
sche Präsident, zu begegnen gelte. Rasch
zeigte der Finger der westlichen Mächte
in Richtung islamischer und arabischer
Welt, als die Suche nach den Schuldigen
einsetzte. Dahinter verbirgt sich ein tief-
verwurzeltes kulturelles Misstrauen und
die in den Sozialwissenschaften seit Jahr-
zehnten heiß und emotional diskutierte
Frage, ob denn der Islam überhaupt mit
liberaldemokratischen Vorstellungen vom
Staat, wie sie sich in Europa und Nordame-
rika seit der Aufklärung herausgebildet
haben, zu vereinbaren sei.
Dass die Antwort hierauf schwer fällt,
liegt zuvorderst an einem textuell-seman-

tischen Problem: Sicher unvereinbar sind
Islam und Demokratie auf einer sprach-
lich-analytischen Ebene, da Islam eine
Religion bezeichnet, Demokratie aber
eine bestimmte Art politischer Systeme
darstellt. Man vergleicht also gewisserma-
ßen Äpfel mit Birnen, so daß zunächst zu
klären ist, wovon wir sprechen, wenn wir
„Islam“ und „Demokratie“ im Munde füh-
ren. In der Literatur geschieht das meist in
Bezug auf den Islam, während der Begriff
der Demokratie von vornherein klar
scheint – schließlich leben wir in einer sol-
chen. Dabei wird übersehen, dass auch
dieser Begriff mitnichten geklärt ist,
weder in der Wissenschaft noch im Alltag.
Beide Termini werden daher im Folgen-
den näher beleuchtet.

Begriffe und Positionen: 
Was ist Islam?

„Der“ Islam existiert ebenso wenig wie
„das“ Christentum. Wenn sich das Chris-
tentum durch Protestantismus und Katho-
lizismus dominiert zeigt, so gibt es doch
auch in Deutschland die neuapostolische
Kirche, Zeugen Jehovas, Siebentagesad-
ventisten und eine Vielzahl weiterer klei-
ner Gemeinden, freikirchlicher Organisa-
tionen, die griechische, serbische und rus-
sische Orthodoxie. Nimmt man die im
Orient existierenden Zweige christlicher
Glaubensgemeinschaften hinzu und
berücksichtigt die unzähligen christlichen
und christlich inspirierten Sekten in Nord-
amerika, so vermag man einen religiösen
Pluralismus zu erkennen, der größer kaum
sein könnte. Nicht anders verhält es sich
bei der islamischen Religion: Neben der
großen Zweiheit der sunnitischen Mehr-
heit (ca. 85–90 % aller Muslime) und der
schiitischen Minderheit (ca. 10–15%) exis-
tieren Dutzende unterschiedlicher Kon-
fessionen, die sich zu verschiedenen histo-
rischen Epochen vom „Mainstream“ (von
Sunna wie von Schi’a) abgespalten haben,
und deren Zugehörigkeit zum Islam teil-
weise gar umstritten ist (etwa im Falle der
Drusen oder der syrischen Alawiten). Von
verschiedenen Formen der spirituellen
islamischen Mystik (Sufismus) und des
„Volksislam“ über den staatlichen oder
„säkularen“ Islam bis hin zu politisch-ide-
ologischen Ausrichtungen existieren
nahezu alle nur denkbaren Spielarten
einer Religion, die schon allein deshalb
nicht als „der“ Islam untersucht werden
kann.2

Einerseits wird von liberalen Muslimen
immer wieder hervorgehoben, dass die
Lehren des Islam Entsprechungen zu libe-
raldemokratischen Institutionen und Pro-
zeduren enthielten: Das Prinzip der Bera-
tung und Konsultation der Muslime
untereinander (shura), das im Koran selbst

gefordert wird und woraus sich Forderun-
gen nach Konsultativräten (majalis ash-
shura) ableiten lassen, erfülle in islami-
schen Gesellschaften die Funktion von
Parlamenten in Demokratien; das Prinzip
der bay’a oder mubaya’a (Zustimmung
der Gemeinde zu einem Führer) entspre-
che der demokratischen Wahl; das islami-
sche Prinzip der Konsensfindung (ijma´)
sei mit der Funktionsweise von Konkor-
danzdemokratien zu vergleichen. Auch
bürgerliche Rechte wie selbst das der Reli-
gionsfreiheit werden von liberalen Musli-
men aus dem Koran heraus begründet,
und Eigenverantwortlichkeit des Indivi-
duums schließlich wird bisweilen im is-
lamischen Auftrag zur intellektuellen
Anstrengung, die richtige Auslegung des
Glaubens zu finden (ijtihad), gesehen.3

Die Liste ließe sich mühelos fortführen,
und es ist von Islamwissenschaftlern ein-
gehend untersucht worden, welche dieser
Aspekte im islamischen Diskurs wie in
Bezug zur Demokratie gesetzt wurden.4

Der Koran bedarf, wie alle heiligen
Bücher, der Interpretation und Ausle-
gung. So untersucht die Berliner Orienta-
listin Gudrun Krämer etwa zeitgenössi-
sche islami(sti)sche Diskurse, um anhand
der darin vorgeschlagenen politischen
Entwürfe herauszufinden, wie sich diese
in eine dem Westen verständliche politi-
sche Terminologie „übersetzen“ ließen,
wie also das politische System des Islam
konkret aussehen würde. In ihren Augen
„ließe sich der islamische Staat mit einer
Präsidialrepublik vergleichen“.5 Ein sol-
cher Befund mag aus orientalistischer
Sicht fruchtbar sein, nur hilft er uns in der
Frage nach der Vereinbarkeit von Islam
und Demokratie nicht weiter: Brasilien,
China, Frankreich, Irak, Nigeria oder Tai-
wan sind allesamt Präsidialrepubliken,
doch decken sie praktisch das gesamte
Spektrum zwischen Liberaldemokratie
und Autokratie ab.
Damit ist klar: Eine Annäherung an die
Frage nach der Vereinbarkeit (Kompatibi-
lität) kann nicht stattfinden, ohne auch zu
klären, welches die definitorischen Ele-
mente von Demokratien sind – eine Auf-
gabe, die jenseits der Disziplin der Islam-
wissenschaft liegt. Feststellen lässt sich bis
hierher lediglich, dass Vertreter einiger
muslimischer Denkschulen ihre Religion
als durchaus kompatibel mit demokrati-
schen Staatsformen sehen. Um zumindest
einen kleinen Schritt nach vorne zu tun,
geht dieser Beitrag deshalb von der These
der Unvereinbarkeit aus: Für den Fall, dass
der Islam entweder überhaupt nicht oder
grundsätzlich weniger demokratiekom-
patibel als andere Religionen wäre, wie
dies im Westen weithin angenommen
wird, so müsste das begründbar sein. Des-
halb werden, nach dem hier anschließen-
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den allgemeinen Blick auf die Grundlagen
demokratischer Herrschaft, im folgenden
Abschnitt die Argumente derer analysiert,
die die Annahme von der Unversöhnbar-
keit von Islam und Demokratie teilen.
Grundlage dieser Vermutung bilden ins-
besondere die Erfahrungen mit denjeni-
gen islamischen Strömungen, die einen
explizit politischen Anspruch haben, die
also ein islamisches Herrschaftssystem
errichten möchten. Solche Ausrichtungen
des Islam werden unter dem Begriff des
Islamismus zusammengefasst. Allerdings
gibt es gerade unter Islamisten eine Viel-
zahl von Vertretern, die die Legitimität
islamischer Regime (Königreich Saudi-
Arabien oder Islamische Republik Iran)
abstreiten, denn natürlich haben nicht
alle Muslime, die die politische Herrschaft
ihrer Religion anstreben, dieselben Vor-
stellungen davon, wie dies konkret auszu-
sehen habe.

Und was ist Demokratie?

Was Demokratie meint, ist innerhalb der
Wissenschaft von politischen Systemen,
der vergleichenden Systemanalyse, durch-
aus umstritten. Reicht bereits ein Mini-
mum an prozeduraler Transparenz6 (also
etwa freie Wahlen), um von der Existenz ei-
ner Demokratie zu sprechen? Oder muss
man vielmehr den weiteren Wertekanon
einer Gesellschaft mitbetrachten? Sollten
gar die sozialen und ökonomischen Chan-
cen des Einzelnen, also Aspekte sozio-
ökonomischer Egalität mit in Betracht 
gezogen werden, um zu entscheiden, ob 
es sich bei einer Regierungsform um 
ein demokratisches System handelt? 
Zwischen den beiden Polen dessen, was

„formales“, „institutionelles“ oder auch
„prozedurales“ Demokratieverständnis
genannt wird und dem „inhaltlichen“
oder „substantiellen“ Demokratiebegriff
lassen sich in der Literatur nahezu alle
denkbaren Schattierungen ausmachen. Es
gibt keinen akademischen Konsens darü-
ber, welche Kriterien hinreichend sind, um
einen Staat als Demokratie zu bezeichnen.
Andererseits lässt sich der Begriff auch
nicht völlig beliebig füllen. Wissenschaft-
ler sind sich einig, dass freier Wettbewerb
und die Möglichkeit zur politischen Parti-
zipation unabdingbare Elemente einer
Demokratie sind.7 Zur Gewährleistung
dieser beiden Attribute wiederum sind
bürgerliche und politische Freiheiten
sowie Institutionen, die Wettbewerb
(oder: Möglichkeit zur Opposition) und
politische Partizipation garantieren,
unabdingbar. In der Folge wurde argu-
mentiert, dass diese Bedingungen zwar
notwendig, aber nicht hinreichend seien.8

Freier Wettbewerb (um politische Ämter)
und Partizipation (meist durch Wahlen)
gelten heute jedoch als Minimalkonsens
jedes Demokratiebegriffes. Eine Defini-
tion, die weder rein prozedural noch strikt
substantiell ist, und die von weltweit
renommierten Demokratieforschern in
einer globalen Studie erarbeitet wurde,
besagt, dass ein Staat genau dann als
demokratisch gelten kann, wenn er fol-
gende Kriterien erfüllt:
(1) Bedeutsamer und extensiver Wettbe-
werb zwischen Individuen und organisier-
ten Gruppen (besonders politische Par-
teien) um alle effektiven Positionen mit
(Regierungs-)Macht, in regelmäßigen
Abständen und unter Ausschluss von
Gewaltanwendung.

(2)Ein hohes Maß an politischer Partizipa-
tion bei der Auswahl von Führern und
Politikern, zumindest durch regelmäßige
und freie Wahlen dergestalt, dass keine
größere (erwachsene) soziale Gruppe
davon ausgeschlossen bleibt
(3) Ein Maß an bürgerlichen und politi-
schen Freiheiten – Meinungsfreiheit, Pres-
sefreiheit, Assoziationsfreiheit – das hin-
reicht, um die Integrität politischen Wett-
bewerbs und von Partizipation zu
gewährleisten.9

Sind islamische Demokratien
möglich? Die Positionen

Diese Definition setzt sich in der aktuel-
len Diskussion durch, da sie eine recht
eindeutige Verwendung des Begriffes er-
laubt. Um es vorab klar zu sagen: Nach
dieser Definition gibt es im islamischen
Vorderen Orient keine Demokratien.
Dieser Befund lässt sich auch nicht durch
das verschiedentlich vorgebrachte Argu-
ment relativieren, dass das, was De-
mokratie meine, in verschiedenen geo-
grafischen oder kulturellen Kontexten
variieren könne. Die wissenschaftliche
Antwort hierauf ist ein klares „Nein“;
wissenschaftliche Definitionen müssen
stets universelle Gültigkeit besitzen.
Hierbei handelt es sich nicht um nor-
mative Kategorien eines „besser“ oder
„schlechter“, sondern um grundlegende
analytische Voraussetzungen, die nicht
wertend zu verstehen sind.10

Von einer absoluten Unvereinbarkeit des
Islam mit demokratischem politischem
System über eine eventuell nur teilweise
Kompatibilität unter bestimmten Bedin-
gungen bis hin zu der These „Der Islam ist
die (wahre) Demokratie“ werden alle
Positionen in den einschlägigen Diskursen
und Literaturen vertreten, je nach religiö-
sem und politischem Standpunkt des
Autors. Aus islamistischer Sicht gilt, wie
Abu l-A´la al-Mawdudi schreibt: „Wo
immer dieses System (die Demokratie)
existiert, betrachten wir den Islam als
nicht existent, und wo immer der Islam
existiert, gibt es keinen Platz für dieses
System.“11 Diese Position ist ganz offen-
sichtlich nicht vereinbar mit der Idee der
Demokratie. Dem stehen auf islamischer
Seite die bereits erwähnten Argumente
liberaler Muslime gegenüber, die eine
prinzipielle Vereinbarkeit von Islam und
Demokratie behaupten. In der westlichen
akademischen Literatur wird – mit ganz
wenigen Ausnahmen und mit einigen
Variationen in den Details – zumeist
davon ausgegangen, dass sich Islam und
Demokratie unter bestimmten Umstän-
den nicht gegenseitig ausschließen.12

Gesamtgesellschaftlich betrachtet muss
jedoch konstatiert werden, dass dies
gegenwärtig eher eine Minderheitenposi-
tion darstellt. Die außerhalb der Wissen-
schaft am weitesten verbreitete Ansicht
ist diejenige, dass sich Islam und Demokra-
tie nicht miteinander versöhnen lassen.
Sollte diese Vermutung zutreffen, so
müsste sie plausibel begründbar sein.
Daher werden im Folgenden die Argu-
mente derer beleuchtet, die dieser These
der Unvereinbarkeit von Islam und Demo-
kratie anhängen.
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Islam und Demokratie
Die im westlichen Kulturkreis vielfach vertretene Auffassung von der Unvereinbarkeit
von Islam und Demokratie wurde in den ersten Reaktionen aus den USA auf die Anschlä-
gen auf das World Trade Center und das Pentagon deutlich: Die Terroranschläge wurden
von manchen als Angriff auf die „zivilisierte Welt“ und die freiheitlich-demokratische
Werteordnung bewertet. Je nach religiösem und politischem Standpunkt werden
höchst unterschiedliche Positionen vertreten. Unstreitig dürfte sein, dass die Systeme
der meisten islamisch geprägten Staaten kaum als demokratisch eingestuft werden kön-
nen. Das Foto zeigt Vertreter der insgesamt 22 Mitglieder umfassenden Arabischen Liga
bei einem Gipfeltreffen. Foto: dpa-Fotoreport
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Argumente und Begründungsmuster
für die Unvereinbarkeitsthese

Muslimische und westliche Welt stehen
sich oft fremd bis feindselig gegenüber;
das Verhältnis ist in erster Linie gekenn-
zeichnet von gegenseitigen Zuschreibun-
gen. Dabei hat sich in Bezug auf die
Region des Vorderen Orients die Religion
des Islam als wesentlichstes Attribut he-
rauskristallisiert. Im Hinblick auf den Wes-
ten dagegen hat sich als Hauptattribut
nicht das Christentum als Religion, son-
dern die Demokratie als Staatsform durch-
gesetzt. So werden Islam und Demokratie
spontan mit einander entgegengesetzten
Weltentwürfen assoziiert; daraus resul-
tiert die weitverbreitete Ansicht, Islam
und Demokratie stünden in offenem 
oder latentem Widerspruch zueinander.
Begründungen der These, dass sich spe-
ziell die islamische Religion und demokra-
tische Herrschaft unversöhnlich gegen-
überstehen, lassen sich stets auf eines der
folgenden vier Muster zurückführen:
(a)Untersuchung des Koran und/oder der
Sunna (Sammlung von Aussprüchen und
Handlungen des Propheten, die dem isla-
mischen Recht als Präzedenzfälle gelten –
grob gesprochen parallel zur Bedeutung
von Präzedenzfällen im britischen Rechts-
system) und Aufspüren von Passagen, die
mit demokratischen Prinzipien nicht in
Einklang zu bringen sind.
(b)Analyse der sozio-politischen Empirie in
Staaten mit muslimischer Bevölkerungs-
mehrheit. Dies führt in der Regel zu der un-
bestreitbaren Feststellung, dass keine mus-
limischen Demokratien existieren, schon
gar nicht in der Ursprungs- und Kernregion
des Islam, der arabischen Welt.
(c)Mittels einer im Kern modernisierungs-
theoretischen Argumentationskette, die
im Extremfall „Ranglisten“ der Religionen
in Bezug auf deren Kompatibilität mit De-
mokratie aufstellt (Platz 1: Protestan-
tismus; Schlusslicht: Islam); interessanter-
weise gibt es aus empirischer Sicht extrem
wenig, was gegen eine solche Hypothese
spricht.
(d) Mit dem vielzitierten Absolutheitsan-
spruch des Islam, der von sich selbst
behaupte, din wa dunya (Religion und
[diesseitige] Welt) oder din wa dawla
(Religion und Staat) zu sein. Dies zieht
weitere Konsequenzen nach sich, da sich
Fragen wie die des islamischen Rechts
(inklusive der Problematik der Stellung
der Frau oder der Menschenrechte) sowie
die Frage nach islamischen Entsprechun-
gen für demokratische politische Institu-
tionen anschließen.
Eine Analyse dieser Begründungsmuster
zeigt, dass keines von ihnen geeignet
scheint, den Islam, wie er von Millionen
von Muslimen praktiziert wird, a priori als
inkompatibel mit demokratischer politi-
scher Herrschaft zu bezeichnen.

Der Verweis auf die heiligen Schriften

Erstens: Wie die Bücher aller monotheisti-
schen Religionen datiert auch die heilige
Schrift des Islam aus einer Zeit, in der das
moderne Konzept der Liberaldemokratie
nicht existierte. Daher ist es nicht verwun-
derlich, dass sich in keiner der Schriften

dieser Religionen explizite Anweisungen
für demokratisches Handeln finden. Aller-
dings dient der Rückgriff auf den Koran
oftmals dazu, explizit „undemokratische“
Tendenzen aufzuspüren. Zwar steht nicht
geschrieben, dass der Demokratie abzu-
schwören sei, doch findet sich in der Tat
eine ganze Reihe von Aussagen, die in
scharfem Kontrast zu Normen und Wert-
vorstellungen stehen, die wir als untrenn-
bar mit demokratischer Herrschaft ver-
bunden sehen (Stellung der Frau,
Ungleichheit von Gläubigen und Ungläu-
bigen vor dem [religiösen] Gesetz, etc.).
Problematisch bei dieser Vorgehensweise
ist nun, dass auch die heutigen, vielfach
als universell angesehenen Normen und
Werte, die unter den Kanon der bürger-
lichen und politischen Freiheiten fallen
und somit direkt mit dem Konzept von
Demokratie zusammenhängen, sich erst
nach und nach herausgebildet haben. Zur
Entstehungszeit der heiligen Schriften der
Buchreligionen herrschten andere. Auf
diese Art zu messen verbietet sich also aus
methodischen Gründen. Wie „der“ Islam
(oder „das“ Christentum, „das“ Juden-
tum...) ist, kann folglich weder durch eine
Analyse seiner heiligen Schriften noch
durch die Geschichte seiner Ausbreitung
belegt werden. In diesem Fall müssten die-
selben Maßstäbe auch bei der Beurteilung
anderer Religionen gelten; legte man die
Meßlatten der religiösen Texte und ihre
Verbreitungsgeschichte an, so könnte
keine der drei monotheistischen Religio-
nen als demokratiekompatibel gelten.13

Ob säkular oder religiös: Gewalt
geht von autoritären Regimen aus

Das zweite Argument baut darauf auf,
dass sich in muslimisch geprägten Ländern
keine Demokratien entwickelt haben und
folgert, dass deshalb wohl dem Islam Cha-
rakteristika inhärent seien, die Demokra-
tien verhindern. Während der erste Halb-
satz eine empirische Tatsache beschreibt,
zeigt sich die vermeintliche Folgerung
daraus als logisch nicht haltbar: Sie stellt
lediglich eine Korrelation dar; unklar
bleibt, ob auch eine Kausalität vorliegt,
denn es gibt keinen Nachweis eines
ursächlichen Zusammenhanges. Also
kann nur untersucht werden, ob diese
Annahme einer Ursache-Wirkung-Bezie-
hung zwischen der Rolle des Islam und der
Abwesenheit von Demokratien im Vorde-
ren Orient plausibel erscheint.
Im Vorderen Orient gibt es sowohl auf
säkularen Prinzipien basierende Staaten
(Syrien, Tunesien, Algerien, Irak, Jemen)
als auch sich religiös legitimierende politi-
sche Systeme (Saudi-Arabien, Iran, Afgha-
nistan unter Taliban-Regierung, Sudan in
den späten 1990er-Jahren). Weiterhin
gibt es keine Demokratien, wohl aber
immense intra-regionale Unterschiede im
relativen Grad an Liberalität, den die Regi-
me ihren Bürgern gewähren bzw. vorent-
halten. In Jordanien etwa spielt die islami-
sche Religion im Alltagsleben eine deut-
lich stärkere Rolle als im benachbarten
Syrien, dessen Verfassung nach DDR-Vor-
bild modelliert ist. Während jedoch Jorda-
nien trotz seines als religiös-konservativen
Erscheinungsbildes mithin als politisch

liberalstes orientalisches Land gilt, ist
Syrien eine der sieben Nationen, die die
USA auf ihrer Liste der so genannten
„Schurken-Staaten“ (rogue states, neuer-
dings politisch weniger verfänglich: states
of concern) führen und das durch fakti-
sche Einparteienherrschaft und Militär-
diktatur gekennzeichnet ist. Weitere Bei-
spiele ließen sich nach Belieben addieren.
Dieser Befund spricht klar gegen einen
negativen Kausalzusammenhang zwi-
schen Islam und politischen Freiheiten.
Ein Unter-Argument dieses Punktes ver-
weist auf die Virulenz gewaltförmig aus-
getragener Konflikte in der Region des
Vorderen Orients. Auch hier handelt es
sich um eine empirisch unstrittige Tatsa-
che, doch ist bei einer Untersuchung der
gewaltförmigen Konflikte des 20. Jahr-
hunderts belegbar, dass die jeweiligen
Konflikte ihren Ursprung höchst selten 
in religiösem Fanatismus haben. Zudem
lässt sich eindeutig nachweisen, dass die 
blutigsten Unruhen und Kriege nicht auf
islamischen Extremismus, sondern auf
staatliche Gewalt autoritärer Regime
zurückgehen.14 Damit aber ist auch das
zweite „Argument“ nicht für die Begrün-
dung einer Inkompatibilität von Islam und
Demokratie geeignet.

Eine „Rangliste der Religionen“?

Das dritte Muster wird mit dem Namen
des amerikanischen Politologen und Poli-
tikberaters Samuel Huntington ver-
knüpft: Er folgt in seinen frühen Schrif-
ten15 der modernisierungstheoretischen
Prämisse, dass ein bestimmtes Maß an
sozio-ökonomischer Entwicklung reali-
siert sein müsse, damit Demokratien ent-
stehen können. In einem weiteren Schritt
fragt er dann nach den Ursachen und
Bedingungen für die als notwendig erach-
tete wirtschaftliche Entwicklung und
erkennt hier, in impliziter Anlehnung an
Max Weber,16 dem Faktor Religion eine
entscheidende Rolle zu: Während Europa
und die USA vom Protestantismus geprägt
seien, verzeichne Lateinamerika aufgrund
des dort vorherrschenden Katholizismus
einen Entwicklungsrückstand, der das
Entstehen von Demokratien dort verhin-
dere oder zumindest unwahrscheinlich
mache.17 Vollends verstellt scheinen ihm
die Aussichten auf Demokratien in Regio-
nen, in denen Konfuzianismus oder Islam
dominieren, denn in den Lehren beider
erkennt er demokratiefeindliche Elemen-
te. Interessanterweise bedient er sich an
diesem Punkt nicht mehr der aktuellen
Empirie, sondern beschreitet denjenigen
Weg, der oben unter Punkt (a) besprochen
und für methodisch unzulässig befunden
wurde. Schließlich, und das markiert den
vorläufigen Höhepunkt dieser Argumen-
tation, schließt Huntington in Zusammen-
führung seiner früheren Ergebnisse auf
einen bevorstehenden „Kampf der Kultu-
ren“ (clash of civilizations), in dem eine
sino-islamische Allianz der christlich-
abendländischen Zivilisation entgegen-
treten werde. Eine Weltkarte dient ihm
nicht etwa dazu, Brücken zwischen Kultu-
ren zu finden, sondern „Bruchlinien“
(fault lines) zwischen den von ihm postu-
lierten „Zivilisationen“ zu ziehen.18
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In Not gerät die klassisch-modernisie-
rungstheoretische Argumentation bei der
Erklärung der indischen Demokratie (die
trotz Armut und geringem Entwicklungs-
grad stabil blieb) oder, umgekehrt, in Fäl-
len wie Saudi-Arabien oder den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten, die mit den
höchsten Pro-Kopf-Einkommen weltweit
über äußerst stabile autoritäre Herr-
schaftssysteme verfügen. Die so genannte
„kulturalistische“ Argumentation Hun-
tingtons scheint aber auch aus anderen
Gründen in höchstem Maße fragwürdig:
Zunächst ist dagegen einzuwenden, dass
sich in Lateinamerika sowie in Polen und
anderen ostmitteleuropäischen Staaten
gerade die katholische Kirche als zentraler
Akteur beim Übergang zur Demokratie
erwies.19 Diesbezüglich hat auch Hunting-
ton seine früheren Thesen (schlechte bis
keine Aussichten auf Demokratie bei aus-
geprägtem Katholizismus) revidiert. An
der Erfahrung, dass dieser Ansatz bereits
früher zu geradezu absurd falschen Prog-
nosen führte, ändert diese Revision aller-
dings nichts. Die tatsächliche Voraussage-
kraft solcher Szenarien muss daher ange-
zweifelt werden. Zweitens scheint die
Begründung seiner „Rangliste der Religio-
nen“ wie erwähnt deshalb fragwürdig,
weil sie den Pfad wissenschaftlich haltba-
rer Methoden verlässt. Drittens schließlich
krankt die Idee eines „Kampfes der Kultu-
ren“ daran, dass sie intervenierende Ein-
flussvariablen auf gegenwärtiges und
künftiges Verhalten der behaupteten 
Zivilisationen untereinander zu wenig
berücksichtigt. Die Vermutung, dass es in
erster Linie der religiös-kulturelle Faktor
sei, der die Interaktionen von Kulturkrei-
sen miteinander determiniert, wider-
spricht aller bisherigen Erfahrung in einer
globalisierten Welt. Weitaus wahrschein-
licher scheint, dass sich in einer globalisie-
renden Welt zwar neue Konflikte auftun,
parallel dazu jedoch auch globale Mecha-
nismen der gewaltfreien Konfliktverrege-
lung geschaffen werden, wie das in der
bisherigen Menschheitsgeschichte immer
wieder der Fall war. Auch berücksich-
tigt die „Kampf-These“ nicht die sich 
aus internationalen ökonomischen Zu-
sammenhängen ergebenden weltweiten
Annäherungen von ursprünglich kulturell
geprägten Verhaltensweisen der Men-
schen. Am ehesten noch scheint sich hin-
ter Huntingtons Überspitzungen eine dif-
fuse Furcht vor kultureller Konkurrenz zu
verbergen, die sich auf wenig tolerante
Weise Ausdruck verschafft.

Islam als Religion und Staat?

Zu diskutieren bleibt noch das vierte
Argument: Nahezu jeder kennt den
„dem“ Islam zugeordneten Anspruch, er
sei Religion und Staat (din wa dawla). Um
es klar zu sagen: eine Lesart, die den
„wahren“ Islam nur in einer Theokratie
realisierbar sieht, ist in keinem Fall verein-
bar mit dem Konzept der Demokratie wie
es oben definiert wurde. 
Die traditionelle Formel, der Islam sei din
wa dunya, ist in sich noch neutral. Sie
bezeichnet den Anspruch des Islam,
sowohl für die spirituelle Domäne (din)
Autorität zu besitzen, als auch für die tem-

poräre, diesseitige Welt (dunya). Der Islam
schreibt also moralische Verhaltensregeln
für das Miteinander der Menschen unter-
einander (und nicht nur für die mensch-
lichen Pflichten Gott gegenüber) vor, wie
das im Übrigen auch das Christentum tut.
Und natürlich hat sich der Gläubige diesen
Regeln in allen zwischenmenschlichen
Bereichen zu unterwerfen, also auch in
der Politik. Eine solche Interpretation der
Formel sagt jedoch nichts über die Natur
des Staates aus.
Moderner interpretierten zuerst die ägyp-
tischen Muslimbrüder diese Formel: Wie
nahezu alle islamistischen Gruppierungen
sehen sie darin einen islamischen
Anspruch auf Religion und Staat (din wa
dawla). Das arabische dawla bezeichnet
den Staat im engeren Sinne, also die poli-
tische Sphäre von Regierung und Herr-
schaft. Verbunden mit dem charakteris-
tisch islamistischen Rückblick auf die „gol-
dene“ Frühzeit des Islam, in der religiöse
und weltliche Herrschaft beim Khalifen in
einer Hand lag, wird daraus ein religiöser
Anspruch auf politische Herrschaft. Da
aber nach islamistischer Diktion Gläubige
und Ungläubige niemals gleichgestellt
sein können, sind hier die elementaren
Prinzipien demokratischer Herrschaft
nicht zu verwirklichen: In Demokratien
leitet sich das Prinzip der Gleichheit der
Bürger aus der nationalen Staatsbürger-
schaft ab; dadurch werden Wettbewerb
und Partizipation gewährleistet. In isla-
mistischen Vorstellungen ist das Gleich-
heitsprinzip die Gleichheit der Gläubigen
und gilt innerhalb der religiösen Gemein-
de.20 Es ist somit in letzter Konsequenz die
von den meisten Islamisten abgelehnte
europäische Idee des Nationalstaates, auf
deren Grundlage sich die heutigen Demo-
kratien herausbilden konnten.
Obwohl also die Interpretation des Islam
als Religion und Staat in jüngerer Vergan-
genheit beträchtliche Resonanz gefunden
hat, stellt sie das moderne Postulat einer
Minderheitengruppierung innerhalb des
Islam und mitnichten eine göttlich offen-
barte Wahrheit dar. Als Stütze für die
Behauptung einer generellen Unverträg-
lichkeit von Islam und Demokratie ist die-
ses Argument damit nicht verwendbar.
Es zeigt sich also, dass sämtliche bisher
vorgebrachten Argumente, die eine prin-
zipielle Unvereinbarkeit von Islam und
Demokratie auf der Grundlage spezifi-
scher Charakteristika dieser Religion
behaupten, nicht tragfähig sind. Unbe-
nommen davon bleibt, dass es in der Tat
islamische Gruppierungen gibt, deren reli-
giöses (und mehr noch: politisches)
Gedankengut und deren Praxis nicht kom-
patibel mit demokratischer Politik sind.
Dabei handelt es sich durchweg um isla-
mistische Gruppen, die den Islam politisch
ideologisieren. Wie alle Menschen sind
auch Islamisten in ihren Überzeugungen
und Ansichten geprägt durch ihr soziales
und politisches Umfeld sowie durch ihre
politische wie familiäre Sozialisation. Nun
gehen die intellektuellen und religiösen
Impulse für Muslime bis heute von der isla-
mischen Welt aus, und hierbei nicht von
der islamischen Peripherie (Afrika, Süd-
asien), sondern vom Kern- und Ursprungs-
gebiet des Islam, dem arabischen Nahen

und Mittleren Osten, wo auch der Isla-
mismus entstand. Deshalb lohnt sich ein
Blick auf den politischen Islam dort.

Der politisch-ideologisierte Islam 
als Produkt der Konfrontation mit
einem überlegenen Westen

Politisch ideologisierte Ausprägungen des
Islam, die sich auf neue Weise von (a) der
unterdrückenden Politik der damaligen
orientalischen Staaten und ihrer Macht-
haber, gleichzeitig aber von (b) einem
imperialistischen (oder später: als solchem
empfundenen) Westen abzugrenzen ver-
suchen, treten seit dem 19. Jahrhundert
als religiös-politische Erneuerungsbewe-
gungen auf. Jamal ad-Din al-Afghani,
Muhammad ´Abduh, Rashid Rida, Hassan
al-Banna, Sayyid Qutb, oder auch Abu
l-A´la al-Mawdudi zählen hier zu den 
herausragenden Vertretern, die als
gedankliche Väter heutiger islamistischer
Spielarten des Islam gelten können. Insbe-
sondere al-Afghani (1838–1897), mit dem
die religiöse Reformbewegung begann,
verkörpert wie kein anderer das noch
heute existierende Dilemma der Islamis-
ten zwischen Opposition gegenüber des-
potischen orientalischen Regimen einer-
seits und einem imperialen Westen ande-
rerseits, was zum einen in äußerst libera-
len politischen Forderungen mündete
(v.a. in den Schriften Muhammad
´Abduhs), andererseits aber auch dezidier-
te Forderungen nach Errichtung eines
anderen, gerechten, d.h. islamischen Staa-
tes nach sich zog.
Während das Phänomen als solches seit
über hundert Jahren zu beobachten ist,
gewannen diese modernisierenden isla-
mischen Strömungen erst in der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts politische
Bedeutung als Massenphänomene. Seit
den 1970er Jahren fasst man diese Erschei-
nung bei uns als „Re-Islamisierung“ des
Vorderen Orients auf. Symbol im Westen
ist hierfür die Islamische Revolution im
Iran (1979), in der mit der Vereinigung
weltlicher und religiöser Herrschaft diese
Entwicklung ihren Höhepunkt fand.
Auffallend hierbei ist, dass die Bewegung
der islamischen Erneuerung zeitlich und
inhaltlich überlappt mit einer sozio-politi-
schen Erneuerung in der arabischen Welt
des 19. Jahrhunderts, die als ´Asr an-
Nahda (Epoche der Erneuerung oder
Wiederbelebung) ein im Orient auch
heute vieldiskutiertes Thema ist. Im
Wesentlichen bezeichnet dies den Ver-
such der orientalischen Gesellschaften,
die traumatische Begegnung mit einem
technisch und militärisch übermächtigen
Europa zu verarbeiten, die verstärkt mit
der Landung napoleonischer Truppen in
Ägypten (1798) zutage trat. Die Frage
nach den Ursachen für die als arabische
bzw. islamische „Unterlegenheit“ und
„Rückständigkeit“ empfundene Diskre-
panz zwischen Europa und dem Orient
brachte zunächst stark intensivierte politi-
sche Beziehungen v.a. zwischen Ägypten
und Frankreich hervor. Es wurde nun sys-
tematisch versucht, den Rückstand in
Wirtschaft, Technik, Bildung, Militär, Ver-
waltung, etc. aufzuholen. Aus religiöser
Sicht dagegen war die schlüssigste
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Begründung der orientalischen „Rück-
ständigkeit“, dass die Muslime vom wah-
ren, ursprünglichen Glauben abgefallen
seien. Notwendig sei daher eine Rückbe-
sinnung auf die Wurzeln des Islam. Nur so
könne die muslimische Welt wieder zu frü-
herer Stärke und früherem Glanz zurück-
finden.21

Es ist daher vernünftiger, im Hinblick auf
die Entstehung des modernen politischen
Islam von einer Reaktion auf imperiale
westliche Durchdringung der islamischen
Kernstaaten zu sprechen, als die Ursachen
für die Re-Islamisierung in den Glaubens-
grundsätzen des Islam selbst zu suchen.
Letztlich waren es die politischen und
sozio-ökonomischen Verhältnisse in der
arabischen Kernregion des Islam, insbe-
sondere in ihrem direkten Vergleich zum
europäischen Entwicklungsstand jener
Zeit, die zur Entstehung eines mo-
dern(isierend)en politisch-ideologischen
Islam führten.
Aus dieser orientalischen Warte der
Unterlegenheit stehen historisch Napole-
ons militärischer Feldzug nach Ägypten,
die europäische Kolonialisierung der
Region bis nach dem Zweiten Weltkrieg,
die verheerende Niederlage der arabi-
schen Staaten gegen das vom Westen
unterstützte Israel im Sechs-Tage-Krieg
(1967),22 sowie schließlich die US-Außen-
politik im Vorderen Orient23 mit ihrer als
bedingungslos empfundenen militäri-
schen und finanziellen Unterstützung
Israels in einer Linie. Besonders letztere
wird im islamistischen Diskurs immer wie-
der angeprangert und dient, zusammen
mit der amerikanischen Unterstützung
von arabischen Regimen, die aus islamisti-
scher Sicht die muslimische Religion verra-
ten, als Rechtfertigung für militanten
Aktionismus.

Die wichtigsten islamistischen
Gruppierungen

Die spirituellen Väter islamistischer Grup-
pierungen im islamischen Orient, die Mus-
limbrüder (al-ikhwan al-muslimun), wur-
den 1928 vom oben erwähnten Hassan al-
Banna in Ägypten gegründet; sie stellen
eine der ersten Vereinigungen dar, die
einen explizit politisch-ideologischen
Islam vertritt. Ihre Entstehung fällt somit
genau in die hier aufgezeigte historische
Entwicklungslinie. In ihrer Nachfolge
gründeten sich weitere Gruppierungen
wie die von Mawdudi in den 1940er-Jah-
ren in Indien (später: Pakistan) ins Leben
gerufene Jama´at-i Islami, die extremisti-
sche Gama´at Islamiyya (Islamische Grup-
pe) in Ägypten und, später noch, al-Jihad
al-Islami (Islamischer Dschihad, v.a. in
Ägypten und Palästina) sowie weitere
Organisationen von Somalia bis Pakistan.
Einige von ihnen definierten sich explizit
anti-kolonialistisch und wurden so ironi-
scherweise in der ersten Jahrhunderthälf-
te zu Verbündeten säkularer Befreiungs-
bewegungen. Letztere bemächtigten sich
hernach oftmals der Staatsapparate, um
säkulare autoritäre Regime zu etablieren,
die ihrerseits wiederum den Einfluss von
Religion unterdrückten und statt dessen
kollektivistische Ideologien, meist eine
Form von „arabischem Sozialismus“, ver-

folgten. So fand sich die islamistische
Bewegung in Opposition zu den Regie-
rungen ihrer Heimatländer. In diesem
Kontext ist auch die algerische Islamische
Heilsfront FIS (Front Islamique du Salut) zu
sehen, während sich die palästinensische
Hamas (Akronym für: „Bewegung des isla-
mischen Widerstands“) in erster Linie
gegen die israelische Besatzung palästi-
nensischer Gebiete und gegen die Exis-
tenz des israelischen Staates insgesamt
wendet.

Religiöse Absolutheitsansprüche
und Demokratie sind nicht vereinbar

Entstehung und Standpunkte islamisti-
scher Gruppen lassen sich also rational er-
klären; das ändert freilich nichts daran,
dass sie insofern absolute Ansprüche ver-
treten, als sie fordern, die Religion solle in
einem noch zu schaffenden, gerechteren
Staat als den gegenwärtigen Autokratien
auch das politische System bestimmen.
Alle oben erwähnten Bewegungen vertre-
ten den Anspruch, im Erfolgsfall ein System
schaffen zu wollen, in dem, wie in Saudi-
Arabien oder Afghanistan während der Ta-
liban-Herrschaft, das islamische Recht gel-
ten soll. Islamisten suchen also auch heute
eine Alternative sowohl zu dem in ihren
Augen ethisch und moralisch verderbten
Westen, der zudem für Ausbeutung und
Unterdrückung steht, als auch zu den Re-
gimen ihrer Ursprungsländer.

In ihrer Gewissheit, die einzige Wahrheit
zu besitzen, unterscheiden sich islamisti-
sche Strömungen aus historischer Sicht
nicht von anderen Monotheismen, wohl
aber im Grad ihres politischen Einflusses
innerhalb Nordafrikas und des Mittleren
Ostens: Islamismus erscheint deshalb
besonders brisant, weil er im Vorderen
Orient zu einem Massenphänomen ge-
worden ist; die zugrunde liegende Proble-
matik jedoch ist keine spezifisch islami-
sche, sondern beruht auf einer bis heute
tragischen Begegnung mit der Moderne.
Ähnlich wie totalitäre Ideologien einen
absoluten Anspruch auf die Aneignung
des Staates vertreten, so zeichnen sich
monotheistische Religionen dadurch aus,
dass sie ein Absolutes (Gott) über alle
anderen Dinge, Werte, Menschen setzen.
Damit wohnt ihnen a priori die Möglich-
keit inne, demokratische Werte, Normen,
Erfordernisse und Definitionsmerkmale
den je eigenen religiösen Dogmen unter-
zuordnen. Bis heute gibt es in allen mono-
theistischen Weltreligionen Stimmen, die
das fordern. Hier liegt der Ursprung des
algerischen Bürgerkrieges und des islamis-
tischen Terrorismus in Ägypten, das lässt
sich im christlichen Afrika und bei einigen
katholischen Würdenträgern beobach-
ten, daran droht gegenwärtig die israeli-
sche Gesellschaft zu zerreißen. Alle Aus-
prägungen von Religiosität, die sich im
Besitz einer exklusiven Wahrheit wähnen,
können nicht demokratieverträglich sein
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– es sei denn, sie negierten ihre eigenen
Dogmen.
Ebenso sprechen sich jedoch Vertreter
aller drei monotheistischen Religionen oft
genug für die Stärkung des demokrati-
schen Prozesses aus. Daher ist die Demo-
kratieverträglichkeit von Religionen
abhängig davon, ob sie die Legitimität
pluralistischer Interessenartikulation und
-organisation akzeptieren. Diese beginnt
innerhalb der Religion selbst: Demokrati-
sches Potenzial ist demnach dort auszu-
machen, wo religiöse Strömungen zuge-
stehen, dass innerhalb ihrer Religion auch
andere Interpretationen legitim existie-
ren und wo deren Existenz im praktischen
Umgang miteinander akzeptiert wird.
Dort, so die hier verfolgte Argumenta-
tion, besteht berechtigte Hoffnung, dass
auch die Existenz anderer Religionen und
nicht-religiöser Interessenartikulation in
der praktischen Politik toleriert werden
könnte. Was bedeutet dies nun für das
Verhältnis zwischen Staat und Religion in
Demokratien?

Die Spielregeln der wechselseitigen
Tolerierung

Dass die meisten islamistischen Staatsent-
würfe nicht mit demokratischer Herr-
schaft in Einklang zu bringen sind, liegt
auf der Hand. Allerdings betrifft dies nicht
nur die islamischen Ansprüche auf eine
religiöse Natur des Staates, sondern dieje-
nigen jedwelcher Religion. Extrem religiö-
se Thesen und Äußerungen von christ-
licher und muslimischer Seite ähneln sich
teils so sehr, dass einige Autoren eine
generelle Krise von Religionen angesichts
der Herausforderungen der Moderne als
Ursache ausmachen.24 Religiöse Interpre-
tationen, die eine Pluralität gesellschaft-
licher wie religiöser Ansichten und Inte-
ressen negieren, können sich naturgemäß
nicht mit der demokratischen Interessen-
vielfalt und der demokratischen Kernfor-
derung, dass die Verfolgung jedwelcher
Interessen legitim ist (solange sie nicht das
System selbst oder die bürgerlichen und
politischen Rechte anderer beschneidet),
abfinden.
Aus diesem Befund folgerte eine ganze
Schule westlicher Denker, dass zur Heraus-
bildung moderner Demokratien eine voll-
ständige Säkularisierung vonnöten sei, in
der die Rolle der Religion ausschließlich
auf den privaten Bereich beschränkt
bleibt. Nur eine vollständige Trennung
zwischen Politik und Religion könne also
den Fortbestand von Demokratien sichern
bzw. ihr Entstehen erlauben.25 Jüngste
empirische Untersuchungen zeigen
jedoch, dass es in einigen der gefestigt-
sten Demokratien gerade nicht die voll-
ständige Trennung von Kirche und Staat
war, die zu stabilen demokratischen
Bedingungen geführt hat. Vielmehr ist
das Erreichen eines „freundlichen Verhält-
nisses“ (friendly relationship) zwischen
und einer „wechselseitigen Tolerierung“
(twin toleration) von Staat und Religion
entscheidend.26 In der Tat: Nimmt man die
Forderungen nach Assoziations- und Mei-
nungsfreiheit ernst, die zum Kernbestand
jeder Definition von Demokratie gehören,
so lässt sich schwerlich eine Rechtferti-

gung dafür finden, religiöse Gruppen
gegenüber anderen zivilgesellschaft-
lichen Interessengruppen zu benachteili-
gen. Insofern haben religiöse Gemeinden,
Gruppen und Parteien in Demokratien
legitimen Anspruch auf einen Staat, der
sie nicht nur in ihrer Glaubensausübung
nicht einschränkt, sondern auch ihre
Organisation zu politischen Zwecken tole-
riert. Wenige würden etwa die Existenz
christdemokratischer Parteien als unde-
mokratisch ansehen. Dasselbe Recht frei-
lich muss dieser Staat allen Religionen ein-
räumen, um den freien Wettbewerb der
Ideen und Interessen zu gewährleisten.
In der Politik geht es um Konflikte, und
der demokratische Prozess zeichnet sich
dadurch aus, dass er ergebnisoffen ist und
Konfliktregelungen als Resultat eines
Wettstreits von Ideen und Interessen ent-
stehen. Damit dieser Wettbewerb offen
ist, bedarf es aber für alle Beteiligten der
Möglichkeit, für ihre Ideen zu werben.
Deshalb sind religiöse Zeitschriften, Mei-
nungsbildung und Werbung in demokra-
tischen politischen Systemen ausdrücklich
erlaubt, solange (a) der Staat nicht
bestimmte Interessen diskriminiert oder
bevorteilt und (b) diese ihrerseits nicht die
demokratische Ordnung in Frage stellen.
Denn das Prinzip der Tolerierung funktio-
niert nur, wenn es auf Wechselseitigkeit
beruht.

Herausforderungen an die Politik
wie an die Religionsgemeinschaften

Wie der Staat die Freiräume der Religio-
nen zu wahren und zu schützen verpflich-
tet ist, sind auch die Religionen dazu ver-
pflichtet, dem Staat die notwendigen
Handlungsspielräume zu garantieren, um
Interessenvielfalt und Pluralismus zu
erhalten. Eine Organisation wie etwa der
„Kalifatsstaat“ mit ihrem selbsternannten
„Khalifen von Köln“ kann somit in demo-
kratischen Systemen nicht toleriert wer-
den, da sie die Wechselseitigkeit der Tole-
rierung negiert und damit elementare
demokratische Spielregeln verletzt. Auch
die in Deutschland einflußreiche Organi-
sation Milli Görüş stellt zumindest einen
Grenzfall dar, der der sorgfältigen Über-
prüfung durch staatliche Organe bedarf
und, so sie die Freiräume für den demo-
kratischen Staat in Abrede stellt, nicht
toleriert werden kann. Von allen Musli-
men in Deutschland (ca. 3,3 Mio.) rechnet
man allerdings nur rund fünf Prozent isla-
mistischen Gruppen zu, weniger als ein
Prozent gilt als gewaltbereit.27 Damit ist
unstrittig, dass die ganz überwiegende
Mehrheit der Muslime in Deutschland, so
sie auch die deutsche Staatsbürgerschaft
genießen, genau wie Bürger anderen
Glaubens aktiv am demokratischen Pro-
zess teilnehmen und politisch partizipie-
ren können.
Umgekehrt bedeutet dies, solange die
„Spielregeln der wechselseitigen Tole-
ranz“ gewahrt sind, ausdrücklich auch die
Akzeptanz muslimischer politischer Inte-
ressenartikulation, in Deutschland wie in
allen anderen Demokratien. Denn politi-
sche Freiheiten für nur manche (nicht aber
für alle) bezeichnet einen Systemzustand,
der in der Politikwissenschaft mit

„begrenztem Pluralismus“ bezeichnet
wird – und der das konstitutive Merkmal
autoritärer Systeme darstellt.28

Wenn diese Voraussetzungen der Verträg-
lichkeit von Religion und Demokratie aber
bekannt sind, so stellen sich zwangsläufig
neue Herausforderungen an die Politik.
Im Innern gilt: Vereine, Parteien, Interes-
senverbände und auch religiöse Gemein-
schaften müssen sich in Demokratien den
Spielregeln des politischen Systems unter-
ordnen, da diese die bürgerlichen und
politischen Freiheiten garantieren; jed-
welche Einschränkung derselben gefähr-
det den Kernbestand eines demokrati-
schen Systems. Umgekehrt ist die Wah-
rung der Religionsfreiheit und die Über-
wachung ihrer tatsächlichen Umsetzung
die Pflicht des Staates. Ein friedliches
Nebeneinander von Staat und Religion
kann nur erreicht werden, indem der
Staat durch politische Bildung demokrati-
sche Normen und Spielregeln fördert, und
eventuell auch selbst die Hoheit über reli-
giöse Erziehung und Bildung wahrnimmt.
Religiöse Gemeinschaften würden dann
nicht mehr unterschieden von anderen
Einrichtungen der Zivilgesellschaft, in
denen schon Alexis de Tocqueville die
Grundlagen der Demokratie erkannte.29

Auf internationaler Ebene wäre anstelle
einer Abschottung gegenüber der islami-
schen Welt die politische Unterstützung
liberaler religiöser und säkularer Kräfte
wünschenswert, die in allen Ländern mit
muslimischer Bevölkerungsmehrheit,
auch im Iran, im Sudan und in Afghanis-
tan, die breite Mehrheit stellen. Ob sich
„der Westen“ in einen „Kampf der Kultu-
ren“ begibt oder eine befruchtende Part-
nerschaft anstrebt, liegt nicht in der Hand
islamistischer Extremisten, sondern in der
Entscheidungsgewalt der Politiker in
Demokratien – also letztlich bei den Bür-
gern und Bürgerinnen der westlichen
Industrienationen.
Wo allerdings, wie fast überall in der ara-
bischen Welt, die Menschenrechte syste-
matisch verletzt werden und selbst die
physische Existenz des Individuums von
der Willkür (oft westlich unterstützter)
Machthaber und ihrer Geheimdienste
abhängt, kann schwerlich eine politische
Kultur der Toleranz und des Respekts
gedeihen. Wollte man „demokratiever-
trägliche“ Varianten des Glaubens in mus-
limisch geprägten Staaten fördern, so
müsste deshalb Demokratisierung im Ver-
gleich zu anderen außenpolitischen Zie-
len wie etwa der Wirtschaftsförderung
einen klar anderen Stellenwert ein-
nehmen, als sie das heute tut. Demokra-
tisierung stellt aus dieser Warte einen 
fundamentalen Aspekt der Außensicher-
heitspolitik von Demokratien dar, was
auch wissenschaftlich, aus der Lehre von
den Internationalen Beziehungen heraus,
begründet wird: In der Nachfolge von
Immanuel Kant30 hat die moderne Politik-
wissenschaft empirisch gezeigt, dass
Demokratien untereinander keine Kriege
führen.31 Wenn also ein gewaltfreies Mit-
einander der Staaten angestrebt wird, so
müssten die bisherigen außenpolitischen
Prioritäten der Demokratien neu über-
dacht werden, denn nur zwei Dinge ste-
hen in fundamentalem Widerspruch zur



Demokratie: autoritäre oder totalitäre
Ideologien und religiöse Absolutheitsan-
sprüche. „Der“ Islam aber fällt unter keine
dieser beiden Kategorien.

Fußnoten

1 Mein Dank gilt André Bank und Debbie Rice für Kor-
rektur und hilfreiche Anregungen.

2 Zu unterschiedlichen Strömungen innerhalb des
Islam vgl. den Beitrag von Heinz Halm in diesem
Band. Für den „Einsteiger“ empfiehlt sich außerdem
vom selben Autor: H. Halm, 2000: Der Islam.
Geschichte und Gegenwart, (C.H. Beck: München).

3 Eine detailierte Diskussion der Begriffe und der
ihnen zugrundeliegenden Quellen würde den Rah-
men dieses Beitrags sprengen. Übersichtliche Dar-
stellungen der Begriffe und Argumente finden sich
in fast lehrbuchhafter Weise bei G. Krämer, 1999:
Gottes Staat als Republik. Reflexionen zeitgenössi-
scher Muslime zu Islam, Menschenrechten und
Demokratie, (Baden-Baden: Nomos). Als Basis zu
einer eingehenderen Betrachtung sind die ausführ-
lichen Artikel zu den arabischen Begriffen in der
Encyclopedia of Islam (EI2), 8 Bde., [CD-Rom Edition],
(Leiden: Brill), zu empfehlen.

4 Vgl. bspw. die voluminöse Untersuchung von Roswi-
tha Badry zur gegenwärtigen Diskussion um das
Schura-Prinzip: R. Badry, 1998: Die zeitgenössische
Diskussion um den islamischen Beratungsgedanken
(sura), (Stuttgart: Steiner; zugl: Habilitationsschrift
Universität Tübingen).

5 G. Krämer, 1997: „Der ‚Gottesstaat‘ als Republik.
Islam und Demokratie“, in: K. Hafez (Hg.): Der Islam
und der Westen. Anstiftung zum Dialog, (Frankfurt:
S. Fischer), S. 53.

6 Einer der ersten Vertreter dieses rein prozeduralen
Demokratieverständnisses ist der österreichische
Ökonom J. Schumpeter, 1950 [1942]: Capitalism, Soci-
alism, and Democracy, (New York: Harper, 3. Aufl.).

7 Das klassische Werk hierzu ist R. Dahl, 1971: Polyar-
chy: Participation and Opposition, (New Haven: Yale
University Press), S. 1–3.

8 Ausführlich dazu: J. Linz und A. Stepan, 1996: Pro-
blems of Democratic Transition and Consolidation:
Southern Europe, South America and Post-Commu-
nist Europe, (Baltimore & London: Johns Hopkins
University Press), Kapitel 1.

9 L. Diamond, J. Linz und S.M. Lipset, 1988: Democracy
in Developing Countries (4 Bde), (Boulder: Lynne
Rienner), Band 2, S. xvi.

10 Die Tatsache, dass im arabischen Mittleren Osten kei-
ne Demokratien existieren und zumindest mittelfris-
tig auch keine Demokratisierungsprozesse zu erwar-
ten sind, habe ich an anderer Stelle ausführlich erklärt
und begründet. Dort findet sich auch eine Diskussion

des hier erwähnten epistemologischen Problems 
von Definitionen. Siehe dazu: O. Schlumberger, 2000:
„The Arab Middle East and the Question of Democra-
tization: Some Critical Remarks“, in: Democratiza-
tion, Jg. 7, Heft 4 (Winter 2000), S. 104–132.

11 Al-Mawdudi, 1978: al-Islam wa l-Madaniyya al-Hadi-
tha [Islam und moderne Zivilisation], (Kairo: Dar al-
Ansar), S. 42.

12 Stellvertretend für viele andere siehe J. Esposito und
J. Voll, 2001: Makers of Contemporary Islam (Oxford:
Oxford University Press); J. Esposito, 1999: The Isla-
mic Threat: Myth or Reality? (New York: Oxford Uni-
versity Press, 3. Aufl.); sowie Ch. Butterworth und W.
Zartman (Hgs.), 2001: Between the State and Islam,
(Cambridge: Cambridge University Press [Woodrow
Wilson Center Series]).

13 Aufschlussreich wäre es, einmal den umgekehrten
Fall durchzuspielen und zu untersuchen, wie kompa-
tibel die Bibel und die Ausbreitung des Christentums
mit unserem heutigen „Set“ an Normen und Werten
ist. Für die Bibel macht das F. Buggle (1992): Denn sie
wissen nicht, was sie glauben. Eine Streitschrift,
(Reinbek: Rowohlt). Die dort angeführten Belegstel-
len ließen, folgte man einer solchen Argumenta-
tionsweise, keine Zweifel daran, dass das Christen-
tum in keiner Weise mit demokratischer Herrschaft
in Einklang zu bringen wäre. Betrachtet man die
jeweilige Ausbreitungsgeschichte und die entspre-
chenden Bibel- und Koranstellen, so schnitte die
biblische Religion im direkten Vergleich sogar deut-
lich weniger „vorteilhaft“ ab als der Islam; die einzig
mögliche Schlussfolgerung wäre die generelle
Unvereinbarkeit von Religion und Demokratie. All
dies aber bleibt für die hier verfolgte Frage von
begrenzter Relevanz, da die Vorgehensweise als sol-
che methodisch-wissenschaftlich nicht haltbar ist.

14 Verständlich einführend hierzu: Th. Scheffler, 1997:
„West-östliche Angstkulturen. Gewalt und Terro-
rismus im Islam“, in: K. Hafez (Hg.): [Anm. 5], S. 80–84.

15 Exemplarisch: S. Huntington, 1968: Political Order in
Changing Societies, (New Haven: Yale University
Press). Paradigmatisch für den modernisierungsthe-
oretischen Gedankengang bleibt: S. M. Lipset, 1959:
„Some Social Requisites of Democracy. Economic
Development and Political Legitimacy“, in: Ameri-
can Political Science Review, Jg. 53 (1959), S. 69–105. 

16 M. Weber, 1934 [1904/-5; 1920]: Die protestantische
Ethik und der Geist des Kapitalismus, (Tübingen: Mohr).

17 S. Huntington, 1984: „Will More Countries Become
Democratic?“, in: Political Science Quarterly, Jg. 99,
Heft 2 (Sommer 1984), S. 193–218.

18 S. Huntington, 1996: The Clash of Civilizations, (New
York: Simon & Schuster). In der europäischen Politik-
wissenschaft werden diese Thesen zwar rezipiert,
vor allem aufgrund ihrer großen Resonanz außer-
halb des Fachpublikums, wissenschaftlich führen sie
jedoch ein eher stiefkindliches Dasein.

19 Vgl. A. Przeworski, 1991: Democracy and the Market.
Political and Economic Reforms in Eastern Europe
and Latin America, (Cambridge, MA).

20 Vgl. dazu auch Laura Guazzone, 1997: „Islam and
Islamism in the Contemporary Arab World“, in: dies.
(Hg.): The Islamist Dilemma. The Political Role of Isla-
mist Movements in the Contemporary Arab World,
(Reading: Ithaca Press), S. 3–38.

21 Als detailliertere, aber noch einführende Informatio-
nen zu dieser Epoche (ca. 1800 bis zum Ausbruch des
Zweiten Weltkrieges) empfehlen sich: A. Hourani,
1992: Die Geschichte der arabischen Völker, (Frank-
furt a. M.: S. Fischer), S. 323–425; A. Schölch, 1991: „Der
arabische Osten im neunzehnten Jahrhundert,
1800–1914“, in: U. Haarmann (Hg.): Geschichte der
arabischen Welt, (München: C.H. Beck, 2. Aufl.), 
S. 365–431; Rudolph Peters, 1991: „Erneuerungsbe-
wegungen im Islam von 18.–20. Jahrhundert und die
Rolle des Islams in der neueren Geschichte: Antiko-
lonialismus und Nationalismus“, in: W. Ende und 
U. Steinbach (Hgs.): Der Islam in der Gegenwart,
(München: C.H. Beck, 3. Aufl.), S. 91–131.

22 Zu den Ereignissen siehe H. Mejcher, 1998: Sinai,
5. Juni 1967 (München: dtv [Reihe: 20 Tage im 
20. Jahrhundert]).

23 Vgl. dazu P. Pawelka, 1999: „Der Vordere Orient unter
der Hegemonie der USA. Eine politische Ökonomie
der US-amerikanischen Außenpolitik“, in: ders. und
H.G. Wehling (Hgs.): Der Vordere Orient an der
Schwelle zum 21. Jahrhundert. Politik, Wirtschaft, Ge-
sellschaft, (Opladen: Westdeutscher Verlag), S. 13–33.

24 Vgl. bspw. S. al-Azm, 1993: Unbehagen in der Moder-
ne. Aufklärung im Islam, (Frankfurt a.M.:  S. Fischer).

25 Einen guten und aktuellen Überblick über die Frage
des Säkularismus und Entwicklungen in der islami-
schen Welt geben die Beiträge in J. Esposito und A.
Tammimi (Hgs.), 2000: Islam and Secularism in the
Middle East, (New York: New York University Press).

26 Alfred Stepan, 2000: „Religion, Democracy, and the
‚Twin Tolerations‘“, in: Journal of Democracy, Jg. 11,
Heft 4 (Oct. 2000), S. 37–57. In einigen Punkten ähn-
lich argumentiert W. Zartman, 2001: „Islam, the
State, and Democracy: The Contradictions“, in: ders.
und Ch. Butterworth, (Hgs.): [Anm. 12], S. 231–244.

27 Auf die problematische Datenlage in dieser Frage
weist auch U. Spuler-Stegemann in ihrem Beitrag zu
diesem Band hin; der grobe Trend jedoch ist deutlich.

28 J. Linz, 1975: „Totalitarian and Authoritarian Re-
gimes“, in: N. Polsby und F. Greenstein (Hgs.): Hand-
book of Political Science, Bd. 3, (Reading, MA: Addi-
son Wesley), S. 175–411, bes. 264–350.

29 A. de Tocqueville, 1985 [1835/-40]: Über die Demo-
kratie in Amerika. Ausgewählt und herausgegeben
von J.P. Mayer, (Stuttgart: Reclam), S. 252f.

30 I. Kant, 1995 [1795]: Zum ewigen Frieden, in: R.
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Mit knapp einer Milliarde Anhänger ist der Islam die größte Glaubensgemeinschaft nach dem Christen-
tum. Der Islam breitete sich im 7. und 8. Jahrhundert durch Eroberungen unter den ersten Kalifen im Vor-
deren Orient und Nordafrika, später auch nach Zentralasien. Die weitere Ausbreitung Richtung Südosta-
sien und Afrika geschah überwiegend durch kulturelle Kontakte. Heute leben durch den Zustrom von
Gastarbeitern und Migranten auch in Westeuropa große muslimische Minderheiten. Globus
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Nichts scheint die kulturellen Unterschie-
de zwischen den westeuropäischen und
den islamischen Gesellschaften so deut-
lich zu markieren wie die Stellung der
Frau, sichtbar an Kleidung und Kopftuch
auch auf unseren Straßen. Wie sieht der
Koran Wesen und Rolle der Frau, was ist
an späteren Auslegungen hinzugekom-
men, welche rechtlichen Regelungen
trifft die Scharî’a, das Islamische Recht?
Welche Entwicklungen haben sich hier
vollzogen, nicht zuletzt in der Begegnung
mit europäischem Denken? Red.

Manches ist spätere Zutat, durch
Koran und Scharî’a nicht zu begründen

„Ihr o ihr Menschen, wir erschufen euch
Mann und Weib und machten euch zu
Stämmen und Geschlechtern, dass ihr ein-
ander kennen möchtet. Fürwahr, der
edelste von euch ist der Gottesfürchtigste
von euch: denn Gott ist weis’ und kundig.“
So übertrug der deutsche Dichter und
Orientalist Friedrich Rückert im 19. Jahr-
hundert Vers 13 der 49. Sure des Korans.1

Andere Schöpfungsberichte des Korans
lassen den aus der Genesis bekannten
Mythos von der Erschaffung der Frau aus
dem Mann als dem Ersterschaffenen (aus
Ton oder einem Samentropfen, auch ei-
nem Blutklumpen, etwa Sure 23:12–14)
erkennen. Sure 7:189 sagt:2

„Und Er ist es, der euch aus einer einzigen
Seele erschaffen hat und der aus ihr ihren
Partner/zweiten Teil erschaffen hat, damit
er bei diesem Ruhe finde/wohne.“ 
Eva kommt als die Verführerin Adams und
Schuldige an des Menschen Mühsal auf
Erden im Koran noch nicht vor, denn auch
dieser Mythos lief im Alten Orient in Va-
rianten um. Laut Koran verführte der
Satan (später in Gestalt der Schlange) mit
der Verheißung ewigen Lebens beide, von

dem Baum zu kosten, den als einzigen
ihnen Gott verboten hatte, weil sie sonst
zu Unrecht Tuenden, zu Tyrannen würden
(7:18–24). Als sie ihre Blöße erkennen und
sich bedecken, verstößt Gott sie aus dem
Paradies und setzt als Strafe ewige Feind-
schaft zwischen ihnen. Später nimmt er
aber ihre von Adam initiierte Reue gna-
denvoll an und gewährt ihnen die Erde zu
einem zeitweiligen Aufenthalt und zur
Nutznießung.
Erst etwa vom 2/3. islamischen Jahrhun-
dert an drang, vermutlich über die christ-
liche Askese, die Geschichte von Eva als
gefährlicher Verführerin, die das Frauen-
bild von Judentum und Christentum jahr-
hundertelang geprägt hat, aufgezeichnet
in Genesis 3:1–24, in den Islam ein. Von
nun an gibt es in legendär-historischen
Texten ein stetig wachsendes Strafregister
für Eva und den Teufel, der sie zum Unge-
horsam gegen Gott bewog. Weibliche bio-
logische Spezifika wie Menstruation,
Schwangerschafts- und Wochenbettbe-
schwerden werden zu Evas Strafen ebenso
gezählt wie bald auch koranische Satzun-
gen zum Ehe- und Scheidungs-, zum Zeu-
gen- und Erbrecht, außerdem soziale Phä-
nomene der Geschlechterhierarchie, die
sich historisch herausgebildet hatten.3 Das
heißt auch, dass man damals zugab, dass
diese Bestimmungen für Frauen nachtei-
lig waren, sie als Bestrafung aller Frauen
für die Unbotmäßigkeit ihrer Urmutter
gegenüber Gott bewertete und mit einem
aus dem Alten Testament übernommenen
Mythos rechtfertigte. In neuerer Zeit wer-
den sie von orthodoxen Muslims vertei-
digt und mit Gottes Wohlwollen den Frau-
en gegenüber begründet. 
Die Position der Frau im Islam ist spätes-
tens seit der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts eines der interkulturell ebenso
wie innerkulturell strittigsten Themen
generell. Hier kann es nur überblicksweise
und konzentriert auf die Kernländer des
Islams, also den arabischen Raum, den Iran
und die Türkei, dargestellt werden.4 Im
subsaharischen Afrika, in Ost- und Süd-
ostasien haben regionale Sonderent-
wicklungen stattgefunden, auf die hier
nicht eingegangen werden kann. Man-
ches, was das Leben von Frauen in isla-
mischen Ländern bis heute stark tangiert,
etwa die besonders im Sudan und in Ägyp-
ten (hier trotz eines Verbots aus den 50er-
Jahren) praktizierte Mädchenbeschnei-
dung, auch der Jungfräulichkeitskult, der
im gesamten Mittelmeerraum verbreitet
ist, also die Norm, dass ein junges Mäd-
chen jungfräulich in die Ehe zu gehen hat,
ist im Islamischen Recht, der Scharî'a, nicht
festgelegt. Ohnehin war und ist es eine
Vielfalt von unterschiedlichen histori-
schen, regionalen, sozialen und indivi-
duellen Faktoren, in die das Leben von

Frauen in islamischen Ländern (wie das in
anderen Kulturen) eingebunden war und
ist.

Im Kult formal gleich gestellt

Im Kult ist die Frau dem Mann formal
gleich gestellt. Mehrere Verse des Korans
wenden sich an Männer und Frauen
gleichermaßen. Zuerst genannt werden
allerdings immer die Männer, etwa, wie-
der in der Rückert’schen Übertragung:
„Fürwahr, ergebne Männer und ergebne
Fraun, gläubige Männer und gläubige
Frauen, andächtige Männer und andäch-
tige Frauen, worttreue Männer und wort-
treue Frauen, geduldige Männer und ge-
duldige Frauen, demüthige Männer und
demüthige Frauen, almosenspendende
Männer und almosenspendende Frauen,
fastende Männer und fastende Frauen,
und ihren Sinnentrieb behütende Männer
und behütende Frauen und Gottes häufig
denkende Männer und gedenkende Frau-
en; Gott hat bereitet ihnen Barmherzig-
keit und großen Lohn“ (33:35).
Im Arabischen beeindruckt der Vers durch
die stakkatoartige Reihung sich reimen-
der femininer Pluralendungen bei kurzen
Reimgliedern.
Die religiösen Pflichten, also das Glau-
bensbekenntnis, das fünfmalige tägliche
Gebet in Richtung Mekka, das Fasten im
Monat Ramadân, die Almosensteuer und
die Pilgerfahrt nach Mekka wenigstens
einmal im Leben, gelten für Männer und
Frauen. Während der Menstruation und
im Wochenbett ist die Frau aber – wie
Kranke, Reisende und Kinder – vom Fasten
befreit. Sure 2:222 bezeichnet die Men-
struation als „Leiden“ und gebietet den
Männern, sich während dieser Tage von
ihren Frauen fern zu halten. Die Hadîth-
Literatur hat diese Vorschriften erweitert:
Frauen in diesem Zustand dürfen die
Moschee nicht betreten, den Koran nicht
anrühren, allenfalls zum Schutz gegen
den Satan ein oder zwei Verse aus ihm
rezitieren. Während der Pilgerfahrt dür-
fen sie in dieser Zeit am rituellen Umlauf
um die Ka’ba (Tawâf) nicht teilnehmen.
Erst die „große Reinigung“ nach diesen
Tagen hebt die Verbote auf.5 Die Vorstel-
lung von der kultischen Unreinheit men-
struierender Frauen, möglicherweise aus
Tabuvorstellungen über die Magie des
Blutes6 erwachsen, existierte schon im
altarabischen Heidentum, und es gibt sie
in anderen Religionen und Kulturen, auch
bei den Kirchenvätern. Anders als im
Judentum hat der Verstoß gegen diese
Reinheitsgebote im Islam keine Bestra-
fung im Diesseits zur Folge. Doch führten
sie etwa vom 2/3. islamischen Jahrhundert
an zur Bewertung der Frau als religiös
mangelhaftem Wesen. 
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Dies fand ebenso schon in die kanoni-
schen Hadîth-Sammlungen Eingang wie
die Debatten darüber, ob eine Frau das
Haus verlassen dürfe, um in der Moschee
zu beten. Da heißt es einerseits, dass
Muhammeds Frauen auch in stockdunkler
Nacht in die Moschee gingen, andererseits
wird empfohlen, sie sollten sie so früh ver-
lassen, dass sie von den männlichen Gläu-
bigen nicht hinterher noch zu einem
Gespräch eingeholt werden könnten.
Ohnehin sollen Männer und Frauen
getrennt voneinander beten, die Frauen
entweder auf einer Galerie oder im hinte-
ren Teil der Moschee, den sie durch einen
eigenen Eingang betreten. Das galt aber
auch jahrhundertelang für den Kirchen-
besuch im Vorderen Orient. In orthodoxen
Synagogen beten Männer und Frauen
ebenfalls räumlich getrennt. Wenn ande-
re Traditionen dem Mann befehlen, er
solle seiner Frau auf ihre Bitte hin erlau-
ben, in der Moschee zu beten, so wird
deutlich, wie sehr die Frau der Autorität
ihres Mannes unterstand.
Die Pilgerfahrt darf eine Frau nur in
Begleitung ihres Mannes oder eines
nahen männlichen Verwandten, in neue-
rer Zeit auch in der anderer Frauen unter-
nehmen. Die Geschlechtertrennung
ermöglichte es Frauen in größeren Ha-
rems, als Vorbeterinnen zu fungieren.
Heute werden in muslimischen Ländern
Frauen für spätere religiöse Funktionen in
Frauengruppen ausgebildet.

Unterschiedliche Freuden im
Paradies für Männer und Frauen?

Der Koran verheißt das Paradies Männern
und Frauen, etwa 9:71f.:
„Die gläubigen Männer und Frauen sind
untereinander Freunde. Sie gebieten das
Rechte und verbieten das Verwerfliche,
verrichten das Gebet und entrichten die
Abgabe und gehorchen Gott und seinem
Gesandten. Siehe, Gott wird sich ihrer
erbarmen. Gott ist mächtig und weise.
Gott hat den gläubigen Männern und
Frauen Gärten versprochen, unter denen
Bäche fließen und in denen sie ewig wei-
len werden, und gute Wohnungen in den
Gärten von Eden.“
Allerdings zeichnen andere Koranverse
und stärker noch spätere Paradiesesbilder
Geschlechtsunterschiede bezüglich seiner
Freuden. Der Mann werde dort „geläuter-
te Partnerinnen“ finden, heißt es Sure
2:25, 3:15 und 4:57, aber auch: 
„Wir geben ihnen (den Männern) groß-
äugige (Jungfrauen) zu Partnerinnen“
(44:54), „gleich wohlverwahrten Perlen“
(56:22).
Diese werden in der Traditionsliteratur
mit den „geläuterten Partnerinnen“
identifiziert. Dass für eine Frau der Zu-
gang zum Paradies nicht nur von der Ein-
haltung religiöser Gebote, sondern wie-
derum von der Unterwerfung unter die
Autorität ihres Mannes abhängig ge-
macht wird, wird ebenfalls aus einem
Hadîth deutlich:
„Wenn eine Frau ihre fünf Gebete verrich-
tet, ihren Monat fastet, ihre Scham hütet
und ihrem Mann gehorcht, dann sagt man
ihr: ‚Betritt das Paradies, durch welches
Tor du willst!‘“ 

Es waren sicher Frauenfeinde, die Muham-
med, schon der kanonischen Hadîth-Litera-
tur zufolge, die Worte in den Mund legten:
„Ich stand am Tor des Paradieses. Da
waren die meisten, die eintraten, Männer.
Und ich stand am Tor zur Hölle. Da waren
die meisten, die eintraten, Frauen.“
Das wird u. a. so begründet:
„Frauen, die alles verraten, wenn sie je-
mandem etwas anvertrauen, zu hartnä-
ckig sind, wenn sie bitten, und undankbar,
wenn man ihnen etwas schenkt.“
Bekannte Koraninterpreten der Reform-
bewegungen vom ausgehenden 19. Jahr-
hundert an deuten die sinnlichen Freu-
den, die der Koran und mehr noch die spä-
tere Hadîth-Literatur den Gläubigen im
Paradies verheißen, allegorisch und
begründen dies mit der Metaphernfreude
des Arabischen. Das Entzücken, das die
Paradiesjungfrauen den Gläubigen brin-
gen, sei mit irdischer Vorstellungskraft
nicht zu begreifen, gelte aber jedenfalls
für Männer und Frauen gleichermaßen. 7

Die Vorrangstellung des Mannes 
vor der Frau

Der Koran vertritt die auch aus dem
Judentum und dem Christentum8 bekann-
te, im gesamten Vorderen Orient verbrei-
tete Doktrin von der Vorrangstellung des
Mannes vor der Frau, die ja bereits im
Schöpfungsmythos des Alten Testaments
deutlich wird:
„Die Männer stehen über den Frauen,
weil Gott die einen vor den anderen
bevorzugt hat und weil sie von ihrem Ver-
mögen (für die Frauen) ausgeben. Die
rechtschaffenen Frauen sind demütig
ergeben und bewahren das, was geheim
gehalten werden soll, da Gott es geheim
hält,“ sagt Sure 4:34.

Wenn Adel Th. Khoury den Anfang mit
„Die Männer haben Vollmacht und Ver-
antwortung für die Frauen“ übersetzt, so
ist das eine modernere Interpretation.
Aber eine emanzipierte heutige Frau wird
wohl immer Vollmacht und Verantwor-
tung für sich selbst übernehmen, sich
nicht als „Mündel“ eines Mannes fühlen
wollen. Islamische Reformtheologen seit
etwa 1900 deuten die hier formulierte
Überlegenheit des Mannes als seine grö-
ßeren Körperkräfte. 
Jedenfalls wird die Hegemonie des Man-
nes hier einmal als gottgegeben, zum
anderen als ökonomisch bedingt charak-
terisiert. Das letztere ist sicher bis heute
nahezu weltweit Realität. In einem Vers,
der sich auf die Scheidung oder Versto-
ßung bezieht, 2:228, heißt es: 
„Und sie (die Frauen) haben Anspruch auf
dasselbe, was ihnen (den Männern) ob-
liegt. Aber die Männer stehen eine Stufe
über ihnen.“ 
Beide Verse wurden in den Korankom-
mentaren jahrhundertelang mit densel-
ben Phänomenen begründet, die sich in
den Strafregistern für die ungehorsame
Eva finden, mit Menstruation und
Wochenbettbeschwerden, mit den für die
Frau ungünstigeren Bestimmungen zum
Islamischen Familienrecht und Erschei-
nungsformen der Geschlechterrollen,
etwa dass es keine Prophetin und keine
Sultanin gebe (bis es vom 13. Jahrhundert
an vereinzelt Herrscherinnen gab), eine
Frau keinen Turban tragen dürfe, am Frei-
tagsgebet nicht teilnehme u. a. m. In den
USA lebende und wirkende muslimische
Feministinnen meist nicht arabischer Her-
kunft interpretieren den zweiten dieser
Verse heute als nur auf die Verstoßung zu
beziehen. Den ersten dieser Verse analy-
sieren sie, indem sie eine Präposition,
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Mädchenbildung
Nach dem Ersten Weltkrieg eröffneten sich in islamischen Ländern auch für Frauen und
Mädchen nach und nach Möglichkeiten zum Erwerb höherer Bildung. Ab den zwanziger
Jahren des letzten Jahrhunderts wurde in arabischen Ländern und im Iran auch Frauen
der Zugang zu einem Universitätsstudium eröffnet. Das Foto zeigt iranische Mädchen,
die in einer im Mausoleum des verstorbenen Ayatollah Khomeni in Teheran eingerichte-
ten Schule unterrichtet werden. Die unter den Kopftüchern hervorschauenden Haare
der Schulmädchen scheinen die Annahme zu bestätigen, dass sich im Iran die Verhältnis-
se in Bezug auf die staatlich verordnete Zwangsverhüllung leicht liberalisieren.
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durchaus zulässig, m. E. sogar besser als
die traditionelle Deutung, anders umset-
zen : 
„Die Männer haben Verantwortung für
die Frauen mit dem zu tragen, womit Gott
sie ihnen gegenüber ausgezeichnet hat,
und mit dem Vermögen, das sie für sie aus-
geben.“
Sie sehen in dem, womit Gott die Männer
den Frauen gegenüber ausgezeichnet
hat, den doppelten Anteil am Erbe, den
ihnen der Koran zugesteht. Damit seien
sie den Frauen gegenüber, denen Gott
eine andere biologische Aufgabe erteilt
hat als ihnen, nämlich die, Mütter von Kin-
dern zu werden, zur Fürsorge, zum Unter-
halt verpflichtet.9

Erst der Koran gesteht der Frau, vorisla-
mische Bräuche reformierend, und anders
als das jüdische Familienrecht, ein gene-
relles Erbrecht zu. Doch erbt sie nach Sure
4:11 nur jeweils die Hälfte eines ihr im Ver-
wandtschaftsverhältnis zum Verstorbe-
nen gleichgeordneten männlichen Erben.
Das wird schon länger mit den finanziel-
len Verantwortlichkeiten des Mannes
begründet, die eine Frau nicht hat. Tat-
sächlich ist der Mann allein für den Unter-
halt seiner Familie verantwortlich, und es
gibt, jedenfalls theoretisch, keine Güter-
gemeinschaft in der Ehe.
In bestimmten Rechtsfällen dürfen laut
Koran, wiederum im Unterschied zum
jüdischen Recht und generell zur vorisla-
mischen Zeit, Frauen als Zeugen fungie-
ren. Das heißt, wenn kein zweiter männ-
licher Zeuge auffindbar ist, können zwei
Zeuginnen einen Mann ersetzen. Das wird
von frommen Muslimen und Musliminnen
heute damit begründet, dass Gott es den
Frauen, die durch Haushalt und Kinder oft
abgelenkt seien, leicht machen wollte. In
frauenfeindlichen Hadîthen seit dem 
2/3. islamischen Jahrhundert führte es zur
Schlussfolgerung, dass Frauen intellek-
tuell defizitär seien. In späteren Darstel-
lungen des „Ersten Fehlers“, wie der
christliche „Sündenfall“ im Arabischen
heißt, gehört dies, wie die Verfügungen
zum Erbrecht, zu Gottes Strafen für Eva.
Spätere Korankommentare reihen beides
unter die in Sure 4:34 formulierte „Über-
legenheit“ des Mannes über die Frau. 
Die Adaption des jüdisch-christlichen
Mythos von der Erschaffung Evas aus einer
Rippe Adams mündete in Hadîthen wie
diesem:
„Behandelt die Frauen gut! Die Frau ist
eine Rippe, also krumm. Und der krumms-
te Teil der Rippe ist der obere (sicher der
Kopf, die Mentalität, W. W.). Wenn du 
versuchst, sie gerade zu biegen, zerbrichst
du sie. Wenn du sie aber so lässt, wie sie ist,
bleibt sie krumm. So behandelt die Frauen
gut!“
Dies lässt sich als eine widerwillig-wohl-
wollende Anerkennung einer weiblichen
Identität deuten, die „mann“ nicht än-
dern kann und deshalb mit guter Behand-
lung hinnehmen soll: Die Frau als die
Andersartige, anders geartet als der
Mann, der sich für den Normalfall hält.
Goethe machte übrigens daraus im „West-
Östlichen Diwan“:
„Behandelt die Frauen mit Nachsicht!“10

Jedenfalls hat es im Islam weder Hexen-
verfolgungen gegeben, vielleicht aus der

Akzeptanz der „Fleischeslust“, ja der Freu-
de an ihr zu erklären, noch die zunächst
ironisch begonnene Debatte darüber „Ob
die Weiber Menschen seyn oder nicht“,
die männliche Vertreter beider Kirchen 
im christlichen Mitteleuropa im 16. und
17. Jahrhundert erhitzte.11

Mehrehe oder Einehe des Mannes?

Der Koran als wichtigste Quelle des Islami-
schen Rechts bettet den Vers, der jahrhun-
dertelang zur Rechtfertigung der Ehe
eines Mannes mit mehr als einer Frau
diente, in einen Bedingungssatz im
Umfeld der gerechten Behandlung von
Waisen ein: 
„Und wenn ihr fürchtet, gegenüber den
Waisen nicht gerecht zu sein, dann heira-
tet, was euch an Frauen beliebt, zwei, drei
oder vier. Wenn ihr aber fürchtet, sie nicht
gleich zu behandeln, dann nur eine, oder
was ihr an Sklavinnen besitzt. Das bewirkt
eher, dass ihr euch vor Ungerechtigkeit
bewahrt“ (4:3).
Muhammed selbst war als Waise aufge-
wachsen und handelte oft als der Anwalt
Unterprivilegierter. Vers 129 dieser 4.
Sure, die den Namen „Die Frauen“ trägt
und viele soziale Bestimmungen enthält,
stellt fest:
„Ihr werdet es nicht schaffen, die Frauen
gleich zu behandeln. Ihr mögt euch noch
so sehr bemühen.“
Daraus haben muslimische Reform-
theologen seit etwa 1900 das Gebot der
Einehe abgeleitet. Soziale Umstände 
zu Lebzeiten Muhammeds – nach den
Kämpfen der Muslims gegen ihre Gegner
waren Witwen und Waisen zu versorgen –
hätten damals die Mehrehe notwendig
gemacht.
Tatsächlich gab es die Ehe eines Mannes
mit mehreren Frauen im gesamten Vorde-
ren Orient schon vor dem Islam. Muham-
med selbst heiratete nach dem Tod seiner
ersten Frau Chadîdscha, der er in einer Ein-
ehe verbunden gewesen war, hinter ein-
ander zwei Witwen gefallener Muslims.
Dass er mit insgesamt neun Frauen verhei-
ratet war, gehörte in den Augen seiner
Umgebung sicher zu seinem Prestige als
religiös-politischem Oberhaupt einer
Gemeinde, das er in Medîna wurde. Seine
Ehen dienten sichtlich auch dem Ziel, den
Zusammenhalt in der jungen Gemeinde
zu festigen. Die einzige Jungfrau unter
seinen Ehefrauen war Â‘ischa, die Tochter
eines seiner ersten Anhänger, des späte-
ren ersten Kalifen Abu Bakr, die bald seine
Lieblingsfrau wurde. Dass sie historischen
Texten zufolge 9 Jahre alt war, als sie zu
ihm zog, und Muhammed über 50, war
unter den Umständen der Zeit nicht unge-
wöhnlich.
Da spätere Satzungen verfügten, dass ein
Mann jeder seiner Ehefrauen einen eige-
nen Haushalt oder doch wenigstens einen
eigenen Raum in seinem Haus einzurich-
ten hatte, wurde die Mehrehe in der städ-
tischen Gesellschaft das Privileg Wohlha-
bender. Allerdings konnte und kann in all
den muslimischen Ländern, in denen sie
bis heute trotz der Kritik der Frauenorga-
nisationen gestattet ist, ein Mann zu sei-
ner kinderlosen oder durch zahlreiche
Schwangerschaften gealterten Frau eine

zweite Frau dazu heiraten. Dies geschieht
öfter auf dem Land, wo die Frau sehr stark
auch Arbeitskraft sein muss. Dass diese
zweite Frau dann meist von der ersten
Frau aus einer sozial niedriger stehenden
Familie ausgesucht wird, ist sozialkriti-
schen Werken der modernen Literaturen
des Iran und arabischer Länder zu entneh-
men.

Staatliche Reformgesetze 
können Jahrhunderte alte Bräuche
nur allmählich beseitigen

Unter den arabischen Ländern hat nur
Tunesien 1956, bald nach dem Amtsantritt
von Präsident Bourguiba, die Polygynie
gesetzlich verboten. Andere Länder
haben sie durch Zusatzbestimmungen im
Zuge von Reformen der Scharî'a seit den
20er Jahren und stärker seit den 50er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts erschwert Die
Türkei hat 1926 unter Atatürk das damali-
ge Schweizer Zivilrecht en bloque über-
nommen. Sie hat sich aber der Realität der
weiterhin, besonders auf dem Land, prak-
tizierten „Imâm-Ehe“ insofern anpassen
müssen, als acht Amnestiegesetze zwi-
schen 1935 und 1981 die Legitimität der
aus solchen Ehen entstandenen Kinder
bestätigen mussten. „Imâm-Ehen“ wur-
den zusätzlich zur standesamtlich regis-
trierten und offiziell allein gestatteten
Einehe geschlossen. Im Iran wurden die
Reformgesetze des letzten Schahs von
1967 und 1976 zu Ehe und Scheidung
unmittelbar nach der „Iranischen Revolu-
tion“, 1979, außer Kraft gesetzt. Die 
Scharî'a ist hier wieder uneingeschränkt
gültig. Da im Iran die Zwölferschia Staats-
religion ist, ist auch die Mut‘a, die „Ehe
auf Zeit“, die nur die Schia gestattet, wie-
der möglich. Ein Schi'it kann zusätzlich zu
seiner Ehefrau oder auch „nur“ eine „Ehe
auf Zeit“ eingehen, d. h., auf der Grundla-
ge eines Ehevertrages eine Frau für eine
im Vertrag festgelegte Zeit (von wenigen
Stunden bis zu 99 Jahren) heiraten, meist
mit weniger Pflichten und Verantwort-
lichkeiten als in der üblichen Ehe. Ideolo-
gen der Iranischen Revolution rechtferti-
gen dies als eine Erleichterung angesichts
der ansonsten strengen Bestimmungen
des Islamischen Eherechts, auch als Not-
wendigkeit nach dem Iranisch-Irakischen
Krieg 1980–88, der viele Männerleben
kostete, also, wie jeder Krieg, einen
Frauenüberschuss zur Folge hatte.12

Der Koran gebietet die Ehe (24:32). Sie ist
laut Sure 4:21 „eine feste Verpflichtung“
des Mannes gegenüber der Frau, aber
kein Sakrament wie in der römisch-katho-
lischen Kirche nach längeren Debatten
endgültig erst seit dem Konzil von Trient
1545–69. Sure 4:22f. legt fest, welche Ver-
wandtschaftsverhältnisse eine Ehe aus-
schließen. Die Ehe mit einer/einem
Ungläubigen ist verboten. Ein Muslim darf
eine Christin oder Jüdin heiraten, weil
beide Religionen als „Schutzreligionen“
gelten. Das Umgekehrte war untersagt,
da man voraussetzte, dass die Kinder der
Religion des Vaters folgen. Dort, wo eine
Reform dies seit einiger Zeit möglich
macht, etwa im Irak, wird ein solches Paar,
selbst in der gebildeten städtischen Ober-
schicht, oft sozial ausgegrenzt. 
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Materielle Voraussetzung für eine Ehe ist
der Machr, „die Morgengabe“, die nach
Sure 4:4 der Mann der Frau als Geschenk
zu überreichen hat. Dass er Gegenstand
von Verhandlungen zwischen den Ver-
tragspartnern für eine Ehe, das ist der Walî
der Braut, meist ihr Vater oder ein naher
Angehöriger, und dem Bräutigam und sei-
nen nahen männlichen Verwandten vor
dem Abschluss des zivilen Ehevertrags
wurde, wissen wir. Er wurde schon früh
zum Symbol für das Sozialprestige der
Braut und auch ein Mittel für Eltern, die
Ehe ihrer Tochter mit einem ihnen uner-
wünschten, vielleicht ärmeren, jungen
Mann zu verhindern. Schon in der Tradi-
tionsliteratur gibt es Empfehlungen, ein
Vater solle seine Tochter einem armen,
aber rechtgläubigen Bewerber für seine
Korankenntnisse (als Machr) zur Frau
geben. Tunesien hat bei der Reform des
Familienrechts die Höhe des Machr auf
einen symbolischen geringen Betrag
fixiert. Doch wird hier wie auch anderswo
deutlich, dass staatliche Reformgesetze
nicht sofort jahrhundertelang verwur-
zelte Bräuche beseitigen können. Das
gewohnheitsmäßig zusätzlich zum Machr
der Braut vom Bräutigam zu überreichen-
de Geschenk wurde nun als gesetzlich
unberührt Verhandlungsgegenstand.
Eine gesetzliche Gütergemeinschaft gibt
es in der islamischen Ehe nicht. Die Frau
kann also theoretisch über ihr in die Ehe
eingebrachtes Vermögen frei verfügen.
Sie ist unterhaltsberechtigt, aber nicht 
-verpflichtet. Dass sie in den ärmeren
Schichten der Bevölkerung, vor allem auf
dem Land, immer mit gearbeitet hat,
soweit es Kinder und Schwangerschaften
zuließen, kann als selbstverständlich
angenommen werden. In städtischen
Haushalten hat sie oft durch Heimarbeit
zum Familieneinkommen beigetragen. 
Ein Ehealter wurde, meist schon aus demo-
graphischen Gründen, erst in Reformge-
setzen zum Familienrecht vor allem in den
Ländern fest- und relativ hoch angesetzt,
denen die Bevölkerungsexplosion zur
sozialen Gefahr wird. In diesen Ländern
wird auch für Familienplanung offiziell
geworben, denn sie ist im Islam generell
zulässig. Da die Jungfräulichkeit schon
bald nach Muhammeds Tod als wertvoll-
stes Gut einer Braut galt, wurden Mäd-
chen in islamischen Ländern sehr jung,
manchmal schon vor der ersten Menstrua-
tion, und oft mit wesentlich älteren Män-
nern verheiratet. Diese Frühverheiratung
von Mädchen ebenso wie die Verlobung
von Vetter und Kusine bald nach ihrer
Geburt, gab es aber auch bei arabischen
Christen und Angehörigen anderer Reli-
gionsgemeinschaften des Vorderen
Orients.

Eheliche Beziehungen

Zu den ehelichen Beziehungen sagt der
Koran (30:21): 
„Und zu Seinen Zeichen gehört, dass Er
euch aus euch selbst Gattinnen erschaffen
hat, damit ihr bei ihnen wohnt (oder Ruhe
findet). Und Er hat zwischen euch Liebe
und Barmherzigkeit gesetzt. Darin sind
Zeichen für Leute, die nachdenken.“
Das arabische Wort für „Barmherzigkeit,

Gnade, Mitleid“ übrigens ist eine Ablei-
tung derselben Wurzel, von der das Wort
für „Gebärmutter, Mutterleib“ stammt.
Dass Gott „der Barmherzige, der All-
erbarmer“ ist, zieht sich formelhaft versi-
chernd durch den Koran.
Vers 34 der 4. Sure, oben für die vom Ko-
ran festgelegten Geschlechterrollen zi-
tiert, enthält darauffolgend die Weisung: 
„Ermahnt diejenigen, von denen ihr
Widerstand befürchtet, und entfernt euch
von ihnen in den Schlafgemächern und
schlagt sie! Wenn sie euch (wieder) gehor-
chen, dann wendet nichts Weiteres gegen
sie an! Gott ist erhaben und groß!“
Das heißt, für eine widerspenstige Frau
gab es eine sich steigernde Dreierreihung
von Strafen: Ermahnen, sexuelle Enthalt-
samkeit des Mannes (dem Polygynie ge-
nerell erlaubt war) ihr gegenüber, Schlä-
ge. Gegen dieses Koranwort wurde aber
schon früh und durch die Jahrhunderte in
der Traditions- und generell in religiöser
Literatur polemisiert:
„Warum schlägt einer von euch seine Frau
(manchmal: „wie einen Sklaven oder ein
Pferd“) und will sie am selben Abend
umarmen?!“
Zur Relativierung: Das Allgemeine Preußi-
sche Landrecht, in Preußen rechtsver-
bindlich bis 1894, konstatiert in § 701:
„Wegen bloß mündlicher Beleidigungen
oder Drohungen ingleichen wegen ge-
ringerer Thätlichkeiten sollen Eheleute
gemeinen Standes nicht geschieden 
werden.“
In der Fassung von 1794 fehlt diesem Satz
bezeichnenderweise noch die soziale Ein-
schränkung. Opfer wie Akteure solcher
„Thätlichkeiten“ dürften meist eindeutig
zu benennen (gewesen) sein.
Muslimische Feministinnen in den USA se-
hen in den Schlägen, die hier als äußerstes
Strafmaß empfohlen werden, wenn eine
Frau die gebotene Intimität ihrer Ehe nicht
wahre (so deuten sie das Vorhergehende),
eine Einschränkung gegenüber dem in vor-
islamischer Zeit üblichen Brauch oder eher
der Verpflichtung, eine Frau in solch einem
Fall zu töten, d. h. dem auch heute noch 
gelegentlich vorkommenden „Ehrerein-
waschen“ durch das Blut der Frau.13 Mir ist
allerdings kein Bericht, keine Überlie-
ferung bekannt, die diesen grausamen
Brauch für die vorislamische Zeit als üblich
bestätigten.
Im folgenden (4:35) verfügt der Koran,
dass bei Zerwürfnissen zwischen Ehe-
leuten je ein Schiedsrichter aus seiner und
ihrer Familie bestellt wird: 
„Wenn sie sich aussöhnen wollen, wird
Gott ihnen Eintracht schenken. Gott weiß
Bescheid und hat Kenntnis von allem.“

Scheidung

Auch wenn aus den zahlreichen korani-
schen Verfügungen zum Talâq, der Ver-sto-
ßung, auch Freisetzung oder Schei-dung
der Frau, deutlich wird, dass der Koran hier
vorislamische Bräuche zugunsten der Frau
reformierte, ist es bezeichnend, dass die
Reformen des Familienrechts im 20. Jahr-
hundert stark auf diesem Gebiet ansetzen.
In der Traditionsliteratur heißt es:
„Unter den erlaubten Dingen ist der Talâq
das, was Gott am verhasstesten ist.“ 

Das Islamische Recht kennt die vier wer-
tenden Kategorien „Empfohlen, erlaubt,
verwerflich, verboten“. 
Tatsächlich ist nach der Scharî'a ein Mann
jederzeit und ohne Angabe von Gründen,
ohne Hinzuziehung eines Richters, ja in
ihrer Abwesenheit, berechtigt, seine Frau
zu verstoßen. Er muss(te) „nur“ eine
bestimmte Formel – hier gibt es Varianten
in der Wortwahl – dreimal hintereinander
zu einer Zeit aussprechen, in der die Frau
nicht menstruierte. Dann muss(te) sie sein
Haus verlassen und zu ihrer Familie
zurückkehren. Diese Form des Talâq gilt
als „verwerflich“. Doch gab es sie. Im Nor-
malfall hat der Mann die Formel jeweils im
Abstand von 4 Wochen in einer Zeit zu
äußern, in der die Frau nicht menstruiert.
Verbindlich wird sie erst beim dritten Mal.
Durch den Koran eingeführt wurde die
“Wartezeit“ der Frau. Sie muss vor einer
Neuheirat drei Perioden warten, damit
deutlich wird, ob sie ein Kind erwartet. In
diesem Fall kann der Mann sie auch gegen
ihren Willen zurücknehmen (2:228), soll
sie aber gut behandeln. Die Wiederheirat
einer Geschiedenen war und ist im Islam –
im Gegensatz etwa zum jüdischen, katho-
lischen und anglikanischen Eherecht – sehr
leicht.
Legte der Mann einen Eid ab, sich seiner
Frau 4 Monate lang sexuell zu enthalten,
und hielt den Eid ein, war die Frau eben-
falls verstoßen (2:226). Wollte der Mann
nach einem übereilt geäußerten Talâq
seine Frau wiederheiraten, dann durfte er
das nur, wenn sie inzwischen mit einem
anderen Mann verheiratet war und von
diesem verstoßen wurde (2:230). Das sollte
wohl den Mann vor affektbedingter
Voreiligkeit schützen. 
Frauen hatten im vorislamischen Arabien
und haben im Islam die Möglichkeit, sich
durch die Rückgabe der Brautgabe „frei-
zukaufen“. In den Ehevertrag konnten/
können Schutzklauseln aufgenommen
werden, meist die, dass ein Teil, oft der
größere, der Brautgabe, vom Mann erst
bei einer Verstoßung zu entrichten ist,
außerdem, dass die Frau unter bestimm-
ten Umständen, etwa wenn der Mann
eine zweite Frau dazuheiraten wollte,
auch wenn er sie schlug, die Scheidung
von ihm fordern konnte. Generell hat
nach der Mehrheit der vier Rechtsschulen
die Frau das Recht, vom Richter die Schei-
dung zu verlangen, wenn sie nachweisen
kann, dass ihr Mann länger abwesend,
zum Unterhalt nicht in der Lage, inhaf-
tiert, geistesgestört oder impotent ist. In
Reformen zum Familienrecht meist seit
den 50er Jahren wird festgelegt, dass eine
Scheidung grundsätzlich vor Gericht zu
erfolgen hat, dass ein Mann, der eine
zweite Frau dazuheiraten will, die erste
darüber zu informieren und vor Gericht
nachzuweisen hat, dass er zum Unterhalt
einer zweiten Frau fähig ist. Frauen haben
mehr Rechte, eine Scheidung zu verlan-
gen, im Iraq etwa seit der Novelle von 1978
auch bei Untreue des Mannes. Ob sie es
tun, hängt vom Sozialstatus einer Geschie-
denen ab. Unzulänglich geregelt ist bis
heute in den meisten Ländern das Unter-
haltsrecht für eine Geschiedene. 
Das Sorgerecht für Söhne, bis sie sieben
Jahre alt sind, bei Mädchen bis zur Puber-
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tät, hat die Frau. Heiratet die Frau wieder,
fällt es an den Vater, der ohnehin der Vor-
mund bleibt. 

Verhüllungs- und Keuschheitsgebote

Die „Kopftuchfrage“ spielt in allen euro-
päischen Ländern, in denen Muslime in
größerer Zahl leben, eine wichtige Rolle.
Die beiden Koranverse, die bis heute zur
Begründung der Verschleierung dienen,
gebieten tatsächlich eine züchtige Ver-
hüllung, nicht den Schleier.14 Sure 33:59
wendet sich an Muhammed:
„O Prophet, sag deinen Gattinnen und
deinen Töchtern und den Töchtern der
Gläubigen, sie sollen etwas von ihrem
Überwurf über sich herunterziehen. Das
bewirkt eher, dass sie (als ehrbare Frauen)
erkannt und dass sie nicht belästigt wer-
den.“
Sure 24:30 trägt ihm ein Keuschheitsgebot
für die männlichen Gläubigen auf:
„Sprich zu den gläubigen Männern, sie
sollen ihre Blicke senken und ihre Scham
bewahren. Das ist lauterer für sie.“
Der folgende Vers gebietet dasselbe für
die Frauen, erweitert es aber: 
„… und ihren Schmuck nicht offen zeigen
mit Ausnahme dessen, was (ohnehin)
sichtbar ist, und ihren Schal über ihren
Halsausschnitt schlagen und ihren
Schmuck nicht offen zeigen, nur ihren
Ehegatten, ihren Vätern, ihren Söhnen,
ihren Stiefsöhnen, ihren Brüdern, den
Söhnen ihrer Brüder und ihrer Schwestern,
ihren Frauen, ihren Sklavinnen, den männ-

lichen Bediensteten, die keinen Trieb
(mehr) haben, den Kindern, die die Blöße
der Frauen nicht beachten. Sie sollen ihre
Füße nicht aneinanderschlagen, damit
man gewahr wird, welchen Schmuck sie
verborgen tragen!“ (Gemeint sind sicher
klirrende Fußringe).
Arabische Historiker vom 3. islamischen
Jahrhundert an berichten, dass sich die
Frauen von Mekka zu Muhammeds Leb-
zeiten nicht verschleierten, wohl aber die
von Medîna. Tatsächlich stammen beide
Verse aus Muhammeds medinensischer
Zeit. Im Zweistromland und im Iran, Regio-
nen, in die sich der Islam nach Muham-
meds Tod schnell ausbreitete, trugen Frau-
en der höfisch-städtischen Ober- und
Mittelschichten traditionell einen Schleier.
So wurde die Verschleierung für Frauen
dieser Schichten bald in allen islamischen
Ländern üblich, im übrigen auch für Jüdin-
nen und Christinnen, die oft andersfarbi-
ge Schleier zu tragen hatten. Auf dem
Land, auch bei den Beduininnen und
generell bei körperlicher Arbeit ist die Ver-
hüllung sicher nie so streng praktiziert
worden. Für Frauen, „die sich zur Ruhe
gesetzt haben und nicht mehr zu heiraten
hoffen, ist es kein Vergehen, wenn sie ihre
Kleider ablegen, ohne dass sie jedoch
ihren Schmuck zur Schau stellen. Und bes-
ser für sie wäre, dass sie sich dessen enthal-
ten“ (24:60).
Im übrigen wird auf späteren iranischen
und türkischen Miniaturen der Prophet
Muhammed mit einem sein gesamtes
Gesicht verhüllenden Tuch dargestellt.

Harem und Geschlechtertrennung

Das Wort Harem geht auf das arabische
Harîm zurück, abgeleitet von der Wurzel
h-r-m „verboten, tabuisiert, heilig sein“
und ist über das Türkische ins Deutsche
gelangt. Es bezeichnet den Ort eines Hau-
ses, an dem sich dessen Frauen aufhielten,
also die Ehefrau(en) eines Mannes, seine
Mutter, seine Töchter, unverheiratete
Schwestern und deren Sklavinnen, auch,
solange es die Sklaverei gab, also meist bis
ins ausgehende 19., beginnende 20. Jahr-
hundert, die Sklavinnen des Mannes. 
Nach traditioneller islamischer Vorstel-
lung ist der Mann als Familienvorstand für
die Wahrung der Ehre seiner weiblichen
Angehörigen verantwortlich. Diese Ehre
kann in ihnen und durch sie am stärksten
verletzt werden. So hatten jahrhunderte-
lang zum Harem eines Hauses außer dem
Ehemann und Vater nur dessen Söhne, die
ihre Frauen in ihn einbrachten, männliche
Verwandte und Diener Zutritt, die für eine
Ehe nicht infrage kamen. Diese Teilung
der Häuser in „Männer-“ und „Frauen-
regionen“ gab es aber in der städtischen
Gesellschaft auch bei Christen und Juden.
Allenfalls ein männlicher Arzt durfte ei-
nen Harem betreten, bis ein Medizinstu-
dium für Frauen offiziell gestattet war.
Das war z. B. in der Türkei 1899, in
Deutschland erst ein Jahr später der Fall.
Höfische Harems, die bei Europäern ganz
besonders die Vorstellung von sinnlicher
Üppigkeit geweckt haben, existierten be-
reits im Alten Orient. Sie waren jahr-
hundertelang Statussymbol und wurden
von Eunuchen und Frauenbataillonen
streng bewacht. Im übrigen gab es dort un-
ter den Frauen, meist Sklavinnen nicht-
arabischer Herkunft, hierarchische Rang-
ordnungen und Aufgabenverteilungen
ähnlich wie in den Teilen der Paläste, die
den Männern vorbehalten waren.15 Ehe-
frauen, Lieblingssklavinnen und vor allem
die Mutter des jeweiligen Herrschers konn-
ten, etwa bei der Dynastie der Abbasiden in
Bagdad und später den Osmanen in der
Türkei, erhebliche Macht ausüben. Sie ver-
fügten auch meist über beträchtliche fi-
nanzielle Mittel, mit denen sie religiöse und
karitative Bauten errichten ließen.  
Als religiöse Rechtfertigung der Ge-
schlechtertrennung dienten Koranverse,
die wiederum zunächst Muhammeds
Frauen betrafen:
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Mit oder ohne Kopftuch
Außer der Religionszugehörigkeit bestimmten und bestimmen
viele unterschiedliche historische, regionale, soziale und indivi-
duelle Faktoren das Leben islamischer Frauen. Unterschiede zu
Westeuropa zeigen sich am deutlichsten in der Kleidung, insbe-
sondere durch das Kopftuch. Da sich jedoch islamische Frauen
auch untereinander in Erscheinungsbild und Auftreten deutlich
voneinander unterscheiden, stellt sich die Frage des Frauenbil-
des im Koran und seiner Abgrenzung zu später hinzu getrete-
nen Regelungen und Vorstellungen. Zwar vertritt der Koran die
Doktrin der Vorrangstellung des Mannes vor der Frau, doch sind
manche der das Leben von Frauen in islamischen Ländern bis
heute stark berührenden Einschränkungen weder durch den
Koran, noch das islamische Recht, die Scharî’á, zu begründen.
Die gesellschaftliche Position der islamischen Frau ist nicht nur
interkulturell, sondern auch innerkulturell ein heftigst umstrit-
tenes Thema. Bild einer Straßenszene in Freiburg.
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„Und wenn ihr die Frauen des Propheten
um etwas bittet, dann tut das hinter einem
Vorhang. Das ist reiner für euer Herz und
ihr Herz“ (33:53). 
Vers 55 derselben Sure nennt die männ-
lichen Angehörigen einer Frau, für die das
nicht gilt. Diese wie andere Verse der 
33. Sure lassen deutlich konkrete Bezüge
zum Leben Muhammeds erkennen. Die
arabische historische Literatur beschreibt
die Situation, eine sehr menschliche im
Leben des Propheten, die zu diesem „Vor-
hangvers“ führte. Jedenfalls entwickelten
sich die muslimischen Gesellschaften des
Vorderen Orients, und dies wiederum
stark nach altorientalischem Vorbild, zu
Männer- und Frauengesellschaften.16

Dass die Angehörigen der anderen Reli-
gionsgemeinschaften des Vorderen
Orients davon mitgeprägt wurden, ist
selbstverständlich.

Eine positive Sicht der Sexualität

„Die beste Ehefrau ist die, die ihre Scham in
Keuschheit bewahrt und ihrem Mann in
Sinnenlust zugetan ist“, konstatiert ein auf
den Schwiegersohn Muhammeds und vier-
ten Kalifen AlîzurückgeführterHadîth.
Der Koran gebietet den Männern:
„Eure Frauen sind für euch ein Saatfeld.
Geht zu eurem Saatfeld, wo immer ihr
wollt! Und schickt (für euch) etwas Gutes
voraus!“ (2:223)
Der Islam ist eine Religion, die die menschli-
che Sexualität voll bejaht, allerdings nur in
der Ehe, für den Mann, solange es die Skla-
verei gab, auch die Beziehungen zu seinen
eigenen Sklavinnen, und sehr stark unter
dem Gesichtspunkt der Dominanz des Man-
nes. Eine Frau darf sich, schon frühen Ha-
dîthen zufolge, ihrem Mann nicht verwei-
gern, sonst fluchen ihr die Engel bis zum
Morgengrauen, sie darf es nicht, selbst
wenn sie auf dem Rücken eines Kamels sitzt.
Andererseits wird dem Mann, der ja für
die Wahrung der Ehre seiner Frau verant-
wortlich ist, in einem so wichtigen Werk
wie al-Ghazâlis (st. 1111) „Neubelebung
der Religionswissenschaften“, das auch
ein „Buch der Ehe“ enthält, zur Pflicht
gemacht, seiner Frau sexuelle Erfüllung
zuteil werden zu lassen, so oft sie diese
braucht. Der Autor gibt auch Empfehlun-
gen, wie er das zu tun habe, mit zärtlicher
Vorbereitung. Ein Mann, der mit mehre-
ren Frauen gleichzeitig verheiratet war,
hatte seine Nächte gerecht auf seine Frau-
en aufzuteilen. Nur wenn er eine Jungfrau
dazuheiratete, sollte er ihr sieben Nächte
nach der Hochzeit widmen, einer deflo-
rierten Frau lediglich drei. Sure 4:129
wurde allerdings oft im Hinblick auf das
sexuelle Begehren bezogen, das ein Mann
nicht für alle seine Ehefrauen gleichmäßig
empfinden könne. Muhammeds Vorliebe
für Â‘ischa, die seine anderen Frauen
durch den Verzicht auf Nächte mit ihm
zugunsten Â‘ischas respektierten, diente
als Begründung und Hinweis.

Doch die Bestrafung außer- und
vorehelicher Sexualität

Jede außer- und voreheliche Beziehung
zwischen einem Mann und einer Frau,
auch, solange es die Sklaverei gab, zwi-

schen einem Mann und einer Sklavin, die
ihm nicht gehörte, gilt nach dem Koran als
Zinâ‘, oft mit „Unzucht“ übersetzt, und
unterliegt strenger Bestrafung für beide.
Nach Sure 24:2 besteht die Bestrafung in
100 Peitschenhieben vor Zeugen. Damit
wurde Vers 15 der 4. Sure korrigiert. Spä-
ter wurde aus dem jüdischen Recht die
Steinigung vor Zeugen übernommen, also
letztlich die Todesstrafe mit öffentlicher
Ächtung. Allerdings müssen vier vollgülti-
ge männliche Zeugen den Akt glaubwür-
dig bestätigen können, wenn sie nicht
selbst hart bestraft werden wollen. Daran
ist diese Bestrafung oft gescheitert. Die
Rahmengeschichte von 1001 Nacht
erzählt, wie ein König straffrei an seiner
ehebrecherischen Frau Selbstjustiz übte,
etwas, was schon aus dem Alten Orient
überliefert wird.
Aus der modernen Literatur mehrerer ara-
bischer Länder, auch aus Meldungen ara-
bischer Zeitungen, wird deutlich, dass bis
heute, vor allem auf dem Land, ein junges
Mädchen, das in den Verdacht gerät, seine
Jungfräulichkeit ohne eine Heirat verlo-
ren zu haben, traditionellen Ehrvorstel-
lungen zufolge vom nächsten männlichen
Verwandten getötet werden muss. Das
Thema des „Ehrereinwaschens“ der Fa-
milie durch das Blut des beschuldigten
Mädchens – der Mann geht frei aus – aus
kritischer Sicht, auch aus der des Bruders,
der sich gegen den ihm von älteren weib-
lichen Verwandten auferlegten Mord hef-
tig sträubt, zieht sich durch die arabische
Prosa und Poesie des 20. Jahrhunderts.
Diese Grausamkeit ist Urf, „Gewohnheits-
recht“, nicht islamische Vorschrift.
Ansonsten sind die Literaturen der Länder
des Vorderen Orients bis in die 2. Hälfte
des 19. Jahrhunderts reich an Liebes-
gedichten, auch Erzählungen über die
udhritische, die Liebe derer, „die“, nach
Heinrich Heine, „da sterben, wenn sie
(unerfüllt) lieben“, ebenso wie an leiden-
schaftlichen Liebesgedichten männlicher
Dichter auf Frauen wie auf junge Männer.
Hier wird oft religiöse Sprache zur Meta-
pher für sinnliche. Und es gab schon früh
die Gattung der Mudschún-Literatur, der
„obszönen“ Literatur, die in Dichtung wie
Prosa ebenso derb wie offen war. Prostitu-
tion galt zwar als verboten, doch hat es sie
wohl fast immer und überall gegeben.17

Frauen zu Lebzeiten Muhammeds
und im frühen Mittelalter

Dass es im vorislamischen Arabien, beson-
ders bei den Beduinen, vorkam, dass neu-
geborene kleine Mädchen lebend im Wüs-
tensand vergraben wurden, ist dem Koran
zu entnehmen, der dies unter Androhung
von Strafen beim jüngsten Gericht strikt
verbietet (16:58f.; 17:31). Er rügt Männer,
die ein finsteres Gesicht ziehen, wenn ih-
nen gesagt wird, sie hätten eine Tochter be-
kommen. Der Koran macht auch den Grund
für den Unmut deutlich: Furcht vor Not und
Schande. Unter den harten Lebensbedin-
gungen der Beduinen, die sich als Nomaden
von der Jagd und der Wanderweidewirt-
schaft ernährten, konnten Mädchen als
überflüssige Esser gelten, die zur Stärke des
Stammes nichts beizutragen hatten.
Das im Koran verwendete Wort für das

Lebendbegraben, wa’ada, wird in arabi-
scher sozialkritischer Literatur seit dem
Beginn des 20. Jahrhunderts auch für die
Verbannung der Frau ins Haus von der Pu-
bertät an, ihren Ausschluss aus der Öffent-
lichkeit, d. h. auch von allen inzwischen
geschaffenen und noch zu schaffenden Bil-
dungsmöglichkeiten, verwendet.
Dass Frauen in Mekka zu Lebzeiten Mu-
hammeds stark und selbständig sein konn-
ten, beweist seine erste Frau Chadîdscha,
die als reiche Kaufmannswitwe ein Han-
delsunternehmen leitete. Sie trug dem 
15 Jahre jüngeren Muhammed, der in ihren
Diensten stand, durch eine Vermittlerin 
die Ehe an. Sie gab ihm, der als Waise auf-
gewachsen war, psychischen Rückhalt, als
er sich von Gott, Allâh, zum Propheten be-
rufen fühlte und gegen die Anfeindungen
reicher Mekkaner seine ersten Verkündi-
gungen vortrug. Vermutlich konnte sie von
ihm verlangen, dass er, solange sie lebte,
keine andere Frau dazuheiratete. Sie war
die einzige seiner Frauen, die ihm Kinder
gebar – bis auf die Koptin Maria, deren
Söhnchen kurz nach der Geburt starb. Auch
Muhammeds Vetter und Schwiegersohn
Alî, der Mann seiner Tochter Fâtima, wurde
erst nach Fâtimas Tod polygyn. Es heißt,
Muhammedhabe von ihm verlangt, dass er
zu Lebzeiten Fâtimas keine andere Frau 
neben ihr hatte. 
Â‘ischa, MuhammedsLieblingsfrau, die bei
seinem Tod 18 Jahre alt war, wird als Quelle
vieler Überlieferungen über seine Sunna
genannt, d. h., seine Art zu leben, sich zu
verhalten, die zum „schönen Vorbild“ für
die Muslims über die Jahrhunderte wurde.
Hier finden sich auch viele nicht im Koran
fixierte Weisungen für Frauen. Dass sie
aber 656 im ersten Bürgerkrieg der Mus-
lims, der sogenannten „Kamelschlacht“
nahe Basra, genannt nach dem Kamel, auf
dem sie ritt und nach dem Vorbild alt-
arabischer Frauen ihre Partei anspornte,
die dann gegen Alî, den späteren vierten
Kalifen und Stammvater der Schi‘iten, ver-
lor, hat zu ihrer Verdammung bei den
Schi‘iten geführt. Es wurde jedoch auch
von männlichen sunnitischen Autoren bis
ins 20. Jahrhundert für ein Pauschalurteil
über die fehlende politische Begabung 
von Frauen „genutzt“. Konservative musli-
mische Autoren begründen hiermit den
dringenden Rat, Frauen sollten sich von 
Politik und Öffentlichkeit fernhalten. 
Generell war es sicher für Frauen aus den
städtischen Mittel- und Unterschichten
normal, sehr jung verheiratet zu werden,
in das Haus der Eltern ihres Mannes zu zie-
hen und möglichst viele Kinder, besonders
Söhne, zu bekommen. In diesen Schichten
war die Ehe eines Mannes mit einer Frau
üblich, öfter mit seiner Kusine, auch mit ei-
ner Sklavin, die im Haus seiner Eltern groß
geworden, ihm also bekannt war. Im Fall
einer Ehe von Vetter und Kusine bleibt na-
türlich auch das Vermögen in der Familie.
Bis heute behält in den arabischen Ländern
die Frau meist den Namen ihres Vaters, in
dessen Familie sie im Fall einer Verstoßung
zurückkehrt.
Koran und Traditionsliteratur sind, aus-
gehend von der Vorrangstellung des Man-
nes, betont familienfreundlich. Dem
Mann, der Gott darum bittet, er möge ihm
Freude an seinen Frauen und Kindern
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schenken, wird das Paradies verheißen
(25:74f. u. ö.). Eine besondere Verehrung
für die Mutter ist schon aus der frühen 
Hadîth-Literatur ablesbar. Hadîthe weisen
darauf hin, dass aus kleinen Mädchen 
Mütter, Schwestern, Tanten würden, d.h.,
Frauen wurden über ihre Zugehörigkeit 
zu ihren männlichen Familienangehörigen
definiert. Und diesen wurden sie als nahe
Verwandte besonders ans Herz gelegt. 

Spätere Überlieferungen 
lassen eine Verschlechterung 
der Position erkennen

Die umfangreiche Traditionssammlung
von al-Muttaqi al-Hindi (st. 1567), in der
sich spätere Auffassungen und Entwick-
lungen in Hadîthe eingekleidet finden, 
d. h., sie werden auf Muhammed zurück-
geführt und somit für die Gläubigen allge-
mein verbindlich gemacht, wenn auch
abgestuft hinsichtlich der Glaubwürdig-
keit der Überlieferer, enthält die kurzen
Reimworte: „Lob sei Gott, Töchter ins
Grab zu legen, ist ein Segen!“ 
Über die unterschiedliche Erziehung, die
man den Geschlechtern zuteil werden las-
sen sollte, heißt es hier: 
„Ein Sohn hat seinem Vater gegenüber das
Recht darauf, schreiben, schwimmen und
Speer werfen zu lernen und stets gut
ernährt zu werden“, aber:
„Lehrt sie, die Mädchen/Frauen, nicht
schreiben, lehrt sie spinnen und die Sure
‚Das Licht‘!“ (die 24. Sure, die die Strafen
für Zinâ‘, und später ein Keuschheits-/Ver-
hüllungsgebot enthält). 
Für Jungen sei die 5. Sure, „Der Tisch“,
besonders einprägenswert. Sie enthält die
Gebetsordnung und rituelle Gebote über
das Jagen, Schlachten, über Speisen, das
Verbot des Glücksspiels und von Alkohol,
auch Aussagen über das Verhältnis der
Muslims zu Juden und Christen u. a. m.. Ein
später Hadîth sagt aber auch: 
„Wer für drei Töchter zu sorgen hat, ihnen
eine gute Erziehung zuteil werden lässt,
sie verheiratet und ihnen Gutes tut, dem
gebührt das Paradies!“18

All das zeigt, dass mehrere Töchter (auch
Schwestern) für einen Familienvater unter
den damaligen Lebensbedingungen als
eine belastende soziale Verpflichtung gal-
ten, die er im Sinne der Töchter/Schwes-
tern human erfüllen sollte. Dafür wurden
ihm, wie einem Märtyrer, Gottes Lohn, die
Freuden des Paradieses, versprochen.

Weibliche Gelehrte, Herrscherinnen

Dass Töchter aus Gelehrtenfamilien oft
(durch Familienangehörige) dieselbe Aus-
bildung erhielten wie Söhne, dass es vom
14. Jahrhundert an weibliche Hadîth-
Gelehrte gab, dass arabische biographi-
sche Lexika des Mittelalters eigene Ab-
schnitte über bekannte Frauen enthielten,
die freilich weitaus geringer an Zahl
waren als bekannte Männer, zeigt, dass
Frauen im sozialen Leben eine Rolle spie-
len konnten, die über die der im Verbor-
genen wirkenden Ehefrau, Hausfrau und
Mutter hinaus ging.
Die Königin von Saba, später heißt sie Bil-
qîs, erscheint im Koran (27:15–44) als
mächtige Herrscherin, die sich, wie es

einer Frau zukommt, der Weisheit und
Macht des rechtgläubigen Salomo (Sulai-
mân) beugt. Von späteren islamischen
Miniaturmalern wird sie als Frau auf dem
Thron eines Feen- und Dämonenreichs
phantasiereich und farbenfroh darge-
stellt. Im Zuge der Frauenemanzipation ist
heute in manchen arabischen Ländern,
etwa dem Libanon, der Name Bilqîs für
Mädchen recht beliebt. Aber die Tradi-
tionsliteratur enthält den (angeblichen)
Ausspruch Muhammeds:
„Ein Volk, das seine Angelegenheiten einer
Frau anvertraut, wird nie Erfolg haben.“
Doch es gab vereinzelt und meist kurz-
zeitig Herrscherinnen in verschiedenen 
Dynastien, auch machtbewusste Mütter,
die im Namen ihrer minderjährigen Söhne
regierten.

Listige und kluge Frauen 
in der arabischen Literatur

Die Geschichte von der listigen Dalîla in
1001 Nacht, die Ausschnitte aus einem lan-
gen Volksroman desselben Titels enthält,
eigentlich Dalîla, die Trickdiebin, ist m. W.
der einzige Gaunerroman der Weltlitera-
tur, dessen Heldin eine Frau ist. Er zeigt,
wie eine Frau aus dem Volk, der städti-
schen Gesellschaft von Bagdad, in die sich
Züge des Kairos der Mamlukenzeit
mischen, sich gemeinsam mit ihrer schö-
nen Tochter Zainab, „der Gaunerin“, vol-
ler List und Tücke und offensichtlich zur
kollektiven Schadenfreude der männ-
lichen Erzähler ebenso wie eines vermut-
lich durchgängig männlichen Auditoriums
gegen eine dominante und korrupte Män-
nergesellschaft durchsetzt. „Listen der
Ohnmacht“ nennt dies die europäische
Sozialgeschichtsforschung. Es gibt noch
einen anderen langen arabischen Volksro-
man, dessen Heldin eine Frau ist, eine
Amazone, die Frömmigkeit, Tapferkeit
und Tüchtigkeit vereint, Dhât el-Himma.
Scheherazâd, die berühmte Erzählerin von
1001 Nacht, die heutigen arabischen
Schriftstellern und Schriftstellerinnen zur
Symbolgestalt für weibliche Klugheit und
Kreativität geworden ist, hat in den 
verschiedenen Ausformungen dieses
berühmten Werks der Weltliteratur unter-
schiedliche Gestalten angenommen: Von
der ursprünglichen klugen und gebildeten
Erzähltherapeutin, die einen königlichen
Frauenhasser kuriert, ihm während dieser
Zeit auch einen Sohn schenkt, zur Mutter
dreier Söhnchen, die sie diesem Frauen-
hasser in 1001 Nächten oder auch Tagen
heimlich geboren hat, in der spätesten,
der ägyptischen Fassung. Der König erlässt
ihr gnädig die Todesstrafe, die er nun end-
lich an ihr vollstrecken lassen wollte, da
ihn besonders ihre letzte Geschichte unge-
mein gelangweilt habe, als sie ihm plötz-
lich seine ihm bis dahin gänzlich unbe-
kannten männlichen Nachkommen vor-
führt. Natürlich ein Trick des Erzählers, der
aber die Grundhaltung erkennen lässt:
Nicht die Klugheit und Bildung der Sche-
herazâd retten ihr hier das Leben und hei-
len den kranken König, sondern ihre Treue
und vor allem die Tatsache ihrer Mutter-
schaft von so vielen Söhnen, wie eine Frau
in 1001 Nächten empfangen und gebären
kann.19

Die Auseinandersetzungen mit
Europa zwangen zum Überdenken
überlieferter Positionen20

Die Konfrontation mit den expandieren-
den Kolonialstaaten Frankreich und Eng-
land seit Beginn des 19. Jahrhunderts, in
der Türkei bereits früher, zwang die ein-
heimischen Machteliten, die ihre Positio-
nen wahren wollten, ebenso wie die da-
mals kleine Schicht der Intellektuellen zum
Überdenken der eigenen Situation.21

Die Auseinandersetzung mit dem über-
kommenen Erbe einerseits, mit dem zu-
nächst vor allem aus Westeuropa einströ-
menden neuen Gedankengut, etwa dem
der Französischen Revolution, anderer-
seits, hatte in längeren und vielschichtigen
Prozessen Umstrukturierungen, Refor-
men, meist von oben, also durch die je-
weilige Regierung, und Neuerungen zur
Folge. In der Wirtschaft löste die Industria-
lisierung mit ihren sozialen Folgeerschei-
nungen allmählich Manufakturen und
häusliche Produktion ab. Die Einführung
des Buchdrucks, zunächst, seit dem 17. Jahr-
hundert, durch kleine Pressen bei christ-
lichen Gemeinden für deren konfessionel-
le Schriften, dann in der Türkei durch den
ungarischen Konvertiten Ibrahîm Müte-
ferrika 1727, in Ägypten um 1824, im Iran
1825, in Tunis 1842, in Libyen 1866, im Irak
1869, im Nordjemen 1877, 1882 im Hed-
schas, 1922 in Jordanien, 1928 in Bahrein
wurde eine Basis für die Popularisierung
von Bildung. Er machte nicht nur das Kur-
sieren von Büchern, sondern auch die
Gründung von Zeitungen und Zeitschrif-
ten möglich, die aktuelle Themen, schon
aus Zensurgründen vorwiegend soziokul-
turelle, nicht politische, debattierten, stär-
ker seit ca. 1870. Adaptierende Überset-
zungen, zunächst besonders aus dem
Französischen, vermittelten bisher unbe-
kanntes Wissen, dann auch neue literari-
sche Formen, die über andere Lebens- und
Denkweisen informierten. Ausbildungs-
einrichtungen nach europäischen Vorbil-
dern zunächst für Militärs, Verwaltungs-
beamte, Mediziner wurden gegründet.
Das Schulwesen wurde insgesamt langsam
erweitert, säkularisiert und ausgebaut. 

Mädchenschulen

Für die erste staatliche „Berufsschule“ für
Frauen, eine 1832 gegründete Hebam-
menschule in Kairo, wurden 1836 die
Schülerinnen unter äthiopischen (also
wohl christlichen) Sklavinnen und Waisen-
mädchen rekrutiert, denn ein muslimi-
scher Familienvater hätte es als unehren-
haft empfunden, eine seiner Töchter zur
Ausbildung dorthin zu schicken. Den Schü-
lerinnen wurde ein Ehemann, ausgewählt
aus Absolventen einer mittleren medizini-
schen Fachschule, versprochen, zudem
lebenslang eine Wohnung und ein Esel als
Transportmittel. Die erste staatliche Mäd-
chenschule wurde in Ägypten 1873, noch
gegen starke Widerstände konservativ-
muslimischer Kreise gegründet,22 im Irak,
um nur einige Beispiele zu nennen, 1898,
in Teheran 1918, in Bahrein 1928, in Shar-
dja in den Emiraten 1955, in Saudi-Arabien
1956, in Oman 1970 mit der Einführung
der allgemeinen Schulpflicht. Mädchen-
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schulen christlicher Missionen gab es in
verschiedenen Städten und Regionen
schon länger vorher. Die Alliance Israélite
Universelle eröffnete 1864/65 die erste
Knaben-, 1893 die erste Mädchenschule
für die Bagdader jüdische Gemeinde.
Christliche wie jüdische Schulen pflegten
die damalige französische Form der Mäd-
chen- wie der Knabenbildung.  

Frauenzeitschriften und 
-organisationen

Die ersten Frauenzeitschriften erschienen
in Ägypten seit 1892. Die 1910 gegründete
erste iranische Frauenzeitschrift hatte den
programmatischen Titel Wissen. Nach
1900 gründeten Frauen aus Oberschicht-
familien Wohltätigkeits- und Bildungs-
vereine. Die ersten politischen Frauen-
organisationen wurden nach dem Ersten
Weltkrieg ins Leben gerufen. Sie kämpf-
ten für Reformen des Islamischen Famili-
enrechts und für politische Rechte von
Frauen. Meist erst nach dem Ersten Welt-
krieg begannen Frauen aus dieser Schicht,
den Schleier abzulegen. 
Als der Schah des Iran 1936 die Verhüllung
gesetzlich verbot, verließen viele Frauen
das Haus nicht mehr. Auch Männer aus
unteren sozialen Schichten taten dies, weil
sie nicht unverhüllten Frauen begegnen
wollten. Ein jahrhundertelang gewahrtes
Schamgefühl für das Gesicht ist nicht
durch ein Gesetz sofort zu beseitigen.
1941 musste der Sohn und Nachfolger des
Schahs das Gesetz annullieren, das im übri-
gen an der sozialen Ungleichheit von
Mann und Frau nichts geändert hatte. 

Seit Ende der Siebzigerjahre 
stärkere Tendenz zur Verhüllung

Seit den ausgehenden 70er Jahren hat die
Tendenz zur Verhüllung, wenn auch regio-
nal und schichtenspezifisch unterschied-
lich, wieder zugenommen. Sie wird heute
auch von emanzipierten Frauen islami-
scher Länder oft als Zeichen ihrer soziokul-
turellen Identität und als Schutz gegen
sexuelle Belästigung, besonders in män-
nerdominierten Berufsbereichen, gewählt
und verteidigt. Dies ist auch eine Begrün-
dung junger europäischer oder in Europa
lebender Musliminnen für das Kopftuch,
verbunden oft mit dem Tragen langer, die
Körperformen kaschierender Gewänder.
Dass die Formen der Verhüllung sehr
unterschiedlich sein können, vom oft
kleidsamen mehrfarbigen Kopftuch, farb-
lich auf die übrige Garderobe abgestimmt,
bis zum schwarzen oder auch weißen, das
gesamte Haar und den Stirnansatz verhül-
lenden Tuch zu sackartiger schwarzer Klei-
dung, bewusst enterotisierend, zeigt indi-
viduelle Entscheidungsmöglichkeiten und
Lebenshaltungen. Bei sehr jungen Mäd-
chen und Frauen mag der Familienvater,
auch der ältere Bruder diese Entscheidung
erzwingen. Emanzipierte Frauen im Iran
zur Schahzeit haben übrigens aus Opposi-
tion gegen eine ihnen zu forciert erschei-
nende Säkularisierung nach westlichen
Vorbildern ostentativ den Tschador, den
schwarzen Umhang, angelegt. Als er von
der Mollah-Regierung 1979 zur Pflicht
gemacht wurde, demonstrierten sie dage-

gen und waren dann die ersten, die ihre
Stelle im Regierungsdienst verloren.

Reformen des Familienrechts

Auch Reformen des Familienrechts wur-
den nach und nach, abhängig vom politi-
schen System des jeweiligen Landes und
basierend zunächst auf den jeweils für
Frauen günstigsten Bestimmungen der
vier Rechtsschulen, verfügt, stärker nach
der Gründung unabhängiger National-
staaten in den 50er Jahren des 20. Jahr-
hunderts. Libyen machte 1977 den Koran
zur Grundlage der Gesellschaft, führte
aber später Modifikationen zum Ehealter,
zur Polygynie und zum Scheidungsrecht
zugunsten der Frau ein. Saudi-Arabien
erklärte 1992 den Koran zur Verfassung
des Landes. Der Iran führte 1979 die Scha-
rî'a unverändert wieder ein, der Sudan tat
dies 1983 und erklärte 1991 auch das isla-
mische Strafrecht wieder für verbindlich.
Die Türkei dagegen trennte sich 1926
unter Atatürk durch die Einführung des
Schweizer Zivilrechts vom Islamischen
Recht. Es sind immer wieder die Frauenor-
ganisationen der jeweiligen Länder, die
seit der Gründung von Nationalstaaten oft
mit der jeweiligen Regierung zusammen-
arbeiten, die weitere Reformen zuguns-
ten der Frauen fordern und mit unter-
schiedlichem Erfolg durchsetzen. Natür-
lich ist dafür stets die Zustimmung der
obersten religiösen Autoritäten notwen-
dig. Vieles ist Interpretationsfrage, aber
Weisungen des Korans zu modifizieren,
bereitet Schwierigkeiten.

Bessere Bildungschancen für Frauen

Die Möglichkeiten zu höherer Schulbil-
dung für Mädchen wurden allmählich,
variierend von einem Land zum anderen,
nach dem Ersten Weltkrieg geschaffen. In
vielen arabischen Ländern und dem Iran
wurde ein Studium für Frauen erst von den
20er/30er Jahren an, abhängig vom jewei-
ligen politischen System und der Grün-
dung säkularer Universitäten, teilweise
auch erheblich später, möglich Von dieser
Zeit an vergaben einzelne Länder Stipen-
dien an Frauen zum Studium in Europa.
Dass an den neu gegründeten Universitä-
ten im Vorderen Orient auf Grund der
jahrhundertelang gewohnten Geschlech-
tertrennung Hemmungen im Verhalten
der Studenten wie des männlichen Lehr-
personals gegenüber Studentinnen zu
überwinden waren, lassen Schriftsteller
dieser Generation aus Ägypten ebenso
wie dem Iran erkennen. An der  traditions-
reichen islamischen As’har-Universität in
Kairo wurden in den 30er Jahren die
ersten Studienkurse für Mädchen einge-
richtet. 1962/3 wurde eine bis heute exis-
tierende Mädchenfakultät gegründet. In
Saudi-Arabien gibt es heute neun Univer-
sitäten, auch mit weiblichem Lehrperso-
nal, an denen strikte Geschlechtertren-
nung herrscht. Die männlichen wie die
weiblichen Analphabetenraten waren in
den letzten 15 Jahren stark rückläufig.
Natürlich bringen seit einigen Jahrzehn-
ten andere Informationsmöglichkeiten,
vor allem TV und Transistorradio, auch
Analphabet/inn/en und Menschen mit

geringen Bildungschancen andere Welten
und Lebensformen ins Haus. Dass TV- und
Radioprogramme ebenso wie die Auswahl
an Video-Filmen in Ländern mit autoritä-
ren Regierungen, etwa in Libyen, staatlich
gesteuert  werden, versteht sich beinah
von selbst. 

Berufliche und politische Chancen

Mit der Schaffung von Bildungsmög-
lichkeiten für Frauen wurden weibliche
Lehrkräfte gebraucht, d. h., Frauen er-
hielten berufliche Chancen bis hin zur Pro-
fessorin. Sie erhielten sie natürlich auch in
frauentypischen Bereichen wie als Ärztin
oder Schwester auf Frauen- und Kinder-
stationen. Die Türkei garantierte mit der
Einführung des Schweizer Zivilrechts 1926
Frauen das Recht auf eine Berufstätigkeit,
auch auf die Beamtenlaufbahn. 1922
eröffnete die erste türkische Ärztin ihre
Praxis in Istanbul, 1927 die erste Rechtsan-
wältin, 1930 gab es die ersten Richterin,
1932 die erste Staatsanwältin. An türki-
schen Universitäten lehren heute prozen-
tual mehr Professorinnen als in Deutsch-
land. Generell ist die Berufstätigkeit von
Frauen, die zunächst hart erkämpft wer-
den musste, heute in vielen Ländern nor-
mal geworden, aber doch abhängig von
der wirtschaftlichen, demographischen
und politischen Situation des jeweiligen
Landes. Im konservativ islamischen Saudi-
Arabien dürfen Frauen zwar nicht Auto
fahren, aber es gibt Banken und andere
Einrichtungen mit rein weiblichem Perso-
nal nur für Frauen, schon weil man auf
Gastarbeiter nach und nach verzichten
möchte.
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Frauen islamischer Herkunft 
in der deutschen Politik
In Deutschland nehmen islamische Frauen
zunehmend die Möglichkeit einer aktiven
Teilnahme am politischen Leben wahr. Das
Foto zeigt Aydan Özoguz, die auf Platz
fünf der Kandidatenliste der SPD für die
Hamburger Bürgerschaftswahl im Sep-
tember 2001 aufgestellt war.
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Die erste arabische Ministerin wurde 1959
im Irak für das Ressort Landwirtschaft
tätig. Seit den 70er Jahren gibt es in den
Ländern, die Progressivität demonstrieren
wollen, wenigstens eine Ministerin, meist
für ein Ressort, das als frauentypisch gilt,
etwa in Ägypten seit 1962 „Soziale Ange-
legenheiten“, in Syrien seit 1980 „Kultur“.
Ins Zentralkomitée der PLO wurde 1980
eine Frau aufgenommen. Die Zahl der Län-
der ohne Ministerin ist allerdings höher:
der Iran, die Emirate, Kuweit, Saudi-Ara-
bien, der Jemen, Jordanien, der Libanon,
Libyen, Marokko. Farrokrou Parsa, irani-
sche Erziehungsministerin von 1968 bis
1978, wurde nach dem Sturz des Schahs
1979 angeklagt, Korruption und Prostitu-
tion im Land verbreitet und Krieg gegen
Gott geführt zu haben, und im Alter von
69 Jahren hingerichtet. Im heutigen irani-
schen Parlament sind Frauen durch Wit-
wen oder andere Angehörige führender
Staatspolitiker vertreten. 
Die Türkei, die sich in ihren Verfassungen
seit 1928 als laizistischer Staat definiert,
gestand 1930 Frauen das aktive Wahlrecht
zu. Seit 1933 konnten sie in den Senat, seit
1934 in das Große Parlament gewählt wer-
den. In den meisten arabischen Ländern
erhielten Frauen das aktive Wahlrecht erst
in den 50/60er Jahren und nach Ausein-
andersetzungen mit hohen religiösen
Autoritäten. In Kuwait, einem Land mit
einem hohen Anteil gut ausgebildeter
Frauen und einer starken Frauenorganisa-
tion, haben Frauen bis heute nicht das
Wahlrecht. Im ägyptischen Parlament gab
es 1957 die ersten zwei Parlamentarierin-
nen (von insgesamt 360 Parlamentariern).
1982/83 waren von 390 Parlamentariern
35 Frauen. Ähnlich ist der Prozentsatz
heute in der Türkei. Zum Vergleich: In der
Bundesrepublik Deutschland wurde die
Zehnprozenthürde im Bundestag 1987
überschritten, in Österreich 1983.

Frauenpower durch 
weibliches Schreiben

Zwar gab es bereits in vorislamischer Zeit
Dichterinnen, berühmt ist al-Chansâ' für
ihre Trauergedichte auf ihre gefallenen
Brüder, und es gab vereinzelt durch die
Jahrhunderte Dichterinnen, arabische,
persische und türkische. Es gab auch höfi-
sche Sängerinnen und Musikerinnen,
diese durchgängig als hochgebildete Skla-
vinnen. Aber dass Frauen aus vorderorien-
talischen Ländern Gedichte, Novellen und
Romane schreiben und veröffentlichen,
ihre Gefühle, die Situation von Frauen aus
intimer und meist kritischer Sicht beschrei-
ben, begann stärker erst seit den 50er-Jah-
ren des 20. Jahrhunderts. Besonders in den
Niedergangszeiten der islamischen Länder
dominierte das patriarchalische Macht-
wort: Saut al-Mar’a Aura „Die Stimme der
Frau ist etwas schamvoll zu Verbergen-
des“. Der Bait at-Tâ’a, „Das Haus des
Gehorsams“, war das, was der Frau zukam.
Heute und nun schon seit einigen Jahr-
zehnten erheben mutige Frauen aus
vorderorientalischen Ländern ihre Stim-
me, bzw. nützen ihre Feder/ihren PC auch
als Journalistinnen und Wissenschaft-
lerinnen mit Forschungen zur Situation

von Frauen in islamischen Ländern in Ver-
gangenheit und Gegenwart. Dass es hier
zu divergierenden Meinungen kommt, ist
wohl kaum vermeidbar. Dies ist auch von
den Herkunfts- wie den heutigen Aufent-
haltsländern der Verfasserinnen und von
ihren Lebenserfahrungen abhängig. Die
Standpunkte reichen von mutiger, har-
scher Kritik wie bei der Ägypterin Nawâl
al-Sa‘dâwi (geb. 1931) oder der Marokka-
nerin Fâtima Mernissi (geb. 1941) bis zur
Stützung fundamentalistischer Positionen
wie bei der Ägypterin Zainab al-Ghazâli
(geb. 1917)23. Muslimische Feministinnen,
wie die in den USA wirkenden Pakistane-
rinnen Amina Wadud und Riffat Hassan24

betonen emanzipatorisch fordernd die
generelle Frauenfreundlichkeit des Ko-
rans, Muhammeds und des frühen Islams
gegen jahrhundertelang vertretene
männlich-chauvinistische Interpretatio-
nen und Standpunkte. 
Vom Islam (in seinen unterschiedlichen
Ausprägungen) unmittelbar betroffen
sind allemal diejenigen, die in islami-
schen Ländern, in einer vorwiegend musli-
mischen Umgebung leben. Aber auch hier
können die Lebensumstände sehr verschie-
den sein: In der über Jahrzehnte säkular 
geprägten Türkei gibt es heute junge, ge-
bildete, religiös orientierte Akademikerin-
nen, die gegen das Kopftuchverbot bei al-
len staatlichen Einrichtungen angehen. Im
Iran dagegen scheint sich in Bezug auf die
staatlich verordnete Zwangsverhüllung ei-
niges leicht zu liberalisieren. 
Wie sich die Verhältnisse weiterentwi-
ckeln, bleibt abzuwarten. In einigen Län-
dern, etwa Syrien und Jordanien, ist eine
jüngere Generation von Staatsführern mit
Ehefrauen, die ihre akademische Ausbil-
dung in westeuropäischen Ländern erfah-
ren haben, angetreten. Einem wachsenden
Potential an gebildeten jüngeren Frauen
generell steht eine nicht zu übersehende
Verelendung breiter Schichten in den wirt-
schaftlich schwachen Ländern, wachsende
Arbeitslosigkeit, besonders der Jugend, die
in manchen Ländern über die Hälfte der Be-
völkerung ausmacht, und wirtschaftliche
Unterentwicklung entgegen. Die politi-
sche Bandbreite reicht vom konservativ-is-
lamischen, reichen Königreich Saudi-Ara-
bien und den Emiraten mit dem, was Fâtima
Mernissials den „Petro-Islam“ bezeichnet,25

bis hin zur säkularisierten Republik Türkei
oder Ägypten als dem bevölkerungsreich-
sten arabischen Land mit längeren säkular
orientierten Tendenzen religiöser Toleranz
einerseits, erstarkenden fundamentalisti-
schen Strömungen andererseits. 
Afghanistan unter der Tâlibân-Regierung
ist offensichtlich zum fanatischsten kon-
servativ-islamischen Staat überhaupt
geworden und lässt sich so von Medien-
vertretern, die ein Feindbild Islam aufbau-
en wollen, als das Paradebeispiel für die
Rückständigkeit und Frauenfeindlichkeit
des Islams generell gut nutzen.
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Rund drei Millionen Menschen muslimi-
schen Glaubens leben gegenwärtig in
Deutschland. Da der Islam etwas Ver-
gleichbares wie Konfessionen oder gar
Kirchen nicht kennt, ist nur ein Teil der
hier lebenden Muslime organisiert, und
zwar in einer Vielzahl von Verbänden und
Gruppierungen, die zu überschauen und
einzuordnen den meisten Deutschen
schwerfällt. Erst recht gilt das für eine
Bewertung unter dem Aspekt der Verein-
barkeit mit dem Grundgesetz. Zentrale
Fragen dafür sind die nach dem Stellen-
wert der Scharî’a – dem islamischen
Gesetz – und nach der Anerkennung der
Menschenrechte. Red. 

Die Entwicklung einer muslimischen
Parallelgesellschaft wurde bei uns
bislang kaum wahrgenommen

Die gründliche Antwort auf die Große
Anfrage der CDU/CSU im Bundestag vom
8. November 2000 beweist, dass deutsche
Politiker die Präsenz des Islam zunehmend
zur Kenntnis nehmen.1 Die gähnende
Leere im Plenarsaal bei der abendlichen
Diskussion dieser Vorlage mag freilich
einen gegenteiligen Eindruck vermitteln
und zeigt, dass das Verständnis für die
Situation der hier lebenden Muslime noch
außerordentlich unterentwickelt ist. Das
ist deshalb bedauerlich, weil sich – von der
Öffentlichkeit kaum wahrgenommen – in
den letzten Jahren eine in fast allen
Lebensbereichen autarke muslimische
Parallelgesellschaft entwickelt hat, die
zumindest in den städtischen Ballungsräu-
men funktioniert. Auch die Anfrage an
den Bundestag hat die Situation nicht
umfassend in den Blick genommen, hat sie
doch einen der wichtigsten Faktoren die-
ser gesellschaftlichen Autonomie gar
nicht berücksichtigt, dass sich hierzulande
nämlich eine selbstständige islamische
Wirtschaft etabliert hat, die ihren Einfluss-
bereich zusehends ausweitet.2

Vorab festzustellen ist, dass Religion nur
ein Aspekt der Integration von Muslimen
ist. Gewichtiger als manch andere Fakto-

ren sind gleichwertige Schulbildung, für
die man endlich die sprachlichen Voraus-
setzungen schaffen will, dieselben berufli-
chen Chancen – etwa 20 % der Türken sind
arbeitslos, darunter überproportional
viele Jugendliche – und gesellschaftliche
Akzeptanz auf allen Ebenen. Frauen sind
noch stärker benachteiligt und bedürfen
daher besonderer, vielfältiger Hilfestel-
lungen. Die Muslime – auch Musliminnen
– sind hierzulande bereits in allen Berufs-
sparten tätig. Sie sind Lehrer, Universitäts-
professoren, Geschäftsleute, Computer-
spezialisten, Ärzte, Regisseure, Journalis-
ten, Gastronomen, Taxifahrer oder Bun-
deswehroffiziere; doch allzu oft noch
müssen sie besser qualifiziert sein als ihre
deutschdeutschen Kollegen, um diesel-
ben Positionen zu erreichen. 

Rund drei Millionen Muslime leben
gegenwärtig in Deutschland

Der Islam wird in Deutschland durch Verei-
ne, Dach- und Spitzenverbände reprä-
sentiert. Allerdings kann keiner der im Fol-
genden aufgeführten Spitzen- und Dach-
verbände für alle Muslime in Deutschland
sprechen, und überhaupt nur 10 bis 15 %
der hiesigen Muslime dürften in diesen
Verbänden erfasst sein.3 Zum einen vertre-
ten sie weder die 400 000 bis 600 000 tür-
kischen Aleviten, die sich eigenständig
organisiert haben,4 noch die aus dem offi-
ziellen Islam ausgeschlossenen 60 000
pakistanischen Ahmadis,5 die sich selbst
sogar als „die besten Muslime” betrach-
ten, noch die meisten Sufi-Derwisch-
Orden, die von traditionellen Muslimen
als „heterodox” bezeichnet werden. Vor
allen Dingen nehmen sie nicht die Interes-
sen der immer noch schweigenden Mehr-
heit der hier lebenden Muslime wahr, die
ihre eigenen Vorstellungen endlich nach-
drücklich einbringen müssen, zumal nicht
wenige von ihnen vor dem Scharî’a-Islam
in ihren Herkunftsländern geflohen sind. 6

Im vorliegenden Beitrag werden die 21 ex-
tremistischen und militanten kleinen bis
kleinsten Gruppierungen wie Hamâs, Gia,
Kalifatsstaat, Hizbollâh, Hizb ut-Tahrîr
oder Khatm-e Nabuwwat nicht abgehan-
delt, weil sie die Verfassungsschutzberich-
te des Bundes und einiger Bundesländer
wie Baden-Württemberg, in denen sie cha-
rakterisiert werden, für jeden Bürger ab-
rufbar sind. Zu der in allen islamischen Län-
dern verbotenen, aber auf der Frankfurter
Buchmesse 1999 und 2000 vertretenen
Hizb ut-Tahrîr findet man außerdem im In-
ternet unter Khilafah reichlich Informatio-
nen, genauso wie über andere Extremis-
ten. Internet-Institutionen wie der Muslim-
Markt oder Amana Online mitsamt ihren
„links“ verdienen eine eigene Darstellung. 
Die nächstgroße muslimische Gruppe bil-

den – Stand: Ende Dezember 1999 – mit 
abnehmender Tendenz die Bosnier mit
rund 168000 Personen. Dann kommen mit
etwa 115000 die Iraner, gefolgt von den
Marokkanern mit 81000; 71000 kommen
aus Afghanistan, 51000 Personen (über-
wiegend Muslime) aus dem Irak, 38000 aus
Pakistan.
Um die 3 Mio. Muslime leben in Deutsch-
land, davon gut 2 Mio. (2053564) Türken.
Es gibt außerdem schätzungsweise
100000 bis 120000 deutschdeutsche Mus-
lime; die meist aufgrund ihrer Heirat mit
einer Muslimin oder mit einem Muslim
zum Islam konvertiert sind. Groben Schät-
zungen zufolge dürften hierzulande fer-
ner etwa 650 000 eingebürgerte Muslime
nicht nur türkischer Abkunft leben, die
nicht mehr in der Ausländerstatistik
berücksichtigt werden.7

Vier große Spitzenorganisationen
gibt es derzeit

Derzeit gibt es vier große Spitzenorga-
nisationen:8 die türkei-staatliche DITIB
(Diyanet Işeri Türk Islam Birliği, Türkisch-
Islamische Union der Anstalt für Religion);
den von der Islamischen Gemeinschaft
Milli Görüş (IGMG) mit ihren zahlreichen
Untergliederungen dominierten Islamrat
der Bundesrepublik Deutschland; ferner
den Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land (ZMD); schließlich den nunmehr
unabhängigen Verband der Islamischen
Kulturzentren (VIKZ) mit seinen 304
Moscheegemeinden und 21.000 Mitglie-
dern, der im August 2000 den Zentralrat
verlassen hat.9 Dazu kommen regionale
Dachverbände wie die von Muslimbrü-
dern gegründete Islamische Religionsge-
meinschaft Hessen (IRH) oder die Schura in
Hamburg, in der die IGMG großen Einfluss
hat. Die meisten dieser Verbände sind tür-
kisch, nämlich DITIB, IGMG und VIKZ. Im
übrigen sind die Dachverbände gespalten
in die semi-säkulare DITIB und in die restli-
chen anti-säkularen Organisationen.
DITIB mit Sitz in Köln ist der größte Dach-
verband mit 776 Mitgliedsvereinen. Er ist
eine Dependance der staatlichen Religi-
onsbehörde in Ankara (Diyanet İşleri
Başkanlığı , Präsidium für Religionsange-
legenheiten), deren Präsident qua Amt
auch Ehren- und Beiratsvorsitzender von
DITIB ist. DITIB vertritt die Interessen und
die Politik des semi-säkularen türkischen
Staates, die auch der Vorsitzende in seiner
gleichzeitigen Funktion als Botschaftsrat
absichert. Die Imame lernen neuerdings
Deutsch, aber nicht um die Integration zu
fördern, sondern um auch die deutsch-
sprachigen Türken betreuen zu können.
DITIB beharrt auf türkischsprachigem Reli-
gionsunterricht, in dem mit Hilfe der offi-
ziellen türkischen Religionsschulbücher
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die Kinder zu guten türkischen Staatsbür-
gern erzogen werden sollen. Als Ableger
des türkischen Staates ist DITIB auch politi-
scher Spielball der jeweiligen dortigen
Regierungskoalitionen und deshalb kein
stabiler Faktor. DITIB ist mit Sonderkondi-
tionen für deren Imame bei der Einreise
nach Deutschland ausgestattet, weil man
von dieser Organisation zu Recht erwar-
tet, dass von ihr unter den derzeitigen
Bedingungen keine anti-westlichen, anti-
christlichen und gegen unsere Verfassung
gerichteten Impulse ausgehen.
Die anderen im Folgenden aufgeführten
Spitzenverbände und ihre Mitgliedsverei-
ne sind nicht minder stark von ihren Her-
kunftsländern abhängig als DITIB von der
Türkei; aber sie sind islamistischen Partei-
en, Regierungen oder sogar Organisatio-
nen zuzuordnen, die in den islamischen
Ländern verboten sind, wie etwa die vom
Verfassungsschutz als „extremistisch“ ein-
gestuften Muslimbrüder. Sie vertreten in
dem breiten Spektrum des Islam nur eine
einzige Ausrichtung, wenn auch in Varian-
ten, nämlich den politisch orientierten
Islam.10 Die meisten der hiesigen Muslime
haben allerdings keinerlei Berührung mit
diesen Organisationen und kennen selbst
als eingetragene Mitglieder oft deren
eigentliche Intention nicht. 

Der Islamrat und viele kleinere
Organisationen werden von 
Milli Görü̧s dominiert

Der Islamrat der Muslime in Deutschland11

mit Sitz in Bonn als zweitgrößter Dachver-
band besteht – neben der wichtigen
Jama’at-un Nur (Nurculuk) und winzigen
weiteren Vereinen – im Wesentlichen aus
der türkischen Islamischen Gemeinschaft
Milli Görüş (IGMG) mit der vorstandsiden-
tischen EMUG (Europäische Moscheebau
und -unterstützungsgesellschaft) und
deren zugeordneten Organisationen und

Vereinen, die oft weder im Namen noch in
der Satzung als der IGMG zugehörig zu
erkennen sind, wie IHH (Internationale
Humanitäre Hilfsorganisation e.V.), Selpa
Lebensmittelhandel, Islamische Union
Europa und deren juristische Nachfolge-
organisation MSB (Muslimischer Sozial-
bund), GMSG (Gesellschaft Muslimischer
GeisteswissenschaftlerInnen), IPD (Institut
für Internationale Pädagogik und Didak-
tik), DIF (Deutschsprachige Islamische
Frauengemeinschaft), Muslim Studenten-
vereinigung in Deutschland oder zahlrei-
che Islamische Föderationen wie die Isla-
mische Föderation Berlin.
Die IGMG gibt an, europaweit über 1091
Organisationen und über 2.137 Zweigstel-
len mit 17.841 Verwaltungsbeamten (ida-
reci) zu verfügen. Der Verfassungsschutz
gesteht ihr – arg knapp – hierzulande nur
rund 27.000 Mitglieder zu.12

Die IGMG ist personell und politisch-ideo-
logisch aufs Engste mit der türkischen im
Juli 2001 gegründeten „Saadet Partisi“,
„Partei der Glückseligkeit“, verbunden,
die als Nachfolgerin der wegen ihrer anti-
laizistischen Umtriebe am 22. Juni 2001
vom türkischen Verfassungsgericht verbo-
tenen „Fazilet Partisi“, „Tugendpartei“,
deren Politik fortsetzt.13 Mehmet Sabri Er-
bakan, Neffe des mit Berufsverbot beleg-
ten ehemaligen Ministerpräsidenten und
Generalsekretärs der bereits früher verbo-
tenen Vorgängerparteien Necmettin Er-
bakan, wurde in diesem Jahr (2001) Vorsit-
zender der IGMG. Die „Tugendpartei“
wollte in der Türkei die Regierung über-
nehmen und die Scharî’a einführen. Die
IGMG wird vom Verfassungsschutz be-
obachtet und als „extremistisch“ einge-
stuft,14 auch wegen ihres Anti-Judaismus,
den ihr Sprachorgan Milli Gazete unver-
hohlen artikuliert.15 Die Milli Gazete ver-
breitet eindeutig anti-laizistische Artikel.
Dazu empfiehlt sie das Buch Soykırım
Yalanı (Die Völkermord-Lüge), das Harun

Yahya alias Adnan Oktay, bekannt auch als
Adnan Hoca, verfasst hat und in dem er
den Holocaust als Ge-schichtsverfälschung
kritisiert.16 Die Doppelbödigkeit und man-
gelnde Transparenz sind vielerorts ange-
prangert worden. Eindrucksvoll wurden
sie im ARD-Report am 21. Mai 2001 an-
hand von Aussagen und widersprechen-
den Dokumenten vor Augen geführt.17 Die
Wirtschaftsinteressen vertreten der IGMG
zuzuordnende Holdings.
Unbeschadet dieser Informationen ist der
Islamrat heute ein allseits begehrter
Gesprächspartner: Er wird nicht nur zu vie-
len Dialogveranstaltungen eingeladen;
im Februar 2001 war er einer der Mitfi-
nanzierer eines Universitätsworkshops in
Erfurt; der Ratsvorsitzende der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der EKD,
hielt in der Geschäftsstelle des Islamrats
einen Vortrag; Politiker hofieren dessen
wichtigstes Mitglied IGMG bei deren Jah-
resversammlungen, und die Evangelische
Kirche verharmlost die IGMG.18 Offenbar
fehlt manchen das Sensorium dafür, dass
es weder dem Islamrat noch der IGMG wie
auch anderen Organisationen um eine
inhaltliche Auseinandersetzung geht,
sondern primär um die rein formale Aner-
kennung.19

Der Zentralrat der Muslime 
in Deutschland

Der arg geschrumpfte Zentralrat der Mus-
lime in Deutschland (ZMD) hat nach dem
Ausstieg von VIKZ seinen Sitz von Köln
nach Eschwege verlegt. Diesem multi-
ethnischen Spitzenverband gehört als ein-
ziger türkischer Verein ATIB (Avrupa Türk-
Islam Birliği, Union der Türkisch-Isla-
mischen Kulturvereine in Europa) an.20

Mitglieder des Zentralrats sind ansonsten
das Islamische Zentrum von Aachen, das
den syrischen Muslimbrüdern, und das
von München, das den ägyptischen Mus-
limbrüdern zuzuordnen ist, außerdem das
schiitische Islamische Zentrum Hamburg,
die deutschsprachigen Muslime vom Haus
des Islam, die Muslimische Studentenver-
einigung, die Deutsche Muslim-Liga Bonn,
die Deutsche Muslim-Liga Hamburg, Alba-
ner, Bosniaken etc. Der Zentralrat nimmt
in Pressemitteilungen und im Internet zu
aktuellen Themen Stellung. Wiewohl zah-
lenmäßig recht klein, ist er insbesondere
durch seinen engagierten Vorsitzenden
Dr. Nadeem Elyas politisch wirksam. Der
im Jahr 2001 ernannte Generalsekretär
des Zentralrats, Dr. Ayyub Köhler, gehört
zu den bedeutendsten Vertretern des hie-
sigen Islam.

Der „Verband der Islamischen
Kulturzentren“ und was hinter 
ihm steht

Der in Köln beheimatete Verband der Isla-
mischen Kulturzentren (VIKZ) hat sich
offenbar nicht erneut an einen Spitzen-
verband gebunden, nachdem er ja schon
einmal dem Islamrat den Rücken gekehrt
hatte. Seine Moscheen sind klar als dem
VIKZ zugehörig gekennzeichnet. Schrif-
ten werden kaum publiziert.21 Von ihren
früheren heftigen anti-semitischen und
anti-christlichen Äußerungen haben sie
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Am Zeitungsstand in Frankfurt
In Deutschland gibt es für die über zwölf Millionen hier lebenden Ausländer fast 2800
fremdsprachige Publikationen und etwa 20 Rundfunkprogramme, die in anderen Spra-
chen senden. Verbundenheit mit der Heimat oder ein Anzeichen dafür, dass viele der bei
uns lebenden Ausländer, von denen die weitaus meisten Türken und muslimischen Glau-
bens sind, abgeschottet von der deutschen Gesellschaft in Parallelgesellschaften leben?
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sich längst offiziell distanziert. VIKZ ist ein
Verband der Süleymancıs, die ihre Ordens-
zugehörigkeit allerdings nur sehr ungern
zugeben – schon um nicht als Häretiker zu
gelten. Sie sind eine endogame Sufi-Grup-
pe. Ein Süleymancı darf nur hinter einem
Süleymancı beten, und er darf nur das
Fleisch eines von einem Süleymancı rituell
geschlachteten Tieres verzehren. Frauen
dürfen nicht – und das ist ganz Islam-
widrig – zur segensreichen Pilgerfahrt
nach Mekka fahren. 
Der VIKZ galt lange als besonders „dialog-
offen”.22 Heute ist er verschlossen wie eine
Auster, und es bestehen nur noch verein-
zelte Außenwelt-Kontakte. Mitte 2000
wurde in Köln ihre Islamische Akademie
Islah in der Kölner „Villa Hahnenburg”,
die Begegnungsstätte zwischen Musli-
men, Christen und Juden sein sollte,
bereits nach zwei Jahren wieder geschlos-
sen; die Mitgliedschaft in der Hamburger
Schura wurde „suspendiert“ – beides
wahrscheinlich veranlasst durch die Zent-
rale in Istanbul. Die neue Führungsspitze
Denizoğlu mit Pürlü als Generalsekretär
übt sich in Distanz. Mehrgeschossige
Internate und Moscheen werden weiter-
hin im ganzen Bundesgebiet gebaut.

Internationale Verflechtungen 
und Geld aus dem Ausland

Der Islamrat, der Zentralrat und VIKZ
sowie ihre Mitgliedsvereinigungen sind
teils untereinander, aber auch weltweit
international mit entsprechenden Interes-
sengruppen vernetzt. Gelder aus dem isla-
mischen Ausland fließen reichlich, z.B. aus
Libyen oder Saudi-Arabien. Bei der IGMG
und einigen anderen Vereinigungen ste-
hen neben politischen insbesondere wirt-
schaftliche Interessen im Vordergrund.23

Die Organisationen bieten aber auch –
und zwar ausnahmslos – soziale Dienste in
vielen Bereichen an. Sie setzen sich mit
Nachdruck für die so oft frustrierten
Jugendlichen ein. Sie holen sie von der
Straße, stärken ihr Selbstwertgefühl und
geben ihnen Halt sowie Unterweisung,
z.B. schulischen Nachhilfeunterricht und

Computerkurse im eigenen Internet-Café.
Sie bieten ihnen Sportaktivitäten an und
helfen ihnen auch ganz konkret materiell.
Zunehmend wird die Betreuung von
Gefängnisinsassen in den Blick genom-
men. Es gibt Hilfsfonds für Muslime in Kri-
sengebieten und dergleichen mehr.
Die Tatsache, dass immer mehr junge,
gebildete und geschulte Akademiker zum
Teil sogar ihren eigenen Organisationen
gegenüber kritisch eingestellt und offen
sind, verführt immer mehr Menschen
dazu, deren letztendliche Abhängigkei-
ten nicht mehr richtig einzuschätzen. Bis-
lang hat sich keine einzige der nachgeord-
neten Gruppierungen von deren Zentra-
len in Deutschland frei machen können,
ebenso wenig wie diese von den letztlich
maßgeblichen Zentralen in ihren Her-
kunftsländern.

Die Hoffnung auf einen Europa-Islam
ohne Scharî’a bleibt wohl Vision

Die Hoffnung, dass die Muslime in dem für
sie ungewohnten Milieu freier Meinungs-
äußerung einen Europa-Islam ohne
Scharî’a entwickeln könnten, wird wahr-
scheinlich eine Vision bleiben.24 Die hiesi-
gen Organisationen – abgesehen von
DITIB – sind nicht säkular. Das können sie
auch gar nicht sein, weil sie ihr System als
„Einheit von Religion und Staat“ (dîn wa
daula) verstehen. In keinem islamischen
Land gibt es eine demokratische Regie-
rung, und zwar aus den unterschiedlich-
sten Gründen. Deshalb sind Überlegun-
gen reine Spekulation, ob demokratische
Ansätze gemäß dem koranischen Prinzip
der schûrâ, der „Beratung”, in der Praxis
in eine echte Demokratie mit einem Par-
teien-Pluralismus überführt werden kön-
nen, auch wenn sie in der Theorie von
modernen islamischen Denkern wie Abu
Zaid, Farag Foda, Mohammed Arkoun,
Muhammad Said Ashmawi, Abdullah
Borek und zuletzt von Murad Wilfried
Hofmann durchaus bejaht worden sind.25

Der Islam bietet prinzipiell sehr wohl die
Möglichkeit, in der Diaspora-Situation auf
der Grundlage von Fatwas zu angemesse-

nen Lösungen zu kommen, und könnte
sein Selbstverständnis gegebenenfalls 
verfassungs- und gesetzeskonform gestal-
ten.26 Dafür bedürfte es aber der Umset-
zung durch eine der freien Meinungsent-
scheidung fähigen und befähigten, von
allen anerkannten islamischen Juristen-In-
stitution. Das setzt zumindest Einmütig-
keit unter den Organisationen voraus. Je-
doch hat jede Einzelne von ihnen ihren
eigenen für Fatwas zuständigen Fiqh-Rat
oder ist auch in dieser Hinsicht an entspre-
chende Institutionen im Ausland ange-
bunden. Ein Konsens über einen schriftlich
zu fixierenden Kodex als Voraussetzung
für die Durchsetzung eines solchen Vorha-
bens ist deshalb eher nicht zu erwarten. 

Eine Individualisierung 
der Religion wird als Untergang 
des Glaubens gesehen

Eine Individualisierung der Religion sehen
diese Organisationen als Untergang des
islamischen Glaubens an. Deshalb steuern
sie gegen individuelle Freiheiten an, die
sie immer dem „Gemeinwohl“ (maslaha)
der Gemeinschaft der Gläubigen, der
umma, unterordnen. Diese Feststellung
gilt auch im Hinblick auf unsere individu-
ellen Menschenrechte und das islamische
Menschenrechtsverständnis. Vor einem
vergleichbaren Niedergang des Islam wol-
len sie die hiesigen Muslime bewahren.
Dagegen hilft ihrer Ansicht nach nur ein
kompromissloses Festhalten am ursprüng-
lichen Islam, also am Koran und an der
Sunna einschließlich der Scharî’a.

Ein Nebeneinander von Grundgesetz
und Scharî’a?

Unverzichtbar für den deutschen Staat ist
und bleibt aber die Akzeptanz seiner Ver-
fassung und seiner Gesetze durch jeden
Einwohner, welche Religions- und Staats-
angehörigkeit er auch immer ansonsten
noch haben mag.27 Dieser Rechtsstaat
kann nicht zweierlei Recht dulden und
partiell die Scharî’a akzeptieren. Denn
dies würde unweigerlich endgültig auf
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Straßenszene in Berlin-Kreuzberg
Von der Öffentlichkeit kaum wahr-
genommen haben sich – vor allem in
städtischen Ballungsgebieten – in allen
Lebensbereichen autarke muslimische
Parallelgesellschaften entwickelt. 
Insbesondere hat sich eine eigenständige
islamische Wirtschaft etabliert, die ihren
Einflussbereich zusehends ausweitet. 
Vor diesem Hintergrund erhält die 
Frage der Integration der islamischen
Mitbürger in unsere Gesellschaft be-
sondere Bedeutung.
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den „Staat im Staat“ hinauslaufen. Man
muss aber leider davon ausgehen, dass
unser Grundgesetz den meisten der hiesi-
gen Muslime überhaupt nicht bekannt ist,
weshalb dieser Staat allerdringendst Auf-
klärungsarbeit leisten muss. Deshalb muss
eine – allerdings nicht genauer definierte
– Umfrage außerordentlich nachdenklich
machen, deren Ergebnis das Zentral-Insti-
tut Islam-Archiv in Soest in der „Moslemi-
schen Revue publiziert hat und offenbar
positiv einschätzt. Danach sollen knapp 
50 % der befragten hiesigen Muslime 
keinen Widerspruch zwischen unserem
Grundgesetz und dem Koran mehr sehen,
bei steigender Tendenz. Wenn nun aber
etwas mehr als die Hälfte der hiesigen
Muslime den Koran und das Grundgesetz
für miteinander unvereinbar hält, ist dies
ein gravierender Befund. Denn dann kann
man die Problematik nicht mehr auf die
Islamisten reduzieren.28

Allerdings hat auch ein Muslim in der Dias-
pora nach überwiegender Meinung der
Theologen den Gesetzen des jeweiligen
Landes zu gehorchen, freilich unter der
dehnbaren Bedingung, dass er seinen
Glauben praktizieren kann, und mit der
Einschränkung, dass dies nur Gültigkeit
hat, „wenn der Islam bzw. die Scharî’a dies
gestatten”. Die Scharî’a regelt das Ver-
hältnis der Menschen untereinander und
zu Gott. Sie umfasst nicht nur straf- und
zivilrechtliche Regelungen, sondern auch
die ibâdât, die fünf Säulen (Glaubensbe-
kenntnis, rituelles Gebet, Fasten im Monat
Ramadan, Sozialabgabe und Pilgerfahrt),
Speisegebote, Verhalten im Feindesland
oder im Land des Vertrags etc. Sie ist aber
kein vorliegender Gesetzeskodex.
Dieselbe Einschränkung findet sich in den
diversen Islamischen Menschenrechtser-

klärungen. Das bedeutet z. B. im Falle der
Religionsfreiheit: Sie ist grundsätzlich
gegeben, wenn man zum Islam übertre-
ten will; aber es ist gemäß der Scharî’a
nicht gestattet, vom Islam abzufallen, 
was – im strengsten Falle – mit der Todes-
strafe zu ahnden wäre. 
Nur allzu leicht übersieht man die Aktivitä-
ten auch kleinerer Vereine und Institute,
die tatsächlich auf eine Zweigesetzlichkeit
in Deutschland – Scharî’aneben deutschem
Recht und Scheriatgerichtshöfe neben
deutschen Rechtsinstitutionen – hinarbei-
ten und die entsprechenden Fachleute so-
gar hierzulande ausbilden. Auch wenn die
Muslime dies nicht so sehen, so ist es doch
ein massiver Angriff auf unser Rechtssys-
tem und zugleich der Versuch, die entstan-
dene Parallelgesellschaft weiter zu festi-
gen. Begründet wird dies gelegentlich
damit, dass in England eine Scharî’a-Insti-
tution als Mittler für das Verständnis islami-
scher Rechtsvorstellungen positiv tätig sei.29

Auch wenn die großen islamischen Ver-
bände in der Diaspora die hiesigen Bedin-
gungen „respektieren“ und dies sogar in
ihren Satzungen festgelegt haben, so
muss man dennoch abklären, ob dies nur
geschieht, weil die gegebenen Mehrheits-
verhältnisse momentan keine Alternati-
ven zulassen. 

Anerkennung als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts?

Vereinfacht dargestellt sind es diese nicht
mit letzter Rechtssicherheit beantworte-
ten Probleme, warum die Anerkennung
des Islam als Körperschaft des öffentlichen
Rechts bis heute in keinem Bundesland
erfolgt ist. Ebenso ist keine dauerhafte
Regelung für islamischen Religionsunter-

richt erreicht, obwohl dies ein garantier-
tes Grundrecht ist und Konsens darüber zu
herrschen scheint, dass die muslimischen
Kinder in ihrer religiösen Identität gefes-
tigt werden müssen, ein Gedanke, den
auch – vielleicht nicht ganz uneigennützig
– die Kirchen beider christlicher Konfessio-
nen massiv unterstützen.30

Vielerorts wurden islamische Curricula ent-
wickelt, z.B. von DIF und dem Zentralrat.
Die Ausbildung der Imame wird von etli-
chen Organisationen eigenständig betrie-
ben.31 In Deutschland bilden z.B. DIF oder
seit Februar 2001 der umstrittene ehemali-
ge Vorsitzende der Islamischen Religions-
gemeinschaft Hessen Amir Zaidan mit dem
Projekt „Deutschsprachige Ausbildung in
Islamologie“ in Berlin, Frankfurt und 
München muslimische Islamwissenschaft-
ler aus. Die Schaffung eines Lehrstuhls für
Islamische Theologie an hiesigen Univer-
sitäten wird in Hamburg, Frankfurt, Essen
und andernorts diskutiert. 
Wie aber ist die Sicherheit gegeben und wie
ist überprüfbar, dass diese Religionslehrer
nicht die Scharî’a als einzig wahre islami-
sche Lebensform anpreisen und dass sie 
unser Grundgesetz mit den Menschenrech-
ten nicht nur als eine bedauerlicherweise
unter den hiesigen Diaspora-Bedingungen
zu ertragende Kompromisslösung vermit-
teln? Diese Unklarheit betrifft grundsätz-
lich alle islamischen Organisationen mit
Ausnahme von DITIB.

„Knackpunkt“ ist die Frage 
der Menschenrechte

Alle islamischen Organisationen in
Deutschland wird man vor allem an der
Frage der Menschenrechte zu messen
haben, insbesondere auch hinsichtlich der
Stellung der Frau und der Religionsfrei-
heit, ob z. B. Muslime zu einer anderen
Religion konvertieren dürfen, und an
deren Umgang z. B. mit den missionie-
renden Ahmadis und den Aleviten oder
Atheisten. Grundsätzliche rechtlich-reli-
giöse Fragen werfen die „Mischehen“ auf.
Das Tierschutz-widrige Schächten ohne
Betäubung wird ausnahmslos von allen
Vereinigungen gefordert, obwohl inneris-
lamisch Kurzzeit-Betäubung gestattet ist,
oder die Teilnahme an mehrtägigen Klas-
senfahrten32 und am koedukativen Schul-
sport.33 Alle Vereinigungen treten außer-
dem für eine grundgesetzwidrige rigide
Geschlechtertrennung ein.

Der Kopftuch-Streit

Am Beispiel „Kopftuch für Lehrerinnen“
entbrannte ein noch immer währender
Rechtsstreit. Der Fall der Fereshteh Ludin
in Baden-Württemberg ist das bekann-
teste Beispiel; dagegen darf eine Lehrerin
mit Kopftuch seit 2000 in Lüneburg in 
Niedersachen unterrichten. Namhafte
Gelehrte wie der ägyptische Religionsmi-
nister Dr. Hamdi Zakzouk erkennen kei-
nen Schleier- bzw. Kopftuchzwang in der
Religion.34 Die islamischen Organisa-
tionen in Deutschland sehen aber das
Kopftuch als religiöse Pflicht an, mit der
einzigen Ausnahme der größten, rein tür-
kisch-staatlichen Organisation DITIB, weil
in der Türkei Parlamentarierinnen und

Integration im Sport
Der Sport ist der Bereich, der für die Eingliederung vor allem junger Mitbürger aus ande-
ren Ländern in unsere Gesellschaft Vorbildwirkung entwickelt hat: nicht nur im Fußball
trainieren und spielen deutsche und ausländische Sportler mit und ohne deutschen Pass
miteinander. Das Bild zeigt Yildray Bastürk (l.), Mittelfeldspieler des FC Leverkusen beim
Spiel gegen den FC St. Pauli am 15. 9.2001. Im Gedenken an die Opfer der Terroranschlä-
ge vom 11.09.2001 in den USA tragen die Spieler einen Trauerflor.
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Lehrerinnen bzw. Hochschullehrerinnen
sowie Angestellten im öffentlichen Dienst
das Tragen des Kopftuchs verboten ist.
Wäre das Kopftuch-Tragen religiöse
Pflicht, so würden sich die meisten Musli-
minnen in Deutschland versündigen. Um
dennoch derartige Vorstellungen durch-
zudrücken, werden mit System Muster-
prozesse geführt, um mit Präzedenzfällen
den Durchbruch zu erzielen.35 Dass man
hier in Deutschland bereits weiter voran-
gekommen sei als in der Türkei, wird
immer wieder herausgestellt. Deutschland
ist eine Spielwiese der Islamisten gewor-
den mit besseren Möglichkeiten als in
allen islamischen Herkunftsländern.36

„Als Menschen akzeptiert werden”

Es geht zunächst generell um den Schutz
der muslimischen Mehrheit vor islamisti-
schen Ansprüchen. Es geht aber auch um
den Schutz des deutschen Staates vor dem
Anspruch von Minderheiten auf Rechte,
die zu Lasten der allgemeinen Mehrheit ge-
hen könnten. Es könnte eine Situation ent-
stehen, in der die Religionsfreiheit gefähr-
det ist oder in der zumindest der einschlä-
gige Grundgesetzartikel klarer definiert
werden müsste, eventuell unter Festschrei-
bung dessen, was „Religionsfreiheit“ im
deutschen Grundgesetz beinhaltet. 
Bei allen Schwierigkeiten ist es mit Einsicht
und unter Rücksichtnahme auf unverrück-
bare Werte sehr wohl möglich, miteinan-
der gut auszukommen; die Geschichte hat
es bewiesen. Wir müssen nach so kurzer
Zeit des Zusammenlebens noch viel
Geduld miteinander haben. Allerdings ist
es angebracht, klare Positionen zu bezie-
hen, um nicht jener immer wieder apo-
strophierten Mehrheit zu schaden. Was
wir zunächst erreichen müssen, klingt so
einfach und ist doch so schwer, aber es ist
erreichbar, und ich sage es mit den Worten
des türkischstämmigen deutschen Staats-
bürgers Ahmet Sȩnyurt:
„Wir wollen nichts anderes als Normalität.
Wir wollen keine Benachteiligung, keine
Bevorzugung, keine Sonderrechte. Wir
wollen nur einfach als Menschen akzep-
tiert werden!”
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Türkische Jugendliche, die in Deutschland
aufwachsen, sehen sich einer doppelten
Herausforderung gegenüber: Integrati-
onsbemühungen, westlicher Lebensstil
lassen sie in den Augen der Eltern und der
Türkei-Türken zu „Deutschländlern“ wer-
den, für die deutsche Umgebung bleiben
sie weitgehend rückständige Türken. Sie
leben somit nicht nur sprachlich in zwei
Welten. Einige von ihnen, gerade die bes-
ser Ausgebildeten, lösen den Konflikt
durch Hinwendung zu islamistischen
Gruppen wie die des Cemaleddin Kaplan.
Damit zeigen sie gegenüber der Väterge-
neration eine Überlegenheit, die auf einer
gründlicheren Kenntnis des Islam und auf
einem stärkeren Eifer beruht, der deut-
schen Umwelt gegenüber inszenieren sie
ihre Andersartigkeit und entgehen dem
Vorwurf, „verdeutscht“ zu sein. Red.

Nicht nur als Reflex von
Ausgrenzung und Diskriminierung

Die Faszination des radikalen politischen Is-
lam auf junge eingewanderte Deutsche
wird üblicherweise auf die Erfahrung 
von Ausgrenzung und Diskriminierung
zurückgeführt. Die Verweigerung von 
Partizipationschancen treibe immer mehr
Immigranten der zweiten und dritten Ge-
neration in die Arme islamistischer Ge-
meinden (Heitmeyer 1997). Dies ist wohl
nicht ganz falsch, ist aber – so die These, die
ich hier vortragen möchte – zu einfach. Es
erklärt nämlich nicht die Attraktivität die-
ser Bewegungen auch auf junge Intellektu-
elle, die als Gymnasiasten oder Studenten
an den Ausbildungsangeboten dieser Ge-
sellschaft partizipieren und die auch als
künftige Ärzte oder Ingenieure gute beruf-
liche Chancen haben. Anhand einer bio-
graphischen Analyse eines ehemaligen 
Anhängers des „Kalifatsstaats“ des Cema-
leddin Kaplan möchte ich zeigen, dass die
Gründe komplexer und sublimer sind. Sie
stehen in Zusammenhang mit der Frage der

gesellschaftlichen Anerkennung: Diese be-
zieht sich zwar auch auf Fragen von Diskri-
minierung und Ausgrenzung, geht aber
weit darüber hinaus, weil sie auch das Ver-
hältnis zur ersten Generation und zu den
Türkei-Türken thematisiert. 

Das Beispiel des „Kalifatsstaates“
von Cemaleddin Kaplan

Der Kalifatsstaat des Cemaleddin Kaplan
und seines Sohn und Nachfolgers Metin
Kaplan ist eine der radikalsten islamisti-
schen Gemeinden in Deutschland. Die
Gemeinde konstituierte sich 1983 als
Abspaltung von der Nationalen Sicht, der
europäischen Fraktion der Türkischen
Wohlfahrtspartei von Erbakan. Nach
Kaplans Meinung war es nicht möglich,
auf parlamentarischem Weg in der Türkei
eine islamische Republik zu begründen. Er
setzte statt dessen auf eine Basisbewe-
gung: durch eine Rückkehr zu den Quel-
len, also dem Koran, sollte die Zersplit-
terung der Muslime überwunden, eine
starke politische Bewegung aufgebaut,
die Macht erobert und als Endziel das Kali-
fat – das während der Revolution abge-
schaffte Amt des Oberhauptes aller Musli-
me – neu errichtet werden. Anfang der
neunziger Jahre radikalisierte sich die
Bewegung zunehmend und nahm immer
mehr einen sektiererischen Charakter an.
Dies drückte sich unter anderem in der
Ausrufung des Glaubenskriegs gegen die
Türkei (1991), der Konstitution einer Exil-
regierung (1992) und der Selbsternen-
nung Kaplans zum Kalifen (1994) aus.
Damit hatte sich der Anführer einer, zu
der Zeit noch ungefähr 1400 Mitglieder
zählenden, Gemeinde zum Oberhaupt
aller Muslime weltweit erklärt. Durch
diese Schritte isolierte sich die Kaplan-
Gemeinde völlig von den anderen islami-
schen Gemeinden in Deutschland, die den
in ihm zum Ausdruck kommenden Allein-
vertretungsanspruch nicht akzeptieren
konnten und wollten. 
Die Politik Kaplanswar auch für viele seiner
Anhänger der ersten Stunde nicht mehr 
akzeptierbar, strenggläubigen Muslimen
von meist ländlichen Hintergrund, die be-
sonders die Ausrufung des Kalifats als 
Hybris empfanden. Sie verließen die Ge-
meinde; an ihre Stelle traten junge Migran-
ten der zweiten Generation, nicht selten
Akademiker, die an deutschen Universitä-
ten studiert hatten. 1995 starb Kaplan und
sein weit weniger charismatischer Sohn
Metin wurde Nachfolger im Kalifat. 1996
kam es zur Spaltung der Gemeinde. Ibra-
him Sofu,der zu der Zeit als Arzt in Berlin ar-
beitete, wurde seinerseits von seinen An-

hängern zum Kalifen ausgerufen. Metin
Kaplan reagierte darauf mit einer „Todes-
Fetva“: Wer sich zur Zeit eines amtierenden
Kalifen zum Gegenkalifen erkläre, verdie-
ne die Todesstrafe. 1997 wurde Ibrahim
Sofu von einem Killerkommando ermor-
det. 1999 wurde Metin Kaplan verhaftet
und im November 2000 vom Oberlandes-
gericht Düsseldorf wegen Aufrufs zum
Mord zu vier Jahren Gefängnis verurteilt.
Die folgenden Ausführungen beziehen
sich auf den Zeitraum vor diesen dramati-
schen Ereignissen. Ich hatte 1993 während
meiner Feldforschung in der Augsburger
Gemeinde des Kalifatsstaats mit Sey-
fullah, einem Gymnasiasten und begeis-
terten Gemeindemitglied, zahlreiche
Gespräche und zwei längere Interviews
geführt. Er war 1992 zu der Gemeinde
gestoßen und gehörte zu den jungen
Intellektuellen, die sich von Cemaleddin
Kaplan faszinieren ließen. 

Selbstfindung und
Selbstverwirklichung nach
westlichem Muster 

Seyfullah ist der Jüngste von sechs
Geschwistern, vier Brüdern und zwei
Schwestern. Er wurde 1976 in einer Klein-
stadt südlich von Augsburg geboren, wo
die Familie in einer Arbeitersiedlung
lebte. Der Vater war Prediger bei der
Nationalen Sicht gewesen, also der
Gemeinde, von der sich Kaplan abgespal-
ten hatte. Er hatte nach Möglichkeit ver-
sucht, seine Kinder im islamischen Geist zu
erziehen. Zu dem Zeitpunkt des Gesprächs
war Seyfullah siebzehn Jahre alt und
besuchte das Gymnasium in Augsburg. In
unserem ersten Interview beschrieb er in
einer bemerkenswerten Passage, wie er 
in die Gemeinde gekommen ist. Das
Gespräch wurde auf Türkisch geführt. 
„Ich habe begonnen, mich allmählich [von
meinem Elternhaus] zu trennen. Ich war ja
auf der Schule, also ich war etwas frei (auf
Deutsch), also ich habe alles getan, was ich
wollte (auf Deutsch)… Also wir sind bei-
spielsweise im Ramazan aus der Moschee
ausgerissen und zu dem und jenen gegan-
gen… Ich habe ein Skateboard gekauft.
[Ich lernte] damit springen. Ich habe es ex-
trem betrieben. Ich war der erste türkische
Skateboardfahrer, dort, wo ich wohnte, in
Bobingen. Natürlich waren die Türken da-
gegen… Beim Skateboardfahren habe ich
viele Freunde kennengelernt. Also ich
hatte viele deutsche Freunde; es war
glaube ich, gar kein Türke darunter. Also
ganz viele Deutsche, ganz ganz viele. Kein
türkischer Freund kannte so viele Deutsche
wie ich. Also ich kenne sehr sehr viele Deut-
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sche… Dann begann das mit den Graffitis.
Also alle Freunde haben damit angefan-
gen, und ich natürlich auch. Das alles dau-
erte zwei, drei Jahre. Und dann habe ich
wieder gemerkt: Also es war ruhelos 
(huzur yok), ruhelos… Also ich hatte im-
mer schlechte Laune. Wenn eine Kleinig-
keit passiert ist, habe ich aus einer Mücke
einen Elefanten gemacht (auf Deutsch).
Also ich war ständig nervös und ange-
spannt. Überall – in der Familie, außerhalb
der Familie – überall. Ich hatte große Pro-
bleme, also psychisch, also ich hatte große
psychische Probleme… Zu dieser Zeit lief 
es auch in der Schule außergewöhnlich
schlecht. Ich arbeitete, doch ich verstand
nicht, warum es so schlecht lief. Dann hatte
ich in Deutsch eine ‚Fünf‘ und sechs ‚Vierer‘
im Zeugnis. Also in der siebten Klasse kam
plötzlich diese rapide Verschlechterung.
Also psychisch war ich völlig fertig. Dann
schaute ich, so geht das nicht. Langsam be-
gann ich den namaz1 zu beten – habe aber
mich aber immer noch mit meinen Freun-
den getroffen. Also ich fange mit dem na-
maz an und mache trotzdem noch halb
weiter und dann habe ich langsam zu se-
hen begonnen: Wir sind Muslime, aber wir
kennen den Islam nicht… Dann ist meine
Familie umgezogen, weiter raus. Dann
konnte ich die Freunde nicht mehr so ein-
fach treffen. Ich hatte viel Zeit. Dann habe
ich begonnen viel Fernsehen zu schauen,
also das hat mich sehr beschäftigt, also das
ist sehr schädlich…“
In dieser Zeit wurden Gespräche mit sei-
nem Bruder Ibrahim, der damals bereits in
Berlin Medizin studierte, wichtig. Ibrahim
brachte ihm Kaplan näher: „Allah, das war
nun etwas ganz anderes als das von den
Hodschas, die ich bisher gehört hatte. Also
das war interessant, [Ibrahim] erzählte
viel Interessantes und dann hat er mir ein
paar Bücher gegeben. Also Bücher von
Cemaleddin Kaplan… Ich hatte vorher
was gelesen über den Islam, aber ich habe
nur die Hälfte verstanden, mein Wort-
schatz2 war null… Und dann habe ich
Cemaleddin Hoca gelesen – und da gab es
nichts, was ich nicht verstand.“ Besonders
wichtig sei für ihn eine Fahrt zum Bruder
nach Berlin gewesen. „Dort bin ich lange
geblieben. Wir haben einiges gemacht:
Bücher gekauft, gelesen. Er hat mir
Bücher empfohlen – und seit damals kann
ich nicht mehr aufhören.“
Betrachten wir zunächst die Art und 
Weise der Selbstbeschreibung. Seyfullah
gibt uns hier die Beschreibung einer psy-
chischen Krise und ihrer Lösung. Die Termi-
nologie und die Struktur dieser Schilde-
rung zeigen, dass er sich an einem Modell
des Selbst orientiert, das sich wesentlich
von dem der Generation vor ihm unter-
scheidet. Angehörige der ersten Genera-
tion waren grundsätzlich sehr zurückhal-
tend, wenn ich sie nach ihren individuellen
Erfahrungen fragte. Sie waren der Mei-
nung, dass das individuelle Selbst für je-
manden uninteressant ist, der auf der Su-
che nach der Wahrheit ist. Was könne man
schon aus individuellen Fehlern und Irrtü-
mern lernen? Man solle sich lieber der gött-
lichen Wahrheit zuwenden, also in Bezug
auf Religion mit denjenigen sprechen, die
am Besten darüber Bescheid wüssten.
Nach diesem Modell ist das individuelle

Selbst irrelevant. Man gewinnt nichts aus
einer reflexiven Zuwendung zum Selbst –
wichtiger ist es, sich selbst zu transzen-
dieren. Psychische Krisen wurden – wenn
überhaupt – nur zögerlich und mit großem
Unbehagen, wenn nicht Scham, angespro-
chen. Ganz anders Seyfullahs Erzählung.
Sie zentriert sich um ein individuelles
Selbst, das in einem schmerzhaften Prozess
zu sich selbst findet. Es ist kein Zufall, dass
diese Geschichte für einen westlichen Le-
ser viel zugänglicher ist, als die Geschich-
ten der ersten Generation3: Seyfullah in-
terpretiert sich selbst mit einem Modell,
das er während des Aufwachsens in
Deutschland erworben hat. Diese Modell
wird über eine Vielzahl von Kanälen 
vermittelt (Literatur, Diskussionen, Bera-
tungsgesprächen), die alle die Bedeutung
des individuellen Selbst in dieser Kultur 
unterstreichen. Werte wie Selbstverwirk-
lichung, Unabhängigkeit, Selbstfindung,
Autonomie artikulieren alle die existen-

zialistische Botschaft, dass man zu dem
werden soll, der man ist. Man mag bereits
hier anmerken, dass ein individualisiertes
Selbst besonders sensibel in Bezug auf An-
erkennung ist. Die Reflexivität, die in die-
ser Struktur besonders betont wird, führt
tendenziell dazu, dass man sich selbst stän-
dig zum Thema macht. Dies macht einen
abhängiger von Bestätigung durch andere
als eine Konzeption, die an der Überwin-
dung beziehungsweise Transzendierung
des individuellen Selbst interessiert ist. 

„Verdeutschen“ – 
ethnische Codierungen 
unliebsamer Aktivitäten

Seyfullahs Erzählung gliedert sich in drei
Phasen:
1) Die Phase vor der Hinwendung zu

Kaplan;
2) Die Krise und 
3) Die Lösung. 
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Der „Kalif von Köln“ 
Das Foto zeigt Metin Kaplan, den sogenannten Kalifen von Köln, während des Staats-
schutzprozesses, der im Jahr 2000 vor dem OLG Düsseldorf stattfand. Kaplan wurde vor-
geworfen, eine für seine Gefolgsleute verbindliche Todesdrohung gegen einen
Abweichler ausgesprochen zu haben, der daraufhin von drei unbekannten Tätern
erschossen wurde. Foto: dpa-Fotoreport
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Die Schilderung der ersten Phase ist durch
den fast inflationären Gebrauch der eth-
nischen Zuschreibungen „deutsch“ und
„türkisch“ charakterisiert. Beide Welten
werden in Opposition zueinander konstru-
iert: Auf der einen Seite schildert Seyfullah
die Welt des Gymnasiums und der Freun-
desgruppe, die als „frei“ charakterisiert
wird; ihr wird die Welt der Familie und der
türkischen Gemeinde gegenübergestellt,
die als restriktiv beschrieben wird. Dies 
ist alles andere als selbstverständlich. Ge-
nauso plausibel wäre es gewesen, wenn 
Seyfullah einen Gegensatz zwischen Ju-
gendkultur und Erwachsenenkultur auf-
gemacht hätte – schließlich waren wahr-
scheinlich auch viele Eltern seiner deut-
schen Freunde nicht allzu glücklich über die
Aktivitäten ihrer Kinder. Der Grund für die
ethnische Codierung liegt bei den beiden
Institutionen, die für einen jungen Türken
in diesem Alter entscheidend sind – näm-
lich die Schule und das Elternhaus.
Türkische Eltern tendieren sehr schnell
dazu, unliebsame Aktivitäten ihrer Kinder
als „verdeutschen“ zu interpretieren. In
dieser Komplexitätsreduktion drückt sich
die verbreitete Angst einer ersten Genera-
tion aus, die Kinder an eine ihnen fremde
Umwelt zu verlieren. Dies bedeutet, dass
pubertär rebellisches Verhalten, Unwillen
den Wünschen der Eltern zu entsprechen
oder auch neue Angewohnheiten sehr
schnell ethnisch codiert werden. Eine tür-
kische Gymnasiastin brachte es in einem
Gruppeninterview auf den Punkt: „‚Mach
mal dies‘, ‚mach mal das‘, ‚du musst mir
helfen meine Tochter‘, und wenn man das
nicht macht, dann kommt sofort so ein
Spruch: ‚du bist ne Faule und ver-
deutscht‘.“
Vor allem praktizierende Muslime, die
wertebewusster sind als säkular gesinnte
Immigranten, neigen aus dieser Sorge oft
zu einer überprotektiven Einstellung.
Eine ähnliche Komplexitätsreduktion –
allerdings mit umgekehrten Vorzeichen –
findet man an den deutschen Schulen. Die
Lehrer neigen dazu, Handlungen ihrer
islamischen Schüler oder ihrer Eltern auf
„islamischen Konservativismus“ zurück-
zuführen – und nicht als Versuche zu
sehen, mit einer strukturell schwierigen
Situation umzugehen.

Ein doppeltes Problem der
Anerkennung

Junge Immigranten sehen sich also mit
einem doppelten Problem der Anerken-
nung konfrontiert. Die Kompromisse und
Manöver, die sie als Türken in Deutschland
machen, werden von den Eltern prinzi-
piell als Verdeutschung und von den Leh-
rern als Verhaftetsein in der türkischen
und islamischen Kultur interpretiert.
Dabei ist entscheidend, dass diese Ein-
schätzungen mit Wertungen und Ableh-
nungen verbunden sind: In türkischen
Familien wird „Deutschland“ mit kaput-
ten Familienverhältnissen, sexueller Liber-
tinage, Alkohol, Drogen, Nazitum und
Gewalt gleichgesetzt. Von Deutschen
wird die islamisch-türkische Familie mit
Rückständigkeit, Autoritarismus, Patriar-
chalismus und innerfamilialer Gewalt
gleichgesetzt. Die komplexe Situation der

jungen Türken aus Einwandererfamilien
wird nicht nur nicht wahrgenommen; die
Kompromisse, die sie erzwingt, werden
auch immer problematisiert und abge-
wertet.
Viele türkische Kinder in dieser Situation
sehen sich gezwungen, zu Hause „die
Deutschen“ zu verteidigen und in der
Schule den Islam beziehungsweise die
„türkische Kultur“. Da aber die Kenntnis-
se beider Seiten übereinander rudimentär
und stereotyp sind, müssen sie das nicht
selten mit den falschen Argumenten tun.
Nicht selten finden sie sich in einer Lage, 
in der sie zur Unwahrheit greifen müs-
sen, um die Wahrheit zu sagen. Dies ist
eine sehr schmerzhafte Situation. Obwohl
sie linguistisch in zwei Sprachen kompe-
tent sind, können sie nicht von einen Kon-
text in den anderen übersetzen, weil alles
auf dem falschen Hintergrund interpre-
tiert wird (Schiffauer 2001). Sie finden
sich, wie es der Titel eines der besten
Beschreibungen der Sprachlosigkeit bei
Eingewanderten fasst, „lost in trans-
lation” (Hoffmann 1989/1993).
Wenn wir uns Seyfullahs Beschreibung
zuwenden, dann registrieren wir aller-
dings eine Asymmetrie. Die Häufigkeit,
mit der er die „deutschen Freunde“
erwähnt, lässt darauf schließen, dass er
sich fast verzweifelt um ihre Anerken-
nung bemüht. Dies hängt wohl damit
zusammen, dass er sich im Gymnasium in
einer fast rein deutschen Umgebung wie-
derfindet. Wenn man nur den ersten Teil
von Seyfullahs Beschreibung liest, würde
man annehmen, dass er früher oder später
im Namen der deutschen Kultur mit der
Kultur seiner Eltern brechen würde. Wie
bei vielen anderen tritt das Gegenteil ein.
Der Grund dürfte darin liegen, dass viele
junge Immigranten sich im Alter von 13
und 14 sehr schmerzhaft der Diskriminie-
rung seitens der deutschen Gesellschaft
bewusst werden. Einer der Gründe dürfte
in der generellen Unsicherheit zu suchen
sein, die die Pubertät charakterisiert.
Hinzu tritt jedoch auch als soziologischer
Faktor, dass man in diesem Alter die relativ
geschützten Sphären von Familie und
Elternhaus verlässt und mit gesellschaftli-
cher Zurückweisung konfrontiert wird.
Man wird von dem Kollektiv abgelehnt,
dem man eigentlich zugehören wollte –
und wird auf das Kollektiv zurückverwie-
sen, aus dem man ausbrechen wollte. Der
daraus resultierende Konflikt kann zahl-
reiche Formen annehmen: Rückzug und
Depression, Aggression oder auch Iden-
tifikation mit radikalen Oppositions-
gruppen.
Seyfullah hat den letzteren Ausweg ge-
wählt. Indem er sich der Kaplan-Gemein-
de anschloss, fand er seinen Weg aus der
Krise. Der radikale Islamismus von Cema-
leddin Kaplan bot ihm einen intellektuell
befriedigenden Fluchtpunkt, von dem aus
sich die Welt perspektivisch ordnete. 

Der Anspruch, Elite und Vorhut der
Islamischen Revolution zu sein

In der Zeit, in der Seyfullah seine Begeis-
terung für Kaplan entdeckte, begann
Kaplan die Gemeinde in eine elitäre
Kaderpartei zu transformieren, die sich

bewusst an junge Leute wandte. Die Mit-
glieder inszenierten sich als Vorhut einer
islamischen Revolution. Sie organisierten
Wehrsportübungen und begannen, eine
traditional anmutende islamische Klei-
dung anzulegen – die Robe und den Tur-
ban. Damit wurde die neue Identität aus
dem Kontext der weitgehend geschlosse-
nen Gemeinde hinaus in den Alltag (auch
in die Schule) getragen.
Sehr unverhohlen wurde ein politischer
Führungsanspruch angemeldet: Seyfullah
war überzeugt, dass die Führungsschicht
eines künftigen islamischen Staats von
den Mitgliedern der Kaplan-Gemeinde
gestellt werden würde. Seiner Meinung
nach stand die Revolution unmittelbar
bevor. 
„Kaplan hat gesagt, die Sache des Islam sei
in der Türkei weit vorangeschritten. Sie
wollen ihn nun zum Verstummen bringen,
das klappt aber nicht… Jetzt haben sie
begonnen, langsam den Islam zu verste-
hen, also wir haben Hoffnung.“
Der Anspruch, islamische Elite und Vorhut
der Islamischen Revolution zu sein, wurde
durch selbstorganisierte Schulungen un-
termauert. Seyfullah begann, Arabisch zu
lernen und regelmäßig an den Jugend-
treffen am Wochenende in der Gemeinde
teilzunehmen. Dort gehörte er bald zu
dem inneren Kreis, der sich in das islami-
sche Wissen einarbeitete. Dabei speziali-
sierte sich jeder der jungen Männer auf
ein Gebiet. Er selbst habe sich zunächst in
Dogmatik/Glaubenslehre eingearbeitet
und in dem Zusammenhang unter ande-
rem die Schriften Said Nursis4, Hasan al-
Bannâs5 und Sayyid Qutb6 (des Begründers
des ägyptischen Islamismus) gelesen. Spä-
ter habe er sich selbst zunehmend den
politischen Fragen zugewendet: 
„Was ist ein islamischer Staat, [wie verhält
sich] Demokratie und Islam, was ist die
Aufgabe der neuen Generation? Wir stu-
dieren das Leben des Propheten… Wir
nehmen den Propheten als Vorbild und
studieren zum Beispiel, wie er sich in
bestimmten Situation verhalten hat, wel-
che politische Taktik er gewählt hat, wie 
er sich unter der Folter verhalten hat…“
Insgesamt hätten sie gute Fortschritte
gemacht – sie hätten sich „angespitzt wie
einen Bleistift“. Die Organisation des der-
art erarbeiteten Wissens unterscheidet
sich grundlegend von dem der ersten
Generation: Eine Systematik, die Über-
blicke von Detailinformationen trennt, ist
an die Stelle eines eher flächigen Gewebes
von Geschichten und Erzählungen ge-
treten.
„Also wenn du jetzt [einen der Jugendli-
chen] fragst, weiß er über die großen Li-
nien Bescheid und wenn Du Detail wissen
willst, findet er sofort die einschlägigen
Stellen.“ Kurzum: Die jungen Islamisten
eigneten sich das islamische Erbe mit den
intellektuellen Werkzeugen an, die sie an
den deutschen Schulen und Universitäten
erworben hatten.
Der narzisstische Gewinn einer Identifika-
tion als Revolutionär ist nachvollziehbar.
Dennoch erklärt das nicht alles. Das Iden-
tifikationsangebot muss auch kognitiv
plausibel sein – es muss eine plausible
Rekonstruktion der bisherigen Erfahrung
erlauben. Tatsächlich scheint Seyfullah
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genau dies zu empfinden. Im Gespräch
äußert er sich über den Reiz, den Kaplans
Denken auf ihn ausübt: Es sei 
„vollkommen logisch, da ist nichts, was
sich widerspricht, weder vom islamischen
noch vom logischen Standpunkt aus…
also es ist wie in der Mathematik, wenn
man klare Funktionen ableitet“. 
An einer anderen Stelle des Interviews
betonte er den „Halt“, den er durch
Kaplan gewonnen habe. Dieses Gefühl
erschließt sich, wenn wir betrachten, wie
sich nun das Verhältnis zu den drei Ak-
teuren entfaltet, die die Erzählung seines
Pubertätskonfliktes bestimmen: Die „ers-
te Generation“, die „Türkei“; „Deutsch-
land“.

Die erste Generation und ihr Traum
von der Rückkehr

Die Hinwendung zu Kaplan erlaubt es 
Seyfullah, Opposition zu artikulieren,
ohne sich dem Vorwurf des „Verdeut-
schens“ aussetzen zu müssen. Dies lässt
sich an zwei Vorwürfen zeigen, die er
gegen die Elterngeneration erhebt – die
„Knausrigkeit“ und die „Unwissenheit“.
Zunächst zum Vorwurf des Geizes:
„Es gibt Knauser, die das Geld sehr lie-
ben… Wenn so jemand, der sich um sein
Geld fürchtet, 10 Mark spendet, sagt er:
‚Mein Geld flutscht mir durch die Finger.‘
Gleichzeitig aber gibt er, ohne sich zu
schämen, für sein Haus in der Türkei
100000 Mark, 150000 Mark aus.“… „Ohne
zu zögern fliegt da einer in die Türkei, um
sein Haus zu errichten. Alles OK, alles
selbstverständlich – aber wenn dann die-
ser Mann auf die Pilgerfahrt geht, beginnt
er zu jammern: Ich gehe zur Pilgerfahrt,
ich werde dort sterben, mein Geld kriegt
ein anderer…“
Man versteht diese Passage nur richtig,
wenn man weiß, dass mit dem Vorwurf
der „Knausrigkeit“ keine Idiosynkrasien
angesprochen sind, sondern der Lebens-
entwuf einer ganzen Generation. Die
Migranten waren in der Absicht nach
Deutschland gekommen, in relativ kurzer
Zeit ein Vermögen zu machen. Dahinter
stand der Wunsch, „die Zukunft zu
sichern“, was in der Regel bedeutete, in
einer der türkischen Großstädte ein
Unternehmen zu eröffnen. Die rapide
Verschlechterung der Wirtschaftsparame-
ter in der Türkei führte dazu, dass die meis-
ten in Deutschland hängenblieben. Dies
bedeutete nun nicht, dass der Plan der
Rückkehr aufgegeben wurde – die Folge
war vielmehr eine bezeichnende Zer-
stückelung der Zukunft. Wenn es auch
zum gegebenen Zeitpunkt nicht möglich
war, so würde man doch in fünf Jahren
zurückkehren können. Man richtete sich
im Provisorium ein: Mental orientierte
man sich an der Türkei – faktisch war man
in Deutschland. Jetzt und hier arbeitete
und sparte man, um in Zukunft und dort
leben zu können – „leben“ im emphati-
schen Sinn, der auch Konsum mit ein-
schließt. Man etablierte also ein radikal
zweckrationales Verhältnis zu Deutsch-
land. Deutschland für die erste Generati-
on war ein radikal entsymbolisierter
Raum, in dem sich Konsumption über-
haupt nicht lohnte, weil man gar nicht

interessiert daran war, hier Status aufzu-
bauen. Kurz: Das Leben dieser Generation
war bestimmt von dem Wunsch „einen
Moment früher zurückkehren zu kön-
nen7.” Dies drückte sich in zahlreichen
Details aus – etwa in der Tatsache, dass die
in der Türkei gekauftem Häuser (die man
einmal im Jahr für einen Monat bewohn-
te) außergewöhnlich gut ausgestattet
waren, während es in Deutschland oft am
Notwendigsten fehlte.

Dem steht der Wunsch der 
zweiten Generation gegenüber, sich
in der deutschen Umwelt symbolisch 
zu behaupten

Für viele Mitglieder der zweiten Generati-
on war dieses Klammern am Rückkehr-
traum und die damit verbundene Orien-
tierung an der Türkei problematisch. Im
Namen einer fragwürdigen Zukunft
wurde auf Lebensqualität und auf eine
geachtete Existenz in Deutschland ver-
zichtet. Die Forderung, im „hier und jetzt“
zu leben, verband sich mit dem Wunsch,
sich in der deutschen Umwelt symbolisch
zu behaupten – was hieß, den Geruch des
Verzichts abzustreifen: 
„Ich habe viele Deutsche gehört, die haben
gesagt: ‚Ja die Türken sind so, die wollen
Geld machen und die wollen in der Türkei
Land kaufen, die wollen Häuser kaufen‘.“ 
Dagegen wurde gelegentlich ein fast
wütender Konsum gesetzt: 
„Oder zeig mir mal einen Deutschen, der
in drei Jahren sieben Autos zu Schrott
gefahren hat. Da wollen die Deutschen
mir erzählen, dass ich als Ausländer viel
spare und drüben ein Haus kaufe und
sonst was alles“, 
sagte mir ein junger Mann, mit dem ich 
in Berlin ein Interview geführt hatte
(Schiffauer 1985:171). Es überrascht nicht,
dass derartige Äußerungen leicht Vorwür-
fe der Verdeutschung nach sich ziehen.
Die Begegnung mit Kaplan gibt nun Sey-
fullah die Möglichkeit, den Vorwurf der
„Knausrigkeit“ in der gleichen Vehemenz
aufrechtzuerhalten und gleichzeitig die
Fallen der ethnischen Codierung zu ver-
meiden. Es wird nicht mehr Konsumstei-
gerung eingeklagt, sondern eine Norm
beschworen, die die Eltern selbst teilen.
Die übertriebene Sparsamkeit hindere am
wahrhaft islamischen Leben, sie vermin-
dere die Bereitschaft, für die Gemeinde zu
spenden oder den islamischen Pflichten
nachzukommen – und sie führe dazu, dass
man sich auf die Welt einlässt und deshalb
zu falschen Kompromissen neigt: 
„Also die, die wirklich für den Islam kämp-
fen, werden zu uns kommen, aber nicht
die alten Typen, die bloß ihre Hände in
den Taschen haben und ihr Geld zählen…
Also die Leute, die früher in dieser
Gemeinde waren, die nur die Hände in
den Taschen hatten, um Geld zu zählen,
die sind schon lange weg, zur Nationalen
Sicht oder zum Präsidium für Glaubensan-
gelegenheiten.“

Die Vätergeneration mit besserem
Wissen über den Islam übertrumpfen

Der andere Punkt, an dem die Differenz
zur „ersten Generation“ artikuliert wird,

ist die Frage nach dem „Wissen“. Das
gesellschaftlich relevante Wissen ist in
Immigrationssituationen auf spezifische
Weise verteilt. Die Heranwachsenden sind
oft besser in der Lage, die Chancen, Mög-
lichkeiten und Gefährdungen der weite-
ren Umwelt abzuschätzen als die Eltern,
weil sie einfach weit besser mit den deut-
schen Institutionen vertraut sind. Sie kön-
nen sich trotzdem nicht gegen die Eltern
durchsetzen, die, in der Regel aus Angst,
Verbote aussprechen und diese eher hilf-
los mit einer Berufung auf „unsere Kul-
tur“ oder „unsere Religion“ begründen.
Mit der Wendung zu Kaplan gewann Sey-
fullah einen Standpunkt, von dem aus er
der Elterngeneration auch auf diesem,
ihrem ureigenen Feld, etwas entgegen-
setzen konnte. Erlebte die zweite Genera-
tion immer wieder, dass ihre Einschätzun-
gen durch einen Verweis auf den Islam
vom Tisch gewischt wurden, so schafft es
Seyfullah nun, den Islam der Eltern selbst
in Frage zu stellen: 
„Ich sehe einen ziemlichen Unterschied
zwischen der ersten und zweiten Genera-
tion. Zum ersten darin, dass die erste
Generation über den Islam sehr wenig
weiß. Die etwas wissen, sind so wenige,
dass man sie mit der Hand aufzählen
kann. Meist haben die nur gebetet, gefas-
tet, dann haben sie vielleicht Almosen
gegeben und sind zur Wallfahrt gefah-
ren – also das war’s… Also die zweite
Generation, die ist viel mehr dem Islam
zugeneigt und weiß viel besser über den
Islam Bescheid. Sie brauchen bloß einmal
zu kommen und die jungen Leute ausfra-
gen, dann werden Sie große Unterschiede
zu den alten feststellen also in Bezug auf
Glaubenslehre, auf die Philosophie des
Islam oder in Bezug auf die Lebensge-
schichte von Muhammed.“
Damit lässt sich der Spieß umkehren: 
„Und die alten Leute, was soll ich sagen,
wenn man denen was erzählt, sagen sie:
‚Hey pass mal auf, du bist jünger als ich, du
hast mir gar nichts zu sagen.‘ Aber die
ignorieren den Punkt im Islam, an dem es
heißt: ‚Der Islam hat nichts mit dem Alter
zu tun, sondern mit dem Wissen‘.“
All dies entlud sich in den Konflikten 
mit Mitgliedern der ersten Generation, 
die mit ihrer Skepsis über Kaplans neuen
Kurs nicht hinter dem Berg hielten. Die 
folgende Äußerung über ein Gemeinde-
mitglied, das ehemals eine wichtige Funk-
tion in der Moschee hatte, Anfang der
neunziger Jahre aber ausgetreten war,
spricht Bände:
„Abuzer kann den Koran nicht richtig
lesen. Er tritt gegen islamische Positionen
auf und kann noch nicht einmal den
Koran lesen. Ihr habt aus dem Islam einen
Götzendienst gemacht, sagt er. Ich war
selbst davon Zeuge… Als er hier wegging
sagte er – ich habe es selbst gehört: ‚Du
bist auf dem Weg des Teufels, wer sich von
der Gemeinde trennt, ist auf dem Weg des
Teufels.‘ Er soll das doch am Beispiel des
Propheten, mit Koran und Sunna bewei-
sen: Wenn wir einen Fehler begangen
haben, bitten wir um Verzeihung, machen
wir etwas anderes, sagen es der ganzen
Gemeinde..Ha, ich kenne sie alle wie mei-
nen Vater. Denn ich bin mit ihnen zusam-
men, seit ich geboren bin.“
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Auch hier ist die emotionale Wucht
bedeutsam, die aus diesen Zeilen spricht
(auf dem Band sind die Zeilen kaum ver-
ständlich – die Worte überstürzen sich
geradezu). Man muss nicht Freudianer
sein, um zu sehen, dass hier eine Verschie-
bung stattfindet: Die Auseinanderset-
zung führt er mit Männern, die er kennt,
„wie seinen Vater“ und die – wie sein
Vater – anderer Meinung sind als er. Dabei
ist es durchaus möglich, dass er nach sei-
ner Hinwendung zu Kaplan in Männern
wie Abuzer zunächst sogar die „besseren
Väter“ gesehen hat, Männer, die die
Revolte gegen die Nationale Sicht mitge-
macht hatten. Umso größer die Enttäu-
schung, wenn nicht der Hass, wenn diese
sich nun gegen die Gemeinde stellen. 
Die Hinwendung zu Kaplanerlaubt es nun,
diese Männer mit den eigenen Waffen zu
schlagen. Das, was sie jahrelang gepredigt
haben – dass der Islam Lehren und Lernen
ist, dass man ihn auch in den Punkten ak-
zeptieren muss, die einem nicht gefallen –
wird nun gegen sie selbst gewendet: 
„Sie machen das, was ihnen gefällt, und
das, was ihnen missfällt unterlassen sie.
Geht das denn für einen Muslim?“ 
Hier wird die Autorität eines systemati-
schen, in Kursen angeeigneten Wissen
gegen ein unsystematisches, autodidak-
tisch erworbenes Wissen in Anschlag
gebracht. Letzteres gerät damit hoff-
nungslos in die Defensive. Gegenüber den
sich auf Texte beziehenden Argumenten
der zweiten Generation haben die Meta-
phern und Geschichten der ersten Genera-
tion keinerlei Überzeugungskraft mehr. 

Die Türkei: vom Ort der Sehnsucht
zum Hort des Teufels

Die Hinwendung zu Kaplan bot Seyfullah
auch eine Möglichkeit, das Verhältnis zur
Türkei (und den Türkei-Türken) neu zu
bestimmen. Die Türkei wurde von der
ersten Generation geradezu mythisiert.
Sie war der Ort der Sehnsucht, ja der Erlö-
sung von der existentiellen Situation der
„Fremdheit“ (gurbet). Dies vermittelte
sich durchaus der zweiten Generation, die
mit dem Traum der Rückkehr aufgewach-
sen ist. Gleichzeitig war den jungen
Deutsch-Türken natürlich klar, dass sie dort
keine Perspektive haben würden. Die Tür-
kei wurde für sie zur verlorenen Heimat –
ein Ort, der emotional hoch besetzt war,
zu dem man aber eigentlich nicht zurück-
kehren wollte. Mit der Wendung zu
Kaplan ließ sich diese Ambivalenz kognitiv
auflösen: Vom islamistischen Standpunkt
aus betrachtet, kommt die Türkei gegen-
wärtig als Heimat nicht in Frage, sie könn-
te aber in Zukunft, nach einer islamischen
Revolution, zu einer werden.
Bei dieser Generation fällt die Radikalkritik
Kaplans an der gegenwärtigen Türkei als
eines Regimes des Teufels auf weit frucht-
bareren Boden als bei der ersten. Im Diskurs
von Seyfullah erscheint die Türkei als Ort,
wo Gewalt, Willkür und Pornographie
herrscht:
„Heute ist die Türkei ganz wie Europa ge-
worden, ja sie hat Europa noch übertrof-
fen.“ „Der türkische Staat wurde auf Blut
begründet, auf zwei Millionen Opfern, zwei
Millionen aus dem gleichen Volk“: „Es ist ein

Regime, das zur Zeit völlig problemlos in
Kurdistan 17 Dörfer mit Vieh und Menschen
zerstört; da gibt es keine Menschenrechte.“
Die Konsequenz daraus ist nun eben nicht,
sich in Deutschland einzurichten, sondern
auf die Revolution in der Türkei hinzu-
wirken:
„Wir wollen dieses Regime stürzen und an
seine Stelle ein gerechtes, ruhiges (adalet-
li, huzurlu), von Terrorismus freies (Regi-
me) setzen, wo jeder Bruder des anderen
ist. Ob Kurde, Araber, Tscherkesse, Laze,
was auch immer.“ 
Wie für die Eltern liegt die sinnvolle
Zukunft nicht hier, sondern dort: Nur ist es
nicht die individuelle Zukunft des Häusle-
bauers, sondern die kollektive Zukunft
des Revolutionärs. Auch in dieser Frage
wird einerseits Kontinuität hergestellt
und andererseits Differenz gewahrt. Der
Traum der Eltern wird aufgenommen und
auf einer höheren Ebene fortgesponnen.

Die Hinwendung zum politischen
Islam schützt vor dem Vorwurf des
„Deutschländlers“

Dies erlaubt es, sich in allen praktischen
Dingen an Deutschland zu orientieren –
ohne den Traum von der Türkei aufzuge-
ben. Wichtig ist dies vor allem in Bezug
auf die Staatsangehörigkeit. Während
diese Frage in den meisten türkischen
Familien symbolisch stark befrachtet ist
(weil der Erwerb der deutschen Staatsan-
gehörigkeit mit einer Abkehr von der Tür-
kei gleichgesetzt wird – geradezu mit
einem Verrat), sehen die jungen Leute in
der Kaplan-Gemeinde dies sehr pragma-
tisch:
„Für mich macht es keinen Unter-
schied. Wir sind Muslime. Elhamdullilah –
‚Gott sei gepriesen‘. Ob ich nun in der
Hand einen türkischen oder einen deut-
schen Pass habe – ich bin immer noch der
gleiche…“
Dennoch: Wenn die Revolution komme,
werde er selbstverständlich zurückkehren.
Dabei ist vor allem wichtig, dass die Hin-
wendung zu Kaplan vor einem anderen
Vorwurf schützt, der oft in diesem Zusam-
menhang laut wird: 
„Es ist als wenn du zum gavur, zum
Ungläubigen wirst, wenn du die deutsche
Staatsangehörigkeit erwirbst.“
Gerade dies kann man ihm nicht vorwer-
fen. Ähnliches gilt für den Vorwurf des
Deutschländlers, der gegen die Migran-
ten, vor allem aber auch gegen die zweite
Generation erhoben wird:
„Das habe ich dieses Jahr in der Türkei
gemerkt – die haben nicht mehr
‚Deutschländler‘ gesagt.“
Die Hinwendung zum politischen Islam
schützt, bei allem Einlassen auf Deutsch-
land, vor diesem Pauschalvorwurf der Tür-
kei-Türken.

Im Verhältnis zu Deutschland: 
die Inszenierung von Differenz

In einer ganz anderen Weise erlaubt es die
Hinwendung zu Kaplan schließlich, Diffe-
renz und Gemeinsamkeit im Verhältnis zu
Deutschland zu denken. Auf dieser
Grundlage wird es möglich, das pubertäre
Oszillieren zwischen einem Selbstbild „als

Deutscher“ und einem „als Türke“ zuguns-
ten eines reflektierteren Verhältnisses zu
überwinden. Die Rezeption von Kaplans
revolutionärem Islam ermöglicht ein
outing – ein Inszenieren von Differenz in
der Absicht, die Anerkennung für den
eigenen Lebensentwurf einzufordern.
Nach der Hinwendung zu Kaplan kommt
Seyfullah zu der Einschätzung, dass es sich
bei den türkischen Muslime um eine dop-
pelt diskriminierte Gruppe handelt: Sie
werden als Türken und Muslime ausge-
grenzt. Mit anderen Mitgliedern der
Gemeinde teilt Seyfullah das Gefühl, dass
die Deutschen – wenn überhaupt – „inte-
grierte Türken wollen, Türken, die so sind
wie sie selbst“. Wenn er nun in der Öffent-
lichkeit islamische Kleidung trägt, dann
betont er auch seine islamische Identität
und damit genau das am stärksten diskri-
minierte Attribut. Dies erfordert Mut. Ali,
ein anderer junger Mann in der Gemein-
de, erzählte von seinen Schwierigkeiten in
dieser Hinsicht: 
„80 % der Leute kommen Turbane und
Roben komisch vor. Also wenn sie das auf
der Straße sehen, dann verhalten sie sich
ablehnend... Ich bin noch nicht so weit.
Wenn ich zu den Treffen oder auf Demons-
trationen gehe, lege ich den Turban
an. [Im Alltag] schaffe ich es noch nicht. 
Ich müsste eigentlich [den Turban] tra-
gen... Der Muslim muss sich so wie zu
Hause auch auf der Straße verhalten... Es
verlangt einfach Mut ab. Du wohnst in
Deutschland, du wirst mit Verachtung
angeschaut, jeder schaut… Also diesen
Mut habe ich in mir noch nicht gefunden.
Ich habe mir nur einen Bart wachsen las-
sen. Ich bin der Meinung, dass wir Musli-
me uns endlich ‚outen‘ sollten (belli etme-
si gerekir, wörtlich: erkennbar sein müs-
sen). Wir dürfen uns nicht mehr fürchten,
weder vor anderen, noch vor uns selbst.
Also was meinen Bart betrifft; also man
muss wegen der anderen Muslime mutig
sein, ‚Schau hier ist noch ein Muslim.‘ Also
in dieser Hinsicht habe ich an Geist
gewonnen. Es geht darum, sich nicht zu
unterwerfen.“
Die Strategie, genau den diskriminierten
Aspekt zu inszenieren, ist eine von ver-
schiedenen Minderheiten gewählte Stra-
tegie – von Behinderten bis Schwulen.
Solange man das diskriminierte Attribut
versteckt, bejaht man den missbilligenden
Blick der Mehrheit, ja man blickt auf sich
selbst mit den Augen der Mehrheit, was
nichts anderes heißt, als dass man nicht zu
den schwulen/islamischen/behinderten
Aspekten seiner selbst steht – und sich
zumindest in gewissen Situationen ihrer
schämt. Letztendlich läuft dies darauf hi-
naus, dass man das Attribut als Stigma
akzeptiert, mit allen Implikationen, die
Irving Goffman (1963/1980) analysiert hat.
Man beginnt, den Alltag vom Stigma her
zu gestalten, das heißt in Bereiche zu glie-
dern, in denen man sich zu dem Attribut
offen beziehungsweise gefahrlos beken-
nen kann, und in andere, wo man das
Attribut verbirgt. In Bezug auf die Musli-
me der ersten Generation war dies sehr
deutlich: Sie beteten nicht öffentlich, wie
es die Religion eigentlich erforderte (und
vor allem wagten sie nicht, an öffentli-
chen Plätzen wie Autobahnraststätten die
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rituellen Waschungen zu vollziehen). Das
outing läuft darauf hinaus, den Spieß
umzukehren. Das Problem, so die implizi-
te Rhetorik, liegt nicht bei der Minderheit,
die ein Attribut hat, sondern bei der
Mehrheit, die dieses Attribut problema-
tisch findet8. Das Attribut muss offen ins-
zeniert werden – honi soit qui mal y pense.
Dies hat einen direkt befreienden Zug, als
es das Versteckspiel des Alltags beendet.
Gleichzeitig wird die Notwendigkeit der
Rechtfertigung an die anderen zurückge-
geben. Es geht tatsächlich darum, wie 
Ali es sehr luzide formuliert, sich weder
vor sich noch vor anderen mehr zu 
fürchten.

Outing oder der Versuch,
bestehende Grenzen zu verschieben

Das Ziel jedes outing ist das Verschieben des
sozialen Konsenses. Es geht darum, im Be-
reich des gesellschaftlichen Konsenses 
etwas als „normal“ bzw. „selbstverständ-
lich“ durchzusetzen, was vorher als „un-
normal“ oder gar pervers ausgegrenzt
wurde. Es geht darum, die öffentliche Mei-
nung zu verändern, genauer, um die Ver-
schiebung der Grenzen zwischen Statthaf-
tem und Nicht-Statthaftem. Dabei ist das
Austasten der Grenzen von zentraler Be-
deutung. Bemerkenswert war in diesem Zu-
sammenhang eine Auseinandersetzung,
dieSeyfullahmit dem Direktor seines Gym-
nasiums hatte. Bei aller Banalität der ver-
handelten Punkte, lässt sie doch das Muster
einer aktiven Politik des outingerkennen.
Seyfullah hatte sich vom Unterricht mit
dem Argument entschuldigt, dass das
Ramazanfest stattfinden würde. Nun
herrscht gerade in der Frage des Termins
des Ramazan zwischen den türkischen
Gemeinden ein heftiger Glaubensstreit:
Die Kaplan-Gemeinde setzt aus Gründen,
deren Erörterung hier zu weit führen
würde, den Beginn des Ramazan einen
Tag früher an als das staatliche Präsidium
für Glaubensangelegenheiten. Seyfullah
ließ sich also einen Tag früher befreien als
die anderen türkischen Schüler. Da er nun
außerdem während des Festes erkrankte
und erst eine Woche später wieder in den
Unterricht kam, ergab sich keine Gelegen-
heit zur Erklärung. 
„Nach zwei Wochen hat mich der Direktor
zu sich ins Zimmer gerufen. Als ich dann
rein bin, hat er mich gleich angeschrieen:
Wie ich dazu käme zu schwänzen. Dann
habe ich ihm alles von vorne, von A bis Z
erklärt und der Idiot kapiert es halt nicht.
Dann hat er gemeint: ‚Wir können nicht
für einen einzelnen Ausnahmen ma-
chen‘… Ich möchte aber nach meiner Reli-
gion leben und das tun, was im Koran
steht und nicht das, was das Präsidium für
Glaubensangelegenheiten sagt ... und ich
akzeptiere nicht, wenn eine so gottlose
Organisation wie das Präsidium als Vertre-
ter des Islams hier in Deutschland akzep-
tiert wird. Und der Direktor hat dann
gemeint: ‚Wenn Du den Islam leben willst,
musst du nach Saudi Arabien oder in den
Iran.‘ Fast hätte ich mich nicht mehr
zurückgehalten und dem eine aufs Maul
gegeben, weil das ist ja der Hammer. Dann
musst du entweder abhauen oder dich zu
unserer Religion bekennen.“

Hier wird deutlich an der Grenze gerüt-
telt: Die Unterrichtsbefreiung ist ein im
schulischen Kontext knappes und selten
gewährtes Gut. Jede Gewährung dieses
Gutes bedeutet eine Anerkennung. Sey-
fullah stellt nun die Forderung, dass die
abweichende Praxis der Kaplan-Gemein-
de seitens der Schule anerkannt wird (und
damit auch die autoritative Rolle des
Amtes für Glaubensangelegenheiten
geschwächt wird). Wie bei jedem outing
war dies ein gelungener Schachzug, der
den Vertreter der Majorität in die Defensi-
ve brachte: Wenn er nachgab, würde er
die Position der Minderheit stärken; wenn
er jedoch Widerstand gegen die Forde-
rung artikulierte (etwa mit dem Argu-
ment, dass irgendwo eine Grenze sein
müsse), wird noch einmal die Notwendig-
keit und die Erfordernis des outing
bestätigt: Die Islamfeindlichkeit der
Gesellschaft wird einmal erneut unter
Beweis gestellt. Die Reaktion Seyfullahs
zeigt dies deutlich: Er ist empört. Wir wis-
sen nicht, wie liberal die Schule in Augs-
burg war – aber auch die liberalste Institu-
tion entgeht natürlich nicht dem Risiko
auf diese Weise „entlarvt“ zu werden.9

Das Muster, Institutionen
„entlarven“ zu wollen, ist seit der
68er-Bewegung bekannt

In gewissem Sinn geht die hier vorgeführ-
te Strategie oft auf: Entweder man macht
einen Geländegewinn oder man insze-
niert die Notwendigkeit, einen Gelände-
gewinn zu machen. Dabei ist das zugrun-
deliegende Argument immer das gleiche:
„Wer sind wir denn, uns von einer deut-
schen Institution vorschreiben zu lassen,
wie wir den Islam zu praktizieren haben.“
In gewissem Sinn ist dies ein sehr persuasi-
ves Argument,10 für das auch weitere Krei-

se sehr empfänglich sind. Es tut keinen
Abbruch, dass der Konflikt inszeniert
wird, um die Institution „vorzuführen“, so
lange man der Überzeugung ist, dass sich
in der Reaktion der Institution nur ihr
innerstes Wesen zeigt. Sie wird entlarvt.
Was vorher nur vage empfunden wurde,
zeigt sich, materialisiert sich – und kann
deshalb auch (endlich) bekämpft werden.
Wenngleich diese Strategie sehr erfolg-
reich ist, kostet sie doch sehr viel Kraft. In
dieser Hinsicht wird der „Halt“, den die
Kaplan-Bewegung Seyfullah gibt, sehr
deutlich: Er wird in der Auseinanderset-
zung mit dem Rektor mit Argumenten
ausgestattet, die es ihm erlauben, sich
gegen einen intellektuell überlegenen
Gesprächspartner zu behaupten. Seyful-
lah weiß einfach, was richtig und was
falsch ist – und gewinnt darüber eine
argumentative Eindeutigkeit. Gerade dies
erlaubt es ihm, provokativer als andere
aufzutreten und damit für sich eine
Führungsposition im Kampf um Anerken-
nung zu beanspruchen. Dies dürfte nicht
zuletzt einer der Gründe dafür sein,
warum es der Kaplan-Bewegung gelang,
wieder Boden unter den Füßen zu fassen.
Es liegt wohl an der argumentativen Ein-
deutigkeit radikaler Splittergruppen, dass
es diesen nicht selten gelingt, sich an die
Spitze von breiteren Bewegungen zu set-
zen: Wo andere Kompromisse eingehen
würden, beharren sie auf ihren Positionen
und provozieren damit die Institutionen
zu Reaktionen, die wiederum die Notwen-
digkeit der Bewegung unterstreichen.
Andere Beispiele waren die Maoisten in
der Studentenbewegung, die Lesben bei
den Feministinnen.
Bei diesem Kampf um Anerkennung geht
es nicht um einen Rückzug aus der deut-
schen Öffentlichkeit – sondern ganz im
Gegenteil darum, ein Teil dieser Öffent-
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In der Disko
Ein großer Teil der in der Bundesrepublik lebenden jungen Muslime, Kinder oder sogar
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sondere von Jugendlichen türkischer Abstammung gern besucht wird.
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lichkeit zu werden beziehungsweise in ihr
eine Stimme zu erhalten. Jenseits von
allen inhaltlichen Äußerungen wird dies
von Seyfullahs Bereitschaft bezeugt, sich
mir in dem Interview zu erklären. Dies
drückt sich aber auch in den komplexen
Allianzen aus, die hergestellt werden. Die
Gegner auf der deutschen Seite, also die-
jenigen, die Anerkennung für Differenz
verweigern, werden generell als „Nazis“
gesehen, wobei der Terminus auf alle 
ausländerfeindlichen Positionen bezo-
gen wird. Entsprechend gibt es Koali-
tionsmöglichkeiten mit anderen unan-
gepassten Gegnern der „Nazis“ – etwa
Punks.
Das Selbstbild, das all dem korrespondiert,
scheint in einer bemerkenswerten Rede-
wendung durch: Die Deutschen, sagt Sey-
fullah, wollen „Türken, die so ‚bieder-
meiermäßig‘ (auf Deutsch) leben“. Die
Redewendung ist bezeichnend: Als radi-
kaler politischer Muslim sieht er sich als
Teil der unbequemen Opposition in der
bundesrepublikanischen Gesellschaft.

Wenn die Suche nach Anerkennung
zu Intoleranz und Selbstgerechtig-
keit führt

Die Faszination des islamischen Funda-
mentalismus für Seyfullah erklärt sich aus
dem Versprechen, eine aktive Antwort auf
die komplex gelagerte Anerkennungsprob-
lematik zu geben, die sich ihm als
Angehörigen einer zweiten Generation
von Einwanderern stellen. Eine Rekapitu-
lation und Erweiterung der bislang vor-
gelegten Thesen wird es erlauben, die
Grenzen und die Möglichkeiten einer der-
artigen Strategie zu bestimmen. 
Die Ausgangspassage zeigt, dass die Suche
nach Anerkennung für Seyfullah zentral
war, lange bevor er sich Kaplan zuwandte.
Man hat dabei nicht das Gefühl, dass er
Gleichgesinnte für Aktivitäten wie Skate-
boardfahren oder Graffiti-Sprayen sucht –
sondern im Gegenteil, dass er diese Akti-
vitäten aufnimmt, um in einer Gruppe
anerkannt zu werden. Dahinter dürfte das
Bedürfnis stehen, der Situation der
Unsichtbarkeit zu entgehen, die Ralph
Ellison (1947/1984) in seinem Invisible
Man so eindrücklich beschrieben hat. Sey-
fullah möchte jemand sein, er möchte
etwas Besonderes sein – und deshalb
möchte er anders sein (in dieser Phase als
die anderen Türken). Diese Sehnsucht
dürfte von vielen Jugendlichen in der
Pubertät geteilt werden; sie dürfte jedoch
bei Einwanderern, die sich einen Platz
schaffen müssen, besonders ausgeprägt
sein. Es ist also nicht (immer) eine an sich
vorhandene Differenz, die die Forderung
nach Anerkennung hervorruft. Sondern
es ist das tiefere Bedürfnis, gesehen,
wahrgenommen, geschätzt zu werden,
das Strategien der Differenzproduktion
nach sich zieht.
Als dieser Versuch, Anerkennung zu fin-
den, an der weiteren Gesellschaft schei-
terte, wandte sich Seyfullah der Kaplan-
Gemeinde zu. Dies kann als eine intellek-
tuell überzeugendere Lösung des Pro-
blems, besonders und anders zu sein,
interpretiert werden. Seyfullah gewinnt
eine Perspektive, von der aus er sich als

handelndes Subjekt entwerfen kann.
Durch die Hinwendung zu Kaplan über-
windet er eine Situation, in der er wesent-
lich durch andere definiert wurde: Als
„verdeutscht“ von seinen Eltern; als
„Deutschländler“ von den Türkei-Türken;
als „Muslim“ und „Türke“ von den Deut-
schen. In gewisser Weise eignete er sich
die Definitionsmacht an. Ich sehe darin
den Grund, warum die Kaplan-Bewegung
vor allem für junge Intellektuelle interes-
sant war, die aus bewusst islamischen
Elternhäusern kamen: Vor allem sie konn-
ten durch die Hinwendung zu Kaplan
Opposition und Identifikation signalisie-
ren.
Der Wunsch nach Anerkennung ist nicht
auf die Unterprivilegierten beschränkt. Er
kann vielmehr mit wachsender Integrati-
on in die Gesellschaft wachsen – vor allem
in Situationen, die durch allgemeine Dis-
kriminierung ausgezeichnet sind. Dafür
gibt es zwei Argumente. Erstens: Inte-
gration bedeutet per Definition mehr
Kontakte zu Mitgliedern der Mehrheits-
gesellschaft und damit auch mehr Mög-
lichkeiten, verletzt zu werden. Zweitens:
Berufsmäßige Abschlüsse enthalten das
Versprechen auf gesellschaftliche Aner-
kennung: Mit den steigenden Erwartun-
gen wächst auch die Verwundbarkeit.
Eine faktische Diskriminierung kann des-
halb umso schmerzhafter empfunden
werden, je mehr man in Bezug auf Ausbil-
dung und Beruf Teil der Gesellschaft
geworden ist. 
Die Logik dieser Suche nach Anerkennung
muss allerdings verschleiert werden, um
erfolgreich zu sein. Niemand wird dafür
anerkannt, dass er besonders sein möchte,
sondern allenfalls dafür, dass er besonders
ist. Der performative Charakter der Pro-
duktion von Differenz muss verborgen
bleiben. Man muss sich nur die Auseinan-
dersetzung mit dem Direktor in Erinne-
rung rufen. Seyfullah hätte keine Aussicht
auf Erfolg gehabt, wenn er darauf bestan-
den hätte, dass er anders behandelt wer-
den will, um seine Besonderheit bestätigt
zu bekommen. Er musste ein allgemeines
Argument vorbringen – nämlich auf reli-
giöse Wahrheit rekurrieren. Dies begrün-
det die Attraktivität von Bewegungen wie
der Kaplan-Gemeinde, die im Namen
einer absoluten und authentischen Wahr-
heit spricht. Sie stattet ihren Anhänger
mit einer Position aus, die Anerkennung
geradezu gebieterisch einfordert.
Das Bedürfnis nach Anerkennung begrün-
det also die Attraktivität von Bewegun-
gen, die auf radikale Weise Differenz arti-
kulieren. Dies heißt allerdings nicht, dass
mit der Zugehörigkeit zu einer derartigen
Gruppe alle Anerkennungsprobleme
gelöst wären. Im Grunde liegt ihr Problem
paradoxerweise darin, dass sie verspre-
chen, das Problem der Anerkennung ein
für allemal zu lösen. Wenn man die göttli-
che Wahrheit bemüht, findet man zwar
einen archimedischen Punkt – aber um
den Preis von Intoleranz und Selbstge-
rechtigkeit. Subjektiv empfinden sie, dass
sie anerkannt werden müssten, weil sie
Recht haben – objektiv wird damit die For-
derung nach Anerkennung in die nach
Konversion der anderen überführt (alles
andere wäre nicht die wahre Anerken-

nung). Dies bedeutet aber von dem ande-
ren zu verlangen, sich selbst aufzugeben.
Das Bedürfnis nach Anerkennung, das im
Prinzip eine Gegenseitigkeitsverhältnis
birgt, wird einseitig aufgelöst und damit
ad absurdum geführt. Konkreter: Wer
absolute Anerkennung fordert, wird diese
nur in geringem Maße und im kleinen
Kreis erhalten. 
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Fußnoten

1 Namaz: Das fünfmal am Tag zu verrichtende rituelle
Gebet.

2 Dies bezieht sich auf die zahlreichen Arabismen in reli-
giösen Texten, die für jemanden, der im säkularen Schul-
system aufgewachsen ist, schwer verständlich sind.

3 Zwei dieser Selbstbilder habe ich in den „Gottes-
männern“ rekonstruiert.

4 Said Nursi (1876?–1960): Begründer der Nurcu-Be-
wegung, die als Antwort auf den radikalen Lai-
zismus der türkischen Revolution ein islamisches 
Bildungswerk institutionalisierte. Für eine ausführ-
liche Darstellung siehe Mardin 1989.

5 Hasan al-Bannâ (1906–1949). Begründer der Mus-
limbrüder in Ägypten.

6 Sayyid Qutb (*1906; hingerichtet 1966). Ägyptischer
Journalist, dessen Buch „Wegzeichen“ entscheidend
für die Ausprägung des Islamismus wurde. Zu Qutb
siehe Kepel 1983/1995: 24–71 und Sivan 1985.

7 Eine ausführliche Beschreibung bei Schiffauer 1991:
161–195.

8 Alexander Garcia-Düttmann, von dem eine sehr hell-
sichtige Analyse der Anerkennungspolitik stammt,
zitiert in diesem Zusammenhang den Kampfruf der
Schwulenbewegung: We are here, we are queer, so
get fuckin’ used to it (1997: 107 folgende).

9 Denjenigen, die in der Studentenbewegung aktiv
waren, ist diese Strategie vertraut, mit denen Institu-
tionen der „repressiven Toleranz“ überführt wurden.
Es ist die Strategie der gekonnten Regelverletzung.

10 Wie mir ein sehr weltlich gesinnter junger Mann
sagte: „Wir sind doch keene, dass wir uns zwingen
lassen, irgendetwas zu machen. Wer sind wir denn
überhaupt? Außerdem: Wo leben wir denn? Wie ich
vorhin gesagt habe: Wir sind Muselmanen und da-
bei bleibt es. Hier kann jeder machen was er will.
Und wenn die noch weiter gackern, dann lass ich
meine Frau auch Schleier anziehen, obwohl sie Ho-
sen anhat…“ (Schiffauer 1985: 171).
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Organisationsstrukturen, die mit den
deutschen rechtlichen Gegebenheiten in
Einklang stehen, müssen die islamischen
Gruppierungen und Gemeinden in
Deutschland weitgehend erst noch her-
ausbilden. Das deutsche Recht bietet
dafür eine Fülle von Möglichkeiten, für
alle denkbaren Bereiche, ob es sich um die
Trägerschaft von Moscheen und Kultur-
zentren handelt, um Bestattungssitten,
Schlachtvorschriften oder eben auch um
islamischen Religionsunterricht. Der Staat
hat dabei dem Islam den selben Schutz
der Rechtsordnung zu gewähren wie
allen anderen Religionsgemeinschaften
auch. Umgekehrt allerdings dürfen Reli-
gionsgemeinschaften, auch als religiöse
Vereine, nur Ziele verfolgen, die im Ein-
klang mit der Verfassung stehen. Bei der
Herausbildung organisatorischer Struktu-
ren sollten sich islamische Gruppen je-
doch fragen, ob sie sich als Außenposten
der islamischen Welt verstehen wollen
oder als deutsche Organisationen. Red.

Eine Vielzahl von
Beteiligungsmöglichkeiten

Muslime in Deutschland beteiligen sich zu-
nehmend an islamisch-religiös ausgerich-
teten Organisationen, nehmen aber auch
viel weiterreichend am öffentlichen Leben
teil. Hierzu zählen die Mitwirkung in nicht
religionsspezifisch ausgerichteten kultu-
rellen und sozialen Vereinigungen ebenso
wie die Beteiligung an Wahlen und die
Mitwirkung in politischen Parteien. All
dies ist eine Folge der neuen (Selbst-)
Erkenntnis, dass die zugewanderten Mus-
lime auf Dauer in den europäischen Zu-
wanderungsländern bleiben werden und
ihre soziale Stellung deshalb neu formu-
lieren müssen.1 Die übergroße Mehrheit
sieht offenbar keinerlei Probleme darin,
sich am öffentlichen Leben eines mehr-
heitlich nicht-muslimischen Landes zu be-
teiligen. Sie hebt zu Recht hervor, dass
auch die Interessen der Muslime nur im
Wege aktiver Beteiligung am politischen

und kulturellen Geschehen artikuliert und
durchgesetzt werden können.
In Deutschland hat sich eine Vielzahl mus-
limischer Vereinigungen in der Form des
eingetragenen Vereins oder als Dach-
verband gebildet.2 Die vorwiegend poli-
tisch aktiven Muslime gingen bislang den
Weg, ihre Anliegen in die vorhandenen
politischen Gruppierungen hineinzutra-
gen. Darin spiegelt sich die Tatsache, dass
eine Fülle gesellschaftlicher Anliegen
keine religionsspezifischen Hintergründe
hat, wenn auch die verfolgten Anliegen im
Einzelfall eine – auch – religiöse Begrün-
dung finden. Grundsätzlich stellt sich für
Muslime die Frage, in welcher Form sie ihre
spezifischen religiösen Bedürfnisse verfol-
gen möchten und können. Religiös homo-
gene Organisations- und Handlungsfor-
men sind für die Verfolgung vieler religiös
motivierter Anliegen nur eine von mehre-
ren Optionen – z.B. gibt es an zahlreichen
Orten christlich-muslimische Vereinigun-
gen3 –, in anderen Bereichen hingegen
zwingend. So kann etwa der organisierte
„Ansprechpartner“ für die Einrichtung 
eines Islamunterrichts als ordentliches
Schulfach im Sinne des Grundgesetzes
(vgl. dazu unten) nicht aus Nicht-Musli-
men bestehen. Im Folgenden werden nur
solche Organisationen und Koopera-
tionsformen behandelt, die in Deutsch-
land auf der Grundlage deutscher Rechts-
vorschriften etabliert wurden und
werden.4 Eine personelle und/oder inhalt-
liche Rückbindung ins Ausland ist damit
nicht generell rechtlich ausgeschlossen;
auch die römisch-katholische Kirche ist ja
keine nur national orientierte Einrich-
tung. Eine solche Rückbindung ist bei 
einigen bestehenden Organisationen an-
scheinend auch vorhanden5 und kann
durchaus Probleme aufwerfen,6 solche
rechtlicher Art aber nur, soweit die Rechts-
ordnung eine „Außensteuerung“ institu-
tionell verbietet.

Die Bildung islamischer
Religionsgemeinschaften:
Verfassungsrechtliche Grundlagen
und Rahmenbedingungen

Die Rahmenbedingungen religiös aus-
gerichteter Organisationen („Religions-
gesellschaften“ bzw. „Religionsgemein-
schaften”, die Begriffe sind heute syno-
nym) werden in Art. 140 Grundgesetz (GG)
festgelegt, welcher unter anderem Art.
137 Weimarer Reichsverfassung (WRV) als
fortgeltend erklärt. Diese Norm lautet wie
folgt:
(1) Es besteht keine Staatskirche.
(2) Die Freiheit der Vereinigung zu Re-
ligionsgesellschaften wird gewährleistet.
Der Zusammenschluss von Religionsgesell-
schaften innerhalb des Reichsgebiets  (heu-

te sinngemäß: Bundesgebiets, d. Verf.) un-
terliegt keinen Beschränkungen.
(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und
verwaltet ihre Angelegenheiten selbst-
ständig innerhalb der Schranken des für al-
le geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Äm-
ter ohne Mitwirkung des Staates oder der
bürgerlichen Gemeinde.
(4) Religionsgesellschaften erwerben die
Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen
Vorschriften des bürgerlichen Rechts.
(5) Die Religionsgesellschaften bleiben
Körperschaften des öffentlichen Rechts,
soweit sie solche bisher waren. Anderen
Religionsgesellschaften sind auf Antrag
gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie
durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer
Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten.
(...)
Eine Religionsgemeinschaft liegt nach der
üblichen Definition vor, wenn Angehörige
desselben Glaubensbekenntnisses oder
mehrerer verwandter Glaubensbekennt-
nisse mit übereinstimmenden Auffas-
sungen in religiöser Hinsicht sich zusam-
menschließen, um ihr gemeinsames Be-
kenntnis nach außen kundzutun und ihre
durch das religiöse Bekenntnis gestellten
Aufgaben gemeinsam zu erfüllen.7

Verfassungsrechtlicher Schutz ergibt sich
dazu aus Art. 4 GG (Religionsfreiheit)8 und
aus Art. 9 GG (Vereinigungsfreiheit). Es ist
praktisch unstreitig, dass das im Grund-
gesetz etablierte Staatskirchenrecht ange-
sichts der religiösen und weltanschau-
lichen Neutralität des Staates auch für die
Einbeziehung nicht-christlicher Religio-
nen wie dem Islam offen ist.9

Festzuhalten ist zunächst, dass sich Mus-
lime in keiner Hinsicht zu einer einheit-
lichen „islamischen“ Organisation zusam-
menschließen müssen, um die Rechte
geltend machen zu können, die das Gesetz
für Religionsgemeinschaften vorsieht. Das
ergibt sich schon aus dem Vergleich mit
der Organisation von Christen in Deutsch-
land. Weder gibt es eine einzige christliche
Kirche noch auch schlechthin „christ-
lichen“ Religionsunterricht in staatlichen
Schulen.
Es bahnt sich an, dass sich sunnitische, schi-
itische und alevitische Muslime sowie die
Ahmadis (vgl. Beitrag Halm) zu jeweils ei-
genständigen Organisationen herausbil-
den.10 Hier mag in der Zukunft noch die
eine oder andere Auseinandersetzung um
die Bezeichung als „islamisch“ bzw. „mus-
limisch“ geführt werden: Die sunnitischen
und schiitischen Mehrheitsrichtungen be-
streiten immer wieder die Zugehörigkeit
der Aleviten und Ahmadis zum Islam. Der
Staat und seine Rechtsordnung können in
solche Auseinandersetzungen grundsätz-
lich nicht inhaltlich eingreifen. Als Regel
dürfte gelten, dass jeder Religionsgemein-
schaft ein Selbstdefinitionsrecht dafür zu-
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steht, welcher Religion sie sich zugehörig
fühlt. Nur wenn eine Organisation keiner-
lei inhaltlichen Bezug zu der in Anspruch
genommenen Religion aufweist, um sich
z.B. unter solch „falscher Flagge“ Vorteile
zu verschaffen, werden Einschränkungen
greifen.11 Für Aleviten und Ahmadis steht
aber jedenfalls aus historischer Sicht fest,
dass sie sich zumindest innerhalb des Islam
entwickelt haben. Die theologische Dis-
kussion bleibt insoweit rechtlich unmaß-
geblich.
Aus praktischer Sicht sei darauf hingewie-
sen, dass die Anerkennung der Verschie-
denartigkeit religiöser Richtungen inner-
halb des Islam die Verhältnisse nicht
notwendig erschwert, sondern auch er-
leichtern kann. Ist etwa an einem der
gegenwärtig eingerichteten „Runden Ti-
sche“ mit Vertretern von Muslimen und
der staatlichen Seite der Zwang zur Allein-
vertretung und damit zur Einigung z.T.
sehr unterschiedlicher Richtungen besei-
tigt, so entfällt ein erhebliches Konfliktpo-
tential im Hinblick auf Projekte, die nur ein
Teil der Gesprächspartner verfolgt.

In welchen Bereichen wird 
die Bildung islamischer Religions-
gemeinschaften erforderlich?

In vielen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens können Menschen aktiv werden,
ohne sich in bestimmter Weise organisie-
ren zu müssen. Die Entscheidung zur Orga-
nisation wird in der Regel dann erforder-
lich, wenn Handlungsmöglichkeiten und
Privilegien angestrebt werden, die dem
einzelnen nicht zur Verfügung stehen. Da-
bei herrscht in Deutschland zwar der
Grundsatz religiöser Neutralität des Staa-
tes.12 Er ist aber nicht mit einem strikten
Laizismus zu verwechseln, wie er etwa in
Frankreich herrscht. Vielmehr ist neben
der Glaubensfreiheit des einzelnen (Art. 4
GG) auch die Kooperation mit Religions-
gemeinschaften und in Grenzen auch de-
ren Förderung verfassungsrechtlich veran-
kert.13 In mehreren Entscheidungen hat
das Bundesverfassungsgericht bekräftigt,
dass der Staat verpflichtet ist, selbst Raum

für die aktive Betätigung der Glaubens-
überzeugung zu sichern.14 Den verfas-
sungsrechtlichen Schutz genießen nicht
nur Individuen. Er steht in weitem Umfang
auch inländischen juristischen Personen
(z.B. eingetragenen Vereinen) zu, welche
die Pflege oder Förderung eines religiösen
Bekenntnisses oder die Verkündigung des
Glaubens ihrer Mitglieder zum Zweck ha-
ben.15 Auch solche Vereinigungen können
demnach eigenständig ihre Rechte gegen
den Staat geltend machen.16 In den meis-
ten Fällen ist die deutsche Staatsangehö-
rigkeit nicht Voraussetzung für die Mitwir-
kung in solchen Organisationen.
Die Bildung von Organisationen und Insti-
tutionen kennt auch der Islam, wenn-
gleich er insgesamt keine den Kirchen ver-
gleichbaren Strukturen entwickelt hat.17

So lässt sich nicht feststellen, dass es etwa
ein islamisch begründetes Verbot der
Selbstorganisation gibt. Deshalb ist es
Muslimen grundsätzlich zumutbar, sich
die im einzelnen von der Rechtsordnung
aus guten Gründen vorgesehene Organi-
sationsstruktur zu geben, wenn sie die da-
mit verbundenen Rechte ausüben wollen.
Andererseits kann dem Islam keine „Ver-
kirchlichung“ aufgezwungen werden. Die
religionsbezogenen Vorschriften müssen
also ihrerseits im Lichte der Religionsfrei-
heit ausgelegt werden.18 Insgesamt ist
dann neu auszuloten, welcher Grad der
Organisation und Institutionalisierung
tatsächlich erforderlich ist, um die vom Ge-
setzgeber verfolgten Ziele der Verlässlich-
keit zu erreichen.
Die folgenden Ausführungen sollen ange-
sichts der Vielfalt von Betätigungfeldern
alle Organisationsmöglichkeiten für reli-
giöse Zwecke ansprechen, zumal der ver-
fassungsrechtliche Schutz sich auch auf
den Religionsgesellschaften zugeordnete
Einrichtungen ungeachtet ihrer Rechts-
form bezieht.19 Beispielsweise kann ein ge-
meinnütziger Verein steuerwirksam Spen-
den einsammeln; unabhängig von der
Rechtsform können sich Religionsgemein-
schaften ohne straßenrechtliche Erlaubnis
z.B. nicht-kommerzielle Straßenwerbung
betreiben20 oder ohne Gaststättener-

laubnis Veranstaltungen mit religiösem
Charakter abhalten, die unmittelbar der
Religionsausübung dienen;21 religiöse
Körperschaften des öffentlichen Rechts
wie die christlichen Großkirchen haben so-
gar die Möglichkeit, in bestimmten Um-
fang hoheitliche Rechte einschließlich der
Gerichtsbarkeit auszuüben (zu Einzelhei-
ten vgl. unten). Regelmäßig verlangt die
Rechtsordnung in solchen Fällen, dass der
Akteur neben selbstverständlicher Rechts-
treue auch eine hinreichende organisato-
rische Stabilität aufweist. Einschlägige
rechtliche Regelungen finden sich je nach
Handlungsform nicht nur in der Verfas-
sung, sondern auch in einfachen Gesetzen
wie dem BGB, dem Parteiengesetz, der Ab-
gabenordnung u.s.f. Soweit Rechtsvor-
schriften an die Religion bzw. an religiöse
Betätigung anknüpfen, ist unstreitig da-
von auszugehen, dass der Islam den Be-
griff der Religion erfüllt. Auch ist eindeu-
tig, dass solche Vorschriften nicht nur die
christliche, sondern alle Religionen glei-
chermaßen betreffen.

Wer kann islamische
Religionsgemeinschaften bilden?

Die Bildung islamischer Religionsgemein-
schaften – im engeren rechtstechnischen
und im weiteren Sinne – ist in Deutschland
alleine der Eigeninitiative von Muslimen
vorbehalten. Sie können im Rahmen der
von jedermann zu respektierenden Ge-
setze selbst entscheiden, mit wem sie sich
in welcher Kooperationsform zu welchem
Zweck zusammenschließen möchten.22

Nach deutschem Recht ausgeschlossen ist
die aktive staatliche Bildung religiöser –
auch muslimischer – Organisationen z.B.
zu Kooperationszwecken. Die verfas-
sungsrechtlich verankerte religiöse Neut-
ralitätspflicht des Staates23 verbietet es,
sich einen „Wunschpartner“ zu schaffen
oder auf die inhaltliche Ausrichtung reli-
giös orientierter Organisationen Einfluss
zu nehmen. Auch eine abstrakte staatliche
„Anerkennung“ von Religionsgemein-
schaften kennt das deutsche Recht nicht.
Manchen Muslimen, aber auch Vertretern
staatlicher Institutionen mag der Prozess
der Selbstorganisation zu langwierig und
mühsam geraten. Deshalb wird auf beiden
Seiten immer wieder die Idee vorgebracht,
der Staat selbst solle Gremien bilden, in de-
nen Muslime in Zusammenarbeit mit
Staatsvertretern ihre Anliegen erörtern
und bei der Umsetzung mitwirken könn-
ten. Soweit es dabei um die Einrichtung
von „Runden Tischen“ z.B. zum Austausch
von Informationen oder zur eher infor-
mellen Planungsvorbereitung konkreter
Einzelprojekte geht, wird ein solches Vor-
gehen häufig Nutzen bringen können und
ist auch rechtlich unbedenklich. Voraus-
setzung ist dabei, dass sich keine nennens-
werte Gruppierung zurückgesetzt fühlt.
Auf dieser Linie liegen etwa die von staat-
licher Seite mit größter Behutsamkeit an-
geregten „Runden Tische“ mit Muslimen
in Baden-Württemberg und Bayern, an de-
nen die Einrichtung eines grundgesetz-
konformen islamischen Religionsunter-
richts erörtert wird (vgl. hierzu unten).
Die formelle Einrichtung entsprechender
Gremien auf größeren Ebenen birgt hin-
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gegen große Schwierigkeiten nicht nur
rechtlicher Natur. In Frankreich ist der Ver-
such, ein derartiges Gremium einzurich-
ten, in den 90er-Jahren gescheitert, weil es
nicht gelungen ist, alle relevanten Rich-
tungen einzubinden.24 Das bedauerliche
Ergebnis langjähriger staatlicher Bemü-
hungen ist eine Vertrauenskrise innerhalb
der muslimischen Gemeinschaft gegen-
über ihren immer wieder wechselnden
„Repräsentanten”.25 Dabei ist es für
Außenstehende annähernd unmöglich,
die Bedeutung einzelner Gruppen oder
Personen zutreffend zu beurteilen. Die Be-
teiligten selbst werden ein Interesse daran
haben, ihr Gewicht möglichst stark er-
scheinen zu lassen, so dass eine „Außen-
steuerung“ bei der Organisation schon aus
diesen Gründen keinen Erfolg verspricht.
Ähnliche Probleme scheinen sich in Bel-
gien abzuzeichnen. Dort hat man überdies
für die Wahl des Repräsentativorgans ein
Proporzsystem geschaffen, das nach „na-
tionalen“ Wählerschaften unterteilt ist. 
So werden religiös homogene Gruppen
durch die religionsfremde Nationalitä-
tenfrage künstlich auseinanderdividiert – 
ethnisch/nationale Abgrenzung statt Zu-
sammenschluss.26

Die rechtlichen Einflussmöglichkeiten für
Religionsgemeinschaften müssen nach al-
ledem nicht genutzt werden, sondern blei-
ben ein „Angebot”27, dessen Annahme im
Belieben der Betroffenen steht. Allerdings
bleibt es eine wichtige Aufgabe des Staa-
tes, dafür Sorge zu tragen, dass Organisa-
tionen nicht die rechtlichen Gestaltungs-
möglichkeiten missbrauchen und unter
dem Deckmantel oder im extremistischen
(Fehl-)Verständnis religiöser Vorschriften
rechtswidrige Handlungen begehen oder
verfassungsfeindliche Indoktrination vor-
nehmen. Dieser noch vor den Terroran-
schlägen in den USA geschriebene Satz
bleibt aktuell. So ist nun auch die Abschaf-
fung des sog. „Religionsprivilegs“ im Ver-
einsrecht (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 VereinsG) in
Gange.28 Religiös ausgerichtete Vereine,
die z.B. verfassungsfeindliche Ziele ver-
folgen, können dann leichter als bislang
verboten werden.

Mögliche Organisationsformen:
Voraussetzungen und Rechtsfolgen

Den Muslimen in Deutschland steht grund-
sätzlich die gesamte Fülle rechtlicher und
außerrechtlicher Organisationsformen in
Deutschland offen. Diese unterscheiden
sich erheblich in Voraussetzungen und
Rechtsfolgen. Deshalb müssen Muslime in
jedem Fall prüfen, welche Form der Organi-
sation für das jeweils angestrebte Ziel die
am besten geeignete ist. Zwangsverein-
nahmungen kann es dabei in keinem Falle
geben. Eine Pflicht zur Aufnahme Aufnah-
mewilliger besteht nur in seltenen Ausnah-
mesituationen, in denen der Organisation
eine monopolartige Stellung zukommt
und Ausgeschlossene ihre (organisations-
konformen) Anliegen ohne Zugehörigkeit
nicht wirksam vertreten können.29

Wie eingangs erwähnt, ist es in Deutsch-
land dem Staat verwehrt, die Bildung von
Religionsgemeinschaften aktiv zu betrei-
ben. Dies bedeutet aber nicht, dass es ihm
untersagt wäre, in gewissem Umfang z.B.

technisch-organisatorische Hilfestellung
zu gewähren. Zudem muss der Staat so viel
Rechtssicherheit herstellen, dass Muslime
die Voraussetzungen für die jeweils ange-
strebte Organisationsform einschätzen
und sich dementsprechend einrichten
können. Hierbei gibt es erhebliche Unter-
schiede in der vorhandenen Regelungs-
dichte. Die Voraussetzung für den einge-
tragenen Verein sind vergleichsweise sehr
klar und entsprechend einschätzbar. Jene
für die Religionsgemeinschaft im Sinne
des Ansprechpartners bei der Einrichtung
des Religionsunterrichts an öffentlichen
Schulen nach Art. 7 Abs. 3 GG (vgl. hierzu
unten) sind hingegen in einigen Grund-
satzfragen und vielen Einzelheiten um-
stritten und unsicher. Gerade bei der 
aufwendigen Etablierung solcher Organi-
sationen trifft den Staat meines Erachtens
eine gewisse Pflicht zur Kooperation. Es
kann nicht erwartet werden, dass Muslime
mit großem und über Jahre zu entfalten-
dem Aufwand Organisationen bilden,
wenn nicht grundsätzliche Hinweise gege-
ben werden, welche Voraussetzungen aus
rechtlicher Sicht zu erfüllen sind, um die
angestrebten Funktionen übernehmen zu
können. Andernfalls würde die Verwirkli-
chung der verfassungsmäßigen Rechte
praktisch vereitelt.
Im einzelnen ist hier aus rechtlicher Sicht
noch vieles ungeklärt. Zwar herrscht wei-
testgehende Einigkeit darüber, dass der 
Islam wie alle anderen Religionen den 
bestehenden Schutz der Rechtsordnung
genießt. Er ist aber als breitenwirksame Er-
scheinung in Deutschland noch vergleichs-
weise sehr jung und in seinen Strukturen
den bestehenden christlichen Religions-
gemeinschaften nicht ohne weiteres ver-
gleichbar. Von daher empfiehlt es sich
auch, bei anliegenden, den Staat und die
Muslime betreffenden Fragen zunächst
geduldig die Kooperation zu suchen und
Transparenz in den jeweiligen Positionen
herzustellen, statt rechtliche Auseinan-
dersetzungen mit ungewissem Ausgang
zu beginnen.

Der rechtsfähige Verein als
attraktivste Organisationsform

Eine der attraktivsten und auch von Musli-
men bislang am meisten genutzten Orga-
nisationsformen ist die des rechtsfähigen
Vereins. Hierzu ist die Eintragung in das
Vereinsregister nötig, das bei den Amtsge-
richten geführt wird (vgl. § 21 BGB). Vor-
aussetzungen für die Eintragung sind die
Verabschiedung einer Vereinssatzung, die
Anmeldung durch den Vorstand (vgl. § 26
BGB) unter Vorlage der formell und inhalt-
lich ordnungsgemäßen Satzung. Hierbei
sind die vereinsrechtlichen Vorschriften in
einer Art und Weise auszulegen und an-
zuwenden, die dem besonderen ver-
fassungsrechtlichen Schutz der Religions-
gesellschaften angemessen Rechnung tra-
gen.30 Das betrifft vor allem Vorschriften
über die interne Verfassung ohne Außen-
wirkung. Es ist aber auch möglich, dass sich
der religiöse Verein nach seinem Selbstver-
ständnis als Teilgliederung einer Religions-
gemeinschaft konstituiert, ohne schon
deshalb gegen zwingendes Vereinsrecht
zu verstoßen.31 Gerade dies kann für mus-

limische Vereine bedeutsam werden. In je-
dem Falle muss auch über die Mitglied-
schaft Klarheit herrschen, wenngleich die
Form des Aufnahmeverfahrens religiös
motivierten Besonderheiten folgen mag.
Sind die gesetzlichen Voraussetzungen,
für deren Einzeldarstellung hier nicht der
Raum ist, erfüllt, so besteht ein Anspruch
auf Eintragung in das Vereinsregister.32

Erfahrungsgemäß ist die Eintragung
schneller abzuwickeln, wenn die Grün-
dungsmitglieder über die deutsche Staats-
angehörigkeit verfügen.
Steht das Interesse an religiöser und/oder
kultureller Betätigung im Vordergrund, so
dürfte eine Mitfinanzierung der jeweili-
gen Vorhaben durch Spenden von beson-
derer Bedeutung sein. Erfahrungsgemäß
steigt die Bereitschaft zu Spenden dann,
wenn die Spendenbeträge ganz oder teil-
weise steuerlich geltend gemacht werden
können (vgl. § 10 b EStG), die Gesamtsteu-
erlast also reduziert wird. Voraussetzung
hierfür ist die Anerkennung des Vereins-
zwecks als gemeinnützig, mildtätig oder
kirchlich (vgl. §§ 51 ff. AO).33 Dann ste-
hen noch weitere Steuerbefreiungen oder 
-vergünstigungen z.B. bei der Körper-
schafts-, Gewerbe- oder Erbschaftssteuer
offen.
Die rechtlichen Details der Anerkennung
unterscheiden sich in einer gewissen Band-
breite von Ort zu Ort. Deshalb wird schon
vor Gründung des Vereins empfohlen, die
Formulierung der Passagen in der Vereins-
satzung, welche die gemeinnützige Aus-
richtung des Vereins regeln, mit dem 
zuständigen örtlichen Finanzamt abzu-
sprechen. Üblicherweise gibt es Standard-
formulierungen, die zur Anerkennung der
Gemeinnützigkeit führen. Selbstverständ-
lich muss die tatsächliche Vereinstätigkeit
mit den Satzungsbestimmungen überein-
stimmen; Gemeinnützigkeit nur „auf dem
Papier“ bleibt rechtlich unbeachtlich.
In enger Verbindung hiermit steht die Ab-
grenzung des wirtschaftlichen Vereins
(vgl. § 22 BGB) vom nichtwirtschaftlichen
Verein („Idealverein”), wie ihn religiöse
Vereine meist bilden. Problematisch kann
die Anerkennung als nichtwirtschaftlicher
Verein dann werden, wenn eine wirt-
schaftliche Tätigkeit z.B. am Markt entfal-
tet wird. Bleibt solche Tätigkeit, beispiels-
weise der Vertrieb religiöser Literatur oder
vielleicht künftig die kostenpflichtige Er-
teilung von Bescheinigungen über die is-
lamkonforme Schlachtung von Tieren,
bloßer „Nebenzweck”34 im Rahmen einer
religiös-ideellen Zielsetzung, so ist dies
rechtlich unschädlich.

Die Anerkennung als Körperschaft
des öffentlichen Rechts bietet eine
Fülle von Vorteilen

Einige muslimische Organisationen stre-
ben die Verleihung der Rechte einer Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts an und
haben entsprechende Anträge bei den zu-
ständigen Behörden gestellt.35 Art. 140 GG
in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV er-
öffnet Religionsgesellschaften diese Mög-
lichkeit, wenn sie durch ihre Verfassung
und die Zahl ihrer Mitglieder36 die Gewähr
der Dauer bieten. Einen solchen Status ha-
ben in Deutschland z.B. die christlichen
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Großkirchen, aber auch der Zentralver-
band der Juden in Deutschland oder die
Heilsarmee in Deutschland.37

Mit der Anerkennung als Körperschaft des
öffentlichen Rechts ist eine Fülle z.T. sehr
bedeutender rechtlicher Vorteile verbun-
den. Zu nennen sind z.B. das Besteue-
rungsrecht mit Hilfe staatlicher Finanzäm-
ter (Art. 137 Abs. 6 WRV), umfangreiche
Steuerprivilegien, der erweiterte Schutz
eigener Betätigung (Zeugnisverweige-
rungsrechte, besondere staatliche Rück-
sichtnahmepflichten z.B. bei Errichtung
und Betrieb kultischer und anderer religiö-
sen Zwecken dienender Einrichtungen),
Teilhaberechte im öffentlichen Leben
(Rundfunkrecht, Jugendfürsorge), Dienst-
herrenfähigkeit und Disziplinargewalt so-
wie das Parochialrecht (Inanspruchnahme
zuziehender Angehöriger der Religions-
gemeinschaft als Mitglied).38

Voraussetzung dafür 
ist die Rechtstreue

Die Verleihung solch weitreichender Rech-
te setzt selbstverständlich Rechtstreue der
Religionsgemeinschaft voraus. Sie muss
insbesondere die Gewähr dafür bieten,
dass sie die übertragene Hoheitsgewalt
nur im Einklang mit Verfassungsrecht und
sonstigem Gesetz ausüben wird und dass
ihr künftiges Verhalten die in Art. 1 und 20
des Grundgesetzes formulierten funda-
mentalen Verfassungsprinzipien, dem
staatlichen Schutz anvertraute Grund-
rechte Dritter und die Grundprinzipien des
freiheitlichen Religions- und Staatskir-
chenrechts Deutschlands nicht gefährdet.
Eine weitergehende Staatsloyalität ist
nicht erforderlich.39 Nach alledem kommt
z.B. eine Anerkennung nicht in Betracht,
wenn die Religionsgemeinschaft auf die
Verwirklichung einer theokratischen Herr-
schaftsordnung hinwirkt. Ihr Verhalten
muss die Gewähr dafür bieten, dass das
Verbot einer Staatskirche sowie die Prinzi-
pien der religiösen Neutralität des Staates
und der Parität der Religionen unangetas-
tet bleiben.40

Maßstab für die Prüfung ist bei all diesen
Voraussetzungen nicht der Glaube, son-
dern das tatsächliche Verhalten der Reli-
gionsgemeinschaft.41 Rein theologisch-
theoretische Vorbehalte gegen politische
Systeme (z.B. die Qualifikation politischer
Systeme als „Bestandteil der Welt Satans”)
sind nicht schädlich, solange die Religions-
gemeinschaft den Staat (des Grundgeset-
zes) in ihrem tatsächlichen als von Gott ge-
duldete Übergangsordnung anerkennt.42

Das kann insbesondere für schiitische Rich-
tungen bedeutsam werden, die aus reli-
giös-historischen Gründen eine Distanz
zur staatlichen Machtausübung pflegen.43

Indes bekennt sich die ganz überwiegende
Mehrheit der muslimischen Vereinigun-
gen in Deutschland zur staatlichen Rechts-
ordnung. Die rechtlich schwierigen Einzel-
fragen zu diesem Thema stehen hier nicht
zur Erörterung. Vor der Anerkennung
muss zweifellos eine eingehende Prüfung
der Voraussetzungen erfolgen. Immerhin
ist festzuhalten, dass den Muslimen diese
Organisationsform grundsätzlich offen-
steht. Einen „christlichen Kulturvorbe-
halt“ kennt die Verfassung nicht.44 Auch

mögen zwar die christlichen Kirchen Mo-
dell für den Körperschaftsstatus gestan-
den haben. Eine umstandslose Übertra-
gung dieses Modells auf alle anderen
Religionsgemeinschaften ist aber nach
Sinn und Zweck der einschlägigen Verfas-
sungsregelungen nicht erforderlich und
damit auch nicht zulässig.
Nach den Christen stellen die Muslime zah-
lenmäßig die zweitgrößte Religion in
Deutschland und vielen anderen europäi-
schen Ländern. Die wesentlich kleinere jü-
dische Gemeinschaft genießt bereits die
Körperschaftsrechte. Allerdings vertritt sie
anders als der Islam eine schon seit langem
im Lande präsente Religion von erheb-
licher Bedeutung im öffentlichen Leben.
Jedoch haben auch andere Religionsge-
meinschaften Anspruch auf rechtliche
Gleichbehandlung. Insofern gibt die Aner-
kennung der jüdischen Gemeinschaften
Maßstäbe für den Umgang mit muslimi-
schen Gemeinschaften vor.
Den Muslimen ist anzuraten, die Anerken-
nung als Körperschaft des öffentlichen
Rechts erst dann voranzutreiben, wenn
die Voraussetzungen einer hinreichenden
inneren Verfestigung der jeweiligen Ver-
einigung nachweisbar sind. Zunächst be-
steht noch eine Hürde, die sich aus den 
einschlägigen Empfehlungen der Kultus-
ministerkonferenz vom 12.3.1954 zur Ver-
leihung der Körperschaftsrechte ergibt.
Danach biete die Religionsgesellschaft
erst dann die Gewähr auf Dauer, wenn sie
sich im allgemeinen Rechtsleben des Lan-
des als gefügte Organisation zeitlich be-
währt hat. Daraus ergibt sich eine nur vor-
übergehende Einschränkung. Die jüngste
Entwicklung im Zentralrat der Muslime in
Deutschland45 zeigt jedoch, wie instabil
die organisatorischen Verhältnisse noch
weitgehend sind. Des weiteren sollte 
bedacht werden, dass die Aussicht auf öf-
fentlichen Einfluss und bedeutsame Privi-
legien auch finanzieller Art häufig Vertei-
lungskämpfe auszulösen pflegt. Dies ist
erfahrungsgemäß ein normaler Vorgang
auch bei der Verfolgung ideeller Ziele. Es
gilt aber zu bedenken, dass solche Vertei-
lungskämpfe ohne größeren Schaden für
das verfolgte Ziel nur dann durchzustehen
sind, wenn schon eine gewisse Verfesti-
gung der einzelnen beteiligten Organisa-
tionen erreicht ist. Große Zersplitterung
der Beteiligten führte letztlich zu völliger
Unübersichtlichkeit im Sinne eines „jeder
gegen jeden”. Vielleicht sollten Muslime
zunächst noch den „Schonraum“ bloßer
vereinsrechtlicher Organisation nutzen,
um solche verfestigten Strukturen voran-
zutreiben. Im Rahmen solcher Tätigkeit
können die Voraussetzungen für die spä-
tere Anerkennung als Körperschaft erfüllt
werden. Der Verein bietet dabei gegenü-
ber der losen Organisation in einer Mo-
scheegemeinde den Vorteil, dass die Frage
der Zugehörigkeit eindeutig geklärt ist.46

Die Stiftung kommt islamischen
Organisationsformen nahe

Eine Organisationsform mit deutlicher
struktureller Nähe auch zu Organisations-
formen des Islamischen Rechts (gemein-
nütziger waqf)47 ist die der rechtsfähigen
Stiftung des bürgerlichen Rechts (§§ 80 ff.

BGB). Hier kann ein Stiftervermögen ab 
einem gewissen, örtlich unterschiedlich
angesetzten Mindestbetrag48 z. B. religiö-
sen Zwecken zugeführt werden. In Zeiten
knapper öffentlicher Mittel und der Besin-
nung auf die „eigentlichen“ Aufgaben des
Staates kommt entsprechender privater
Initiative steigende Bedeutung zu.

Möglich wären auch der 
nichtrechtsfähige Verein sowie 
die politische Partei

Eine mögliche Form der Kooperation ist
der so genannte nichtrechtsfähige Verein
(vgl. § 54 BGB). Die Frage, welche Rechts-
vorschriften auf ihn anwendbar sind, ist in
hohem Maße umstritten.49 Nachteilig
kann im Einzelfall sein, dass hier anders als
beim rechtsfähigen Verein keine sog. „ju-
ristische Person“ mit eigener, von den ein-
zelnen Mitgliedern gelöster Rechtsfähig-
keit (Fähigkeit, Träger von Rechten und
Pflichten zu sein) entsteht.
Auch die politischen Parteien in Deutsch-
land bestehen aus historischen Gründen in
der Form des nichtrechtsfähigen Vereins.
Wegen ihrer zentralen Funktion als
„Transmissionsriemen“ zwischen Staat
und Gesellschaft in der politischen Wil-
lensbildung (vgl. § 1 ParteiG) verleiht ih-
nen die Verfassung allerdings weitge-
hende Rechte jenseits des Bürgerlichen
Rechts. Auch Muslimen steht die Grün-
dung eigenständiger islamischer Parteien
von Rechts wegen offen. Die inhaltlichen
und formalen Voraussetzungen sind im
Parteiengesetz geregelt. In jüngster Zeit
wurde berichtet, dass die umstrittene Ver-
einigung „Milli Görüş“50 die Gründung ei-
ner eigenen Partei plane.51 Die Vereini-
gung, welche diese Meldung mittlerweile
dementiert hat,52 soll deshalb ihre Anhän-
ger aufgefordert haben, sich einbürgern
zu lassen.53 Dies könnte eine Reaktion auf
§ 2 Abs. 3 Nr. 1 ParteiG sein, wonach politi-
sche Vereinigung keine Parteien sind,
wenn ihre Mitglieder oder die Mitglieder
ihres Vorstandes in der Mehrheit Auslän-
der sind.
Muslime finden sich mittlerweile aber auch
in allen Parteien des vorhandenen demo-
kratischen Parteienspektrums. Sie vermei-
den damit, sich als Randgruppe zu institu-
tionalisieren; im Nachkriegsdeutschland
haben sich zumindest auf Bundesebene
Parteien, die spezifische Partikularinteres-
sen verfolgen, meist nur kurzfristig und 
in massiven Umbruchsituationen (Flücht-
lingsproblematik; Wiedervereinigung) hal-
ten können. In mehreren Stellungnahmen
muslimischer Verbände und Personen aus
den letzten Jahren wird hervorgehoben,
dass für Muslime alle Parteien wählbar
seien, die auf dem Boden des Grundge-
setzes stehen und die den Gottesbezug in
der Präambel des Grundgesetzes befür-
worten.54 Auch hierfür sei eine repräsen-
tative Stellungnahme zitiert: 
„Da zumindest in der Bundesrepublik
Deutschland Muslime wegen ihres Glau-
bens keinen Verfolgungen ausgesetzt
sind, von ihnen nichts verlangt wird, das
gegen islamische Glaubensgebote ver-
stösst und ihnen von der Verfassung Glau-
bensfreiheit und die freie Entfaltung der
Persönlichkeit garantiert wird, kann man
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sich schon aus Eigeninteresse diesem Ge-
meinwesen nicht verweigern. Wenn wir
Sympathie und Toleranz einfordern, dann
müssen wir uns auch entsprechend verhal-
ten. Die deutsche Verfassung und die
durch sie gedeckten Gesetze garantieren
uns ein gesittetes Miteinander. Wenn wir
uns an der Verwirklichung dieser Verfas-
sung nicht im Rahmen unserer Möglichkei-
ten beteiligen, und dazu gehören nun ein-
mal die Wahlen, dürfen wir uns auch nicht
beklagen.”55

Daneben gibt es viele andere
rechtliche und informelle
Organisationsformen

Religiös orientierte Betätigung kann auch
das Wirtschaftsleben erfassen. Steht der
wirtschaftliche Aspekt im Vordergrund,
wie z.B. regelmäßig beim entgeltlichen
Vertrieb von Fleisch und Fleischprodukten,
die den Religionsgesetzen entsprechend
behandelt wurden, so ist insoweit die
ideal-vereinsrechtliche Lösung ausge-
schlossen (vgl. oben). Dasselbe wird für
Wirtschaftsunternehmen gelten, welche
z.B. Geldanlagemöglichkeiten und Finan-
zierungen anbieten, die dem streng ver-
standenen koranischen Zinsnahmeverbot
oder dem Verbot des Umgangs mit be-
stimmten Gegenständen wie Alkohol oder
Schweinefleisch entsprechen. Hierfür ste-
hen im Rahmen der allgemein geltenden
Gesetze56 sämtliche bürgerlich-rechtliche
Organisationsformen offen. Vielleicht von
besonderer Attraktivität könnte im Be-
reich der Kapitalanlage die sog. „Stille Ge-
sellschaft”57 (vgl. insbes. §§ 230 f. HGB) mit
institutioneller Gewinn- und Verlustbetei-
ligung des Kapitalgebers werden. Sie ent-
spricht strukturell der islam-rechtlichen
mudaraba58, mit der das Problem verbote-
ner Zinsgeschäfte neutralisiert werden
soll.
Vielleicht eine der wichtigsten Optionen
für Muslime ist schließlich die Nutzung
rechtlich informeller Kooperationsmög-
lichkeiten. Die Beteiligung am gesell-
schaftlichen Leben bedarf in vielen Fällen
keiner formellen Organisation.59 Dies gilt
z. B. für beratende und streitschlichtende
Tätigkeit außerhalb staatlich-gerichtsför-
miger Instanzen. Der Islam kennt keine
dem Christentum vergleichbare Tradition
der formellen Organisation von Gläubi-
gen, auch wenn ihm Institutionen nicht
generell fremd sind.60 Viele Gläubige ver-
lassen sich in Religionsfragen auf die Ein-
sichten und Überzeugungskraft bestimm-
ter Personen, also auf persönliche und
nicht auf institutionelle Autorität. Korres-
pondierend bilden sich in europäischen
Staaten, mit gewisser Verzögerung auch
in Deutschland, Gremien von Personen,
die z. B. Fragen klären, welche den exak-
ten Beginn des Fastenmonats Ramadan,
der Gebetszeiten oder allgemeiner des is-
lamkonformen Lebens in der muslimi-
schen Diaspora betreffen. Solche Gremien
können, wie bei dem so genannten Fiqh-
Rat61 innerhalb der Islamischen Religions-
gemeinschaft Hessen e.V., eine rechtsför-
mige Verankerung haben; notwendig ist
dies nicht. Als offenbar erfolgreiches Bei-
spiel ist das seit 1980/1982 bestehende Isla-
mic Sharia Council in England zu nennen.62

Es hat bis 1996 ca. 1.500 Streitfälle vorwie-
gend bei Ehestreitigkeiten behandelt. Ihm
ist keine offizielle Funktion zuerkannt; es
übernimmt aber wichtige Mediationsauf-
gaben vor allem im Bereich des Familien-
rechts. Die „Entscheidungen“ solcherart
befragter Personen oder Gremien leben
von der Autorität des Entscheidenden,
sind aber nicht rechtsverbindlich. Ebenso
kann selbstverständlich kein Muslim ge-
zwungen werden, sich solcher Einrichtun-
gen zu bedienen oder auch nur bei ihrer
Tätigkeit mitzuwirken. Es geht also kei-
nesfalls um die gelegentlich befürchtete
Etablierung einer „Parallelrechtsordnung“
mit Einrichtungen, die in Konkurrenz zu
staatlichen Institutionen stünden, son-
dern alleine um die rechtlich zulässige
Nutzung von rechtlichen und außerrecht-
lichen Handlungsspielräumen in einer frei-
heitlichen demokratischen Gesellschaft.63

Beim Betrieb von Moscheen,
Kulturzentren u.ä. hat sich die
Vereinsform bewährt

Für den Betrieb von Moscheen, Kultur-
zentren und ähnlichen Einrichtungen ist
grundsätzlich keine bestimmte Organisa-
tionsform vorgeschrieben. Etabliert hat
sich hierfür der eingetragene Verein. Er
hat den Vorzug flexibler Handlungsfähig-
keit durch den Vorstand (§ 26 Abs. 2 BGB),
eindeutiger und den einzelnen entlasten-
der Haftungsregelungen sowie günstiger
Finanzierungsmöglichkeiten durch steu-
erlich absetzbare Spenden bei Anerken-
nung der Gemeinnützigkeit (vgl. oben).

Islamische Bestattungssitten und
deutsche Friedhofsordnungen

Die islamischen Bestattungssitten stehen
teilweise im Gegensatz zu bestehenden
Landesgesetzen und Friedhofsordnun-
gen.64 Für viele ansässige Muslime bedeut-
sam ist die Totenwaschung und die Beklei-
dung des Leichnams mit weißen Tüchern,
die Verrichtung des Totengebets, die Bei-
setzung des Leichnams in nur von Musli-
men genutzten Gräberfeldern, die Aus-
richtung des Gesichts des Toten in
Richtung Mekka und die schlichte Anlage
der Grabstätte.65 Manches davon lässt sich 
problemlos auf vorhandenen Friedhöfen
ausführen, so das Totengebet und die Aus-
richtung des Toten im Grab. Anderes wie
die rituelle Waschung66 oder unterschied-
liche Vorstellungen über die angemessene
Grabpflege etc. kann Probleme aufwer-
fen. Deshalb besteht unter Muslimen das
Anliegen, eigene Friedhöfe zu betreiben,
wie es in Berlin schon Anfang des 20. Jahr-
hunderts am Columbiadamm realisiert
wurde. Soweit landesrechtliche Bestim-
mungen das Betreiben von Friedhöfen
vom Körperschaftsstatus der Religionsge-
meinschaft abhängig machen67, wird zu
überdenken sein, ob diese Einschränkung
im Lichte des Art. 4 GG aufrechtzuerhalten
ist. Will eine muslimische Gemeinschaft ei-
nen Friedhof einrichten oder mitgestal-
ten, so genießt dieses Anliegen den Schutz
der Religionsfreiheit.68 Meines Erachtens
müsste eine vereinsrechtliche Organisa-
tion bei hinreichender Verfestigung aus-
reichen.

Schächten und Tierschutz

Wie das Judentum kennt auch der Islam
Vorschriften über die Schlachtung von Tie-
ren als Voraussetzung für religiös zulässi-
gen Fleischverzehr. Zum einen darf Fleisch
von verendeten Tieren nicht konsumiert
werden.69 Zum anderen betrachten viele
Muslime das Schlachten eines Tiers am 
Opferfest (‘id al-adha) im Wege des
Schächtens (Schlachten ohne todbrin-
gende Betäubung) als religiöses Gebot.
Das Schlachten ohne vorherige Betäu-
bung wird seinerseits gemäß dem Tier-
schutzgesetz (§ 4a Abs. 1 TierSchG) grund-
sätzlich verboten.70 Allerdings lässt das
Gesetz selbst in § 4 a Abs. 2 Ausnahmege-
nehmigungen zu. Diese müssen Angehöri-
gen von Religionsgemeinschaften erteilt
werden, wenn zwingende Vorschriften
der Religionsgemeinschaft das Schächten
vorschreiben oder den Genuss von Fleisch
nicht geschächteter Tiere untersagen. Ei-
nen unabweisbaren religiösen Aspekt ent-
hält dabei zumindest das religiös vorge-
schriebene Schlachten von Tieren zum
Opferfest.71

In Hessen hat sich die Islamische Religions-
gemeinschaft Hessen e.V. IRH auf ver-
gleichsweise sehr breiter personeller
Grundlage konstituiert.72 Bestandteil der
IRH ist ein so genannter fiqh-Rat, welcher
Rechtsgutachten erstattet. Auf der Grund-
lage eines solchen Gutachtens zum
Schächten von Tieren hat die IRH ein –
jüngst vom Bundesverwaltungsgericht
wegen angeblich unzureichender Tatsa-
chenfeststellungen aufgehobenes73 – Ur-
teil des Verwaltungsgerichts Darmstadt74

erstritten, wonach sie als Religionsge-
meinschaft anerkannt wird und demzu-
folge eine Ausnahmegenehmigung nach
§ 4a Abs. 2 Nr. 2 TierSchG beantragen kann.
Die IRH hat dies als bedeutenden Fort-
schritt bei der Anerkennung religiöser Be-
dürfnisse der Muslime in Deutschland ge-
würdigt,75 andere Muslime sind offenbar
skeptischer. In der in München herausge-
gebenen Zeitschrift Al-Islam werden Be-
denken gegen die „Verkirchlichung“ des
Islam formuliert, wie sie im Vorgehen der
IRH zum Ausdruck komme:76

„Es geht letztlich darum, ob, wie im Koran
zu lesen, ‚das Wort Allahs ... das oberste‘
ist. Dürfen die Muslime ihre gottgegebe-
nen Rechte und Pflichten – auch in der
nichtmuslimischen Gesellschaft – umset-
zen, oder ist dazu die Genehmigung nicht-
muslimischer Autoritäten Vorausset-
zung?”77

Die Antwort hierauf ist aus Sicht des deut-
schen Rechts eindeutig: Wenn das Geneh-
migungserfordernis des TierSchG mit Art.
4 GG vereinbar ist, dann ist eine solche Ge-
nehmigung Voraussetzung. Deren Ertei-
lung muss freilich unter hinreichender 
Beachtung der Religionsfreiheit geprüft
werden. Das rechtsverbindliche Ergebnis
einer solchen Prüfung ist zu respektieren.
Wer dagegen verstößt, muss mit Sanktio-
nen der Rechtsgemeinschaft rechnen.
Nach Kenntnis des Verfassers wählen zwar
manche Ordnungsbehörden bislang den
Weg des „Wegsehens”, um den möglichen
Konflikt zu entschärfen. Eine solche Stra-
tegie kann kurzfristig befriedend wirken,
untergräbt aber langfristig den Geltungs-
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anspruch des Rechts überhaupt und kann
deshalb keine Dauerlösung bilden. In der
Diskussion um die Erlaubnis zum Schäch-
ten wird häufig der Vergleich zwischen
Muslimen und Juden gezogen – die einen
dürfen Schächten, die anderen nicht. Das
ist nur schwer zu vermitteln und sollte
auch bei der Auslegung des Begriffs der
Religionsgemeinschaft im Sinne von § 4 a
TierSchG mit bedacht werden.

Die Mitwirkung in staatlichen
Gremien und Einrichtungen

Die formelle Mitwirkung in staatlichen
Gremien oder staatlich organisierten Ein-
richtungen ist in einigen wichtigen Fällen
an den Status einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts gebunden (vgl. oben).
Anderes wie seelsorgerische Betreuung
steht allen Religionsgesellschaften zu (vgl.
Artt. 140 GG, 141 WRV, § 53 Abs. 1 Straf-
vollzugsG78). Zudem kann auch hierbei der
verfassungsrechtliche Schutz der Reli-
gionsfreiheit (Art. 4 GG) relevant werden.
Dies gilt insoweit weniger aus der Sicht der
Organisation als vielmehr aus der Sicht des
betroffenen Grundrechtsträgers, der z.B.
religiösen Beistand im Krankenhaus, in der
Armee oder im Strafvollzug sucht. Hier
sieht z.B. § 53 Abs. 1 StrafvollzugsG ent-
sprechende Rechte des Inhaftierten auf
seelsorgerlichen Beistand durch seine Reli-
gionsgemeinschaft vor. Ansonsten ist eine
informelle Beteiligung möglich, die aber
meist nicht rechtsförmig erzwingbar sein
wird.

Die Problematik eines islamischen
Religionsunterrichts

Art. 7 Abs. 3 GG gestaltet den Religions-
unterricht in den öffentlichen Schulen mit
Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen
als ordentliches Lehrfach. Unbeschadet
des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der
Religionsunterricht in Übereinstimmung
mit den Grundsätzen der Religionsge-
meinschaften erteilt. Einen äußeren Rah-
men für Inhalt und Abhaltung des Reli-
gionsunterrichts bieten Grundgesetz und
Landesverfassungen. Die muslimischen
Verbände, welche bereits Lehrpläne für ei-
nen islamischen Religionsunterricht vor-
gelegt haben,79 bekennen sich in ihren 
Satzungen ausdrücklich zu Grundgesetz
und Landesverfassung(en).
Art. 7 Abs. 3 GG gilt nicht in Bremen und
Berlin; die gegenwärtigen rechtlichen
Auseinandersetzungen in dieser Frage in
Berlin sind deshalb nicht ohne weiteres
auf andere Länder übertragbar.80 Nicht
hierher gehören auch Projekte wie die
deutschsprachige islamische Unterwei-
sung in Nordrhein-Westfalen, der mehrre-
ligiös angelegte Religionsunterricht in
Hamburg oder die im Herbst 2001 in Bay-
ern angelaufenen Schulversuche einer is-
lamischen Unterweisung im Rahmen des
ansonsten türkischen muttersprachlichen
Ergänzungsunterrichts: Bei all diesen
Unternehmungen wurde keine islamische
Religionsgemeinschaft im Sinne des Art. 7
Abs. 3 GG beteiligt.
Konkrete Forderungen nach der Einrich-
tung eines islamischen Religionsunter-
richts im Sinne des Grundgesetzes wurden

trotz vielfach erklärter grundsätzlicher Be-
reitschaft bislang fast durchweg abge-
wehrt.81 Die Begründung hierfür stützt
sich im Wesentlichen auf den Umstand,
dass kein hinreichend legitimierter An-
sprechpartner zur Verfügung stehe, der
die Inhalte eines solchen Unterrichts mit-
bestimmen könnte.82 In der Tat bedarf es
eines solchen Ansprechpartners, weil die
Verfassung es verbietet, von staatlicher
Seite die Inhalte der jeweils in Rede ste-
henden Religion zu definieren. Dies ist 
allein Aufgabe der Religionsgemeinschaf-
ten selbst. Der Staat benötigt – insbeson-
dere als Aufsichtsbehörde – einen verläss-
lichen Partner, der zugleich die nötige
Autorität aufweist, um die Lehrinhalte
verbindlich festlegen zu können. Der Reli-
gionsunterricht ist insofern nicht Gebot,
sondern „Angebot“ der Verfassung.83

Ein Angebot, nicht ein Gebot 
der Verfassung

Freilich kann nicht verlangt werden, dass
die Religionsgemeinschaft als solche erst
auftreten kann, wenn sie einen Großteil
oder auch nur die Mehrheit der Muslime
auf der jeweils relevanten Ebene (Land
oder Kommune) repräsentiert. Andern-
falls könnte eine vielleicht desinteressierte
Mehrheit nomineller Muslime jede Initia-
tive verhindern.
Insgesamt wird man ein gewisses Maß an
breiter Institutionalisierung (fester und
auf Dauer angelegter Zusammenschluss
von Personen auf Grund übereinstimmen-
der Auffassungen in religiöser Hinsicht,
die durch eine Bezeugung/ein Bekenntnis
nach außen kundgegeben werden84) mit
unabweisbarer Rücksicht auf Sicherheit
und Klarheit des Rechtsverkehrs nach au-
ßen85 fordern müssen. Der Staat benötigt
einen „Ansprechpartner”, der die zu leh-
renden Grundsätze verlässlich formuliert
und der Lehrpersonal vorschlägt, das auf
breite Akzeptanz stößt.86 Nicht ausrei-
chend wäre ein Zusammenschluss allein zu
dem Zweck, dieser Ansprechpartner zu
werden, wenn nicht zugleich ein weiter-
reichendes religiöses Leben innerhalb der
Gemeinschaft entfaltet wird.
Ein solcher Ansprechpartner benötigt
allerdings nicht notwendig den Status ei-
ner Körperschaft des öffentlichen Rechts87

(vgl. hierzu oben). Es genügt vielmehr eine
in religiöser Grundlage, Organisations-
struktur, Mitgliedschaftszugehörigkeit
und Leitung/Außenvertretung bestimmte
und eindeutige Organisation, wie sie z.B.
der eingetragene Verein bietet. Das
rechtssoziologische Modell „Kirche“ ist
hierfür kein rechtlich relevanter Maß-
stab.88 Vielmehr verbietet es die Verfas-
sung, andere Religionsgemeinschaften in
die Organisationsformen christlicher Kon-
fessionen zu zwängen. Ausreichend wäre
wohl die Zusammenarbeit von Repräsen-
tanten der meisten zahlenmäßig bedeut-
samen Vereinigungen von Muslimen, die
überhaupt Interesse an der Etablierung
des islamischen Religionsunterrichts be-
kunden. In diese Richtung gehen offenbar
die vorbereitenden Gespräche in Bayern
und Baden-Württemberg zwischen Musli-
men und zuständigen staatlichen Stellen,
während in Hessen offenbar Friktionen

vorherrschen89; entsprechende muslimi-
sche Organisationen auf Landesebene
sind geschaffen bzw. im Entstehen. Die Be-
teiligung von Verbänden oder eingetrage-
nen Vereinen als juristische Personen ist
nicht ausgeschlossen, solange die Legiti-
mation des „Ansprechpartners“ für die Be-
stimmung der inhaltlichen Ausformung
des Religionsunterrichts sich auf natürli-
che Personen zurückführen lässt.90

Eine Übergangs- und
Erprobungsphase wäre sinnvoll

In einer ersten Übergangs- und Erpro-
bungsphase erscheint nur die Einrichtung
von Schulversuchen an geeigneten Orten
sinnvoll. Für flächendeckenden Unterricht
fehlt es noch weitgehend an mehreren
Voraussetzungen wie dem hinreichend
stabilen Ansprechpartner auf Landes-
ebene, dem hinreichend approbierten
Lehrplan und religiös wie auch pädago-
gisch ausreichend ausgebildeten Lehrern
und entsprechenden Ausbildungsstätten.
Umso wichtiger ist es, nun im kleinen zu
beginnen und zu erproben, wie das Ver-
fassungsanliegen langfristig in vollem
Umfang umgesetzt werden kann. Ein ge-
wisses Maß an „Improvisation“ wird hier-
bei in einer Übergangsphase unvermeid-
bar sein; immerhin ist die versuchsweise
Etablierung des Islamunterrichts im be-
schriebenen Sinne näher am Gebot der
Verfassung als die Unternehmen, welche
auf eine Beteiligung islamischer Religions-
gemeinschaften ganz verzichten. In Erlan-
gen hat sich nach Kenntnis des Verfassers
ein repräsentativer Verein unter Mitwir-
kung aller ortsansässigen, an islamisch reli-
giösen Angelegenheiten interessierten
Organisationen und Personen gebildet,
der geeigneter Ansprechpartner für die
Einrichtung eines lokalen Schulversuchs
ist. Ein solcher Schulversuch dürfte im Jahr
2002 Wirklichkeit werden.
Die Bildung mehrerer Repräsentanten
unterschiedlicher Richtungen des Islam
wäre im Hinblick auf den Religionsunter-
richt nicht hinderlich, solange sie hinrei-
chend voneinander abgrenzbar sind. Kein
Hinderungsgrund kann es also sein, wenn
sich verschiedene „Ansprechpartner“ kon-
stituieren, etwa Sunniten, Schiiten, Alevi-
ten oder Ahmadis (vgl. oben II.1.b). Auch
die christlichen Kirchen folgen ja keiner
übergeordneten zentralen Instanz „des“
Christentums schlechthin. Im Gegenteil
wird ein konfessionell getrennter Unter-
richt für den Regelfall gefordert und kon-
fessionsübergreifender Unterricht nur in
engen Sonderfällen hingenommen.91

Dass der Islam eine solche Entwicklung zur
Organisation grundsätzlich als Möglich-
keit sieht, wurde bereits angesprochen.
Für die muslimische Seite ergibt sich die Le-
gitimation nicht nur aus historischen Vor-
bildern, sondern auch aus schlichter Not-
wendigkeit (darura)92, einer schon im
klassischen Islamischen Recht anerkann-
ten Rechtsregel. Zweifellos ist die Etablie-
rung eines bekenntnisorientierten Islam-
unterrichts im Sinne des Islam. Deshalb
sind auch die hierfür erforderlichen Maß-
nahmen gedeckt.
Selbstverständlich wird ein Islamunter-
richt für zahlenmäßig kleinere Gruppie-
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rungen nur bei einem gewissen örtlichen
Mindestbedarf in Betracht kommen. Hier
ließe sich z.B. an den Erlass des hessischen
Kultusministeriums zum christlich-konfes-
sionellen Religionsunterricht anknüpfen,
wonach Religionsunterricht einzurichten
ist, wenn mindestens acht Schüler teilneh-
men und zu einer pädagogisch und schul-
organisatorisch vertretbaren Lerngruppe
zusammengefasst werden können, gege-
benenfalls auch jahrgangs- und schul-
formübergreifend.93

Wer bildet die Religionslehrer aus?

Mit der Erteilung von Religionsunterricht
ist die Frage der Ausbildung von Religions-
lehrern verbunden. Sie könnte an isla-
misch-theologischen Fakultäten in Koope-
ration mit erziehungswissenschaftlichen
Fachrichtungen oder in Mischformen er-
folgen. Auch außeruniversitäre Ausbil-
dungsstätten sind denkbar. Österreich
oder Frankreich z.B. verfügen über solche
Einrichtungen. Unbeschadet des inhalt-
lichen Bestimmungsrechts der Religions-
gemeinschaften wäre darauf zu achten,
dass die Lehrer soweit im Lebenskontext
der Aufenthaltsländer stehen, dass sie die
Schüler adäquat unterrichten können.
Hierzu sind nicht nur ausreichende theolo-
gische, sondern auch pädagogische Vor-
kenntnisse erforderlich. Im jeweiligen
Land aufgewachsene und ausgebildete
Lehrer wären deshalb die beste Lösung. In
Bayern hat sich sowohl ein Arbeitskreis
von Muslimen gebildet, der entspre-
chende Lösungen sucht, als auch (unter
Mitwirkung des Verfassers) ein Arbeits-
kreis „Ausbildung von islamischen Reli-
gionslehrern an nordbayerischen Univer-
sitäten“ konstituiert.
Neben dem Religionsunterricht als or-
dentlichem Lehrfach an öffentlichen Schu-
len sieht das Grundgesetz in Art. 7 Abs. 5
die Möglichkeit zur Gründung von Be-
kenntnisschulen in freier Trägerschaft vor.
Wie beim „Ansprechpartner“ für den Reli-
gionsunterricht reicht die Organisation
des Schulträgers als eingetragener Verein
aus. Er muss allerdings ebenfalls die recht-
lichen Voraussetzungen für eine „Reli-
gionsgemeinschaft“ – Ausrichtung auf ein
auch praktiziertes religiöses Bekenntnis –
erfüllen und bei seinem Vorhaben den
sonstigen formalen und inhaltlichen
schulrechtlichen Anforderungen genü-
gen. In Baden-Württemberg wurde der
Antrag des islamischen Sozialdienst- und
Informationszentrum e.V. auf Genehmi-
gung einer islamischen Grundschule in
Stuttgart unter anderem mit der Begrün-
dung abgewiesen, dass der Antragsteller
nicht diese Voraussetzungen für eine Reli-
gionsgemeinschaft erfülle.94

Partnerschaftliche Regelungen
setzen gegenseitiges Verständnis
voraus

Eine freiheitliche Rechts- und Gesell-
schaftsordnung wie die der Bundesre-
publik Deutschland bietet eine Fülle von
Aktions- und Organisationsmöglichkeiten
für alle Menschen im Land. Nicht staatliche
Direktiven, sondern die Initiative selbstbe-
wusster engagierter Bürger sind in aller

Regel Grundlage der Artikulation und
Bündelung von Meinungen und Interes-
sen. Für diejenigen Muslime, die ihre Sozi-
alisation in der deutschen Gesellschaft er-
fahren haben, wird dies selbstverständlich
sein. Andere Muslime mit einem abwei-
chenden kulturellen Hintergrund tun sich
erfahrungsgemäß schwerer mit solchen
Formen der Selbstorganisation. Wer in ei-
ner Diktatur groß geworden ist, in der bür-
gerschaftliches Engagement bestenfalls
Misstrauen erregt und schlimmerenfalls
zu staatlichen Sanktionen führt, wird sich
an die Handlungsmöglichkeiten in gänz-
lich andersgearteten Verhältnissen erst
gewöhnen müssen.
Von besonderer Bedeutung für alle Betei-
ligten wird hierfür die Art und Weise sein,
wie die häufig erforderliche Kooperation
mit staatlichen Stellen verläuft. Entschei-
dend für das Gelingen der Zusammenar-
beit ist die Bereitschaft, sich in die Situa-
tion des jeweiligen Kooperationspartners
hineinzudenken und dessen mögliches
Vorverständnis nach Möglichkeit mit zu
berücksichtigen. Wer weiß, dass er es mit
einem Menschen zu tun hat, der die Be-
gegnung mit Behörden als angstbesetzte
Angelegenheit erfahren hat, wird nicht in
jeder vermeintlichen Abwehrreaktion
eine Verweigerung oder Zurückweisung
erkennen. Andererseits sollten Muslime
erkennen, dass der deutsche Staat und die
für ihn Handelnden auch für sie und ihre
Anliegen offen sind als Partner und nicht
etwa als Gegner verstanden werden dür-
fen. Nicht jede Ablehnung eines vorge-
brachten Anliegens ist eine unzulässige
Diskriminierung. Nicht jede geltend ge-
machte Befürchtung ist ein plattes Vorur-
teil. Viele Fragen, auch Rechtsfragen, sind
nach so komplexen Maßstäben zu ent-
scheiden, dass sich die „einzig richtige“
Entscheidung oft nicht ausmachen lässt.
Der Streit um die kopftuchtragende Lehre-
rin95 mag hierfür als Beispiel genügen.
Umso mehr steht auch den Muslimen in
unserer Gesellschaft der Weg offen, ihre
Ansichten und Anliegen in den öffent-
lichen Meinungsstreit einzubringen. Da-
bei mag die in Deutschland übliche, gere-
gelte „Streitkultur“ manchen Traditionen
der islamischen Welt nicht entsprechen. Es
wird aber nicht zur Problemlösung beitra-
gen, Meinungsunterschiede, die es auch
unter Muslimen in reicher Zahl gibt, im
Sinne einer Wagenburg-Mentalität mild-
tätig zu verschweigen. Die Diskussion um
die Stellung der Frau im Islam und in der
deutschen Gesellschaft dürfte hier als Bei-
spiel genügen. Dabei ist die Unterschei-
dung zwischen gesellschaftlicher und
rechtlicher Ebene von großer Bedeutung.
Nicht alles, was aus gesellschaftlicher Sicht
wünschenswert sein mag, kann rechtlich
erzwungen werden. So zeigen die Ausei-
nandersetzungen über die Rolle der Frau
etwa in der römisch-katholischen Kirche,
dass die unterschiedliche Behandlung der
Geschlechter in bestimmten religiösen
Fragen zumindest aus rechtlicher Sicht
hinzunehmen ist.
In diesem Zusammenhang stellt sich
schließlich auch die Frage nach den mög-
lichen Aufgaben islamischer Organisatio-
nen. Selbstredend können und müssen
diese ihre Ziele selbst definieren. Es ist je-

doch angesichts der bestehenden, weithin
immer noch wenig befriedigenden Infor-
mationslage über den Islam und die Mus-
lime in unserem Land von großer Bedeu-
tung, auch Außenwirkung zu entfalten,
z.B. durch Stellungnahmen zu wichtigen
politischen und gesellschaftlichen Fragen,
zu Vorgängen in der islamischen Welt, die
Ängste und Befürchtungen auslösen, und
nicht zuletzt zum Leben der Muslime hier.
Neben der Organisation persönlicher Be-
gegnungen stehen noch viele nur spora-
disch genutzte Möglichkeiten in der Me-
dienarbeit offen. Soll eine Wirkung auf die
Gesamtgesellschaft erzielt werden, ist
freilich eine Öffnung nach außen – nicht
zuletzt durch die Verwendung der deut-
schen Sprache – unerlässlich. Auch hier
wird die Grundsatzentscheidung relevant,
ob man sich als deutsche/europäische De-
pendance der „eigentlichen“ islami-
schen/türkischen/arabischen Welt versteht
oder aber als Bevölkerungsgruppe in
Deutschland bzw. als deutsche Organisa-
tion.

Einen friedfertigen und
verständigungsbereiten Islam
vorleben

Nicht nur die ungeheuerlichen Terrorakte
in den USA geben Anlass zu dem Hinweis,
dass einerseits die Gefahren, die von den
Aktivitäten muslimischer Extremisten aus-
gehen, nicht zu übersehen sind. Die euro-
päischen Demokratien sind als „wehr-
hafte Demokratien“ ausgestaltet. Gerade
Deutschland hatte angesichts seiner ge-
schichtlichen Erfahrungen Anlass, sich
dem Leitsatz „keine Freiheit den Feinden
der Freiheit“ zu verschreiben. Die Be-
kämpfung des politischen und religiösen
Extremismus mit allen rechtsstaatlichen
Mitteln ist eine schlichte Notwendigkeit.
Sie richtet sich gegen Extremisten aller
Schattierungen und damit auch gegen sol-
che, die sich auf den Islam berufen. Wenn
also der Islam unter dem Aspekt extremis-
tischer Entwicklungen und ihrer mög-
lichen Auswirkungen auf die Rechtsord-
nung betrachtet wird, so darf hierin kein
generelles Misstrauen gegen den Islam
und die Muslime gesehen werden. Ande-
rerseits können Muslime zu Recht erwar-
ten, dass zwischen der friedfertigen und
kooperationswilligen übergroßen Mehr-
heit einerseits und den zahlenmäßig klei-
nen Gruppen von Extremisten anderer-
seits unterschieden wird. Darauf weisen
alle maßgeblichen Vertreter des politi-
schen und gesellschaftlichen Lebens hin,
nicht zuletzt auch der Verfassungs-
schutz.96 Hieran ist gerade in unseren Ta-
gen mit besonderem Nachdruck zu erin-
nern. Berechtigtes Entsetzen und das
verständliche Anliegen, Terroristen mög-
lichst schnell und mit gebotener Härte zur
Rechenschaft zu ziehen, darf nicht in ab-
lehnende Stimmungen und gar Übergriffe
gegen unschuldige Bevölkerungsgruppen
umschlagen, die wie die Allgemeinheit
derartige Taten nicht zuletzt aufgrund ih-
rer religiösen Überzeugung verurteilen.
Zu Recht würden sich z.B. evangelische
Christen – wie der Verfasser – dagegen ver-
wahren, für die Gewaltakte von nordiri-
schen Protestanten in Belfast gegen ka-
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tholische Erstklässler auf dem Schulweg
verantwortlich gemacht zu werden. Trotz
oder vielleicht sogar auch wegen der
Spannungen im Gefolge der Anschläge in
den USA kommt der Bildung islamischer
Religionsgemeinschaften als Repräsen-
tanten religiös orientierter Menschen und
als Teilhaber am gesellschaftlichen Leben
eine besondere Bedeutung zu. Sie können
dazu beitragen, neben der Ausübung des
Kultes die notwendige innerislamische Bil-
dungsarbeit zu leisten und der deutschen
Öffentlichkeit einen friedfertigen und ver-
ständigungsbereiten Islam vorzuleben,
welcher alleine der Überzeugung der
meisten hiesigen Muslime entspricht und
der solcherart einen wichtigen Beitrag zur
Entwicklung unserer Gesellschaft leisten
kann.
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Auch die Schüler und Schülerinnen islami-
schen Glaubens haben das Recht auf Reli-
gionsunterricht nach Art. 7, Abs. 2 und 3
des Grundgesetzes. Dem stehen die Kul-
tusverwaltungen der Länder auch nicht
entgegen. Was die Umsetzung allerdings
schwer macht, ist, dass der Islam in die 
verschiedensten Glaubensrichtungen ge-
spalten ist, und vor allem, dass kein aner-
kannter Ansprechpartner zur Verfügung
steht. Die Länder in Deutschland sind sehr
unterschiedliche Wege gegangen, dem
Postulat des Grundgesetzes Rechnung zu
tragen, ohne dass es bislang zu einer
befriedigenden Lösung gekommen wäre.

Red.

Nur rund 10% der Muslime 
in Deutschland sind Mitglied 
in Moscheevereinen

In Deutschland ist der Islam in den vergan-
genen Jahrzehnten nach den beiden
großen christlichen Glaubensrichtungen
zur drittgrößten Religionsgemeinschaft
angewachsen. Nach Angaben der Bundes-
regierung gehören in Deutschland ca. 
3 Millionen Menschen dem Islam an1; ihr
Anteil an der Gesamtbevölkerung beträgt
rund 4 %. Die meisten Muslime stammen
aus islamischen Entsendeländern und
kamen nach 1960 im Zuge der Arbeitskräf-
teanwerbung ins Land.
Der Islam spaltet sich ähnlich wie das 
Christentum in verschiedene Glaubens-
richtungen auf. Die größte Gruppe bilden
mit rund 80 % die Sunniten, die auch in
Deutschland den Hauptteil der Muslime
stellen. Gefolgt werden sie von der Grup-
pe der Aleviten, die in Deutschland schät-
zungsweise 600 000 Menschen umfasst,
und von der Gruppe der Schiiten, deren
Zahl sich auf 125000 beläuft.2 In ähnlicher
Form ist auch die Zahl der muslimischen
Kinder und Jugendlichen zu differen-
zieren. Offizielle Zahlen sprechen von
750 000 muslimischen Kindern in Deutsch-

land, wobei 350000 von diesen sich in der
Schulausbildung befinden und rund 6 %
der Gesamtschülerschaft in Deutschland
stellen.3

Der Islam kennt keine Institution wie die
christlichen Kirchen. Dies hat seine Ursa-
che darin, dass nach islamischer Vorstel-
lung alle Menschen vor Gott gleich sind
und daher keine priesterliche bzw. institu-
tionelle Zwischeninstanz zur Auslegung
der göttlichen Gebote und zur Verbin-
dung zu Gott notwendig ist. Dement-
sprechend existiert im Islam auch keine
Einrichtung, die allein als Ansprechpart-
ner für alle Fragen des Islam gilt und die
ganze islamische Glaubensgemeinde ver-
tritt. So ist nur ein geringer Prozentsatz
von schätzungsweise 10% der Muslime in
verschiedenen Moscheevereinen und 
Organisationen zusammengeschlossen.4

Diesen kommt jedoch nicht ein so hoher
Stellenwert wie einer christlichen Kirchen-
gemeinde zu. 

Der Wunsch nach islamischem
Religionsunterricht ist immer lauter
geworden

Innerhalb der deutschen Integrations-
politik haben in der Vergangenheit Fra-
gen zur religiösen Zugehörigkeit der
Migranten keine vorrangige Rolle ge-
spielt. Zu einer breiteren öffentlichen 
Diskussion über religiös begründete 
Interessen und Bedürfnisse von musli-
mischen Zuwanderern führten erst die
immer lauter werdenden Forderun-
gen von verschiedenen islamischen Or-
ganisationen und Vereinigungen in
Deutschland. Besonders in den letzten
Jahren wurde von diesen der Wunsch 
nach einem islamischen Religionsunter-
richt als ordentliches Schulfach immer 
lauter artikuliert. So versuchten islami-
sche Vereine und Dachorganisationen,
sich zu Religionsgemeinschaften im Sinne
des Grundgesetzes5 zusammenzuschlie-
ßen und in dieser Eigenschaft bei den 
Kultusministerien die Einrichtung eines
ordentlichen Schulfachs Islamischer Reli-
gionsunterricht zu beantragen. 
Ein bekenntnisgebundener islamischer
Religionsunterricht im Sinne Artikel 7
Absatz 3 des Grundgesetztes6, d. h. ein
ordentliches Lehrfach unter staatlicher
Aufsicht, existiert bisher in keinem 
Bundesland. Dies hat verschiedene Ur-
sachen. Die wichtigste besteht in dem
bereits genannten Umstand, dass bis-
her für den Islam eine Ansprechinstitu-
tion fehlt, die auch die Inhalte des isla-
mischen Religionsunterrichts festlegen
könnte.

Erste Anträge liegen vor

In den vergangenen Jahren haben in
Deutschland verschiedene islamische
Organisationen sunnitischer und aleviti-
scher Glaubensrichtung Anträge auf Ein-
richtung und Trägerschaft eines konfes-
sionellen Religionsunterrichts gestellt.
Von Organisationen der sunnitischen
Glaubensrichtung liegen Anträge vor aus
den Bundesländern Baden-Württemberg,
Berlin (Islamische Föderation Berlin; Ver-
band Islamischer Kulturzentren), Hessen
(Islamische Religionsgemeinschaft Hes-
sen), Nordrhein-Westfalen (Zentralrat der
Muslime), Rheinland-Pfalz, Saarland, Bre-
men.7 In Niedersachsen liegt ein Lehrplan-
entwurf des Zentralrats der Muslime vor. 
Allein der Islamischen Föderation Berlin
(IFB), die sich ebenfalls seit 1980 um Ein-
richtung und Trägerschaft eines konfes-
sionellen islamischen Religionsunterrichts
im Bundesland Berlin bemüht, wurde im
November 1998 vom Oberverwaltungsge-
richt Berlin und im Februar 2000 vom Bun-
desverwaltungsgericht der Status einer
Religionsgemeinschaft zuerkannt. Sie
darf nun in der öffentlichen Berliner Schu-
le islamischen Religionsunterricht an-
bieten.
Anträge alevitischer Organisationen lie-
gen vor in den Bundesländern Nordrhein-
Westfalen (Förderation der Aleviten
Gemeinden in Deutschland) und Berlin
(Kulturzentrum Anatolischer Aleviten in
Berlin). Im Sommer 2001 wird eine aleviti-
sche Organisation in Baden-Württemberg
(Alevitisches Kulturzentrum Mannheim)
einen Antrag beim Kultusministerium auf
Einrichtung und Trägerschaft für einen
alevitischen Religionsunterricht ein-
reichen.

Islamunterricht im Rahmen des
Muttersprachlichen Ergänzungs-
unterrichts (MEU)

Muslimische Schüler türkischer Herkunft
haben, weil sie die größte Gruppe der
Muslime stellen, in den Bundesländern
Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Hol-
stein, Baden-Württemberg, Berlin, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen die Möglichkeit, im Rah-
men des freiwilligen Muttersprachlichen
Ergänzungsunterrichts (MEU) eine Art
von islamischer Unterweisung zu erhal-
ten. Die Unterweisung erfolgt zu-meist
auf der Grundlage von Richtlinien, welche
die einzelnen Bundesländer in Kooperati-
on mit dem türkischen Staat erstellt
haben. Der Unterricht wird in türkischer
Sprache von Lehrkräften erteilt, die in der
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Türkei ausgebildet wurden und die zum
Zweck der Erteilung von muttersprachli-
chem Ergänzungsunterricht nach
Deutschland kommen. Die Schulaufsicht
wird hierbei von den einzelnen Bundes-
ländern übernommen. Nicht türkischspra-
chige muslimische Schüler können an die-
sem Angebot nicht teilnehmen und besu-
chen daher in der Regel den Ethik-
unterricht. Diesem Unterricht kommt
jedoch nicht der Status eines Religions-
unterrichts zu. 
Neben dem Muttersprachlichen Ergän-
zungsunterricht (MEU) haben sich im
Laufe der Jahre in einzelnen Bundeslän-
dern weitere schulische Modelle ausgebil-
det, in deren Rahmen (überwiegend türki-
schen) Kindern muslimischen Glaubens
eine Unterweisung in den Inhalten des
Islams erteilt wird. Allen Modellen
gemeinsam ist, dass sie weder Artikel 7
Absatz 3 noch Artikel 141 des Grundgeset-
zes entsprechen, die den rechtlichen Sta-
tus des Religionsunterrichts in Deutsch-
land regeln. Im Folgenden werden die ein-
zelnen Modelle aus den jeweiligen Bun-
desländern vorgestellt.

In Nordrhein-Westfalen „Islamische
Unterweisung“ auf Deutsch

Im größten deutschen Bundesland be-
suchten im Schuljahr 1999/2000 rund
240 000 muslimische Schüler die Schule,
wobei die größte Zahl von ihnen türki-
scher Herkunft war. Damit stellten die
muslimischen Schüler 9 % der Gesamt-
schülerschaft dar.8

So wird in Nordrhein-Westfalen seit 1986
an Grundschulen eine islamische Unter-
weisung im Rahmen des Muttersprach-
lichen Ergänzungsunterrichts in den
jeweiligen Herkunftssprachen der musli-
mischen Schüler praktiziert. Mittlerweile
ist dieser Unterricht auch auf weiter-
führende Klassenstufen ausgeweitet wor-
den, sofern sich genügend interessierte
muslimische Schüler finden. 
Das Ministerium für Schule und Weiterbil-
dung in Nordrhein-Westfalen entschied
sich 1999 aufgrund des Fehlens einer isla-
mischen Religionsgemeinschaft im Sinne
des Grundgesetzes per Runderlass9 für die
Einrichtung eines staatlichen religions-
kundlichen Faches „Islamische Unterwei-
sung“, zunächst im Rahmen eines Schul-
versuchs.
Das Fach findet wöchentlich im zweistündi-
gen Umfang statt. Es wird an allen Schular-
ten angeboten und umfasst die Klassenstu-
fen der Primarstufe und Sekundarstufe I.
Die Unterrichtssprache ist Deutsch. Der Un-
terricht richtet sich an alle interessierten
Schüler und Schülerinnen unabhängig ih-
rer Herkunftssprache und Nationalität.
Nach Anmeldung verpflichten sich die
Schüler und Schülerinnen verbindlich für
eine einjährige Teilnahme. Die im Unter-
richt erbrachten Leistungen werden beno-
tet und sind versetzungsrelevant.
Nach Angaben des Ministeriums wurden
bereits 30 Schulen (Stand September
2000) zum Schulversuch zugelassen. Die
das Fach unterrichtenden Lehrkräfte sind
selber muslimischer Glaubenszugehörig-
keit und nehmen an einem Fortbildungs-
lehrgang teil. 

„Religionsunterricht für alle“:
Hamburg

Im Bundesland Hamburg wird der Islam im
Rahmen des in Deutschland einmaligen
Fachs Religionsunterricht für alle gelehrt.
Das Fach wird in deutscher Sprache von
deutschen Religionspädagogen an Stelle
des evangelisch-lutherischen Religionsun-
terrichts angeboten. Wie der Titel es aus-
drückt, nehmen an diesem Religionsunter-
richt Schüler aller Religionen und Konfes-
sionen teil. Ausgangspunkt für diesen
Unterricht war die Feststellung der Ham-
burger Kirchenverantwortlichen, dass die
Zahl der sich in Hamburg befindenden
Religions- und Glaubensgemeinschaften
mit den Jahren immer stärker zunahm. Als
Konsequenz entschied man sich für eine
interreligiöse Ausrichtung des Religions-
unterrichts, um so der religiösen Vielfalt
der Hamburger Bevölkerung Rechnung zu
tragen.
Überlegungen, interreligiösen Religions-
unterricht einzuführen, reichen in Ham-
burg bis Anfang der 1970er Jahre zurück.
1973 wurde von der Alt-Hamburgischen
Kirche eine Präambel für die Religionslehr-
pläne verabschiedet, worin von der Rele-
vanz „religiöser Traditionen und Überzeu-
gungen für die Selbst- und Weltdeutung
junger Menschen“10 die Rede ist. Entschei-
dende Unterstützung erhielt diese Fest-
stellung durch weitere kirchliche Stellun-
gnahmen, insbesondere durch die 1993
veröffentlichte „Welche Schule schulden
wir unseren Kindern und Jugendlichen?“.

Die (innerkirchlich) geführten Diskussio-
nen kamen zu dem Ergebnis, dass der
künftige evangelische Religionsunterricht
in Hamburg ein Religionsunterricht für
alle werden müsse. Der aus diesen Überle-
gungen heraus entwickelte Lehrplan für
die Grundschule, der den Religionsunter-
richt interreligiös öffnete, wurde 1995 von
der Gemischten Kommission positiv be-
schieden. Im gleichen Jahr gründete sich
ein Gesprächskreis Interreligiöser Dialog
aus Vertretern der christlichen Kirchen,
des Judentums, der verschiedenen islami-
schen Glaubensrichtungen und des Bud-
dhismus. Dieser formulierte 1997 seine
Empfehlungen zum Religionsunterricht.
Ebenfalls 1997 wurde der Beschluss der
Hamburger Bürgerschaft, „die curriculare
Entwicklung des Faches Religion in die ins-
besondere mit dem Entwurf des Grund-
schullehrplans eingeschlagene Richtung
des interreligiösen Dialogs weiterzu-
verfolgen“11, formuliert. 1999 erfolgte 
die positive Stellungnahme des Landes-
schulbeirates zum Religionsunterricht in 
Hamburg.

Die Grundsätze eines solchen
interreligiösen Religionsunterrichts

Zu den Grundsätzen des Hamburger Reli-
gionsunterrichts für alle zählen12:
• Schülerorientierung 
• Traditionsorientierung 
• Dialogische Offenheit 
• Authentizität und 
• Wissenschaftsorientierung.
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Islamunterricht – aber wie?
Nach offiziellen Zahlen stellen 350 000 muslimische Kinder rund 6% der Gesamtschüler-
schaft in Deutschland. Unter den islamischen Eltern ist in den letzten Jahren der Wunsch
nach islamischen Religionsunterricht an staatlichen Schulen immer lauter geworden. Die
Schulverwaltungen der Bundesländer sind – auch um den Einfluss islamistisch ausgerich-
teter Koranschulen zurück zu drängen – zunehmend geneigt, sich diesem Wunsch zu
öffnen, doch sehen sie sich bei der Umsetzung vor große Schwierigkeiten gestellt: Die
Kinder stammen aus Elternhäusern, die unterschiedlichen Strömungen des Islam anhän-
gen. Der Islam verfügt im Unterschied zu den christlichen Kirchen nicht über Organisa-
tionen, die als Ansprechpartner für die Ausgestaltung des Religionsunterrichts fungie-
ren könnten. Nur 10% der Muslime in Deutschland sind Mitglied von Moscheevereinen.
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Als Rahmenthemen wurden folgende
Punkte formuliert:13

1. Wir leben in der Einen Welt: Fragen
nach Ursprung und Ende, Gefährdung
und Heilsein.

2. Wir leben in Gemeinschaft: Fragen
nach Frieden und Gewalt, Gerechtig-
keit und Armut, Hoffnung und Resi-
gnation in der Einen Menschheit.

3. Wir leben in einer Welt mit vielfäl-
tigen Religionen und Kulturen: Fragen
nach Einzigartigkeit und Gemeinsam-
keit, Eigenem und Fremdem, Dialog
und Konflikt.

4. Ich suche mit anderen nach Sinn des Le-
bens: Fragen nach Gott, Transzendenz
und Heiligem.

Nach Meinung der Verantwortlichen wird
das Hamburger Angebot sehr gut aufge-
nommen und erhält großen Zuspruch von
allen Religions-/Glaubensgemeinschaf-
ten.14 Allerdings stellt auch bei diesem
Modell die Frage der Lehrerausbildung
einen zentralen Knackpunkt dar. Gegen-
wärtig wird der Hamburger Religions-
unterrichts für alle von evangelischen
Religionslehrern erteilt, die in Fortbil-
dungsmaßnahmen sich das Wissen über
die anderen Religionen aneignen. In
Zukunft sollte sich die religiöse Vielfalt der
Schülerschaft jedoch auch in der Lehrer-
schaft widerspiegeln, d.h. auch für die
nicht-christlichen Lehramtsanwärter(-in-
nen) muss es möglich werden, an deut-
schen Hochschulen die jeweilige Religion
auf das Lehramt hin zu studieren. Dies
bedeutet, dass für dieses neue Fach neben
neuen religiösen Inhalten auch andere
schulrechtliche Rahmenbedingungen
geschaffen werden müssen. 

In Bayern: 
„Religiöse Unterweisung türkischer
Schüler islamischen Glaubens“

Auch das Bundesland Bayern zeichnet sich
durch eine zahlenmäßig große Gruppe an
muslimischen Schülern und Schülerinnen
aus. Im Schuljahr 1999/2000 besuchten
75000 muslimische Schüler und Schülerin-
nen die öffentliche Schule, einschließlich
Berufsschule. Von diesen waren 56 000,
d.h. rund 75%, türkischer Herkunft.15

Im Freistaat Bayern wird ein Islamunter-
richt bzw. eine Form der islamisch religiö-
sen Unterweisung angeboten, die eine
Besonderheit dieses Bundeslandes dar-
stellt. Der wichtigste Unterschied besteht
darin, dass die bayerische Ausprägung der
islamisch religiösen Unterweisung vom
muttersprachlichen Ergänzungsunter-
richt abgekoppelt erteilt wird. Darüber
hinaus wird das Fach, welche für türki-
sche Schüler ordentliches Lehrfach ist,
nicht in Übereinstimmung mit den isla-
mischen Religionsgemeinschaften in
Deutschland, sondern auf der Basis von
eigenständig entwickelten Lehrplänen
unterrichtet.
Der Entschluss, ein derartiges Fach einzu-
richten, reifte im Freistaat Bayern, als in
den 1980er-Jahren eine rege Diskussion
um die religiöse Förderung der muslimi-
schen Schüler und Schülerinnen einsetzte,
auch deshalb, weil die „Koranschulen“
einen immer regeren Zulauf innerhalb der
türkischen Bevölkerung – der größten

muslimischen Gemeinde im Land – ver-
zeichneten. So gewannen Überlegungen
Auftrieb, in den öffentlichen Schulen
gezielt für türkische Schüler eine „reli-
giöse Unterweisung“ einzurichten. Die
Etablierung eines Religionsunterrichts
entsprechend Artikel 7 Absatz 3 des
Grundgesetzes war auch in Bayern nicht
möglich, da auch hier ein fester Ansprech-
partner bzw. eine Religionsgemeinschaft,
welche verbindlich die im Unterricht zu
lehrenden Glaubensgrundsätze festlegt,
fehlte. Daher erhielt dieses Fach die
Bezeichnung Religiöse Unterweisung tür-
kischer Schüler islamischen Glaubens. Die
1986 zu diesem Zweck einberufene Bil-
dungsplankommission beschloss die Ein-
führung eines entsprechenden freiwilli-
gen Angebotes. Im gleichen Jahr wurde
mit den Vorbereitungen zur Einführung
dieses Faches in türkischer Sprache und
durch türkische Lehrkräfte begonnen. 
Der Unterricht wurde mit dem Schuljahr
1987/88 in den Jahrgangstufen 1 bis 3 auf
freiwilliger Basis in türkischer Sprache 
aufgenommen. Im folgenden Schuljahr
(1988/89) erfolgte seine Ausweitung auf
die Klassenstufen 4 und 5 (Hauptschule).
Im Schuljahr 1998/99 waren im Land Bay-
ern ca. 780 Kurse mit rund 10000 türkisch-
sprachigen Schülern und Schülerinnen
eingerichtet.16 Im Schuljahr 1999/2000
besuchten rund 11 000 Schüler und Schü-
lerinnen das Fach „religiöse Unterwei-
sung“. Muslimische Schüler und Schülerin-
nen, welche dieses Fach nicht belegen,
sind verpflichtet, parallel Ethikunterricht
zu belegen. Eine Befragung innerhalb der
Lehrerschaft und der muslimischen
Schülerschaft machte jedoch deutlich,

dass der Ethikunterricht auf wenig Akzep-
tanz stößt und aus inhaltlichen Gründen
nicht angenommen wird. Insofern stellt es
für muslimische Schüler keine echte Alter-
native zur „religiösen Unterweisung“ dar,
auch weil die Teilnahme nicht freiwillig
erfolgt, sondern verpflichtend ist. 
Die für dieses Fach der „religiösen Unter-
weisung“ maßgeblichen Richtlinien und
verbindlichen Rahmenpläne wurden in
Anlehnung an die in der Türkei erlassenen
Lehrpläne für den „Religions- und Ethik-
unterricht“ formuliert. Die Themen darin
sind inhaltlich so angelegt, dass sie ihren
Schwerpunkt in der Religionskunde und
in der Lebensführung haben und entspre-
chend religionspädagogischer Grundsät-
ze entwickelt wurden.

Türkische Lehrer unter bayerischer
Schulaufsicht

Der Unterricht wird in türkischer Sprache
von türkischen Lehrern und Lehrerinnen
erteilt, wobei die meisten aus der Türkei
stammen bzw. zu diesem Zweck von der
Schulbehörde ins Land gerufen werden.
Ihre Arbeit unterliegt jedoch ausnahmslos
der bayerischen Schulaufsicht.
Die bayerische Schulbehörde ist sich über
die Schwächen ihres Modells der „religiö-
sen Unterweisung“ im Klaren, die sich in
einigen Punkten offenbart. Eine davon ist
die der angesprochenen Zielgruppe.
Gegenwärtig ist das Angebot nur auf die
türkischsprachigen Schüler beschränkt.
Muslimische Schüler mit einer anderen
Herkunftssprache können dieses Unter-
richtsangebot nicht nutzen und müssen
den Ethikunterricht besuchen. Eine ande-
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Die deutsche Sprache als Voraussetzung von Integration
Viele ausländische Eltern können ihre Kinder wegen unzureichender Deutschkenntnis-
se nicht ausreichend fördern. Hier setzt der Internationalen Bund mit seinem 1997 in
Berlin- Kreuzberg eingeführten Angebot von Deutschkursen für ausländische Mütter
an. In den Räumen einer islamischen Gemeinschaft finden sich die Frauen zu vier Unter-
richtsstunden in der Woche zusammen. Abwechselnd wird in den Kursen mit deutschen
und türkischen Lehrkräften gearbeitet. In Türkisch können deutsche Regeln besser
erklärt werden. Anschließend wird dann in den Fortgeschrittenenkursen auf Deutsch
unterrichtet. Der Veranstalter sorgt während der Unterrichtszeit für die Betreuung der
Kinder. Foto: dpa-Fotoreport
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re noch zu lösende Frage ist die der Leh-
rerrekrutierung. Noch kommen die Lehr-
kräfte ausschließlich aus der Türkei; ihr
Aufenthalt in Bayern ist auf fünf Jahre
beschränkt. Danach müssen sie das Land
verlassen und neue Lehrkräfte müssen
angeworben werden. Die wenigsten tür-
kischen Lehrkräfte kennen sich mit der
Lebenssituation der in der Migration auf-
wachsenden Kinder aus. Darüber hinaus
steht hinter dem Fach keine organisierte
islamische Religionsgemeinschaft, welche
die Lehrinhalte bestimmt und festlegt und
die das Fach unterrichtenden Lehrkräfte
bevollmächtigen könnte. Insofern han-
delt es sich auch beim bayerischen Modell
juristisch betrachtet um keinen Religions-
unterricht, wie ihn das Grundgesetz vor-
schreibt.17

So lange die verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Einrichtung eines
Islamischen Religionsunterrichts nach
Artikel 7 Absatz 3 Grundgesetz nicht
gegeben sind, sieht die bayerische Schul-
behörde die Möglichkeit für ein entspre-
chendes ordentliches Lehrfach als nicht
vorhanden an. Aus dieser Situation heraus
wird über zwei Alternativen nachgedacht.
Die erste besteht darin, das bisherige tür-
kischsprachige Fach „islamische religiöse
Unterweisung“ für die gleiche Schüler-
schaft auf die weiterführenden Klas-
senstufen 6 bis 9 bzw. 10 der Hauptschule
auszuweiten. Nach der zweiten Überle-
gung wird erwogen, ähnlich dem bisheri-
gen Angebot der „islamischen religiösen
Unterweisung“ eine Unterweisung in
deutscher Sprache für alle muslimischen
Schüler der Grundschule und Klassenstufe
5 der Hauptschule, unabhängig ihrer Her-
kunftssprache, anzubieten. Die Unter-
richtsmaterialien wären in deutscher
Sprache und das Fach könnte von muslimi-
schen Lehrkräften erteilt werden, die
zuvor an einer entsprechenden Fortbil-
dung teilnahmen. Damit wäre das Land
auch von der Notwendigkeit entbunden,
Lehrkräfte, die in einem anderen Land
ausgebildet wurden, einzustellen. 

Islamischer Religionsunterricht in
Berlin vor Gericht erstritten

Der Religionsunterricht im Land Berlin ist
Sache der Religionsgemeinschaften. Maß-
geblich ist für dieses Bundesland, wie auch
für Bremen, nicht Artikel 7 Absatz 3 des
Grundgesetzes, sondern Artikel 141 GG
(„Bremer Klausel“). Islamischer Religions-
unterricht wird in Berlin gegenwärtig
nicht entsprechend Artikel 7 GG noch Arti-
kel 141 GG erteilt, obwohl die klagende
Religionsgemeinschaft Islamische Födera-
tion Berlin (IFB) am 4.11.1998 vom Ober-
verwaltungsgericht Berlin den Status 
Islamische Religionsgemeinschaft zuge-
sprochen bekam und dieses Urteil am
22. 2.2000 vom Sechsten Senat des Bun-
desverwaltungsgerichts bestätigt wurde. 
Die Islamische Föderation Berlin verkün-
dete nach dem Urteilsspruch, im Schuljahr
2000/2001 an einigen Berliner Grundschu-
len das Fach Islamischer Religionsunter-
richt anbieten zu wollen. Bis dato ist es
nicht dazu gekommen, da die Berliner
Senatsschulverwaltung inhaltliche Män-
gel an den eingereichten Lehrplänen fest-

stellte und diese zur Überarbeitung an die
Islamische Föderation zurückgereicht hat.
Das Urteil von 1998 zog den Protest vieler
(türkischer) Personen und Organisationen
auf sich, weil der Recht zugesprochenen
Organisation unterstellt wurde, sie sei
keine Religionsgemeinschaft im Sinne des
Grundgesetzes, sondern eine politische
Organisation, die dazu personelle Bezie-
hungen zur Islamischen Gemeinschaft
Milli Görüs unterhalte, die vom Amt für
Verfassungsschutz wegen verfassungsge-
fährdender Aktivitäten observiert werde.
Alternativ wurden andere Modelle vorge-
schlagen, so die Islamkunde, ein nichtbe-
kennendes Fach in deutscher Sprache, das
über den Islam informiert. Die damalige
Berliner Schulsenatorin Stahmer (SPD)
befürwortete dieses Modell und sprach
sich für dessen praktische Erprobung in
der Berliner Schule aus. Nach den Wahlen
1999 entschied der ihr im Amt nachfol-
gende Schulsenator (ebenfalls SPD) sich
gegen das Modell. Parallel zur Islamkun-
de, welches vom Dachverband Türkischer
Bund Berlin-Brandenburg – TBB – in die
Diskussion gebracht wurde, schlug der
zweite große Dachverband in Berlin, die
Türkische Gemeinde zu Berlin – TGB – vor,
Islamischen Religionsunterricht einzu-
führen, der durch türkische Lehrer in tür-
kischer Sprache erteilt werden könne, was
jedoch innerhalb der türkischen Commu-
nity auf große Ablehnung stieß und als
integrationspolitischer Rückschritt
bezeichnet wurde. 

Ein „Fenstermodell“, das allen
Zutritt verschafft

Da der Islamische Religionsunterricht der
Islamischen Föderation Berlin ausschließ-
lich die Glaubensgrundsätze des sun-
nitischen Islam vermittelt und andere 
islamische Glaubensrichtungen nicht
berücksichtigt, reichte das Kulturzentrum
der Anatolischen Aleviten in Berlin
(AAKM) im Spätherbst 2000 einen Antrag
auf Trägerschaft und Erteilung eines
bekennenden alevitischen Religionsun-
terrichts bei der Berlin Senatsschulverwal-
tung ein, über den die Senatschulverwal-
tung gegenwärtig noch nicht entschieden
hat.
Der aktuelle Berliner Schulsenator (SPD)
hat sich unmittelbar nach Amtsübernah-
me für eine generelle Neuausrichtung des
Religionsunterrichts in Berlin ausgespro-
chen. Er favorisiert dabei ein Modell Wahl-
pflichtfach Ethik/Philosophie, wonach der
Religionsunterricht für alle Schüler ver-
bindlich wird. Diejenigen Schüler, die
nicht den Religionsunterricht besuchen
wollen, sollen den Ethik/Philosophie-
Unterricht belegen. Dieses Konzept wird
insbesondere von der CDU und den Kir-
chen unterstützt. SPD und weitere Partei-
en im Berliner Abgeordnetenhaus lehnen
dieses Modell jedoch ab. Sie schlagen die
Neuregelung des Religionsunterrichts
nach dem Fenstermodell vor.18 Hierbei
handelt es sich um ein ordentliches und
für alle Schüler und Schülerinnen verbind-
liches Unterrichtsfach, bei dem alle Schüler
unabhängig ihrer religiösen Zugehörig-
keit gemeinsam unterrichtet und über alle
in Berlin vorkommenden Religionen/

Glaubensrichtungen und über religiöse
Fragen und Werte informiert werden. In
einem weiteren Schritt werden dann die
authentischen Vertreter der jeweiligen
Religionen und Glaubensrichtungen in
den Unterricht einbezogen (für jede Glau-
bensgemeinschaft wird ein „Fenster“
geöffnet) und sind somit im Unterricht
präsent.19

Es ist angedacht, sowohl im Modell Wahl-
pflichtfach/Ethik/Philosophie als auch im
Fenstermodell den verschiedenen islami-
schen Ausrichtungen Raum zu geben. Da
jedoch für den Islam weiterhin die juristi-
sche Klärung des Statuses einer Religions-
gemeinschaft im Sinne des Grundgesetzes
aussteht, stellt die Frage, wer die jeweili-
gen islamischen Richtungen vertreten
darf, wer die Lehrinhalte festlegt sowie
für die Lehrerausbildung verantwortlich
ist, eine schwer zu überwindbare Hürde
dar.

Einen einheitlichen islamischen
Religionsunterricht wird es auch 
in Zukunft nicht geben können 

Die Ausführungen machen deutlich, dass
es in absehbarer Zeit zu einer einheitli-
chen Regelung hinsichtlich des Islami-
schen Religionsunterrichts bundesweit
nicht kommen wird. Allerdings könnten 
in nächster Zeit folgende Szenarien ein-
treten:
a) Wegen des Fehlens einer Religionsge-

meinschaft im Sinne des Grundgeset-
zes schließen sich islamischer Organi-
sationen und Vereine aller islamischen
Glaubensrichtungen, die Islamunter-
richt anbieten wollen, zusammen. Sie
erhalten dann vom Staat bzw. Bundes-
land den Status einer Religionsgemein-
schaft. Eine Arbeitsgruppe aus Vertre-
tern aller islamischen Richtungen wird
mit der Entwicklung eines gemeinsa-
men Lehrplans beauftragt und legt die
Grundlagen und Inhalte der Lehrer-
(fort)bildung für dieses Fach fest. Das
deutschsprachige Fach ist nicht beken-
nend, sondern verfolgt das primäre
Ziel, über den Islam zu informieren. 

b) Antragsstellende Organisationen und
Institutionen verschiedener islami-
scher Glaubensrichtungen erhalten –
wie die IFB in Berlin – juristisch den Sta-
tus einer Religionsgemeinschaft. Der
Unterricht ist bekennend, die Inhalte
werden von der Religionsgemein-
schaft festlegt; die Lehrer(fort)bildung
wird ebenfalls durch die Religionsge-
meinschaft koordiniert. Als Ergebnis
gibt es einen sunnitisch islamischen
Religionsunterricht, einen alevitsch
islamischen Religionsunterricht und
einen schiitisch islamischen Religions-
unterricht. Dieses Szenario könnte sich
neben Berlin auch in anderen Bundes-
ländern abspielen, wenn den klagen-
den islamischen Organisationen von
deutschen Gerichten bzw. von den Kul-
tusministerien den entsprechenden
Status bekommen. 

Wie immer auch die Szenarien in den ein-
zelnen Bundesländern verlaufen werden,
die Entwicklung von (juristischen) Instru-
mentarien stellt eine große Notwendig-
keit dar, damit die Länder zügig und kom-



petent über die vorliegenden Anträge
entscheiden und bildungspolitische und
administrative Schritte veranlassen kön-
nen. Nach Ansicht der Bundesausländer-
beauftragten muss darüber hinaus künf-
tig eine enge Zusammenarbeit zwischen
den antragsstellenden islamischen Orga-
nisationen und den verantwortlichen
deutschen Behörden angestrebt werden,
insbesondere weil in den einzelnen Bun-
desländern aufgrund der unterschiedli-
chen juristischen Lage und der besonde-
ren sozialen und religiösen Vielfalt nur
bestimmte Modelle praktikabel sind.20
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Trauerdemonstration nach den Anschlägen vom 11. September 2001
Die Angriffe auf das World Trade Center und das Pentagon am 11. September 2001,
scheinen die Beurteilung des Islam als einer gewaltsamen und Toleranz ausschließenden
Religion zu bestätigen. Doch trotz der Trauer um die Opfer und der Angst vor möglichen
weiteren Anschlägen ist es nötig, zu einer besonnenen Betrachtung zurück zu kehren.
Diese Verpflichtung obliegt uns auch gegenüber der weitaus größeren Zahl friedlieben-
der Muslime sowohl in Deutschland als auch in der arabischen Welt. Mit einem Schwei-
gemarsch am 12. September 2001 in Berlin wollten die Demonstranten ihr Mitgefühl für
die Opfer der verheerenden Terroranschläge bekunden. Der Teilnehmer muslimischen
Glaubens, der den Koran mitführt, drückt seine Überzeugung aus, dass die Terror-
attacken nichts mit seiner Religion zu tun haben. Foto: dpa-Fotoreport

Bär
Urhebe
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Publikationen in der Mediengesellschaft
Positionspapier der Fachkonferenz Publikationen der Zentralen für politische Bildung (ZpB)

1. Zielsetzungen
Das Leitbild politischer Bildungsarbeit
sind die mündigen Bürgerinnen und Bür-
ger, die sich in die Politik einmischen kön-
nen und dafür sowohl über die notwendi-
gen Sachinformationen als auch über die
Kenntnis der geeigneten Instrumente ver-
fügen. Darüber hinaus soll politische Bil-
dung motivierend wirken und methodi-
sche Anregungen für die Praxis bieten.
Politische Bildungsarbeit schafft den
Raum, sich kritisch mit Vergangenheit aus-
einanderzusetzen, über Lösungen für
Gegenwartsprobleme nachzudenken und
sich zu fragen, wie die Zukunft gestaltet
werden sollte. Politische Bildung hilft,
Identitäten zu stiften und ständig weiter-
zuentwickeln.
Politische Bildung ist ein wesentliches Ele-
ment der Politischen Kultur und damit
auch unverzichtbar für eine lebendige
und entwicklungsfähige Demokratie.
Die Aktivitätenvielfalt wie das konkrete
Themenangebot politischer Bildungsar-
beit lassen sich theoretisch ableiten. Denn
drei Dimensionen von Politik wollen
durch die Angebote bedient sein:
1. Die Spielregeln (Verfassung, Institutio-

nen) sowie die Rahmenbedingungen
politischen Handelns (Wirtschafts- und
Sozialordnung, Politische Kultur, Ge-
schichte) sollen gelernt bzw. bewusst
gemacht werden (polity).

2. Die Inhalte von Politik, die zu gestal-
tenden Sachbereiche sollen in ihrer
Komplexität, nach ihren wertmäßigen
und interessegebundenen Implikatio-
nen vermittelt werden, z. B. Arbeits-
marktpolitik, Rentenpolitik, Energie-
politik (policy).

3. Die konkreten Entscheidungsabläufe
sollen transparent gemacht werden,
um sich selbst wirkungsvoll einbringen
zu können und um Enttäuschungen in
Grenzen zu halten (politics).

Damit ist das Themenspektrum abge-
grenzt.

2. Angebotsformen
Die politische Bildungsarbeit der ZpB – 
als Bestandteil des staatlichen Bildungs-
auftrags – wird durch eine Vielfalt von
Angebotsformen geleistet, die kontinu-
ierlich weiterentwickelt werden. Die zwei
Schwerpunkte der Arbeit sind:
• Die Veranstaltungsarbeit in Form von 

Vortragsveranstaltungen, Seminaren,
Kongressen, Studienreisen u. ä.; sie
wird je nach Einrichtung in Eigenregie
oder mit Kooperationspartnern oder
durch finanzielle Förderung oder
durch Kombination dieser drei Mög-
lichkeiten betrieben.

• Die Publikations- und Informations-
arbeit durch Initiierung, Konzeption,
Mitdruck oder Ankauf von Büchern, Bro-
schüren, Zeitschriften und neuen Me-
dien sowie entsprechender Informa-
tionsdienstleistungen; dazu gehören
insbesondere das Internet, audiovisuelle
Medien, Spiele oder Folien. Darüber hi-
naus sind die ZpB offen für neue Formen.

Veranstaltungs- und Publikationsarbeit er-
gänzen und befruchten sich wechselseitig.
Als Querschnittsaufgaben aller Bereiche
sind die Pflege von Kontakten zu anderen
Trägern, die Verknüpfung der Bildungsar-
beit auf Landes- und Bundesebene sowie
die Öffentlichkeitsarbeit wahrzunehmen.

3. Veränderte Rahmenbedingungen
der Publikationsarbeit der ZpB
Auch bei steigenden Zugangsmöglichkei-
ten breiter Bevölkerungskreise zu neuen
Medien bleibt das geschriebene Wort ein
unverzichtbarer Bestandteil der Bildungs-
kultur. Das Lesen von Büchern vermittelt
nicht nur Informationen, es strukturiert
Wissen, regt das Denken an und weckt die
Phantasie. Lesekompetenz bildet die Vor-
aussetzung für eine umfassende Medien-
kompetenz.

4. Komplementärverhältnis 
zwischen Buchpublikationen und
anderen Medien
Für die Publikations- und Informationsar-
beit der ZpB stehen die einzelnen Medien in
einem Komplementärverhältnis, das durch
finanzielle, personelle und organisatori-
sche Rahmenbedingungen sowie medien-
pädagogische Erwägungen bestimmt wird. 
Die Publikations- und Informationsarbeit
der ZpB muss in diesem Zusammenhang
folgende Fragen abwägen:
a) Welche Inhalte sollen mit welchen Prio-

ritäten vermittelt werden?
b) Mit welchem Medium lassen sich die je-

weiligen Inhalte am besten darstellen?
c) Welche Zielgruppen sollen mit welchen

Prioritäten erreicht werden?
d) Welches Medium erreicht welche Ziel-

gruppe am besten?
e) Welches Medium ist am effektivsten

hinsichtlich der Zugänglichkeit?
f) Welches Medium ist am effizientesten

hinsichtlich der Kosten und organisato-
rischen Bereitstellung?

Hieraus ergeben sich einige Folgerungen
für die Auswahl einer Medienart:
1) Inhaltliche Wichtigkeit als Aspekt:
Kernthemen der politischen Bildung, über
die ein Konsens der ZpB besteht, sollten je-
dem Anfrager fundiert und als Publikation
zugänglich sein. Da die Vermittlung der
Kernthemen eine hohe Priorität genießt,
ist hier auch ein zusätzliches Angebot an-
derer Medien wünschenswert.
2) Gesamtkonzept des Publikations-, In-

formations- und Medienangebotes:
Erforderlich ist ein Gesamtkonzept, so dass
sich sowohl inhaltlich als auch hinsichtlich
der Zielgruppen eine wechselseitig abge-
stimmte und an den Aufgaben ausgerich-
tete Einheit ergibt. Hier sind jeweils Über-
legungen zur Nachhaltigkeit und zur
Aktualität von Informationen und Bil-
dungsinhalten zu berücksichtigen.
3) Umsetzung des Gesamtkonzepts:
Trotz der unterschiedlichen organisatori-
schen Strukturen der einzelnen ZpB soll-
ten sich die für Publikationen und neue
Medien zuständigen Mitarbeiter kontinu-
ierlich über die Umsetzung des Gesamt-

konzepts abstimmen (z. B. bei so genann-
ten Mehrfachverwertungen). Eine große
Hilfestellung kann der intensive Informa-
tionsaustausch zwischen den ständigen
Konferenzen bieten. 

5. Bundeszentrale und
Landeszentralen
Die Bundeszentrale für politische Bildung
und die 16 Landeszentralen für politische
Bildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land unterliegen sehr unterschiedlichen
organisatorischen, personellen und finan-
ziellen Rahmenbedingungen. Sie orientie-
ren sich an ähnlichen Aufgabestellungen,
erfüllen diese jedoch mit verschiedenen
Schwerpunktsetzungen. Dem föderalis-
tischen Ursprung gemäß leisten die 17 
Einrichtungen jeweils eigenständige Bil-
dungsarbeit, wobei sich die Dienstleistun-
gen und Produkte von Landeszentralen
und Bundeszentrale ergänzen. Konkur-
renz kann dabei das Geschäft durchaus be-
leben. Landeskunde jedoch ist natur-
gemäß eine Domäne der Landeszentralen.
Darüber hinaus bemühen sich die Zentra-
len für politische Bildung erfolgreich um
Kooperation, die in den Konferenzen der
Publikationsreferentinnen und -referen-
ten ihren institutionellen Niederschlag
findet. Die Ziele sind:
• Erfahrungsaustausch und Abstimmung

untereinander und mit anderen Konfe-
renzen der ZpB;

• Herstellung von besserer Marktüber-
sicht; damit sind die Angebote ge-
wissermaßen „qualitätsgeprüft“ und
bieten daher auch Orientierung ange-
sichts eines kaum überschaubaren
Marktangebotes;

• Verbilligung des Ankaufs von Verlags-
publikationen durch Poolbildung;

• Aufgreifen neuer Themen und Anre-
gungen für das Angebot von Verlagen;
damit werden auch Akzente auf dem
Buchmarkt gesetzt, und zwar aufgrund
von Initiativen der ZpB. Dies enthält
Elemente einer „Public Private Partner-
ship“;

• Förderung wenig marktgängiger aber
bedeutsamer Themen und Titel, da die
Nachfrage der ZpB sich für die Verlage
risikomindernd auswirkt;

• Planung gemeinsamer Publikationen
der ZpB (Beispiele: „Die deutsche
Demokratie“, „Die deutschen Länder“,
„Verwaltungsatlas Deutschland“).

6. Zusammenfassung
Die Publikationsarbeit der Zentralen für po-
litische Bildung ist unverzichtbar für die po-
litische Bildungsarbeit in Deutschland. Die
Bereitstellung neuer Medienangebote er-
weitert ihre Möglichkeiten beträchtlich.
Gleichwohl wird die Verbesserung der Ef-
fektivität nicht zum Nulltarif zu haben 
sein. Der bisherige Themenkatalog für die 
Publikationsarbeit und die qualitativen 
Anforderungen bezüglich Kontroversität, 
politischer Neutralität und Vermittlungs-
anspruch zwischen Wissenschaft und politi-
scher Praxis behalten ihre volle Gültigkeit.



247

Die politsche Bildung vor dem
Problem der Einwanderung

Helmut Däuble
Auf dem Weg zum Bundesrepublikaner.
Einwanderung – kollektive Identität –
politische Bildung
Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2000 
(Studien zu Politik und Wissenschaft).
400 Seiten, DM 38,–

Die vorliegende Dissertation von Helmut
Däuble widmet sich dem im öffentlichen
Bewusstsein hochaktuellen und kontro-
vers diskutierten Themenkomplex, wie die
Bundesrepublik zu einer Einwanderungs-
gesellschaft werden kann, die allen ihren
Mitgliedern eine gleichberechtigte Zuge-
hörigkeit zu gewährleisten vermag. Im
Zentrum seiner Überlegungen stehen zwei
aufeinander bezogene Fragestellungen,
die im Spannnungsfeld zwischen Ist-Zu-
stand und Soll-Zustand der Bundesrepu-
blik als Einwanderungsland, zwischen der
derzeitigen empirisch gegebenen gesell-
schaftlichen Situation und demokratie-
theoretisch begründeten wünschenswer-
ten Transformationsprozessen zu verorten
sind.
Untersucht werden dabei zum einen
exemplarisch die Erfahrungen von Inklusi-
on und Exklusion, d. h. von rechtlicher,
politischer und gesellschaftlicher Zuge-
hörigkeit und Ausgrenzung, die Jugendli-
che aus Migrantenfamilien tagtäglich ma-
chen. Als bestimmende Grundlage für die
Dynamiken von Einschluss und Ausschluss
wird das dominante Selbstverständnis,
das „Wir-Gefühl“, der alteingesessenen
Mehrheitsgesellschaft analysiert. Diese
„kollektive Identität“, verstanden als
Zusammengehörigkeits-Bewusstsein
einer Gesellschaft (S. 1), bewegt sich Hel-
mut Däuble zufolge zwischen den Polen
ethnisch bestimmter exkludierender Zu-
sammengehörigkeitsvorstellungen, dem
Konstrukt einer völkisch definierten
homogenen Abstammungs- und Schick-
salsgemeinschaft (Ethnos) auf der einen
Seite und offenen demokratischen staats-
bürgerlichen Integrationskonzepten, die
auf den Werten der Verfassung aufbauen
und die Einwanderungsbevölkerung
gleichberechtigt einschließen, (Demos)
auf der anderen Seite.
In einem zweiten Schritt wird ausgelotet,
wie politische Bildung Transformations-
prozesse befördern helfen kann, die zu
einer „multiethnischen Staatsbürgerge-
sellschaft“ führen, in der gleichberechtig-
te Zugehörigkeit und Teilhabe für die
Migrantenbevölkerung zur Selbstver-
ständlichkeit wird.
Die Studie gliedert sich in sechs Hauptka-
pitel. Nach einer knappen Einleitung, in
der Ziele und Vorgehensweise der Arbeit
skizziert werden, wird im zweiten Kapitel
anhand von schulpraktischen Beobach-
tungen und Interviews von Jugendli-
chen an einer städtischen Hauptschule

anschaulich ein vorläufiges Problembe-
wusstsein für die Relevanz der Thematik
von Inklusion und Exklusion und deren
spezifische Problematik insbesondere im
Kontext des Politikunterrichts geschaffen.
Bereits in diesem Kapitel, das sich als Vor-
studie zum empirischen Hauptteil der
Arbeit versteht, beeindruckt die Tiefen-
schärfe und das Einfühlungsvermögen,
mit dem die Äußerungen der Schülerin-
nen und Schüler wahrgenommen und
interpretiert werden. 
Im dritten Kapitel werden die theoreti-
schen Grundlagen diskutiert, die den kon-
zeptionellen Rahmen bilden, vor dessen
Hintergrund die Prozesse von Ein- und
Ausschluss in der gesellschaftlichen und
politischen Landschaft der Bundesrepu-
blik gedeutet werden. Dabei werden ins-
besondere das Konzept der „kollektiven
Identität“ sowie die Kategorien von 
Ethnos und Demos als deren zentrale Aus-
prägungs- und Begründungsformen im
Kontext des aktuellen sozialwissenschaft-
lichen Forschungsstandes diskutiert und
im Hinblick auf ihre Bedeutung für das
bundesrepublikanische Kollektivbewusst-
sein näher bestimmt. In seinen komplexen
theoretischen Überlegungen erteilt Hel-
mut Däuble essentialistischen Vorstellun-
gen eine klare Absage. Er versteht kollek-
tive Identität als „die gefühlsmäßige Bin-
dung an eine imaginierte Gemeinschaft,
die zu Solidarität und Loyalität berechtigt
und verpflichtet“, als Konstrukt, dessen
Zugehörigkeitskriterien wandelbar sind
und gesellschaftlichen Aushandlungspro-
zessen unterliegen. Entsprechend sind
auch Ethnien nicht als naturwüchsige
Gegebenheiten zu verstehen, sondern als
historische und soziale Konstruktionen,
die aber zur sozialen Realität werden,
sofern sie ein Zusammengehörigkeitsge-
fühl konstituieren und sich als wirkungs-
mächtig erweisen.
Im Hinblick auf die aktuelle Situation in
der Bundesrepublik wirft Däuble nun die
in der Forschung kontrovers diskutierte
Frage auf, ob das vorherrschende Selbst-
verständnis der bundesrepublikanischen
Mehrheitsgesellschaft eher durch die 
ethnischen Zusammengehörigkeitsvor-
stellungen einer „Volksnation“ (S. 80) ge-
prägt ist oder ob das Bewusstsein vor-
herrscht, zu einer demokratischen Staats-
bürgergesellschaft zu gehören, die offen
ist für die Inklusion der Migranten und
Migrantinnen und deren Nachkommen.
Seine These, wonach die „kollektive Iden-
tität der Bundesdeutschen … als eine spezi-
fische Konstellation von offenem universa-
len Republikanismus und geschlossenem
ethnischem Nationalismus gesehen“ (S. 82)
werden müsse, wird in dem folgenden 
umfangreichen empirischen Teil (Kap. 4
und 5) auf ihre Realitätsadäquanz hin 
untersucht. Dabei bedient sich Däuble
eines originellen methodischen Zugangs.
Er interpretiert die in halbstandardisierten
qualitativen Interviews gewonnenen 

Äußerungen von Jugendlichen aus Mi-
grantenfamilien über ihr Zugehörigkeits-
verständnis und ihre Ausgrenzungserfah-
rungen als Widerspiegelung dominanter
Wir-Konzepte der Mehrheitsgesellschaft.
„Der qualitative Weg, der in dieser Untersu-
chung eingeschlagen wird, ist die inhalts-
analytische Interpretation von Antworten
einer ausgewählten Gruppe so genannter
ausländischer Jugendlicher aus Individua-
linterviews. Analysiert und interpretiert
werden also nicht die objektiven Manife-
stationen, welche die kollektive Identität
der bundesdeutschen Gesellschaft hervor-
bringt, wie etwa die ausländerrechtliche n
Regelungen, sondern ihre subjektive Wi-
derspiegelung , wie sie sich in individuellen
Deutungsmustern ‚ausländischer’ Jugend-
licher wiederfinden lassen.“ (S. 84)
Das mit viel Empathie interpretierte,
höchst aufschlussreiche empirische Mate-
rial macht überzeugend deutlich, dass die
interviewten Jugendlichen, die zum Zeit-
punkt der Befragung die 9. und 10. Klasse
einer Stuttgarter Realschule besucht
haben, sich als „Inländerinnen“ und „In-
länder“ begreifen. Sie sehen ihre Lebens-
perspektive in der Bundesrepublik, neh-
men die egalitären Werte der Verfassung
beim Wort und erheben als Angehörige
dieser Gesellschaft einen gleichberechtig-
ten Anspruch auf prinzipiell unbehinder-
ten Zugang zu allen Feldern gesellschaftli-
cher Ressourcen (ökonomisches, soziales
und kulturelles Kapital). Während sie 
sich selbst dieser Gesellschaft zugehörig
fühlen, machen sie gleichzeitig vielfältige
Erfahrungen, dass „ihre“ Gesellschaft sie
ausschließt, zu „Ausländern“ macht und
diskriminiert. Im Hinblick auf den Ist-
Zustand des vorherrschenden Selbstver-
ständnisses der Mehrheitsgesellschaft
zieht Däuble aus den Erfahrungen der
befragten Jugendlichen den spiegelbildli-
chen Schluss, die Bundesdeutschen seien
in den Nachkriegsjahren sowohl zu einer
gelungenen Staatsbürgergesellschaft
geworden, als auch im gleichen Maße
eine Volksnation geblieben (S. 274f.).
Im letzten Kapitel werden schließlich Kon-
sequenzen aus den vorangegangenen
Erkenntnissen hinsichtlich der politischen
Bildung gezogen, als deren Zielkatego-
rie eine demokratische multiethnische
Staatsbürgergesellschaft anvisiert wird, in
der alle Inländer und Inländerinnen sich in
ihrer Vielfalt und Verschiedenheit als
Gleichberechtigte akzeptieren und die
diskursive Teilhabe aller ermöglicht wird.
Vor dem Hintergrund einer kritischen Aus-
einandersetzung mit Konzepten der Aus-
länderpädagogik sowie der interkulturel-
len Erziehung und der diesen Ansätzen
zugrundeliegenden Defizit- bzw. Diffe-
renz-Hypothese skizziert Däuble einen
politikdidaktischen Ansatz, den er „(poli-
tische) Bildung zum Staatsbürger“ (S. 279)
nennt. Eckpfeiler dieses Ansatzes sind die
Erziehung zur Pluralität, die auf ein Ertra-
gen von Differenz und den Blick für das
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Gemeinsame abzielt sowie Erziehung zur
Gleichheit, bei der die Handlungs- und Dis-
kursfähigkeit aller „Inländer“ so zu schu-
len wäre, dass sie sich auf die demokrati-
sche Ausgestaltung eines multiethnischen
Gemeinwesens bezieht.
Helmut Däuble hat mit seiner Dissertation
nicht nur einen herausragenden Beitrag
zur Erhellung des Verhältnisses von
Migrantenbevölkerung und Mehrheitsbe-
völkerung in der Bundesrepublik geleis-
tet. Sein origineller Ansatz, der komplexe
theoretische Diskussionsstränge mit her-
meneutisch einleuchtend interpretiertem
empirischem Material zu verknüpfen ver-
mag, stellt gleichzeitig ein demokratie-
theoretisch überzeugendes Plädoyer für
gesellschaftliche und politische Verhält-
nisse dar, in der sich ‚alte’ und ‚neue’
„Inländerinnen“ und „Inländer“ in ihrer
Verschiedenheit und Vielfalt als Gleichbe-
rechtigte begegnen können.
Dass die Reichweite seiner Hauptanalyse-
kategorien begrenzt ist, räumt Däuble
selbst ein, indem er zum Schluss seiner Stu-
die auf den möglichen Erklärungswert von
alternativen Ansätzen verweist, die sich
nicht der politischen Integrationsmodelle
von Ethnos und Staatsbürgergesellschaft
als Analysekategorien bedienen. Souver-
än konzediert er, dass eine Untersuchung
des Wirtschaftssystems mit seinen Folge-
wirkungen Egoismus, Leistungsstress und
Massenarbeitslosigkeit für die Erklärung
der innergesellschaftlichen Dynamiken
von Exklusion und Inklusion ebenfalls pro-
duktiv sein könnte. 
Problematisch erscheint mir Däubles
Anliegen, das Bewusstsein, Angehöriger
oder Angehörige einer demokratischen
Staatsbürgergesellschaft zu sein, affektiv
zu unterfüttern und ein spezifisches
‚nationales’ emotionales Zusammenge-
hörigkeitsgefühl zu entwickeln (S. 374ff.).
Wieso sollte denn eine emotionale, nicht
„rational unterkühlte“ (S. 368) Identifizie-
rung mit der ‚nationalen’ Staatsbürgerge-
sellschaft prioritär sein gegenüber grenz-
überschreitenden Zugehörigkeits- und
Solidaritätsmustern etwa entlang sozialer,
religiöser, geschlechtsspezifischer, poli-
tisch-ideologischer Affinitäten oder einer
universellen kosmopolitischen Orientie-
rung? Werden dadurch nicht neue Aus-
grenzungsprozesse legitimiert und beför-
dert, etwa gegenüber asylsuchenden
Flüchtlingen? Nicht zuletzt auf dem Hin-
tergrund einschlägiger historischer Erfah-
rungen wäre zudem grundsätzlich zu 
fragen, wieweit eine emotionale Identifi-
kation mit einem politischen Kollektiv
überhaupt wünschenswert sein kann.
Alles in allem leistet Helmut DäublesStudie
einen wichtigen Beitrag zum sozialwissen-
schaftlichen Verständnis zentraler gesell-
schaftlicher und politischer Dynamiken in
der Einwanderungsgesellschaft der Bun-
desrepublik. Nicht zuletzt die Einblicke, die
die empirische Studie hinsichtlich des
Selbstverständnisses und der Erfahrungen
von Jugendlichen aus Migrantenfamilien
liefert, wie auch die Überlegungen zur po-
litischen Bildung machen das Buch zu einer
anregenden, aufschlussreichen und wert-
vollen Lektüre für alle, die in der (politi-
schen) Bildungsarbeit tätig und engagiert
sind. Renate Kreile

Der Totalitarismus 
als ständige Bedrohung

Klaus Hornung
Die offene Flanke der Freiheit – Studien
zum Totalitarismus im 20. Jahrhundert
Peter Lang, Frankfurt 2001
174 Seiten, 36,– DM

Eine sich auf das Regime und die kommu-
nistischen Systeme gleichermaßen erstre-
ckende Totalitarismusvorstellung ist in
den 80er-Jahren auf den „Faschismus“
reduziert worden. In der deutschen Poli-
tikwissenschaft herrschten damals die
Stimmen vor, die von dieser Vorstellung
abgerückt waren und die die DDR nicht
länger als totalitäres System, sondern als
bürokratische Herrschaft und sozialisti-
schen Paternalismus verstanden. Nach
dem Zusammenbruch des kommunisti-
schen Ostblocks und der deutschen Wie-
dervereinigung hat dieses Konzept jedoch
eine Wiederbelebung und Neubewertung
erfahren. Davon zeugen Anfang der 90er-
Jahre die Gründung des Hannah-Ahrendt-
Instituts in Dresden und zahlreiche sich mit
dem Totalitarismus auseinandersetzende
Veröffentlichungen. Eine erhebliche Auf-
merksamkeit konnte damals Klaus Hor-
nungs großangelegtes Werk „Das totalitä-
re Zeitalter. Bilanz des 20. Jahrhunderts“,
Berlin 1993, auf sich ziehen (s. die Rezensi-
on von Ernst Lüdemann in „Der Bürger im
Staat“, 1/1994, S. 103/104).
Jetzt hat Hornung dieser Studie eine „Die
offene Flanke“ betitelte Aufsatzsamm-
lung „nachgereicht“. Diese enthält acht
schon an anderen Stellen (Sammelbän-
den, Zeitschriften, Zeitungen) zwischen
1984 und 2000 veröffentlichte Beiträge.
Allein diese Zeitspanne zeigt, dass er nicht
aufgehört hat, über die Wurzeln, Erschei-
nungsformen und Gefahren des Totalita-
rismus nachzudenken. So würdigte er
Jacob Talmons bahnbrechendes Werk
„Ursprünge der totalitären Demokratie“
in einem erst im Jahre 2000 in der Zeit-
schrift für Politik erschienenen und in dem
zu besprechenden Sammelband abge-
druckten Beitrag über „Politischer Messia-
nismus“ (S. 39–85). Zwar gehören in Euro-
pa die national-sozialistischen und kom-
munistischen Systeme inzwischen der
Geschichte an und deshalb „kann man
vom Ende des totalitären Zeitalters spre-
chen“, doch ist damit für Hornung der
Totalitarismus noch nicht abgestorben. In
seinem abschließenden Aufsatz „Meta-
morphosen des Totalitarismus im 20. Jahr-
hundert“ (S. 155–174) entdeckt er eine
Fortdauer totalitärer Dispositionen. Diese
beruhen seiner Meinung nach auf folgen-
den Voraussetzungen: „Säkularisierte,
religionslose Massengesellschaften in der
technisch-industriellen Zivilisation wirken
wie trockenes Land in Erwartung des
Regens neuer politisch-messianischer Heil-
sangebote. Das rapide Tempo der gesell-
schaftlichen Entwicklung, der Mangel an
geschichtlicher Verwurzelung und histori-
schem Gedächtnis lässt frühere Erfahrun-
gen rasch vergessen” (S. 166). Das ist vor
allem auf Deutschland gemünzt. Als wei-
tere Gebiete mit totalitären Dispositionen
führt er die postkommunistischen Länder
an. Hätte der Autor hier nicht noch, wenn

auch aus anderen Gründen, pseudodemo-
kratische Staaten in der Dritten Welt hin-
zufügen können?
Auf Alexis de Tocqueville und sein be-
rühmtes Werk „Über die Demokratie in
Amerika“ beruft sich der in der Ideenge-
schichte gut bewanderte Hornung fra-
gend und warnend in seinem Eingangs-
aufsatz „Welche Art von Despotismus die
demokratischen Nationen zu fürchten
haben“ (S. 155–173). Dem französischen
politischen Denker sind bei seiner Ame-
rikareise Anfang der Dreißigerjahre des
19. Jahrhunderts vor allem die zahlreichen
freiwilligen Assoziationen in der Neuen
Welt aufgefallen. Er wird deshalb in der
heutigen Diskussion über die Zivilgesell-
schaft viel zitiert. Diese Vereinigungen
stellen aber nach Tocqueville keinen
Selbstzweck dar: sie dienen der Sicherung
der Freiheit in einer vom Konformismus
und der Despotie bedrohten Massende-
mokratie. Daran knüpft Hornung an; er
warnt vor einem Umschlag der Emanzipa-
tion in eine neue Knechtschaft. Seinen Bei-
trag hat er aber lange vor der Bedrohung
der westlichen Demokratien durch einen
menschenverachtenden Terrorismus ver-
fasst. Deshalb drängt sich die Frage auf, ob
und wie diese die „Demokratie in Amer-
kia“ und darüber hinausgehend die west-
lichen Nationen auf Kosten von individu-
ellen Freiheiten verändert. Es ist zu erwar-
ten, dass sich der keine Tabus scheuende
Klaus Hornung dieses Themas annehmen
und die wissenschaftlich-politische Diskus-
sion auch in diesem Falle durch seine The-
sen beleben wird.

Herbert Schneider

Handbuch östliches Europa

Harald Roth (Hrsg.)
Studienhandbuch Östliches Europa
Bd. 1: Geschichte Ostmittel- und Südost-
europas
Böhlau Verlag Köln 1999
IX, 560 S., 4 Karten
DM 49,80

Bis in die jüngste Zeit gehört die Geschich-
te Ostmittel- und Südosteuropas zu den
weißen Flecken im Geschichtsunterricht.
Für die Vorbereitung des Unterrichts ist
ein größerer Aufwand unerlässlich, der
scheinbar zu wenig Nutzen bringt. Außer-
dem werden an den Hochschulen nicht
immer Lehrveranstaltungen angeboten,
für die Kenntnisse in den erforderlichen
Fremdsprachen wie Polnisch und Rumä-
nisch entbehrlich sind.
Sich mit der Geschichte dieses Teils Euro-
pas befassen zu müssen, ist eine Binsen-
weisheit. Die Auseinandersetzung mit der
Geschichte ist auf dem Hintergrund der
NATO-Osterweiterung das Gebot der
Stunde. Nur wer die Vergangenheit kennt,
kann der brisanten politischen Situation
des Heute gerecht werden.
Der Herausgeber des Bandes greift ein
berechtigtes Anliegen auf – die Ergebnisse
der Forschung an den Universitäten für
Außenstehende wie Schüler, Journalisten
und Studienanfänger fruchtbar zu ma-
chen. Der Aufbau der einzelnen Beiträge
ist für viele Insider überzeugend, geht am
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Alltag der Journalisten vorbei: Solide
Recherche ist in der klassischen Form oft
zu zeitraubend, als dass der (festangestell-
te) Redakteur oder der (freie) Journalist
auf ein solches Buch mit zahlreichen Lite-
raturhinweisen zurückgreifen könnte.
Heute springt in solchen Fällen das Inter-
net mit den verschiedenen Suchmaschinen
in die Bresche. Dass in der Bibliogra-
fie Vollständigkeit angestrebt wurde, ist
gut. Allerdings scheiden Quelleneditionen
und Monografien aus den Jahren vor 1960
und in den anderen Sprachen als Deutsch
und Englisch aus, so wichtig sie für den
Berufs-Historiker sein mögen. Auf Schüler
kann der Band leicht abschreckend wir-
ken, da zu akademisch und teilweise zu
wenig anschaulich. Studienanfänger wer-
den das Handbuch als solides Nachschla-
gewerk schätzen lernen.
Die Autorinnen und Autoren sind sehr
umsichtig das große Projekt angegangen.
Wer sich hier auskennt, dem begegnen so
bekannte Namen wie Ralph Tuchtenha-
gen (Heidelberg), Katrin Boeckh (Mün-
chen) und Thomas Wünsch (Konstanz).
Der Aufbau des Bandes überzeugt den
aufmerksamen Leser, denn der Argumen-
tationsstrang führt vom Allgemeinen zum
besonderen, von den Grundlagen über die
Geschichtsregionen und Staaten bis zu
den länderübergreifenden ethnischen
und religiösen Gruppen. Im ersten großen
Abschnitt „Grundlagen” werden in sieben
Kapiteln wesentliche Themen allgemeiner
Art der Geschichtswissenschaft erörtert.
An der Spitze des Abschnitts steht 
das Thema „historische Raumbegriffe”,
gefolgt von einem Überblick über die
„Historiographie” des großen Raumes
Ostmittel- und Südosteuropa. „Grenzen
und regionale Gliederung” typisieren die
verschiedenen ‚natürlichen’, ‚linearen’
und ‚jurisdiktionellen’ Grenzen. „Politi-
sche Kultur” umfasst, so die Autoren Gött-
ner und Roth, die folgenden Begriffe: 
Ethnizität, Nation, Nationalismus, Natio-
nalstaat, Sprachen, Minderheiten und
politische Ideologien („Ersatzreligio-
nen”). Das Kapitel „Gesellschaft” vermit-
telt klar strukturiert im Blick auf den geo-
grafischen Raum des Bandes, mit den
Schwerpunkten: Vormoderne, Moderni-
sierung und Demographie. Dem Heraus-
geber ist es besonders hoch anzurechnen,
dass er sich mit dem Thema „Religionen
und Konfessionen” sehr sachkundig
befasst, zumal dieses Thema in anderen
Publikationen ausgespart wird. In diesem
Studienhandbuch muss es deswegen erör-
tert werden, weil Religion ein zentrales
Thema der Geschichte Ostmittel- und
Südosteuropas ist. Hilfreich sind ebenso
die Hinweise auf Institutionen im deutsch-
sprachigen, die sich der Konfessionskunde
des östlichen Europas widmen. Einiges ist
zu ergänzen: An der Universität Wien
arbeiten Protestanten und Katholiken zu
diesem Themenkreis, in der Schweiz ist die
Universität Bern zu erwähnen. Außerdem
gibt es in Deutschland die Jesuiten-Hoch-
schule St. Georgen in Frankfurt am Main,
in der grundlegende Fragen des christli-
chen Ostens erforscht werden. Das letzte
Kapitel ist „historische Anthropologie”
überschrieben, wichtig Forschungsanlie-
gen werden angerissen.

Den Rahmen des Handbuchs bilden die
drei Geschichtsregionen Ostmitteleuropa,
Nordosteuropa und Südosteuropa. J. Bahl-
ke, der auch den Artikel über Böhmen und
Mähren verfasst hat, schrieb den Beitrag
über Ostmitteleuropa, das er dahinge-
hend charakterisiert, es sei eine Ge-
schichts- und Kulturregion, die sich im
Westen und Osten markant von den
angrenzenden historischen Großregionen
abhebt. Im engeren Sinne umfasst Ostmit-
teleuropa das Gebiet zwischen Ostsee und
Adriatischem Meer, zwischen den balti-
schen Staaten im Norden und den slavi-
schen Völkern im Süden. Der Verfasser
stellt in der Geschichte Ostmitteleuropas
die historischen Grundsätze heraus: (1)
Christianisierung, Nationsbildung und
Landausbau, (2) Ständische Libertät und
lange Frühneuzeit, (3) Nationsbildung
und Erweckungsnationalismus und (4)
Ostmitteleuropa 1918–1989. Einerseits
zeugt der Beitrag von profunder Sach-
kenntnis, ist aber andererseits ziemlich
theorielastig – voll verständlich nur denje-
nigen, die mit der Theoriediskussion ver-
traut sind. Hilfreich sind jedoch seine Hin-
weise auf die Forschungssituation, die bis
jetzt schwierig und ungesichert ist.
Nordosteuropa, so R. Tuchtenhagen, ist als
Begriff in der Geschichtswissenschaft noch
wenig etabliert. Seine Definition: Nord-
osteuropa deckt alle Gebiete ab, die vom
Norden und Osten Europas (im engeren
Sinne: Russland) während unterschiedli-
cher historischer Epochen direkt oder indi-
rekt beeinflusst wurden und als Über-
gangsgebiet zwischen diesen Regionen
angesehen werden können. Wenn man
noch weiter differenziert, bleibt für den
interessierten Leser die ganze Sache dif-
fus. Gerade deshalb sei nachdrücklich da-
rauf hingewiesen, dass nach dem jetzigen
Stand der Forschung dieser Begriff nicht
präziser gefasst werden kann. Wie Tuch-
tenhagen die Geschichte strukturiert,
macht seine Definition (genauer: seinen
Versuch) klar. Er beschreibt sechs Grundzü-
ge: (1) Nordosteuropa als Machtvakuum
(800–1200), (2) Nordosteuropäische Ko-
operationismus und Konföderalismus
(1200–1500), (3) Nordosteuropa als Teil
des Nordens (1550–1710), (4) Nordosteu-
ropa als Teil des Ostens (1710–1917), (5)
Nordosteuropäische Eigenstaatlichkeit
(1917–1940) und (6) „Sowjetisierung” und
„Finnlandisierung” (1940–1990). Ein Blick
auf die Forschungsfragen zeigt eindeutig,
dass noch vieles in der Geschichtsschrei-
bung Nordosteuropas im Fluss ist.
Die Definition des Begriffs „Südosteuro-
pa” ist mehrbödig. „Balkan” bzw. „Balkan-
halbinsel” sind die Gebiete südlich von
Save und Donau, „Südosteuropa” schließt
das gesamte Jugoslawien in den Grenzen
von 1989, Rumänien, Moldawien und Un-
garn ein. Durchgesetzt hat sich eine Defini-
tion, die den Forschungsrichtungen ge-
recht wird: Geisteskulturwissenschaftlich,
wirtschaftlich-politisch, auf einzelne Fach-
gebiete bezogen (wie Byzantinistik, Osma-
nistik, Slavistik, Geschichte und Geoprafie).
Ihr Ansatz ist daher fachübergreifend.
Auf diesem Hintergrund können vier Peri-
oden beschrieben werden: (1) Landnahme
und Herrschaftsbildung (bis 1200), (2) 
zwischen Halbmond und Doppeladler

(1300–1800), (3) das „lange 19. Jahrhun-
dert” (1800 bis etwa 1900) und (4) die
staatliche Neuordnung nach dem Ersten
Weltkrieg (1918–1997). Im Gegensatz zur
Erforschung der Geschichte Nordosteuro-
pas hat die Geschichtsschreibung Südost-
europas dadurch größere Fortschritte
gemacht, dass Impulse der französischen
Schule der „Annales” aufgegriffen wur-
den. Infolgedessen konnten einige Beson-
derheiten der Geschichte Südosteuropas
(wie die wirtschaftliche Rückständigkeit)
klarer werden.
Das Herzstück des Bandes umfasst 41 Län-
derartikel auf insgesamt 348 Seiten. Die
längsten Artikel zu je 20 Seiten wurden
über das Habsburgerreich, Polen und
Ungarn verfasst. In den kürzesten Artikeln
werden unter anderem Kurland, Pom-
mern, Triest und Venedig behandelt. Die
Artikel sind immer gleich aufgebaut:
Historische Grundlage, Forschungsfragen
und Auswahlbibliografie. Der Teil „histo-
rische Grundlage” ist nach den Leitlinien
der jeweiligen Länder strukturiert, so dass
man sich leicht in die Geschichte dieser
Länder (und Völker) einarbeiten kann. Die
Auswahlbibliografie bietet teilweise gute
Literaturhinweise; bei einzelnen Ländern
– wie Litauen – werden zuviele For-
schungsergebnisse in litauischer Sprache
angegeben. Das ist deshalb schade, weil
politische Geschichte, Kultur und Brauch-
tum viel zu fesselnd sind, als dass sie nur
den „Insidern” zugänglich sind. Hier wäre
ein Hinweis dringend nötig gewesen, dass
in Litauen grundlegende Darstellungen in
die englische oder deutsche Sprache über-
setzt werden müssten. In dieser Hinsicht
ist zum Beispiel die ungarische Forschung
einen Schritt weiter. Maxime: Wir können
nur dann unsere Anliegen im Westen ver-
treten, wenn unsere Vorstellungen und
Pläne in einer westlichen Sprache zugäng-
lich sind.
Polen, „the Heart of Europe” (N. Davies),
gehört zu den wichtigen Beiträgen, die
sehr solide abgefasst sind und eine intensi-
ve Auseinandersetzung mit der Materie
verraten. Besonders ist auf die Teile hinzu-
weisen, die der Kirchen-, Kultur- und Tole-
ranzgeschichte gewidmet sind („Goldenes
Zeitalter”, „Asyl für Ketzer”). Vor allem ist
die Toleranz ein Merkmal in der Geschich-
te Polens zu einer Zeit, in der in West- und
Mitteleuropa die Glaubenskämpfe tob-
ten. Was für die Geschichtsschreibung
Litauens gefordert wurde, löste die Histo-
riographie hier in oft vorbildlicher Weise
ein – Gesamtdarstellungen sind vielfach in
einer westlichen Sprache veröffentlich
worden. Dabei ist ausdrücklich darauf hin-
zuweisen, dass die wichtigsten Fachzeit-
schriften in deutscher Sprache erscheinen
und eine aufmerksame Lektüre lohnen. –
Ähnliches ist bei der Geschichtsschreibung
Ungarns festzustellen.
Abgerundet wird dieser Band durch sie-
ben Darstellungen, die länderübergrei-
fenden ethnischen und religiösen Grup-
pen gewidmet sind. Dabei handelt es sich
um die Armenier, Aromunen, Deutschen,
Griechen, Juden, Muslime und Zigeuner/
Roma. Diese Darstellungen fassen einzel-
ne Punkte der vorhergehenden Länderar-
tikel zusammen. Grundlegend ist der
Anhang, der von den Zeittafeln über Orts-
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register bis zu den vier Karten alles einsch-
ließt, was für eine vertiefte Weiterarbeit
relevant ist. – Die vielen kritischen Anmer-
kungen dürfen keinesfalls darüber hin-
wegtäuschen, dass es sich bei diesem Band
um eine Publikation handelt, die in jede
Bibliothek und in die Hand eines jeden
Dozenten gehört. Für Schüler und Studi-
enanfänger ist der niedrige Preis wichtig;
das sorgfältig durchdachte didaktische
Konzept muss unbedingt erwähnt wer-
den. Wie der Herausgeber in der Vorbe-
merkung andeutet, wird ein Studien-
handbuch zur „Geschichte des Russischen
Reiches und der Sowjetunion” vorberei-
tet, auf das man auf alle Fälle gespannt
sein darf. Wolfgang Heller

Mächtige Ministerpräsidenten

Herbert Schneider
Ministerpräsidenten
Profil eines politischen Amtes 
im deutschen Föderalismus
Verlag Leske + Budrich, Opladen 2001,
434 Seiten, DM 72,–

Ministerpräsidenten in Deutschland sind
Gegenstand zahlreicher Memoiren, Bio-
grafien und sogar von Romanen. Im
Bereich der Politikwissenschaft findet sich
hier jedoch eine „Forschungs- und Literatur-
lücke“ (S. 11), der Herbert Schneider mit
seinem Buch begegnen möchte. Hierzu
hat er mit seinen Mitarbeitern eine umfas-
sende Studie angefertigt, die auf einer
schriftlichen Befragung und mündlichen
Interviews mit amtierenden und ehemali-
gen Ministerpräsidenten beruht. 
In seinem Buch setzt sich Schneider mit der
Stellung, dem Einfluss und den Aufgaben
von Ministerpräsidenten auseinander,
zeichnet mögliche Lebens- und Karriere-
wege nach und untersucht ihr Selbstver-
ständnis, ihren Regierungsstil und ihre
Rolle im Bund und in Europa. Darüber hi-
naus schenkt er auch den Staatskanzleien,
als „Vorhöfen der Macht“ (S. 282) und 
den beiden Politikfeldern Medien- und
Standortpolitik der Ministerpräsidenten
Beachtung. Schneider gelingt es, die theo-
retisch dargestellten Sachverhalte durch
die Erfahrungen der Ministerpräsidenten
anschaulich darzustellen und eine Verbin-
dung von Föderalismus- und Elitenfor-
schung herzustellen. 
In seiner Darstellung beschränkt sich
Schneider auf die Zeit nach 1945. Das Amt
des Ministerpräsidenten in Deutschland er-
hält nach dem Zweiten Weltkrieg einen
Macht- und Bedeutungszuwachs – insbe-
sondere durch die konsequente föderalis-
tische Besatzungspolitik der USA. Die Mini-
sterpräsidenten stellen Ansprechpartner
für die Besatzungsmächte dar und fühlen
sich, bei noch fehlender gesamtstaatlicher
Vertretung, verantwortlich für die natio-
nale Interessenartikulation. Diese „Zwit-
terstellung“ (S. 363) ist mit der Gründung
der Bundesrepublik beendet, dennoch
bleibt der Bedeutungszuwachs durch die
Institution des Bundesrates bestehen. Über
den Bundesrat und über führende Positio-
nen in der jeweiligen Partei können die Mi-
nisterpräsidenten Einfluss auch auf bun-
despolitische Entscheidungen nehmen.

Dabei erweisen sie sich vor den Wahlen in
der Regel als Parteisöhne, in der übrigen
Zeit nehmen sie die vom Volk an sie heran-
getragene, allgemein akzeptierte, eher
neutrale Stellung eines Landesvaters ein.
Gemeinsamkeiten im Selbstverständnis
zeigen sich darüber hinaus in der bei allen
vorherrschenden Vorstellung, „Hüter des
Föderalismus“ (S. 365) zu sein, insbeson-
dere im sich vereinigenden Europa.
Zunehmend sehen sie sich aber auch in der
Rolle eines Managers, Kommunikators
und Anwalts. Der Ausprägungsgrad die-
ser Verständnisse variiert in Abhängigkeit
von der spezifischen Situation des jeweili-
gen Landes. 
Eine wichtige Voraussetzung für den
Zugang zum Amt des Ministerpräsidenten
stellt der Universitätsabschluss dar – auf-
fallend ist die hohe Zahl der „juristischen
Doktorgrade“ (S. 119). Im Vergleich zu
den Spitzenpolitikern der Bonner bzw.
Berliner Regierung erweisen sich die Minis-
terpräsidenten jedoch eher als „boden-
ständiger Teil“ (S. 365) der politischen
Elite. Dies mag damit zusammenhängen,
dass die SPD in ähnlich großem Ausmaß
wie die CDU Regierungsverantwortung in
den Ländern übernommen hat. Damit ver-
half der Föderalismus zunächst „zu einer
gewichtigern Rolle von Arbeiterkindern
in der politischen Willensbildung, als es
die langjährige Dominanz der ‚bürgerli-
chen’ Parteien in Bonn gestattet hätte“ (S.
117). Diese Funktion wird wohl mit einer
zunehmenden „Verbürgerlichung der
ehemaligen Arbeiterpartei“ (S. 117) an
Bedeutung verlieren. 
Das Amt des Ministerpräsidenten wird oft
als Vorstufe zum Amt des Bundeskanzlers
angesehen, umgekehrt übernehmen im
Rahmen der so genannten Elitenzirkula-
tion aber auch Bundespolitiker das Amt
des Ministerpräsidenten. Kennzeichen ih-
rer politischen Karriere ist daher eine „Ver-
klammerung von Landes- und Bundese-
bene“ (S. 385). Eine strikte Zuteilung zu
bestimmten Karrieremustern erweist sich
als schwierig. Typische Muster wie die
„Standardkarriere“, die „reine politische
Karriere“ und die „cross-over-Karriere“
müssen um solche wie „Karrieremi-
schung“, „Wendekarriere“ und „politi-
sche Karriere mit Berufsvorphase“ erwei-
tert werden. 
Mit Ausnahme der Stadtstaaten überneh-
men die Länder das Kanzlerprinzip –
Unterschiede gibt es in dem Grad der Ver-
antwortlichkeit gegenüber dem Parla-
ment. Der Ministerpräsident besitzt die
Richtlinienkompetenz, durch die er die
Möglichkeit hat, „Richtung, Grundsätze
und Ziele der Regierungsarbeit für die
Dauer einer Legislaturperiode zu bestim-
men“ (S. 50). Die Richtlinienkompetenz
darf in ihrer Bedeutung aber nicht über-
schätzt werden. Sie ist zwar eine Quelle
der Macht, steht aber neben solchen wie
Ansehen in der Bevölkerung, Medienprä-
senz, der Stellung innerhalb der Partei,
der Zugehörigkeit zu bestimmten Partei-
führungsgremien auch auf Bundesebene
und der Arbeit der Staatskanzleien.
Die Ausgestaltung des parlamentarischen
Systems variiert von Bundesland zu Bun-
desland. Überall kommt dem Parlament
aber eine größere Bedeutung zu als auf

Bundesebene, da dem Ministerpräsiden-
ten das Recht zur Parlamentsauflösung
fehlt. Der Ministerpräsident wird als Re-
gierungschef von den Landtagen ge-
wählt. Die Landtagswahlen besitzen aber
überwiegend den Charakter eines Plebis-
zits über den Kandidaten für das Amt des
Ministerpräsidenten, wodurch den eine
besondere Bedeutung zukommt und so
ein gewisses Maß an Volkslegitimität
gewährleistet wird. Am stärksten zeigt
sich dies in den ostdeutschen Ländern.
Schneider setzt sich in seinem Buch mit der
Idee der Volkswahl des Ministerpräsiden-
ten auseinander und kommt zu der
Ansicht, dass diese nur sinnvoll sein kann,
wenn die Gesetzgebungsfunktion der
Landtage aufgewertet wird und somit
Entschädigung für den Verlust der Wahl-
funktion darstellt. Problematisch ist das
hohe Ungleichgewicht zwischen dem
Ministerpräsidenten und seiner Regie-
rung und dem Landtag, das aus einer
Abgabe von Zuständigkeiten an den Bund
resultiert. Vorteil der Volkswahl wäre mit-
unter eine Begünstigung der Angehöri-
gen von kleinen Parteien. Bei den Mini-
sterpräsidenten selbst stößt die Idee der
Volkswahl überwiegend auf Ablehnung;
nur ein ehemaliger Ministerpräsident
äußert sich klar positiv dazu.
Der Regierungsstil der Ministerpräsiden-
ten ist kooperativ, wobei die Ministerkol-
legen die stärkste Berücksichtigung bei
Entscheidungen erfahren.
Im Gremium der Ministerpräsidentenkon-
ferenz, die nicht im Grundgesetz erwähnt
ist, werden gemeinsame Entschlüsse ge-
fasst. Sie dient zudem dem „vertraulichen
Gedankenaustausch“ (S. 367) und ist dem
Auge der Medien weitgehend entzogen.
Der Ministerpräsident vereint die Staats-
oberhaupt- und Regierungscheffunktion
in seiner Person, eine Trennung wie auf
Bundesebene gibt es nicht. Ihm kommt
die Aufgabe der Außenvertretung seines
Landes gegenüber den übrigen Bundes-
ländern, dem Bund, der EU und ausländi-
schen Staaten zu. Insbesondere die Kon-
takte zur EU werden von den Ministerprä-
sidenten als sehr wichtig eingeschätzt;
erhebliche Unterschiede zeigen sich aber
in der Schaffung und Pflege dieser Außen-
beziehungen. Kritiker werfen Minister-
präsidenten mit „Ambitionen auf das
Kanzleramt“ (S. 70) immer wieder eine
Nebenaußenpolitik in Konkurrenz zu der
des Bundes vor. 
Als wichtigste Qualifikationen für einen
Ministerpräsidenten sehen diese selbst
Glaubwürdigkeit, Verantwortungsgefühl,
Mut zu unpopulären Entscheidungen,
Augenmaß und Durchsetzungskraft. Bei
einer rein funktionalen Betrachtungswei-
se, die sich auf solche Qualifikationen
bezieht, die zur „effektiven Wahrneh-
mung des Amtes benötigt“ (S. 79) werden,
liegen die Akzente anders. In der Nach-
kriegszeit kam – aufgrund des totalen
Zusammenbruchs des Wertesystems – der
Glaub- und Vertrauenswürdigkeit eine
besondere Bedeutung zu. Die z. T. künstli-
che Ziehung der Ländergrenzen stellt bis
heute an die Ministerpräsidenten die Auf-
gabe der Schaffung von Identifikationsan-
geboten – dies können Symbole wie Flag-
gen oder Hymnen sein, die Funktion kann
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aber auch vom Ministerpräsident selbst als
„sinnlich wahrnehmbares Autoritätssym-
bol“ (S. 84) übernommen werden. Er muss
ein großes Maß an Integrationsfähigkeit
besitzen, um unterschiedliche Strömun-
gen im Land zu einer gemeinsamen Kon-
fliktlösung zu vereinigen. Es erweist sich
für diese Zwecke als hilfreich, dass, mit
Ausnahme der Stadtstaaten, die Minister-
präsidenten überwiegend aus ihrem Re-
gierungsland stammen – in Bayern
schreibt dies die Verfassung sogar vor. Im
Umgang mit den Medien darf dem Minis-
terpräsidenten kommunikative Kompe-
tenz nicht fehlen. Diese benötigt er auch,
ebenso wie Verhandlungsfähigkeit, um
seiner Mittlerrolle zwischen „Regierungs-
apparat und Parlament, Staat und Gesell-
schaft, Land und Bund“ gerecht zu wer-
den.
Die wichtigsten Politikfelder der Minister-
präsidenten sind heute die Medien- und
Standortpolitik, letztere spätestens seit
dem Aufkommen der Massenarbeitslosig-
keit. Zur Standortpolitik zählen „alle
Maßnahmen, die das als Region definierte
Land zur Verbesserung seiner Position im
wirtschaftlichen Wettbewerb ergreift“ (S.
367). Die Medienpolitik mit ihren kontro-
versen Diskussionen beispielweise über
Struktur und Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks gilt hierbei als
„Nagelprobe für die Bewährung des
Föderalismus“ (S. 307). Mit dem Aufkom-
men der privaten und neuen Medien
haben die Presse- und Kommunikations-
abteilungen der Staatskanzleien zum
Nachteil der Grundsatzabteilungen eine
gewichtigere Rolle erhalten. Die allgemei-
ne Bedeutung der Staatskanzleien als
Koordinierungs- und Führungsinstrument
des Ministerpräsidenten ist abhängig vom
jeweiligen Ministerpräsidenten.
In seiner Schlussbetrachtung beschäftigt
sich Schneider u.a. mit der Frage, ob in
Deutschland eine „Kanzlerdemokratie“
oder „Republik der Landesfürsten“ vor-
herrsche. Er macht den Vorschlag von
einer „Republik des Kanzlers und der Lan-
desfürsten“ (S. 371) zu sprechen. Diese
Bezeichnung wäre auch in einem zuneh-
menden Wettbewerbsföderalismus ge-
rechtfertigt. Die hierzu in Deutschland
vorherrschende Diskussion wurde von
einer Regierungserklärung mit der Forde-
rung nach mehr Eigenverantwortung der
Länder vom bayrischen Ministerpräsiden-
ten Stoiber in Gang gesetzt. Die unter-
schiedlichen Vorschläge, die nicht nur eine
Neuordnung der Finanzbeziehungen,
sondern u.a. auch eine deutliche Tren-
nung der Aufgaben von Bund und Län-
dern vorsehen, stoßen auf kontroverse
Reaktionen bei den Ministerpräsidenten.
Mit einer vergleichenden Betrachtung der
Schweiz, Österreich und den USA rundet
Schneider seine Untersuchung ab.
Die Kantone der Schweiz sind durch das
Kollegialprinzip verbunden, einen vor-
herrschenden Spitzenpolitiker und die
Richtlinienkompetenz gibt es hier nicht.
Der Kantonalpräsident wird jeweils für 
ein Jahr gewählt und versteht sich als „pri-
mus inter pares“ der Exekutive. Direkten
Zugriff auf die Bundesregierung besitzt
weder der Präsident noch seine Regie-
rung; zur Vergrößerung des Einflusses

können sie, mit Ausnahme von fünf Kan-
tonen, in denen ihnen dies aufgrund einer
Machtkonzentration verwehrt ist, Mit-
glied der Konferenz der Kantonsregierun-
gen werden oder sich in den Ständerat
wählen lassen.
In Österreich kommt dem Landeshaupt-
mann neben der Funktion des Regierungs-
chefs „eine Funktionsfülle zu, die […] dem
Landeshauptmann im Staatwillensbil-
dungsprozess der Länder deutlich mehr
Einfluss auf die Regierungsgeschäfte
eröffnet als dem Bundeskanzler“ (S. 372).
Historisch und durch die Tatsache bedingt,
dass den Ländern nur wenig Bereiche der
eigenständigen Gesetzgebung zugespro-
chen sind, setzen sich die Länderparla-
mente bisher nach einem festgeschriebe-
nen Proporz zusammen – gegenläufige
Tendenzen sind aber zu erkennen, Salz-
burg und Tirol haben diesen bereits ab-
geschafft. Der Landeshauptmann nimmt
vorwiegend die Funktion einer Identifika-
tionsperson wahr. Einfluss auf die Bundes-
politik übt er über die Konferenz der Lan-
deshauptleute und durch führende Posi-
tionen in den beiden österreichischen
Großparteien aus. 
In den USA haben die Gouverneure der 
Einzelstaaten eine anerkannte „Rolle als
politische Führer“ (S. 373); es herrscht al-
lerdings eine Diskrepanz zwischen ihrer
tatsächlichen verfassungsrechtlichen und
der ihnen durch die öffentliche Meinung
zugesprochenen Position. Im Unterschied
zu Deutschland gibt es in den USA kein
„Kabinett als Entscheidungsorgan“ (S.374).
Die Gouverneure haben das Selbstver-
ständnis eines „Chief Legislators“ (S. 375);
die fehlende Richtlinienkompetenz wird
durch die gouvernamentale Patronat ge-
macht, die ihnen „Gefolgschaft und Loya-
lität sichert“ (S. 375), ausgeglichen.
Insgesamt hat der Ministerpräsident in
Deutschland im internationalen Vergleich
eine starke Stellung. Dies hängt mit seiner
Bundesratsmitgliedschaft und führenden
Positionen in der Bundespolitik, mit der
Zuständigkeit für den Verwaltungsbe-
reich seines Landes und seiner nicht
begrenzten Amtszeit zusammen. Ein-
schränkungen ergeben sich allenfalls in
der Gesetzgebung, die in großen Teilen
dem Bund vorbehalten ist – aber unter
Mitwirkung der Länder(-Ministerpräsi-
denten)! Nadja Himpler

Russland heute

Angelika Nußberger, 
Margareta Mommsen (Hrsg.)
Krise in Russland.
Politische und sozialrechtliche
Lösungsansätze.
Berlin Verlag Berlin 1999;
229 Seiten, DM 58,–

Der Sammelband geht auf eine Tagung
zurück, die vom 1. April bis zum 3. April
1998 stattfand. Das Max-Planck-Institut
für ausländisches und internationales
Sozialrecht (München), das Geschwister-
Scholl-Institut für politische Wissenschaf-
ten (Universität München) und die Evan-
gelische Akademie haben sie in Tutzing
am Starnberger See durchgeführt. Ziel-

gruppe der Referate sind diejenigen, die
am wissenschaftlichen Dialog interessiert
sind und die historischen Umwandlungen
in Russland aufmerksam verfolgen.
Die Konzeption dieses Bandes hat ihren
besonderen Reiz darin, dass russische
Sozialwissenschaftler und westliche Beob-
achter im gleichen Umfang zu Wort kom-
men: Die einen beziehen Stellung zu All-
tagsproblemen ihres Landes von ihrer
Warte aus, die anderen bringen dank ihrer
Distanz Lösungsansätze für die Zukunft
ein. Außerdem werden die politischen
und sozialen Probleme dieses Vielvölker-
staates durch die Ergebnisse verschie-
dener wissenschaftlicher Disziplinen 
analysiert und anschaulich gemacht.
Lösungsansätze werden reflektiert und
Alternativen auf der Grundlage einer Skiz-
ze der Probleme aufgezeigt, die es in Ver-
gangenheit und Gegenwart gegeben hat.
Die Herausgeberinnen haben sich der
Thematik unter vier Aspekten genähert:
An den Beginn der Textsammlung haben
sie die „Interpretationsansätze zur politi-
schen Krise” gestellt. Für den zweiten Teil
haben sie auf 57 Seiten eine Besonderheit
herausgegriffen: „Die Entwicklung des
Rechts – Stagnation oder Fortschritt?”
Den dritten Teil widmen sie den „Detail-
betrachtungen zur gesellschaftlichen Ent-
wicklung” auf 47 Seiten und stellen dem
im letzten Teil gegenüber – „Bestimmung
der wirtschaftlichen Entwicklung durch
interne und externe Faktoren”.
Vier Gruppen grenzen die Thematik ein:
(1) Zeitgeschichte (Eichwede, Mommsen,
Segbers), (2) Rechtswissenschaft (v. May-
dell, Blankenagel, Nußberger), (3) Sozio-
logie (Huber, Pavlova-Silvanskaja) und (4)
Politologie (v. Beyme, Zagorskij). Aller-
dings ist die Zuordnung zu einer Gruppe
nicht immer einfach – so können Huber
der vierten Gruppe und Zagorskij der drit-
ten angehören.
Wolfgang Eichwede beschreibt „Paradig-
men, Symbole und Inszenierungen im
Wandel. Überlegungen zur politischen
Kultur im heutigen Russland”. Dabei geht
es ihm um typische Problemlagen, die
durch die grundlegenden Veränderungen
im politischen Stil des neuen Russland ent-
standen sind. Hauptmerkmal ist ein
„pseudoplurales” System, das aus dem
hemmungslosen Ringen um Einfluss-
sphären und Machtgruppen hervorgeht.
Für Eichwede ergibt es sich daher von
selbst, dass Jelzin für diese Aufgaben –
wegen ihrer Komplexität – nicht geeignet
war. Margareta Mommsen greift in der
ganzen Entwicklung einen anderen
Aspekt heraus: „Die vollziehende Gewalt
in Jelzins ,Wahlmonarchie’.” Die Grund-
muster seiner Herrschaftsausübung sind
das ständige Kaderkarussell und der übli-
che Austausch der Kader als einem typisch
sowjetischen Herrschaftsmechanismus.
Diese Technik hat man, so Mommsen, in
der Moskauer Publizistik als die russische
Variante des amerikanischen Prinzips des
checks and balances beschrieben. Die Ero-
sion des Zentralstaates führt zur wachsen-
den Macht der Gouverneure und der
Regionalverwaltungen. Politologische
Durchblicke der Analyse von Mommsen
fasst Klaus Segbers unter dem Thema
„Regionale und sektorale Aspekte des
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Wandlungsprozesses: Chancen und
Gefährdungen” zusammen. Vor allem
betont er in seinem Beitrag, dass die Rege-
lungsversuche des Zentralstaates gegen-
über der wirksamen Globalisierung eine
nachgeordnete Rolle spielen. Die Verän-
derung des Staates durch Globalisierung,
Integration und Fragmentierung hätten
ein höheres Gewicht als etwa die Politik
des Moskauer Zentrums. Am Ende seien
die Motoren des Wandels in Russland eher
auf wirtschaftlichem und gesellschaftli-
chem Gebiet zu finden, besonders wenn
es um internationale Interessen geht.
Im zweiten Teil des Bandes kommt die
Rechtswissenschaft zu Wort unter dem
Motto: „Die Entwicklung des Rechts: Stag-
nation oder Fortschritt?” Bernd von
Maydell äußert sich zu dem Thema „Sozia-
le und politische Stabilität in Übergangs-
regimen”. Sein Beitrag bezieht die Lage in
den anderen Ländern Osteuropas ein und
arbeitet auf dieser Grundlage die Beson-
derheiten der russischen Lage heraus.
Alexander Blankenagel diskutiert die
Frage, welche Auswirkungen eine schwa-
che Staatlichkeit habe, in seinem Beitrag
„Vollzugsprobleme einer neuen Rechts-
ordnung”. Blankenagel unterstreicht,
Russland müsse mit den Problemen
föderaler und finanzieller Erosion der
staatlichen Stärke kämpfen. Der extreme
Zentralismus werde dann zum Problem,
wenn das Parlament sich weigere, grund-
legende Gesetze zu verabschieden.
Großer Regelungsbedarf bestünde im
Arbeits- und Sozialversicherungsrecht. Ein
Hemmschuh sei auch, dass die Juristen
ihre Ausbildung in der Ära der UdSSR
erfahren hätten und tradieren wollten.
Die juristische Infrastruktur führe dazu,
dass die neue Rechtsordnung kaum umge-
setzt werden könne. Die gesamte Erschei-
nung sei jedoch vorübergehendes Merk-
mal der Systemtransformation. Angelika
Nußberger setzt sich mit den konkreten
Gesetzesinitiativen auseinander, die im
Sozialrecht des postsowjetischen Russ-
lands schon erkennbar sind. Das drückt
der Titel ihres Beitrages aus: „Experimen-
telle Gesetzgebung. Ein Lösungsansatz in
der Entwicklung des Sozialrechts der 
Russländischen Föderation.” Ihrer Auffas-
sung nach kann man die heutige Vorge-
hensweise des Gesetzgebers mit dem
russischen Wort „krju/kotvorstvo” ange-
messen beschreiben. Damit ist gemeint,
dass durch ein kleinliches Vorgehen
(„Häkchen machen”) Angelegenheiten
durch bürokratisches Vorgehen verzö-
gert, sogar verschleppt werden. Fikti-
ve Regelungen, Widersprüchlichkeiten,
Systemwidrigkeiten sind die Folge. Außer-
dem sind die Reformen des Sozialrechts
kurzlebig. In diesen Kontext gehören
unter anderem auch die große Zahl
systemfremder Privilegien und die
„schwarzen Löcher”, in denen die Gelder
versickern.
Der folgende dritte Teil befasst sich mit
der Realität; es sind „Detailbetrachtungen
zur gesellschaftlichen Entwicklung”. Die
Soziologin Marina Pavlova-Silvanskaja
geht von einer Analyse der Meinungsum-
fragen in Russland aus. In dem „kurzen
Abriss zur sozialen Krise in Russland”
zeichnet sie ein düsteres Bild von der

sozialen Lage im Lande, die sich immer
mehr verschärft. Die Zusagen in der Ver-
fassung von 1993 („Sozialstaat...”) seien
bis heute nicht eingehalten worden. Dies
führe zu einer instabilen Lage in 
der Gesellschaft wie ebenso einer
Abschwächung der Arbeitsmotivation –
bedrohliches Anwachsen des kriminellen,
abweichenden und amoralischen Verhal-
tens seien die Auswirkung. Pavlova-Sil-
vanskaja untermauert ihre Aussagen mit
einer Fülle jüngster Daten. Der Heidelber-
ger Politologe Klaus von Beyme wendet
sich in seinem Beitrag verschiedenen
soziologischen Punkten zu. Seine Aus-
führungen hat er überschrieben mit
„Sozialer Wandel und politische Krise in
Russland. Der Zerfall der Sozialstruktur in
der Transformationsperiode und die post-
kommunistische Soziologie”. Im Mittel-
punkt des Interesses stehen der Wandel
der Sozialstrukturen, die Veränderungen
in den Sozialwissenschaften und beson-
ders in der Soziologie. Man habe zwar, wie
Beyme hervorhebt, system- und akteurs-
orientierte Ansätze übernommen, aber bis
heute dominiere die unkritische Umfrage-
forschung mit quantitativen Methoden.
Auf Grund einschneidender Veränderun-
gen in der Sozialstruktur müssten sich die
Soziologen nun mit Gruppen beschäfti-
gen, die bis zu diesem Zeitpunkt eine Rand-
erscheinung der Kriminalstatistik waren.
Neue Arbeitslose seien nun pauschal ein
Teil der Unterschichten. Die Schichtenana-
lyse beruhe lediglich auf der Einschätzung
des Arbeitseinkommens. Das Realeinkom-
men, das aus der Schattenwirtschaft
kommt, werde nicht berücksichtigt. Prob-
lematisch sei die Analyse auch deshalb,
weil sich tatsächlich noch keine neuen
Strukturen verfestigt hätten. Die neuen
sozialen Differenzierungsprozesse seien
alarmierend – soziale Ungleichheiten
könnten zu sozialen Spannungen führen.
Wie von Beyme hervorhebt, werde bisher
kaum zwischen Staat und (Zivil-)Gesell-
schaft unterschieden.
Der Sammelband schließt mit einem Teil
unter der Überschrift „Bestimmung der
wirtschaftlichen Entwicklung durch inter-
ne und externe Faktoren”. Mária Huber
befasst sich in ihrem Aufsatz mit der „wirt-
schaftlichen Umgestaltung und Sozialpo-
litik”. lhre besondere Aufmerksamkeit
gilt den Entwicklungen bis zu Beginn des
Jahres 1999. Wirtschaftspolitische Experi-
mente unter Egoŕ Gajdar (*1956) und die
Heraufkunft der August-Krise seien durch
das Dilemma deutlich absehbar gewesen.
Aber schon zuvor hätte die improvisierte
Finanzpolitik zu widersprüchlichen Wir-
kungen geführt. Besonders gravierende
Folgen der August-Krise seien unter ande-
rem die weitgehende Umstellung der
Wirtschaft auf Tauschgeschäfte und 
Geldsurrogate in vielen Regionen. Eine
weitere Erscheinung seien in neuerer Zeit
Auftragsmorde zur Beseitigung von Kon-
kurrenten in der neuen reichen Unterneh-
merklasse, viele Fälle noch nicht aufge-
klärt. Die Russland-Hilfe ist ihrem Umfang
nach fast schon legendär. Aber, so stellt
Andrej Zagorskij die Frage, hilft die Hilfe
auch? Seine Betrachtungen dieser grund-
legenden Überlegung überschreibt er
„Stabilisierungspolitik von außen”. Er

zeigt, dass die große Anzahl von Kredit-
vergaben und sonstigen Formen externer
Hilfe entweder im Sande verlaufen ist
oder nicht die gewünschte Wirkung
gezeigt hat. Seines Erachtens kann Hilfe
aus dem Ausland nur dann stabilisierend
wirken, wenn der Empfänger schon ent-
sprechende Programme vorbereitet hat.
Laut Informationen des Russländischen
Finanzministeriums halten die Russlän-
dischen Behörden die internationalen
Vorgaben in vielen Fällen nicht ein. 
Der vorliegende Band ist für versierte Leh-
rer und aufgeschlossene Schüler ein guter
Einstieg in einen oft komplexen Fragen-
kreis.

Wolfgang Heller

Aus dem Innenleben der Stasi

Josef Budek/Jan Eik/Karl Wilhelm Fricke/
Wolfgang Templin
Die Zentrale – Geschichte, Funktion und
die herausragenden Personen des
Ministeriums für Staatssicherheit der DDR
ASAK Verlag Normannenstraße
Berlin 2001
142 Seiten. DM 12

Das Buch schildert die Entstehung, die
Geschichte und die Methoden des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit der DDR,
das im Buchtitel als „Die „Zentrale“ be-
nannt wird. „Die Zentrale“ ist das erste im
ASTAK VERLAG NORMANNENSTRASSE
erschienene Buch. (Die Abkürzung ASTAK
steht für Antistalinistische Aktion und 
dies war der Name des Trägervereins, den
die Bürgerrechtsbewegung der ehema-
ligen DDR im Sommer 1990 zur Einrich-
tung der Gedenkstätte Normannenstraße
gründete).
Die erste Publikation dieses neugegrün-
deten Verlages vereinigt auf 142 Seiten
vier Beiträge, die durch Bilder und Doku-
mente zur Geschichte des Lichtenberger
Komplexes an der Normannenstraße er-
gänzt werden. Die Autoren, Bürgerrecht-
ler, wissen aufgrund eigener leidvoller
Erfahrungen, wovon sie reden. 
Der Artikel von Josef Budeck beschäftigt
sich mit der Geschichte der heutigen For-
schungs- und Gedenkstätte Normannen-
straße, die auf Initiative der Bürgerrecht-
ler von 1989 und davor im Gebäude des
früheren Ministeriums für Staatssicher-
heit eingerichtet und von ihnen seit 1990
betrieben wird. Der Verfasser erläutert,
dass in der Gedenkstätte der Opfer der
Stasi gedacht werde und es ihr For-
schungszweck es sei, zu verstehen, wie es
den Mitarbeitern dieses DDR- Ministeri-
ums gelingen konnte, die eigene Bevölke-
rung einerseits zu unterdrücken und zu
bespitzeln und andererseits zur Koopera-
tion zu bewegen. Budek sieht die Stasi in
der Tradition der Tscheka, die Lenin zum
Schutze seiner Partei gegründet hatte,
und verweist darauf, dass sich die Stasileu-
te selbst Tschekisten nannten. Die Auf-
traggeber für die jeweilige Ebene der
Stasi hätten nicht nur im Politbüro, son-
dern auch in den Bezirks- und Kreisleitun-
gen der SED gesessen. Budek rechnet
nicht nur mit den auch in den alten Bun-
desländern hinreichend negativ bekann-
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ten Stasi-Größen wie Honecker und Krenz
ab, sondern zählt hierzu auch die Genos-
sen Modrow, Schabowski und die anderen
Sekretäre. Er erklärt, warum sich der Zorn
der nichtangepassten DDR- Bürger vor-
nehmlich gegen diese „Elitetruppe“ ge-
richtet habe. Für die meisten Leser dürfte
der Alarmplan des Stellvertretenden Mi-
nisters vom 11. Januar 1990 eine neue
Information beinhalten: hier wurde
bestimmt, welche Teile der Zentrale bei
einer Erstürmung zu sichern, bzw. frei zu
gegeben seien. In einer Dienstbespre-
chung in Anwesenheit des neu ernannte
Ministerpräsidenten Modrow, wurden
Beschlüsse über den Umbau der Stasi in
ein Amt für nationale Sicherheit getrof-
fen worden. Weitere Überlegungen gal-
ten der Sicherung des beruflichen Über-
lebens der Tschekisten in einem künftigen
Staat.
Der reich mit Schwarz-Weiß-Fotos be-
bilderte Beitrag von Jan Eik schildert
zunächst die Entwicklung der Stadt Lich-
tenberg von 1900 bis zur Einrichtung des
Ministeriums für Staatssicherheit im Jahre
1950. Die Beschreibung bis zum Jahr 1945
entspricht im wesentlichen einer üblichen
Ortschronik und dürfte nur für Leser von
Interesse sein, die eine besondere Bezie-
hung zu diesem Ort haben. 1945 ergab
sich dann der erste historische Bezug 
zur späteren DDR: dem Häftling Erich
Honecker gelang bei einem Arbeitsein-
satz im Lichtenberger Frauenjugendge-
fängnis die Flucht. Mit Hilfe seiner späte-

ren Ehefrau, einer Gefängniswachtmei-
sterin, kehrte er freiwillig in die Haft
zurück und entging der Strafe für den
Ausbruch. 1950 beschloss die provisori-
sche Volkskammer der DDR das Gesetz
über die Bildung des Ministeriums für
Staatssicherheit, als dessen stellvertreten-
der Minister Erich Mielke ernannt wurde.
Das Ministerium wurde im um- und ausge-
bauten früheren Lichtenberger Finanz-
amt an der Normannen-Ecke Magdale-
nenstraße eingerichtet. Eik vermittelt
über die Schilderung der räumlichen Aus-
dehnung und die Steigerung der Mitar-
beiterzahlen eindrucksvoll, wie es Mielke
gelang, seine Behörde zu einem immer
wichtigeren Machtorgan der SED zu ent-
wickeln. Welchen Ideenreichtum Mielke
und seine Leute aufbrachten, um ihr
Expansionsstreben zu realisieren, schil-
dert der Autor am Beispiel der neuaposto-
lischen Gläubigen, die die ministerielle
Ruhe in der Normannenstraße störten. Für
sie erbaute der geheime Dienst weit vom
alten Standort und in Rekordzeit ein
neues Gemeindezentrum- wohl das einzi-
ge Gotteshaus, das je von einen Geheim-
dienst errichtet worden sein dürfte.
Der Beitrag von Karl Wilhelm Fricke trägt
den Titel „Schild und Schwert“ und umfas-
st eine mit Dokumenten, Zitaten und
Augenzeugenberichten gründlich beleg-
te Chronik der Stasi von ihrer Gründung
1950 bis zu ihrer Entmachtung im Januar
1990.  Instruktiv sind die Schilderung und
Erläuterung der Organisation des Ministe-

riums für Staatssicherheit, ihre Hauptfel-
der, Abwehr und Aufklärung, jeweils per-
sonifiziert durch ihre Leiter, Erich Mielke
und Markus Wolf. Der Autor stellt klar,
dass es ohne die Herrschaft der SED keine
Stasi gegeben hätte, die Abhängigkeit
jedoch eine gegenseitige war. Belegt an
Beispielfällen, die zum Teil auch ihren 
Niederschlag in westlichen Medien gefun-
den haben, zeigt der Autor das unheilvol-
le Wirken dieser Institution sowohl in der
DDR als auch in der Bundesrepublik und in
anderen europäischen und auch außereu-
ropäischen Ländern auf. Besonders die
Berichte von Opfern der Stasi über die
ihnen zugefügte menschenverachtende
Behandlung machen die Darstellung
besonders authentisch.
In seinem mit „Der 15. Januar 1990“ über-
titelten Beitrag bietet Wolfgang Templin,
Mitglied des runden Tisches um Jürgen
Modrow und Teilnehmer der vom neuen
Forum initiierten Demonstration vor der
Stasi-Zentrale am 15 Januar des Jahres,
eine persönliche Schilderung seines Erle-
bens der Ereignisse dieses Tages.
Dieses Buch bietet eine zuverlässige und
prägnante Information über das Ministe-
rium für Staatssicherheit. Die wesentli-
chen Aspekte, der Aufbau einer immer
mächtigeren
Machtinstanz, ihre Organisation, ihre Pro-
tagonisten und die angewandten Metho-
den werden klar herausgearbeitet.

Dorothee Kallenberg-Laade
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Auf dem Tisch ausgelegt, enthält die Fotogalerie für jedes Jahr ein Bild. Die dpa-Presseaufnahmen ermöglichen
ganz verschiedene Ratespiele. Vom einfachen Zuordnungsspiel von Bildern und Ereignissen bis zu anspruchs-
vollen Herausforderungen für an Politik besonders Interressierte. 

Inhalt: 72 Fotokarten, 72 Ereigniskarten/Alltagskarten, 60 Chips in 6 Farben, 1 Farbwürfel, 1 Dekadenwürfel, Spielregel.

Sonderauflage für die Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, Autor Franz Scholles.

Bestellungen aus Baden-Württemberg an: Landeszentrale für politische Bildung, Marketing, Stafflenbergstraße 38,
70184 Stuttgart, Fax 0711/16409977, zum Preis von 30,– DM / 15,– H zzgl. Verpackung und Porto.

Bestellungen von außerhalb Baden-Württembergs an: Aktuell-Spiele-Verlag www.aktuell-spiele-verlag.de

Ein neues Spiel: 

Zeit-Collage
eine Spielesammlung für 2 bis 
6 Zeitgenossen ab 12 Jahren

Das Fotoquiz enthält 72 Bilder 
aus aller Welt. 
Die Aufnahmen zeigen deutsch-
deutsche Geschichte und All-
tagsleben von 1945 bis heute. 
Außerdem Vorbilder und Welt-
geschehen der vergangenen
sechs Jahrzehnte. 
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Noch im Jahr 2001 erscheint,
als Band 29 der „Schriften zur politischen 
Landeskunde Baden-Württembergs“

Hilde Cost und Margot Körber-Weik (Hrsg.)
Die Wirtschaft von Baden-Württemberg 
im Umbruch
Stuttgart 2001, Landeszentrale für politische
Bildung in Verbindung mit dem Verlag 
W. Kohlhammer Stuttgart, ca. 300 Seiten

Im Vorwort der Landeszentrale zu die-
sem Band, der gerade recht zum Lan-
desjubiläum von Baden-Württemberg
erscheint, heißt es u.a.:
„Bislang jedenfalls hat sich Baden-
Württemberg wirtschaftlich gut ent-
wickelt, wie die Erfolgsdaten in seiner
gerade fünfzigjährigen Geschichte zei-
gen. Die hier vorgelegte Regionalstu-
die soll Stärken und Schwächen analy-
sieren, nicht zuletzt als Grundlage für
zukunftsorientiertes politisches Han-
deln. Zugleich soll diese Studie Ver-
ständnis für volkswirtschaftliche
Zusammenhänge fördern, wie es dem
Auftrag politischer Bildung entspricht.
Gerade weil wir wissen, dass die Ver-
mittlung von Kenntnissen über wirt-
schaftliche Zusammenhänge faktisch
nicht den Stellenwert in der Bildung
aufweist, den sie haben müsste – weder
in der Schule noch in der außerschuli-
schen Jugend- und Erwachsenenbil-
dung. Auch das könnte sich – langfristig
gesehen – zu einem Standortnachteil
auswachsen.“

Der Band enthält die folgenden Bei-
träge:
Wirtschaftlicher Wohlstand in Baden-
Württemberg: Herausforderungen,
Strategien, Perspektiven im Überblick
(Hilde Cost, Margot Körber-Weik) – Der
Wohlstand von Regionen: beschreiben,
erklären, gestalten (Margot Körber-
Weik) – Von der Agrar- zur Dienstleis-
tungsgesellschaft: Baden-Württem-
berg 1800–2000 (Reiner Flik) – Schwäbi-
scher Pietismus und Feinmechanik:
Württembergs „innerweltliche Askese“
(Berthold Leibinger) – Reichtum mit
Ausnahmen: Der Wohlstand und seine
Verteilung in Baden-Württemberg (Jür-
gen Volkert) – Stärken mit Schwächen:
Die Position Baden-Württembergs im
Wettbewerb der Regionen (Thomas
Kübler) – Mehr als Außenhandel:
Baden-Württemberg im Globalisie-
rungsprozess (Ingrid Fügel-Waverijn) –

zur nachhaltigen Entwicklung: Umwelt
und Umweltpolitik in Baden-Württem-
berg (Georg Herb, Heike Kademann,
Gerda Zartner-Nyilas) – Bürgernäher
und leistungsfähiger: Verwaltungsre-
form in Baden-Württemberg am Bei-
spiel der Kommunen (Manfred Matus-
za) – Neben Brüssel und Berlin: Wirt-
schaftspolitik in Baden-Württemberg
(Roland Sturm unter Mitarbeit von
Edmund Ortwein)

Der neue Band kann gegen eine Schutz-
gebühr von 5 E zzgl. Versandkosten
schriftlich bestellt werden bei der Ver-
lagsgesellschaft W. E. Weinmann m.b.H,
Karl-Benz-Straße 19, 70794 Filderstadt, 
e-mail: w.e.weinmann@t-online.de.
Besteller von außerhalb Baden-Würt-
temberg verweisen wir auf die Buch-
handelsausgabe des W. Kohlhammer
Verlags Stuttgart.

Schneller, produktiver, innovativer:
Baden-Württembergs Wirtschaft im
Strukturwandel (Gerhard Fuchs, Ortwin
Renn) – Der industrielle Kern: Das Ver-
arbeitende Gewerbe in Baden-Würt-
temberg nach Branchen und Regionen
(Wolfgang Walla) – Telekommunikati-
on und Internet als Chance: Neue Kon-
zepte für international wettbewerbs-
fähige Dienstleistungen aus Baden-
Württemberg (Martina Schäfer, Jose-
phine Hofmann) – Innovation durch
regionale Kooperation: Forschung und
Entwicklung in Baden-Württemberg
(Hariolf Grupp) – Zukunft zwischen
Fachkräftebedarf und Arbeitslosigkeit:
Beschäftigung in Baden-Württemberg
(Renate Brujmann) – Ein Beitrag zum
lebenslangen Lernen: Stärkung der
Weiterbildung durch Hochschulreform
in Baden-Württemberg (Michael Ler-
chenmüller, Elke Platz-Waury) – Wege
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„Der Bürger im Staat“ 51. Jahrgang 2001

INHALTSÜBERSICHT
1. ZENTRALE THEMEN
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Albrecht Lehmann Mythos Deutscher Wald 4
Hansjörg Küster Auch der Wald hat seine Geschichte 10

Uwe Eduard Schmidt Waldfrevel contra staatliche Interessen 17
Klaus Schriewer Waldbewusstsein und Waldnutzung: eine ökologische Wende 24

Peter Weidenbach Waldbauliche Ziele im Wandel 30
Anke Höltermann/Gerhard Oesten Forstliche Nachhaltigkeit 39

Ernst E. Hildebrand Neuartige Waldschäden: Legende oder Realität? 46
Karl-Reinhard Volz Wem gehört eigentlich der Wald? 51

Helmut Brandl Bäuerlicher Waldbesitz in Baden-Württemberg 59
Gerd Wegener/Bernhard Zimmer Holz als Rohstoff 67

Dietrich Burger/Barbara von Kruedener Der Wald weltweit – ein Zustandsbericht 73

Heft 2/3: Russland unter Putin

Jörg Stadelbauer Was macht Russland heute aus? 87
Gerd Meyer Russland – auf dem Weg zur Demokratie? 94
Gerd Meyer Parteien, Wahlen und Wählerverhalten 103

Roland Haug Putins Welt 112
Galina Luchterhandt-Michaleva Russlands Regionen in der Politik 116

Sergej Mitrochin Die Zukunft der kommunalen Selbstverwaltung 122
Tatjana Jarygina Auf dem Weg zur Zivilgesellschaft 126

Sergej Filatow Religion in Russland 130
Roland Haug Alltag in Russland 136

Hans-Henning Schröder Putin und die Macht der Oligarchen 141
Roland Haug Korruption und Kleptokratie 147

Jewgenij Gontmacher Einkommenspolitik und Einkommensverteilung 
als zentrales Problemfeld 151

Klaus Segbers Russland zwischen Vergangenheit und Globalisierung 155
Alexej Melnikow Russlands Wirtschaft heute 160

Michael Bauer Russlands Außenpolitik 163
Alexej Arbatow Russlands Zukunft als Weltmacht 171

Heft 4: Islam in Deutschland

Heinz Halm Was ist Islam und wer ist Muslim? Die Glaubensrichtungen des Islam 188
Wiebke Walther Islam – Grundinformationen, Historische Daten 193/194

Peter Heine Die Rolle von Imam und Organisation im Islam 195
Hartmut Bobzin Wie tolerant ist der Islam? 201

Oliver Schlumberger Sind Islam und Demokratie vereinbar? 205
Wiebke Walther Die Stellung der Frau im Islam 212

Ursula Spuler-Stegemann Muslime in Deutschland: Organisationen und Gruppierungen 221
Werner Schiffauer Auf der Suche nach Anerkennung im Spagat zwischen zwei Kulturen 226

Mathias Rohe Islam und deutsche Rechtsordnung 233
Havva Engin Islamischer Religionsunterricht an deutschen Schulen?Eine Bestandsaufnahme 241

2. BUCHBESPRECHUNGEN

Hartmut Berghoff/Cornelia Rauh-Kühne Fritz K. Ein deutsches Leben im 20. Jahrhundert 81
Ulrich von Aleman Das Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland 82

Vadim Oswalt Staat und ländliche Lebenswelt in Oberschwaben 1810–1871 83
Volker Reinhardt Politische Erwachsenenbildung in Deutschland unter ihrer besonderen

Berücksichtigung im deutsch-französisch-schweizerischen Grenzgebiet 176
v. Arnim/Deile/Hutter/Jahrbuch Menschenrechte 1999 und 2000 176

Kurtenbach/Tessmer (Hrsg.)
Stuttgarter Zeitung (Hrsg.) Wegmarken des Jahrtausends. Streifzug durch die europäische Geschichte 177

Effi Böhlke Esprit de nation. Montesquieus politische Philosophie 178
KZ-Gedenkstätte Mannheim-Sandhofen/ Die Männer von Saint-Dié 178
Association des Déportés de Mannheim,

Saint-Dié (Hrsg.)
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Internet-Kalender 2002 der Landeszentrale:

Täglich Kicks und Klicks 
zur politischen Bildung

Stellen Sie diesen Abreiß-Kalender auf Ihren Arbeitsplatz und 
gönnen Sie sich täglich eine kleine informative Surfpause. Oder: 
Genehmigen Sie sich nach Feierabend zuhause einen aktuellen
Surfklick. So oder so: Nutzen Sie die Chance, das Netz der Netze 
noch besser kennenzulernen! 

Die Außenstelle Freiburg der Landeszentrale für politische Bildung
Baden-Württemberg – die 1995 die erste im World Wide Web ver-
tretene Behörde des Landes war – hat diesen Tagesabreißkalender
entwickelt und herausgegeben. Werktag für Werktag gibt es Link-
tipps zu verschiedenen Politikgebieten. Der Montag gehört dem
Land Baden-Württemberg, nationale Themen sind dienstags dran,
mittwochs wird durch Europa gesurft, der Donnerstag ist den 
Themen Wirtschaft und Globalisierung gewidmet und Freitag ist
Medien-Tag. Das Wochenende gehört den entspannenden Freizeit-
und Unterhaltungs-Websites, kurz: der Kultur- und Gesellschafts-
politik. Die wichtigsten geschichtlichen Ereignisse sowie Geburts-
und Gedenktage gibt’s täglich auf der linken Randspalte. Viel Spaß
beim Blättern und Surfen! 

Der Kalender kann für nur 2,50 u (zzgl. Versandkosten) bei LpB-
Marketing, Stafflenbergstr. 38, 70184 Stuttgart, Fax 0711/16 40 99
77, bestellt oder in den LpB-Shops Bad Urach, Freiburg, Heidelberg,
Stuttgart und Tübingen erworben werden.
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Telefax (0711) 1640 99-55
** Haus auf der Alb

72574 Bad Urach, Hanner Steige 1,
Tel. (0 7125) 152-0, Telefax (0 7125) 152-100

Außenstelle Freiburg
Friedrichring 29, 79098 Freiburg,
Telefon (07 61) 20 7730, Telefax (07 61) 207 7399

Außenstelle Heidelberg
Friedrich-Ebert-Anlage 22–24, 69117 Heidelberg,
Telefon (062 21) 60 78-0, Telefax (062 21) 60 78-22

Außenstelle Stuttgart
Paulinenstraße 44–46, 70178 Stuttgart,
Telefon (0711) 164099-51, Telefax (0711) 164099-55

Außenstelle Tübingen
Herrenberger Straße 36, 72070 Tübingen,
Tel. (0 7071) 2 0029 96, Telefax (0 7071) 2 002993

Bibliothek Bad Urach
Bibliothek/Mediothek Haus auf der Alb, Bad Urach
Gordana Schumann, Telefon (071 25) 152-121

LpB-Shop/Publikationsausgabe Stuttgart
Stafflenbergstraße 38
Ulrike Weber, Telefon (07 11) 16 4099-66
Montag 9–12 Uhr und 14–17 Uhr
Dienstag 9–12 Uhr
Donnerstag 9–12 Uhr und 14–17 Uhr

Nachfragen

„Der Bürger im Staat“
Ulrike Hirsch, Telefon (0711) 1640 99-41
E-Mail ulrike.hirsch@lpb.bwl.de

„Deutschland und Europa“ und
„Politik und Unterricht“
Sylvia Rösch, Telefon (0711) 1640 99-45
E-Mail sylvia.roesch@lpb.bwl.de

Publikationen (außer Zeitschriften)
Ulrike Weber, Telefon (07 11) 16 4099-66

Bestellungen
schriftlich an die zuständigen Sachbearbeiterinnen (s.o.):
Stafflenbergstraße 38, 70184 Stuttgart,
Telefax (07 11) 16 4099-77,
online: http://www.lpb.bwue.de

Thema des nächsten Heftes:

Deutschland vor 
der Bundestagswahl (1/2002)


